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Präsident Walter Momper eröffnet die Sitzung um 
13.00 Uhr. 
 

Präsident Walter Momper: 
Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 32. Sitzung des 
Abgeordnetenhauses von Berlin und begrüße Sie, unsere 
Gäste und die Zuhörer sowie die Medienvertreter ganz 
herzlich. 
 
Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich an 
ein historisches Datum erinnern. Am 24. Juni 1948 – 
kaum drei Jahre nach Beendigung des Zweiten Weltkriegs 
und der Befreiung vom Hitler-Faschismus – riegelte die 
sowjetische Besatzungsmacht West-Berlin von den west-
lichen Besatzungszonen ab: Sämtliche Zufahrtswege zu 
Wasser und zu Land wurden blockiert. Die Lieferung von 
Strom aus dem östlichen Großkraftwerk Golpa-
Zschornewitz in die Westsektoren wurde angeblich wegen 
Kohlemangels abrupt beendet. Mehr als zwei Millionen 
Menschen wurden von der Versorgung abgeschnitten. 
 
Auslöser war der anhaltende Streit der Siegermächte um 
die Währungsreform, die auf die Westsektoren der Stadt 
ausgedehnt werden sollte. Die unterschiedlichen Interes-
sen der Siegermächte in der Mitte Europas waren aller-
dings schon vorher deutlich zutage getreten. Erinnert sei 
in diesem Zusammenhang an die Zwangsvereinigung von 
KPD und SPD zur SED und den Marshallplan. Vorher 
hatten die Sowjets bereits den Alliierten Kontrollrat und 
die Alliierte Kommandantura für Berlin verlassen. Die 
Westalliierten sollten zur Aufgabe ihrer Deutschlandpoli-
tik und zur Aufgabe des Vorpostens West-Berlin ge-
zwungen werden. 
 
Der amerikanische Oberbefehlshaber General Lucius D. 
Clay zögerte nicht und ordnete die Errichtung einer Luft-
brücke an – bereits einen Tag nach Beginn der Blockade. 
 
Heute, am 26. Juni 2008, jährt sich zum 60. Mal der Be-
ginn dieser beispiellosen Versorgungsaktion. Durch die 
drei Luftkorridore der Westalliierten flogen rund 
300 Flugzeuge Tag für Tag Lebensmittel, Industriegüter 
und Kohle nach West-Berlin – insgesamt in den elf Mo-
naten 2,3 Millionen Tonnen. Sogar ein komplettes Kraft-
werk, das Kraftwerk West, das später den Namen „Ernst 
Reuter“ erhielt, wurde über die Luftbrücke nach Berlin 
geflogen. Die US Air Force und die britische Royal Air 
Force wurden dabei von französischen und kanadischen 
Einheiten und von Fliegern aus dem Commonwealth un-
terstützt. 
 
Wir danken den westalliierten Mächten, allen voran den 
Amerikanern und den Briten, für diese einzigartige huma-
nitäre Hilfsleistung. Ohne die Luftbrücke, ohne den Mut 
der Piloten, ohne die Großzügigkeit der amerikanischen, 
britischen und französischen Bevölkerung, die mit ihren 
Steuergeldern diese Operation finanziert haben, wäre 
auch diese Hälfte Berlins nicht Teil der freien Welt 
geblieben. 
 

Mit rund 280 000 Flügen war die Berliner Luftbrücke die 
größte Hilfsaktion aller Zeiten. Zahlreiche alliierte Piloten 
und Flieger verunglückten und verloren ihr Leben wäh-
rend ihrer gefährlichen Tages- und Nachteinsätze für die 
notleidende West-Berliner Bevölkerung. Wir verbeugen 
uns vor den Opfern. 
 
Die Luftbrücke ist weltweit zum Sinnbild des freiheitli-
chen Selbstbehauptungswillens geworden. Für die Ent-
schlossenheit der Westalliierten, West-Berlin nicht auf-
zugeben, waren die Berlinerinnen und Berliner ihnen 
dankbar. Aus den einstigen Feinden und Gegnern wurden 
Freunde und Beschützer. 
 
Das Abgeordnetenhaus bedankt sich bei den USA, bei 
Großbritannien und Frankreich für diese große historische 
Leistung im Namen der Freiheit. Wir werden das nie ver-
gessen. 

[Allgemeiner Beifall] 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich dem Kolle-
gen Wechselberg zur Geburt seines Sohnes Emil-Anton 
gratulieren. – Herzlichen Glückwunsch! 

[Beifall] 

Alles Gute für Mutter und Kind! 
 
Außerdem habe ich Geschäftliches mitzuteilen, nämlich 
eine veränderte Ausschussüberweisung. Die Vorlage – 
zur Beschlussfassung – über Siebtes Gesetz zur Änderung 
des Personalvertretungsgesetzes – 7. PersVGÄndG – 
Drucksache 16/1108, überwiesen in der 23. Sitzung am 
24. Januar 2008 federführend an den Ausschuss für Inne-
res, Sicherheit und Ordnung sowie mitberatend an den 
Ausschuss für Bildung, Jugend und Familie unter Zula-
dung des Ausschusses für Wirtschaft, Technologie und 
Frauen und an den Hauptausschuss, soll nunmehr an den 
Innenausschuss unter Zuladung des Ausschusses für Bil-
dung, Jugend und Familie sowie an den Hauptausschuss 
überwiesen werden. – Widerspruch dazu höre ich nicht, 
dann verfahren wir so. 
 
Am Montag sind folgende vier Anträge auf Durchführung 
einer Aktuellen Stunde eingegangen: 
 
1. Antrag der Fraktion der SPD und der Linksfraktion 

zum Thema: „Ein neuer Leuchtturm für Berlin – In-
ternationales Forum für Spitzenforschung“, 

2. Antrag der Fraktion der CDU zum Thema: „Regieren-
der Bürgermeister Wowereit als Kultursenator – plan-
los, ideenlos, überflüssig!“, 

3. Antrag der Fraktion der Grünen zum Thema: „Die 
Koalition nach dem SPD-Parteitag – die SPD gibt auf: 
das politische Bezirksamt und den Konsolidierungs-
kurs“, 

4. Antrag der Fraktion der FDP zum Thema: „Steuer- 
und Abgabenerhöhungen auf allen Ebenen schaden 
massiv den Bürgern und Unternehmen in Berlin“. 
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Zur Begründung der Aktualität rufe ich SPD und Links-
fraktion auf. – Frau Dr. Koch-Unterseher, Sie haben das 
Wort! 
 

Dr. Jutta Koch-Unterseher (SPD): 

Danke, Herr Präsident! – Der Vorschlag der Koalitions-
fraktionen ist das Thema „Ein neuer Leuchtturm für Ber-
lin – das Internationales Forum für Spitzenforschung“. 
Dies ist ein aktuelles Thema für die Koalitionsfraktionen, 
weil die Verabredung zum Berlin International Forum for 
Excellence zwischen den Präsidenten der Universitäten, 
den außeruniversitären Forschungseinrichtungen und dem 
Senat vor wenigen Tagen vereinbart worden ist. Diese 
Verabredung ist ein bedeutsamer Erfolg für die Weiter-
entwicklung des Wissenschafts- und Forschungsstandor-
tes Berlin, und es lohnt sich für alle, sie nun auch umzu-
setzen. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Es lohnt sich für das Land und die Stadt Berlin mit ihrer 
einzigartigen, vielfältigen Struktur aus universitärer For-
schung, renommierten außeruniversitären Einrichtungen, 
Forschungsverbünden an mehreren, an vielen Standorten. 
Ein Erfolg ist dies und deshalb lohnt sich die Umsetzung 
auch für die Akteure, die die Eckpunkte vereinbart haben. 
Alle Beteiligten haben das behutsame und effiziente Ver-
handlungsverfahren gelobt, für die aufseiten des Landes 
Berlin Senator Zöllner und Staatssekretär a. D. Catenhu-
sen beteiligt waren. Die Sorgen insbesondere der 
Universitäten, etwa dass das Promotionsrecht nicht weiter 
bei ihnen verbleibe, sind in den bisherigen Gespräche 
sorgfältig erörtert und in ihrem Sinne in das Konzept 
aufgenommen worden. 
 
Was sind nun die Eckpunkte, die am 9. Juni vereinbart, in 
einem Memorandum of Understanding einvernehmlich 
unterzeichnet und der Öffentlichkeit vorgestellt wurden? 
– Es geht in wenigen Worten um das Konzept einer Stif-
tung, die bis zum Jahresende konkretisiert werden wird, 
um eine kluge und zukunftsweisende Verwendung der 
bereits eingeplanten zusätzlichen Landesmittel, um die 
Förderung von zukunftsträchtigen Schwerpunktfor-
schungsvorhaben, um Empfehlungen zur Weiterentwick-
lung der Berliner Wissenschafts- und Forschungsland-
schaft, und es geht darum, dass Berlin auch im Bereich 
der Qualitätssicherung innovativ Maßnahmen ergreift. 
Die entsprechenden Gremien sind der Vorstand, die wis-
senschaftliche Kommission und das Kuratorium, das sich 
um Zustiftungen kümmern soll. Dies ist das Grundgerüst 
für ein neues Modell der Zusammenarbeit zwischen Uni-
versitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen, das es so in der Bundesrepublik Deutschland noch 
nicht gibt. Das ist ein guter Tag für Berlin gewesen. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 
Es gilt nun, diesen – bis jetzt im Konsens abgesproche-
nen – Rahmen gemeinsam auszuarbeiten und parlamenta-
risch zu beraten. Diese Einrichtung hat die Kraft, ein Re-
nommee und eine Ausstrahlung zu entwickeln, die so nur 

in Berlin möglich ist, die Berlin – auch nach außen, inter-
national – stärkt und die Berlin in der internationalen For-
schungskonkurrenz qualitative Vorteile einbringen wird.  
 
Unser vorgeschlagenes Thema hat längerfristig positive 
Wirkungen in Berlin und aus Berlin heraus und bleibt 
deshalb auch in den nächsten Monaten aktuell und für uns 
auf der Tagesordnung. 
 
Es ist erstaunlich, dass die Grünen lieber über SPD-
Parteitagsbeschlüsse reden wollen – das ist nachvollzieh-
bar, die SPD ist eine wichtige Partei. Aber es erstaunt, 
dass sie lieber darüber reden wollen und die Koalition kri-
tisieren, weil sie nun – das geschieht ab und an aus gutem 
parlamentarischen Brauch heraus – Oppositionsthemen 
zustimmt. Die Opposition nimmt, so erscheint es mir, ihre 
eigenen Anträge auf Aktuelle Stunden und deren inhaltli-
che Begründung nicht sonderlich ernst. Diesen Eindruck 
hatte ich auch in der letzten Sitzung des Ausschusses für 
Wissenschaft und Forschung vor zehn Tagen. 

[Zuruf von Volker Ratzmann (Grüne)] 

Dort schien es, dass das Interesse am Forum seitens der 
Oppositionsfraktionen in Bezug auf Vertiefung und Nach-
fragen außerordentlich dünn war. 

[Zuruf von Elisabeth Paus (Grüne)] 

Für uns bleibt das Thema weiterhin aktuell und wichtig 
für die Stadt. Wir werden uns heute allerdings dem Vor-
schlag der FDP anschließen, denn insbesondere vor dem 
Hintergrund der Föderalismusreform-II-Debatte hat auch 
das große Bedeutung für Berlin. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Präsident Walter Momper: 
Vielen Dank, Frau Dr. Koch-Unterseher! – Für die CDU-
Fraktion hat Herr Kollege Braun das Wort. – Bitte schön! 
 

Michael Braun (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn Berlin 
auf etwas stolz sein kann, dann auf seine Kultur. Die Kul-
turmetropole Berlin bestimmt weltweit den Zeitgeist mit. 
Tradition und Moderne, Museales, Weltkulturerbe, zeit-
genössische Kunst, Berlinale, Fashion Week, Kirchenmu-
sik, hervorragende Theater, moderne Opern, herausragen-
de Symphonieorchester, unzählige Galerien, junge Musik, 
Karneval der Kulturen, Off-Szene – das ist Berlin, wie es 
weltweit zwischen Prag und New York wahrgenommen 
wird.  
 
Dies alles ist umso beachtlicher, weil und obwohl Rot-Rot 
kein oder bestenfalls ein distanziertes Verhältnis zur Kul-
tur hat, schon gar nicht, weil es der Senat gewollt oder gar 
gefördert hat. Seit 2001 hat der Senat die Zuwendungen 
für die Kultur in Berlin von 510 Millionen € auf 394 Mil-
lionen € gekürzt, 

[Skandal! von der CDU] 
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er hat nicht ein Projekt auf den Weg gebracht, geschweige 
denn kulturpolitische Debatten initiiert. Der Feuilletonist 
der „Welt“ Manuel Brug spricht von „intensiver Planlo-
sigkeit.“  
 
Wenn sich in Berlin kulturpolitisch etwas tut, dann vor 
allem mit Hilfe des Bundes, sei es, weil dieser die Sanie-
rung der Museumsinsel vorantreibt, die Preußenstiftung 
personell hervorragend aufstellt, die Berliner Festspiele 
übernimmt, sich um die Schlösser und Gärten kümmert, 
den Bau des Stadtschlosses endlich entschieden hat oder 
weil er grünes Licht für die Sanierung der Staatsoper gab. 
Dies alles ist nicht selbstverständlich und verdient den 
Dank auch dieses Hauses. 

[Beifall bei der CDU und der FDP – 
Beifall von Alice Ströver (Grüne)] 

Es tut sich kulturpolitisch etwas in unserer Stadt, weil wir 
großzügige Mäzene wie Peter Dussmann, Herrn Thiede, 
Herrn Berggruen und andere haben und weil wir großarti-
ge Fördervereine haben, für die ich stellvertretend Peter 
Raue und den Freundeskreis der Nationalgalerie nenne, 
die mit viel Engagement große und weltweit beachtete 
Ausstellungen in Berlin finanzieren. Auch ihnen gilt der 
Dank der Berliner CDU. 

[Beifall bei der CDU] 

Doch was macht Berlin, was macht der Kultursenator 
Klaus Wowereit? – Er produziert am laufenden Band 
politische Scherbenhaufen. 

[Ach Gott! von der SPD] 

Die Staatsoper macht nur noch durch interne personelle 
Querelen Schlagzeilen – eine Nachfolge für den geschass-
ten Intendanten Musbach ist nicht in Sicht, und es wird 
zugeschaut, wie Daniel Barenboim die Staatsoper zum 
zweiten philharmonischen Orchester umgestaltet. Es wird 
zugeschaut, wie die Volksbühne unter Frank Castorf krea-
tiv erschlafft, in die Krise geratene Standorte wie die Tri-
büne werden abgewickelt, statt zu überlegen, wie ihnen 
geholfen werden kann, und der Senat sieht tatenlos zu. Er 
sieht tatenlos zu, wie weltberühmte, hier lebende Künstler 
wie Thomas Demand oder Olafur Eliasson in New York 
gefeiert werden, während kein Museum in Berlin sie zur 
Kenntnis nimmt. Für eine Kunsthalle, die wir dringend 
brauchen, gibt es kein inhaltliches Konzept, die Kosten 
ihrer Errichtung und Unterhaltung erhofft man sich durch 
Teilnahme am Berliner Grundstücks-Monopoly. So wird 
Herr Wowereit in den Medien – und zwar bundesweit – 
kommentiert. 
 
Wir wollen von Herrn Wowereit und seinem Senat hören, 
welche Pläne er hat, wir wollen mit ihm darüber diskutie-
ren, welche Bedeutung er der Kultur der Stadt beimisst, 
wie er sich in die kulturpolitischen Debatten der Stadt 
einbringt. Ich appelliere an die rot-roten Koalitionäre: 
Geben Sie Herrn Wowereit, geben Sie Herrn Schmitz die 
Chance zu beweisen, dass die Kommentare in allen füh-
renden deutschen Medien falsch sind, die immer wieder 
behaupten, die Kulturpolitik in Berlin zeichne sich durch 

intensive Planungslosigkeit aus. – Ich danke Ihnen für Ih-
re Aufmerksamkeit. 

[Beifall bei der CDU – 
Lars Oberg (SPD): Welche Zeitungen lesen  

Sie eigentlich?] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Kollege Braun! – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht nunmehr Herr Ratz-
mann. – Bitte schön! 

[Christian Gaebler (SPD): Jetzt kommt die  
erste Vorstellungsrede!] 

 

Volker Ratzmann (Grüne): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das aktuellste 
Thema, das diese Stadt beschäftigt, ist, glaube ich, das 
gestrige Fußballspiel!  

[Beifall bei den Grünen] 

Wir haben zwei großartige Mannschaften gesehen,  

[Beifall bei den Grünen und der FDP] 

zwei Mannschaften, die in dieser Stadt wie keine anderen 
verwurzelt sind. Ich fand es großartig, wie die Stadt in der 
Lage war, dieses Fußballereignis zu zelebrieren. Der ei-
gentliche Gewinner gestern war die Integration in dieser 
Stadt, und das ist das Bild, das wir von der Hauptstadt se-
hen wollen! 

[Beifall bei den Grünen, der SPD,  
der CDU und der FDP – 

Beifall von Marion Platta (Linksfraktion)] 

An dieser Stelle möchte ich explizit der Berliner Polizei 
danken, dass sie dafür gesorgt hat, dass das friedlich über 
die Bühne gegangen ist. 

[Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion)] 

Ich danke den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
BSR, die dafür sorgen, dass die Fanmeile vor dem Bran-
denburger Tor sauber abläuft – das ist zukunftsweisend, 
und das wollen wir sehen. 
 
Das ist zukunftsweisender als das, was wir vom SPD-
Parteitag am Wochenende gesehen haben.  

[Beifall bei den Grünen, der CDU und der FDP – 
Ach! von der SPD] 

Auf solchen Parteitagen hängen immer Sinnsprüche an 
der Wand – Sie kennen das alle von Ihren Parteitagen. 
Der Spruch, der für diesen SPD-Parteitag am besten ge-
passt hätte, wäre „Keinen Bock mehr!“ gewesen. 

[Beifall von Andreas Gram (CDU) und  
Kurt Wansner (CDU)] 

Keinen Bock mehr auf die Sprüche von Sarrazin, keinen 
Bock mehr auf den Umbau der Sozialversicherungssys-
teme, keinen Bock mehr auf das politische Bezirksamt. 
Diese SPD ist eine Null-Bock-Partei geworden. 
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[Beifall bei den Grünen, der CDU und der FDP] 

Diese SPD hat sich von jeglichem Gestaltungsanspruch 
für die Stadt verabschiedet, und das ist schade. Ich bedau-
re das zutiefst, weil diese Stadt politische Kräfte braucht, 
die wirklich in der Lage sind, zu gestalten. Hätten wir die 
Wirtschaftskraft von Hamburg, 

[Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion)] 

hätten wir zwei Milliarden € mehr Gewerbesteuer, und 
wir hätten 600 Millionen € weniger Ausgaben für die 
Kosten der Unterkunft. Genau das müssen wir für diese 
Stadt gestalten, und davon haben Sie sich verabschiedet! 

[Beifall bei den Grünen, der CDU und der FDP – 
Zuruf von Lars Oberg (SPD)] 

Sie sind in Ihren bundespolitischen Taktierereien verfan-
gen; für die SPD darf das rot-rote Experimentierfeld kei-
nen Kratzer kriegen. Die Linken sind darauf angewiesen, 
dass sie die Direktiven der obersten Leitung von Oskar 
Lafontaine auch tatsächlich umsetzen. So wird aus dieser 
Stadt nichts mehr. 
 
Wir hatten ein herausragendes Beispiel: Das war Ihre 
peinliche Vorstellung bei der Zustimmung zum EU-
Vertrag.  

[Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion) – 
Zurufe von der Linksfraktion] 

Wir merken es jeden Tag in der aktuellen tagespolitischen 
Debatte. Wir haben monatelang eine Diskussion darüber 
geführt, wie 24 Stellen zum Schutz von Kindern in dieser 
Stadt besetzt werden können. Die PDS, die Linke,  

[Uwe Doering (Linksfraktion): Wen meinst du  
denn nun?] 

ist nicht in der Lage, mit gezielten personalpolitischen 
Maßnahmen zu agieren, um da auch wirklich etwas zu 
tun. Die SPD sagt: Wir machen das aus dem Bestand. – 
Fünf Monate lang ist nichts passiert. Wer sind die 
Leidtragenden? – Die Kinder dieser Stadt! 

  

[Beifall bei den Grünen – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Das ist ein Armutszeugnis für eine Regierung.  
 
Sie haben sich aber nicht nur von der Zukunftsgestal-
tungsfähigkeit der politischen Kräfte in dieser Stadt ver-
abschiedet, Sie haben sich auch von dem verabschiedet, 
was wir alle hier im Haus vor langer Zeit beschlossen ha-
ben, nämlich von der Einführung des politischen Be-
zirksamts.  

[Zuruf von Uwe Doering (Linksfraktion)] 

Ich bin gespannt, wie die SPD diesen Parteitagsbeschluss 
umsetzen will. 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Und die CDU, Ihr  
Bündnispartner!] 

Ihr Herr Lederer, lieber Herr Doering, hat auch schon 
Skepsis angemeldet. Das haben wir auch nicht anders er-
wartet. Wenn die SPD hustet,  

[Ha, ha! von der Linksfraktion] 

fällt die Linke um. Das ist schon klar.  

[Beifall bei den Grünen] 

Wir werden auch sicherlich die Klimmzüge von Ihnen 
sehen, wie Sie versuchen, das umzusetzen. Aber ich sage 
Ihnen: Das wird nicht so leicht werden! Wir haben in un-
serer Verfassung eine Regelung, die sagt: 2010 ist Schluss 
mit dem d’Hondt-Verfahren zur Bildung der Bezirksäm-
ter. – Wir haben ein Bezirksverwaltungsgesetz, in dem in 
§ 35 Abs. 2 steht, dass im Jahr 2010 Schluss ist. Dann 
wird gewählt. Jetzt will ich von der SPD sehen, wie sie 
die verfassungsändernde Mehrheit hier im Haus 
zusammenbekommt,

[Uwe Doering (Linksfraktion): Mit der CDU! – 
Zuruf von der SPD: Peinlich!] 

um wieder eine Verfassungsgrundlage zu schaffen, damit 
letztlich das politische Bezirksamt verhindert wird. Ich 
kann Ihnen nur sagen: Das ist ein Rückschritt in Zeiten, 
die wir längst überwunden glaubten. Das ist ein Zeugnis 
dafür, dass Sie aufgeben, die Stadt wirklich zukunftsfähig 
zu machen. Das darf für diese Stadt so nicht weitergehen, 
und das dürfen wir als Opposition auch nicht hinnehmen. 
– Vielen Dank! 

[Beifall bei den Grünen und der FDP – 
Beifall von Dr. Friedbert Pflüger (CDU)] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Kollege Ratzmann! – Für die Fraktion 
der FDP hat nunmehr der Kollege Dr. Lindner, der Frak-
tionsvorsitzende, das Wort. – Bitte schön, Herr Dr. Lind-
ner! 
 

Dr. Martin Lindner (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Kolle-
ge Ratzmann! Sie haben recht: Es ist weniger die Be-
zirksamtsstruktur, die die Bürger aktuell interessiert, son-
dern wahrscheinlich der Fußball.  

[Christian Gaebler (SPD): Jetzt nicht schon alles  
aus der Aktuellen Stunde verschießen!] 

Auch allen Ihren Einschätzungen schließe ich mich an. 
Aber, Kollege Ratzmann, Sie werden mir auch recht ge-
ben: Die Bürgerinnen und Bürger, die auf der Fanmeile 
sind, wollen sich da auch das eine oder andere leisten 
können, 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Genau!] 

vielleicht das eine oder andere Bierchen trinken können. 
Deswegen fordert die FDP, einmal zu schauen, wie es im 
Geldbeutel der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt aus-
sieht, ob sie überhaupt noch in der Lage sind, hier richtig 
kräftig zu feiern. 

[Beifall bei der FDP – 
Uwe Doering (Linksfraktion): Niemand hat gestern  

gefeiert!] 

2846 



Abgeordnetenhaus von Berlin – 16. Wahlperiode 32. Sitzung vom 26. Juni 2008
 
Dr. Martin Lindner 

Dann stellen wir fest, dass infolge des weltweiten Wirt-
schaftsaufschwungs und des Konjunkturaufschwungs in 
Deutschland auch Berlin profitiert hat und sich die Brut-
toeinkommen in dieser Stadt erfreulicherweise nach oben 
entwickeln. Wir haben in Berlin einen Anstieg von 2004 
auf 2005 von 2 Prozent und von 2005 auf 2006 noch ein-
mal von 2,9 Prozent. Das ist nicht schlecht. Es ist nur die 
Frage: Was bleibt am Ende übrig? Was hat der Bürger 
netto in der Tasche? – Wir stellen fest, dass zwar Rot-
Grün eine gewisse Steuerreform durchgeführt hat. Wenn 
wir uns aber genauer anschauen, wer der Profiteur ist, 
dann stellen wir fest: Profiteure sind die unteren Ein-
kommen. Sie haben von der Absenkung des Eingangs-
steuersatzes von 25 auf 15 Prozent profitiert. Die Topein-
kommen haben auch profitiert, weil der Spitzensteuersatz 
von 53 auf 42 Prozent zurückgegangen ist. Aber Verlierer 
der Reform ist die Mitte der Gesellschaft, weil immer 
mehr Steuerzahler quasi zu Topverdienern erklärt werden, 
weil sie schon ab einem relativ geringen Einkommen in 
den Spitzensteuersatz fallen. Ein lediger Arbeitnehmer 
zahlt heute ab einem Jahreseinkommen von 52 000 € den 
Höchstsatz von 42 Prozent. Das heißt, wer heute 1,8 Mal 
so viel verdient wie der Durchschnitt, der zählt für den 
Staat schon als Topverdiener. 1958 musste den Spit-
zensteuersatz nur derjenige zahlen, der 20 Mal so viel 
verdient hat wie der Durchschnitt. 

[Ramona Pop (Grüne): Das stimmt nicht!] 

Schwarz-Rot hat mit 19 Steuererhöhungen, darunter eine 
massive Mehrwertsteuererhöhung, das Geringe, was bei 
der Steuerreform an Vergünstigungen angefallen ist, wie-
der wettgemacht. Auch Rot-Rot im Lande Berlin erhöht 
Steuern und Abgaben, wo immer es kann, führt neue wie 
das Straßenausbaubeitragsgesetz ein und greift auch auf 
Landesebene den Bürgern unverfroren in die Tasche, wo 
immer es geht. 

[Beifall bei der FDP – 
[Uwe Doering (Linksfraktion): Zum Beispiel?] 

Wir haben zusätzlich eine Erhöhung der Verbraucherprei-
se. Die Erzeugerpreise sind im Mai 2008 im Vergleich 
zum Vorjahr um 6 Prozent gestiegen. Preistreiber waren 
die Energiepreise für Strom und Erdgas. Sie fragen: Was 
hat der Staat damit zu tun? – Ganz einfach: Der Staat 
stopft sich hier wie ein Hedgefonds durch seine gleich-
bleibend hohen steuerlichen Belastungen auf die Energie-
preise auch die Taschen voll wie ein Oligarch oder Öl-
scheich. Sie sitzen auch hier in Berlin und nicht nur in 
Dubai, Moskau oder sonst wo. Auch hier schlägt der Staat 
auf allen Fronten zu und profitiert von steigenden Ener-
giepreisen. 

[Beifall bei der FDP – 
Zurufe von Stefan Liebich (Linksfraktion)] 

Ich sage Ihnen: Da nützt den Bürgerinnen und Bürgern 
auch kein Mindestlohn von 5 €, wie der Senat dies for-
dert, denn die Einnahmen des Staates sind im selben Zeit-
raum beträchtlich gestiegen, allein um 5 Prozent auf 
1,6 Milliarden €, größter Zuwachs Bruttoinlandsprodukt, 
das Land Berlin im selben Zeitraum auch um 5 Prozent. 

Der Staat profitiert, das ist das Resümee, das man ziehen 
kann. 
 
Wir haben einen reichen Staat, der sich die Taschen im-
mer mehr vollstopft, und wir haben arme Bürgerinnen 
und Bürger, die teilweise verzweifelt sind, wie sie gerade 
die gestiegenen Lebenshaltungskosten noch bestreiten 
können, und Unternehmen wie Reemtsma, die unter die-
ser massiven Steuererhöhungsorgie des Staates so leiden, 
dass sie Standorte wie in Berlin dichtmachen. Das sind 
die aktuellen Probleme der Bürger. 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Das sind Bundesthemen!] 

– Das sind keine Bundestagsthemen, sondern Landesthe-
men! Reemtsma ist ein Unternehmen im Land Berlin, und 
wir werden Sie nachher noch damit konfrontieren, was 
wir und Sie hätten tun können. Sie sind mitverantwort-
lich. Sie sitzen hier in der Regierung, und die Leute leiden 
unter Ihren Steuererhöhungen, unter PDS-Steuer- und 
Abgabenerhöhungen. 

[Beifall bei der FDP und der CDU – 
Zuruf von Uwe Doering (Linksfraktion)] 

Wer hat denn das Straßenausbaubeitragsgesetz einge-
führt? – Das war doch die PDS! Wer kassiert denn hier 
die hohen Wasserpreise? – Das ist doch die PDS! 
 

Präsident Walter Momper: 
Würden Sie zum Schluss kommen, Herr Kollege? 
 

Dr. Martin Lindner (FDP): 

Deswegen müssen wir uns auch hier in einem Landespar-
lament darüber unterhalten, wie Sie die Landeskinder in 
Berlin abkassieren. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Dr. Lindner! 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, und ich las-
se über das Thema der heutigen Aktuellen Stunde ab-
stimmen 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Wem sollen wir  
zustimmen?] 

– das sage ich Ihnen gleich –, und zwar zuerst über das 
Thema der Fraktion der FDP, da sich in den Vorgesprä-
chen eine Mehrheit dafür abgezeichnet hat.  

[Uwe Doering (Linksfraktion): Leider!] 

Wer dem Vorschlag der FDP seine Zustimmung zu geben 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
die FDP, die SPD und die Linke. Danke! – Die Gegen-
probe! – Ersteres war die Mehrheit. Danke schön! – Dann 
ist das so beschlossen. Enthaltungen sehe ich nicht. 

[Heiterkeit bei der FDP] 
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Die anderen beantragten Themen haben damit ihre Erle-
digung gefunden.  
 
Ich möchte Sie nunmehr auf die Ihnen vorliegende Kon-
sensliste sowie auf das Verzeichnis der Dringlichkeiten 
hinweisen. Ich gehe davon aus, dass allen eingegangenen 
Vorgängen die dringliche Behandlung zugebilligt wird. 
Sollte dies im Einzelfall nicht Ihre Zustimmung finden, so 
bitte ich um entsprechende Mitteilung. 
 
Für die heutige Sitzung lagen dem Ältestenrat die folgen-
den Entschuldigungen von Senatsmitgliedern vor: Senator 
Dr. Sarrazin wird nach TOP 3 – Aktuelle Stunde – abwe-
send sein, um zur Föderalismuskommission II zu gehen. 
Der Regierende Bürgermeister wird ab ca. 13.45 Uhr ab-
wesend sein, dann aber wieder vorübergehend anwesend 
sein für den TOP 9 – Große Anfrage zur Flughafenpolitik. 
Auch er geht zur Föderalismuskommission II.  
 
Ich rufe auf  

lfd. Nr. 1: 

Fragestunde – Mündliche Anfragen 
Das Wort zur Mündlichen Anfrage Nummer 1 zum The-
ma  

Übergang in Beschäftigung – wie erfolgreich  
sind die Berliner Jobcenter? 

hat Frau Abgeordnete Burgunde Grosse von der Fraktion 
der SPD. – Bitte schön, Frau Grosse, Sie haben das Wort! 
 

Burgunde Grosse (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich frage den Senat:  

 
1. Wie beurteilt der Senat das unterschiedliche Ab-

schneiden der 12 Berliner Jobcenter bei der Vermitt-
lung von Arbeitslosengeld-II-Beziehern in sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung, das die Studie der 
Bundesagentur von Juni 2008 ergeben hat? 

 
2. Welchen Zusammenhang sieht der Senat zwischen der 

Sozialstruktur und dem Bildungshintergrund der Kun-
dinnen und Kunden und dem Vermittlungserfolg? 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Das Wort zur Beantwortung hat Frau Se-
natorin Knake-Werner. – Bitte sehr, Sie haben das Wort! 
 

Senatorin Dr. Heidi Knake-Werner (Senatsverwaltung 
für Integration, Arbeit und Soziales): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Frau Abgeordnete Grosse! In der Tat: 
Die Bundesagentur für Arbeit hat im Juni die Ergebnisse 
einer Sonderauswertung veröffentlicht, bei der es darum 
gegangen ist, den Übergang von Arbeitslosengeld-II-Be-
zieherinnen und -beziehern in sozialversicherungspflich-

tige Beschäftigung zu ermitteln. Meine Senatsverwaltung 
prüft diese Studie und deren Ergebnisse zunächst.  
 
Ich kann jedoch schon jetzt feststellen: Die Studie ist na-
türlich – das ist allen hier auch klar – vor dem Hinter-
grund der laufenden Diskussionen um das Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil zu der künftigen Organisationsform 
der Jobcenter und der AGen in Berlin zu verstehen und 
erhält so einen ganz anderen Stellenwert. Eines wird aus 
der Studie auf jeden Fall deutlich: Die Optionskommunen 
schneiden klar schlechter ab als zum Beispiel die Arbeits-
gemeinschaften, die in Berlin die Grundlage für die Ar-
beit mit Langzeitarbeitslosen sind, und ebenso deutlich 
schlechter ab als die Regionen, in denen Kommunen und 
Bund getrennt arbeiten. Damit bekommt die Bundesan-
stalt für Arbeit Unterstützung für das von ihr besonders 
geförderte Projekt „Kooperatives Jobcenter“. Man muss 
überprüfen, ob die Grundlage dafür mit dieser Studie aus-
reichend ist, unabhängig davon, dass wir auch die Opti-
onskommunen nicht gerade für eine gute Lösung halten, 
weil damit die Verantwortung für die Langzeitarbeitslo-
sigkeit vollständig an Länder und Kommunen übertragen 
wird und nicht mehr beim Bund liegt.  
 
Die Ausrichtung dieser Studie wirft eine Reihe von 
Fragen auf. Ich zum Beispiel habe durchaus Zweifel, ob 
die Ergebnisse dieser Studie für das Jobcenter-Ranking, 
was hier vorgenommen worden ist, und das 
unterschiedliche Abschneiden insbesondere auch der 
Berliner Jobcenter aussagefähig genug ist. Die 
Untersuchung legt Daten sehr eingeschränkt zugrunde. 
Was wurde untersucht? – Es wurde der Anteil der 
Übergänge von SGB-II-Leistung beziehenden Personen in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung pro Monat 
ermittelt. Der Erhebungszeitraum liegt gut ein Jahr 
zurück. Die Daten stammen also aus den ersten sechs 
Monaten des Jahres 2007. Seitdem hat sich 
zugegebenermaßen in den Jobcentern einiges geändert, 
was die Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

r oder auch die Personalausstattung angeht.  te 
Die sozialen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
der jeweiligen Regionen sind relativ holzschnittartig 
zugrunde gelegt worden. Es sind Cluster gebildet worden. 
So sind zum Beispiel alle Berliner Bezirke in einem 
Cluster zusammengefasst worden, obwohl wir wissen, 
dass wir in den Berliner Bezirken sehr unterschiedliche 
soziale und wirtschaftliche Bedingungen und damit auch 
unterschiedliche Ausgangssituationen für die Langzeitar-
beitslosen haben. Deshalb bin ich der Überzeugung, dass 
es schwer ist zu sagen, die Berliner Jobcenter sind besser 
oder schlechter als andere. Im Übrigen finde ich, dass sich 
die Berliner Jobcenter in diesem Ranking durchaus sehen 
lassen können. 
 
Richtig ist aber, was Sie gesagt haben, dass es Unter-
schiede zwischen den einzelnen Jobcentern gibt. Sie 
schneiden unterschiedlich ab. Da spielt eine Rolle, dass 
zum Beispiel die soziale und wirtschaftliche Situation in 
Neukölln oder in Spandau nicht mit einbezogen worden 
ist, genauso wenig wie die von Steglitz-Zehlendorf und 
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Charlottenburg-Wilmersdorf. Wir wissen auf der Grund-
lage unserer Sozialdaten, dass es erhebliche Unterschiede 
gibt. Deshalb teile ich Ihre Auffassung, dass selbstver-
ständlich der Bildungsstand für die Integration von Er-
werbslosen in das Arbeitsleben entscheidend ist. Auch die 
soziale Lage ist ein wichtiger Aspekt für die erfolgreiche 
Integration. Allein aus diesen Aspekten heraus erklären 
sich die Unterschiede bei den Berliner Jobcentern.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Frau Senatorin! – Jetzt gibt es eine Nach-
frage von Frau Grosse. – Bitte schön, Frau Grosse! 
 

Burgunde Grosse (SPD): 

Frau Senatorin! Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die 
Jobcenter die Mittel, die in 2008 für die Integration bzw. 
für die Maßnahmen zur Verfügung stehen, gerade auf-
grund der Studie auch vollständig ausschöpfen werden? 
Werden Sie sich dafür weiterhin einsetzen, dass in den 
Jobcentern, die nicht so gut abgeschnitten haben, der 
Schwerpunkt auf Ausbildung und Qualifizierung gelegt 
wird? Welche Möglichkeiten haben Sie? 
 

Präsident Walter Momper: 
Frau Senatorin Knake-Werner, bitte! 
 

Senatorin Dr. Heidi Knake-Werner (Senatsverwaltung 
für Integration, Arbeit und Soziales): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich werde mich als aller-
erstes dafür einsetzen, dass diese Studie und die Ergebnis-
se dieser Studie im Forum der Geschäftsführerinnen und 
Geschäftsführer der Jobcenter diskutiert werden. Dort ge-
hört es hin, denn es ist das Gremium, in dem derartige 
Fragen ihren Platz haben und wo wir sie gemeinsam mit 
den Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern erörtern.  
 
Dass die zur Verfügung stehenden Mittel voll ausge-
schöpft werden, ist eine Selbstverständlichkeit. Ich finde 
es immer wieder problematisch, dass das nicht in allen 
Jobcentern gelingt. Wir setzen uns selbstverständlich auf 
der Ebene, die wir beeinflussen können, dafür ein, dass 
die Mittel ausgeschöpft werden.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Frau Senatorin!  
 
Jetzt geht es weiter mit einer Frage des Kollegen Frank 
Henkel von der Fraktion der CDU zum Thema 

Kita Morgenland – eine Kita wie alle anderen  
Kitas in freier Trägerschaft? 

– Bitte schön, Herr Henkel, Sie haben das Wort! 
 
 
 
 

Frank Henkel (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich frage den 
Senat:  
 
1. Wurde im Fall der Kita Morgenland ein förmliches 

Anerkennungsverfahren des Trägervereins als Träger 
der freien Jugendhilfe durchgeführt, so wie es bei an-
deren Trägern üblich ist? Wenn ja, mit welchem Er-
gebnis, wenn nein, warum nicht? 

 
2. Warum hat sich der Senat entschlossen, trotz erhebli-

cher festgestellter konzeptioneller und anderer Mängel 
nur mit Auflagen zu arbeiten, und wie begründet er 
seine Überzeugung, dass diese wirklich geeignet sind, 
den pädagogischen Alltag in der Kita beurteilen und 
beeinflussen zu können? 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Kollege! – Für den Senat antwortet der 
Bildungssenator Prof. Zöllner. – Bitte, Sie haben das 
Wort!  
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eine Aner-
kennung als Träger der freien Jugendhilfe ist für die Er-
laubnis einer Einrichtung nach § 45 SGB VIII und § 30 
KJHG keine Voraussetzung. Gegenstand der Prüfung für 
die Erlaubniserteilung nach § 45 SGB VIII ist die Frage, 
ob das Wohl des Kindes in der Einrichtung gefährdet ist. 
Wenn der Träger zusichert, die in diesem Fall speziell, 
klar und weitreichend formulierten Auflagen sicherzustel-
len und sich besonderen Kontrollverfahren unterwirft, be-
steht nach derzeitiger Sach- und Rechtslage keine Mög-
lichkeit, den Antrag auf die Erteilung der Betriebserlaub-
nis abzulehnen.  
 
Zu Frage 2: Die Einrichtungsaufsicht hat keine erhebli-
chen konzeptionellen Mängel festgestellt. Der Verein 
wurde bezüglich der ersten pädagogischen Konzeption 
beraten. Die Konzeption enthält unter anderem das Be-
kenntnis zum Grundgesetz und zur Umsetzung des Berli-
ner Bildungsprogramms. Ausdrücklich wird auch auf die 
Gleichbehandlung von Mädchen und Jungen, das friedli-
che Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Re-
ligion und Kultur eingegangen. 
 
Nachdem die Kindertagesstätte am 19. Mai 2008 den Be-
trieb aufgenommen hat, wird das Fachpersonal die päda-
gogische Konzeption konkretisieren und auf den pädago-
gischen Alltag übertragen. Um dieses sicherzustellen, 
dienen die vielfältigen Auflagen, deren Einhaltung der 
Träger bereits zugesichert hat. Die Personalauswahl wird 
Erzieherinnen und Erziehern unterschiedlicher Konfessi-
onen bzw. auch ohne Konfession berücksichtigen. Die 
Einrichtungsaufsicht meines Hauses wird angemeldete 
und unangemeldete Besuche und Hospitationen durch-
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führen. Der Träger hat sich bereit erklärt, mit einer durch 
das Bezirksamt Mitte ausgewählten Person des öffentli-
chen Vertrauens zusammenzuarbeiten. Sie wird dafür 
Sorge tragen, dass die Kindertagesstätte mit anderen 
Diensten und Einrichtungen im Sozialraum vernetzt und 
in Gremien der Jugendhilfe eingebunden wird und auch 
auf diesem Wege eine laufende Kontrolle über die Tätig-
keit des Trägers gegeben ist. Nicht zuletzt wird die mit 
dem Beitritt zur Qualitätsentwicklungsvereinbarung ver-
pflichtende externe Evaluation der pädagogischen Arbeit 
Aussagen über die Qualität der tatsächlichen Arbeit vor 
Ort zulassen. Das heißt, eine objektive, externe Beurtei-
lung der Arbeit des Trägers ist gewährleistet. 
 

Präsident Walter Momper: 
Eine Nachfrage des Kollegen Henkel. – Bitte schön! 
 

Frank Henkel (CDU): 

Herr Senator Zöllner! Da den Betreibern der Kita „Mor-
genland“ viele Auflagen gemacht worden sind, sich Hos-
pitationen, Prüfungen der Auflagen und externe Evaluati-
on nach Aussagen von Ihnen im letzten Bildungsaus-
schuss über einen längeren Zeitraum erstrecken werden: 
Wie will der Senat verhindern, dass sich durch diese Vor-
gehensweise diese Kita als Türöffner für weitere proble-
matische Träger erweist? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Zöllner, bitte schön! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Die Aussage „weitere“ unterstellt etwas, was ich nicht zur 
Basis meiner Ausführungen gemacht habe, sondern meine 
Ausführungen waren dergestalt, um zu belegen, dass die 
sorgfältige Einzelfallprüfung, zu der ich verpflichtet bin, 
zu dem beschriebenen Ergebnis gekommen ist. Dieses 
wird der einzige Weg sein, um – unabhängig davon, 
durch wen und ob mit oder ohne Verbindung zu diesem 
Träger – bei einem Neuantrag eine sachgemäße Entschei-
dung fällen zu können. 
 

Präsident Walter Momper: 
Eine Nachfrage von Frau Kollegin Jantzen. – Bitte schön, 
Frau Jantzen! 
 

Elfi Jantzen (Grüne): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Angesichts dieses Falles, 
aber auch unabhängig davon, frage ich Sie, Herr Zöllner: 
Welche Möglichkeiten hat denn die Kitaaufsicht im Vor-
feld solcher Erlaubniserteilungsverfahren, Nachforschun-
gen oder Erkenntnisse über extremistische Tendenzen bei 
Trägern oder Einzelpersonen von Vereinen zu sammeln, 
weil das auch in anderen Bereichen vorkommen kann? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Zöllner, bitte schön! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Jetzt muss ich meine ganze Kreativität anstrengen, um die 
Kreativität der Mitarbeiter des Jugendbereichs, die das 
beurteilen müssen, nachvollziehen zu können. 

[Christoph Meyer (FDP): Das war jetzt komisch!] 

Ich gehe davon aus, dass sie auf dieselben Informations-
quellen zurückgreifen, die in unserem rechtstaatlichen 
System innerhalb von Verwaltung gegeben sind. 

[Oliver Schruoffeneger (Grüne): Wissen Sie 
annähernd, worüber Sie reden?] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Senator! – Herr Kollege Liebich von 
der Linksfraktion hat das Wort zu einer Frage zu dem 
Thema  

Föderalismusreform II sozial gerecht und  
im Berliner Interesse? 

– Bitte schön! 
 

Stefan Liebich (Linksfraktion): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Senat 
 
1. Wie bewertet der Senat den Vorschlag der Vorsitzen-

den der Föderalismuskommission II, Dr. Peter Struck 
und Günther Oettinger, über Eckpunkte zur Moderni-
sierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen im Hin-
blick auf den Beschluss des Abgeordnetenhauses von 
Berlin über „Föderalismusreform II sozial gerecht und 
im Berliner Interesse ausgestalten“? 

 
2. Teilt der Senat die Einschätzung, dass mit der Absage 

an einen Einstieg in die Altschuldentilgung im Rah-
men der Föderalismusreform II auch die Vorausset-
zung zur Zustimmung Berlins zu einer Verschul-
dungsgrenze entfallen ist? 

[Joachim Esser (Grüne): Das hättest du gerne!] 

 

Präsident Walter Momper: 
Der Regierende Bürgermeister – bitte schön! 
 

Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit: 
Herr Präsident! Herr Abgeordneter! Den Text der Eck-
punkte haben wir dem Abgeordnetenhaus zur Kenntnis 
gegeben. Aus diesem Text geht hervor, dass wir noch 
zwei Sitzungen für die aktuelle Beratung haben. Dort 
werden erst einmal die Eckpunkte der beiden Vorsitzen-
den beraten. Das findet heute ab 14.00 Uhr statt und dann 
noch einmal Anfang Juli. Das Eckpunktepapier beinhaltet 
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den Vorschlag, dass vier Arbeitsgruppen gegründet wer-
den sollen, die Konkretisierungen der einzelnen ange-
sprochenen Punkte vornehmen sollen. Dementsprechend 
ist es heute aus meiner Sicht zu früh, eine abschließende 
Wertung vorzunehmen, weil es gerade Inhalt dieser Eck-
punkte ist, dass es in fast keinem Fall eine Einigung gibt, 
außer bei der Kfz-Steuer. Weder die Verschuldungsober-
grenzen noch die Frage von Entschuldungshilfen sind 
heute abschließend als Vorschlag von den beiden Kom-
missionsvorsitzenden vorgelegt worden und konnten es 
aus meiner Sicht auch noch nicht. Dementsprechend wür-
de ich mit einer Positionierung des Landes Berlin zu Er-
gebnissen der Föderalismuskommission II, von denen 
heute überhaupt noch nicht erkennbar ist, wie sie ausse-
hen werden, vorsichtig sein. 
 
Für das Land Berlin ist es selbstverständlich wesentlich: 
Wie wirkt sich die einzelne Beschlusslage auf die Situati-
on des Landes aus? – Wir haben in mehreren Sitzungen 
deutlich gemacht, dass wir vonseiten der Regierung im 
Land Berlin ein großes Interesse daran haben, dass Haus-
haltskonsolidierung, sowohl im Bund als auch in den 
Ländern betrieben wird. Wir können da gute Erfolge vor-
weisen, die sich auch bundesweit sehen lassen können. 
Dementsprechend gibt es überhaupt keinen Zweifel daran, 
dass das für uns ein sehr wesentliches Ziel ist. Auf der 
anderen Seite wissen wir auch, dass es konjunkturelle 
Schwankungen geben kann, wo es notwendig ist, neue 
Kredite aufzunehmen. Dieses dann in einen Verfassungs-
text münden zu lassen, ohne dass man seinen Handlungs-
spielraum einengt, ist eine Kunst, die in der Kommission 
noch zu leisten ist. Dementsprechend gibt es Vorschläge 
unterschiedlichster Art, die beispielsweise von einer 
Nullverschuldung bis zu 0,75 Prozent ausgehen. Das ist 
noch eine relative Bandbreite. – Nach heutigem Kenntnis-
stand kann man nur davon ausgehen, dass es eine Ver-
schuldungsobergrenze und eine verfassungsrechtliche Re-
gelung für den Bund – wenn überhaupt – im Grundgesetz 
gibt und dass dann selbstverständlich in 16 Länderparla-
menten zu entscheiden sein wird, ob man sich dieser Re-
gelung anschließt oder nicht. Es wird keine Verknüpfung 
geben können, dass in dieser Kommission durch Be-
schlussfassung des Bundestags und des Bundesrats für 
den Bund und für die 16 Länder eine einheitliche Rege-
lung getroffen wird. Ob es am Ende eines langen Prozes-
ses in den Parlamenten dazu kommt, ist eine andere Fra-
ge. 
 
Die für Berlin wichtige Frage lautet, ob bei einer eventu-
ellen Entschuldungshilfe Berlin dabei ist. Für uns ist das 
ein Essential der gesamten Arbeit. Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass Berlin nicht dabei ist – wenn man die Son-
derbelange des Landes Bremen ausklammert. In dem 
Moment, wo mindestens ein zweites Land dabei ist, muss 
Berlin dabei sein. Sonst wird Berlin kaum den Finger für 
Vereinbarungen heben können, die eine Entschuldungs-
hilfe bedeuten. Das liegt nicht daran, dass wir einfach nur 
reflexartig sagen: Wir wollen etwas von den 1,2 Milliar-
den € abhaben, die da in Aussicht gestellt werden, 
600 Millionen € vom Bund, 600 Millionen € von den 

Ländern. – Auch da weiß man noch nicht, wie sie gespeist 
werden, nur von den Geberländern oder von allen Län-
dern. – Das ist alles noch offen. Aber nehmen wir einmal 
an, es käme zu einem Entschuldungstopf, dann kann ich 
mir kein Modell vorstellen, bei dem das Land Berlin nicht 
dabei ist, es sei denn, dass man für die Sondersituation 
Bremen eine Alleinstellungsregelung machen würde.  
Aber in dem Moment, wo das Saarland oder Schleswig-
Holstein, die heute mit im Gespräch sind, dabei sind, wäre 
es nach meinen mir vorliegenden objektivierbaren Eckda-
ten nicht zu verantworten, dass Berlin nicht dabei ist. 
Nicht weil wir sagen, wir wollen auch etwas abhaben. 
Wenn man sich jedoch den Schuldenstand von 60 Milli-
arden € plus die damit verbundenen Zinszahlungen, die 
Pro-Kopf-Verschuldung des Landes, die Zinssteuerquote 
und andere Indikatoren anschaut, dann kann ich mir nicht 
vorstellen, dass Schleswig-Holstein oder das Saarland et-
was bekommen und Berlin nicht. Insofern ist das ein Ar-
gument, das wir in der Diskussion in der Föderalismusre-
form II immer wieder vorbringen werden. Ich habe das 
bei allen entsprechenden Vorbereitungen auch für das 
Eckpunktepapier getan. Der Finanzsenator hat das auch 
getan. 
 
Bei anderen Fragen der Verwaltungskooperation oder 
Veränderungen wie beispielsweise der Zuständigkeit des 
Bundes für die Finanzämter ist Berlin immer fortschritt-
lich. Da sind wir allein auf weiter Flur. Bei der Kfz-Steuer 
könnte es eine Einigung geben. Im Prinzip sind heute 
noch viele Fragen offen. Ein Gesamtkonzept, wie es sein 
könnte, ist zwar angedeutet. Da aber alle Beteiligten bis-
lang gesagt haben, dass alle Punkte miteinander verknüpft 
sind, ist heute nicht absehbar, wie anschließend die Ge-
mengelage aussehen wird und die Vorschläge sein wer-
den. Deshalb nehmen wir das als Zwischenstand, als Ar-
beitsauftrag für die Zeit nach der Sommerpause. Es ist der 
Wunsch der beiden Vorsitzenden der Kommission, dass 
diese im Oktober einen Abschlussbericht vorlegt. Wie er 
aussieht, können wir heute noch nicht beurteilen. 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Regierender Bürgermeister! – Jetzt 
gibt es eine Nachfrage des Kollegen Liebich – und er hat 
dazu das Wort! 
 

Stefan Liebich (Linksfraktion): 

Herr Regierender Bürgermeister! Weil Sie gesagt haben, 
dass wir ein Interesse daran haben, Haushaltskonsolidie-
rung weiter voranzutreiben, frage ich Sie: Ist nicht gerade 
das Land Berlin ein Beispiel dafür, dass man ohne Quoten 
und sonstige Verabredungen allein durch politische Ent-
scheidungen Haushaltskonsolidierung vorantreiben kann? 

[Christoph Meyer (FDP): Davon träumen Sie!] 

 

Präsident Walter Momper: 
Herr Regierender Bürgermeister – bitte schön! 
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Herr Präsident! Herr Abgeordneter Liebich! Selbstver-
ständlich sind Postulate, die auch in der Verfassung ste-
hen, nur dann umsetzbar, wenn das Parlament willens ist, 
sie Realität werden zu lassen. Auch jetzt haben und hatten 
wir Verschuldungsobergrenzen, beispielsweise durch die 
Investitionsquote. Trotzdem haben sehr viele Landespar-
lamente und der Bund – von Verfassungsgerichten bestä-
tigt – verfassungswidrige Haushalte vorgelegt. 

[Christoph Meyer (FDP): Sie auch!] 

– Wir auch. Aber ich prognostiziere, dass auch Sie das 
hätten tun müssen, weil es dazu keine Alternative gab. 
Auch Sie werden nicht aus dem Stand aus einem Haushalt 
mit einem Volumen von rund 20 Milliarden € 5 Milliar-
den € herausstreichen können. Das heißt, es bedarf immer 
des Willens, unabhängig von der konkreten 
verfassungsrechtlichen Regelung. Ohne diesen Willen 
wird sich die Verfassungsnorm nicht verwirklichen las-
sen. Ich kann mir auch nicht vorstellen, wie eventuelle 
Sanktionsmöglichkeiten oder Pönalen, die gezahlt werden 
sollen, funktionieren. Von wem sollen die gezahlt werden, 
wer soll das feststellen, wen trifft oder entlastet man 
damit? Das ist etwas anderes als im europäischen Rah-
men, wo wir als Bundesrepublik Deutschland tatsächlich 
Zahlungen zu leisten haben. Trotzdem glaube ich, dass es 
überlegenswert ist, für solche Verschuldungsobergrenzen, 
die bislang wenig Wirksamkeit entfaltet haben, Vorschlä-
ge zu unterbreiten. Sie müssen allerdings flexibel hand-
habbar sein, damit man nicht bei jeder konjunkturellen 
Schwäche die Verfassung ändern muss. Es muss einen 
Handlungsspielraum geben. Solange dies der Fall ist, ist 
die Idee unterstützenswert. Ein Begrenzung auf null halte 
ich politisch jedoch nicht für umsetzbar, und zwar nicht 
aus finanzpolitischer Sicht – wenn man es unter 
Buchhaltungsgesichtspunkten betrachtet, kann man es so 
machen –, es ist jedoch aus Rücksichtnahme auf die 
Menschen nicht machbar. 

t 
durch ei

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Regierender Bürgermeister! – Es folgt 
eine Nachfrage des Kollegen Esser. – Bitte schön, Herr 
Esser! 
 

Joachim Esser (Grüne): 

Herr Regierender Bürgermeister! Ich frage Sie, ob Sie 
insbesondere angesichts der Tendenz in den Fragen des 
Kollegen Liebich nicht doch der Auffassung sind, dass es 
gut wäre, auf Bundesebene eine strengere Verschuldungs-
regelung zu bekommen, die über den Konjunkturzyklus 
hinweg auf ausgeglichene Haushalte zielt, und ob Sie 
nicht auch der Meinung sind, dass das Land Berlin dabei 
wenig zu verlieren hat, weil wir angesichts von 2,4 Milli-
arden € Zinsen uns zusätzliche Schulden und Zinszahlun-
gen an die Banken statt Zahlungen an die Bürger ohnehin 
nicht leisten können. 

 

Präsident Walter Momper: 
Herr Regierender Bürgermeister – bitte! 
 

Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit: 
Herr Präsident! Herr Abgeordneter Esser! Wir kennen uns 
lange als Finanzpolitiker. Ich bin immer jemand, der für 
die These eingetreten ist, dass ein eingenommener Euro 
auch nur einmal ausgegeben werden kann. Nach dieser 
Prämisse ist lange Zeit auch in Berlin nicht gehandelt 
worden. Wir sind zurzeit mit unserer Finanzplanung in 
einer Situation, dass wir sagen können: Wir haben die 
Wende geschafft. Wir haben inklusive der Zinszahlungen 
einen ausgeglichenen Haushalt, müssen keine neuen Kre-
dite aufnehmen und können sogar in bescheidenem Um-
fang anfangen, von den 60 Milliarden € Schulden etwas 
zurückzuzahlen. Nur sind die Summen und die Margen 
gering, die dafür in einem Haushalt mit einem Volumen 
von 21 Milliarden € zur Verfügung stehen. Durch jede 
konjunkturelle Schwankung mit weniger Steuereinnah-
men, anderen Kostenexplosionen oder Investitionen in die 
Zukunft wird das fragil, um das vorsichtig auszudrücken. 

[Zuruf von Joachim Esser (Grüne)] 

– Ja, aber wir müssen es – so, wie Sie es formuliert haben, 
ist es eine rein finanzpolitische Sichtweise – gesamtpoli-
tisch betrachten. Eine gesamtpolitische Sichtweise muss 
den Spielraum offenhalten, damit wichtige Dinge finan-
ziert werden können, die notwendig sind, wie Investitio-
nen in Bildung oder überhaupt Investitionen. Wenn Sie 
Verschuldungsobergrenzen so statisch anlegen, dass Sie 
bei einem Finanzvolumen von 21 Milliarden € nur einen 
Spielraum von 100 Millionen € haben, ist dies praktisch 
gleich null, nützt aber nichts. Man kann sich zwar daran 
freuen, dass man eine Geißel und eine Regelung in der 
Verfassung hat, aber die Auseinandersetzung darüber, 
was geschieht, wenn Steuereinnahmen ausbleiben, ist oh-
nehin bei den Haushaltsberatungen zu führen. Jede Frak-
tion muss – unabhängig davon, ob das in der Verfassung 
steht oder nicht – die Verantwortung gegenüber den 
Berlinerinnen und Berlinern übernehmen. Damit sind 
nicht nur Zahlen, sondern massive Streichungen notweni-
ger Ausgaben verbunden. Diese Balance, diese Abwä-
gung muss jeder politisch denkende Mensch in diesem 
Raum weiter vornehmen. Die Verantwortung wird er 
nicht los, nicht durch die jetzt in der Verfassung 
enthaltene Verschuldungsobergrenze und auch nich

ne neue. [Ramona Pop (Grüne): Warum gab es die 
früher nicht, die Verantwortung?] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! 
 
Es geht weiter mit einer Frage der Kollegin Elfi Jantzen 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu dem Thema 

Auf die Kleinen kommt es an! – Wann folgen  
den vielen Lippenbekenntnissen von Rot-Rot zur  
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Bedeutung der frühkindlichen Bildung endlich  
Taten? 

– Bitte schön, Frau Jantzen! 
 

Elfi Jantzen (Grüne): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Senat: 
 
1. Was hindert Rot-Rot daran, allen Kindern mehr Zeit 

für frühe Förderung und Bildung und den Kitagut-
schein für einen Teilzeitplatz ohne Bedarfsprüfung zu 
geben? 

 
2. Wann werden die Kitas endlich durch eine bessere 

Personalausstattung in die Lage versetzt, die im Kita-
gesetz und im Bildungsprogramm formulierten An-
sprüche wie z. B. bessere Sprachförderung, Elternar-
beit, Öffnung zum Stadtteil auch erfüllen zu können? 

 

Präsident Walter Momper: 
Der Senator für Bildung, vermute ich. – Herr Prof. Zöll-
ner, bitte Sie haben das Wort! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich gehe 
davon aus, dass wir zumindest eine gemeinsame Aus-
gangslage haben, Frau Jantzen, und der Auffassung sind, 
dass das Land Berlin auch momentan noch massive Kon-
solidierungsanstrengungen unternehmen muss. Vor die-
sem Hintergrund beantworte ich Ihre Frage. 
 
Angesichts der genauen Analyse, was unter der ange-
spannten Haushaltslage finanziert werden muss und fi-
nanziert werden kann, hat der Senat sich entschlossen, 
einen hohen Standard in der vorschulischen Betreuung 
und Förderung nicht nur aufrechtzuerhalten, sondern wei-
terzuentwickeln. Das wissen Sie. Wir haben nicht nachge-
lassen, den Erkenntnissen Rechnung zu tragen, dass die 
frühe Bildung ein wichtiger, wenn nicht sogar der zentrale 
Schlüssel für soziale Integration und unverzichtbar ist, um 
die Anforderungen moderner Lebenswelten erfüllen zu 
können. Erst jüngst hat uns die Bertelmann-Stiftung in 
einem Länderreport über die Bundesrepublik Deutschland 
eine Spitzenposition beim Einsatz für Finanzmitteln für 
frühkindliche Bildung bestätigt. Ich gehe davon aus, dass 
auch Sie wissen, dass die Bertelmann-Stiftung keine Ge-
fälligkeitsgutachten für den Berliner Senat erstellt. Um 
die Dimension deutlich zu machen, über die wir sprechen, 
und eine Diskussion, die im Sinne der Selbstbestimmung 
offensichtlich völlig fehlläuft, mache ich darauf aufmerk-
sam, dass Berlin 2 700 € pro Kind ausgibt, während es in 
anderen Ländern wie Schleswig-Holstein nur rund 
1 000 € sind. Es geht um ein Vielfaches, das wir in diesen 
Bereich im Vergleich zu anderen Bundesländern investie-
ren. 
 

Die Vertragslage mit den Trägern sieht so aus, dass wir 
eine bis 2009 geltende Vereinbarung haben. Auch hier 
gilt, dass Vereinbarungen einzuhalten sind. Danach wer-
den die Erkenntnisse aus der Evaluation zum Kitagesetz, 
die uns etwas zu den Aufwänden für frühkindliche Bil-
dung sagen können, in die Verhandlungen über ein neues 
Kostenblatt einfließen. Lassen Sie mich deutlich sagen: 
Kitazeit war immer schon Förderzeit. Es geht deshalb 
nicht darum, wann es möglich sein wird. In Berlin ist es 
im Gegensatz zu vielen anderen Bundesländern jetzt mög-
lich und war es auch schon lange Zeit. 
 
Frühkindliche Pädagogik und Betreuung setzte auch frü-
her die Arbeit mit Kindern und Eltern voraus. Sprachför-
derung unter den früheren Bedingungen war genauso al-
tersgemäße Entwicklungsförderung, wie sie es heute sein 
soll. Mit der Einführung des Bildungsprogramms und des 
Sprachlerntagebuchs haben wir die fachlichen Bedingun-
gen präzisiert, um neueste und vergleichbare Ansätze in 
unserem Betreuungssystem zu etablieren. Das ist eine 
bundesweite Entwicklung, also auch in anderen Ländern 
Programm, obwohl dort offensichtlich weniger Geld dafür 
ausgegeben wird. Es ist bei diesen modernen Anforderun-
gen sicher nicht immer einfach, notwendige Systemum-
stellungen in den Einrichtungen umzusetzen, wenn der 
dort vorhandene fachliche Ansatz die Anforderungen 
nicht bereits erfüllte. Das heißt im Klartext: Es geht nicht 
immer darum, mehr Dinge zu tun, sondern die Dinge un-
ter Umständen eben auch anders zu machen.  
 
Ich verkenne nicht, dass wir den Anspruch haben, die 
Qualität laufend zu verbessern. Dazu gehört Fortbildung, 
wo wir schon große Anstrengungen unternommen haben. 
Es gehört die Evaluation der erreichten Qualität dazu, ei-
ne Verpflichtung, die im Übrigen auch Bestandteil gülti-
ger laufender Vereinbarungen ist. Ob es für diesen ehr-
geizigen Anspruch weiterer Kapazitäten bedarf, werden 
wir in Zukunft feststellen.  
 
Natürlich wünschen wir uns, den Kindern viel Bildungs-
zeit geben zu können, um beste Voraussetzungen zu 
schaffen. Wir müssen dies alles aber finanzieren, ohne 
Familien zusätzliche Lasten aufzuerlegen. Mit der Kos-
tenfreiheit für das letzte Kitajahr vor der Schule haben wir 
einen Schritt zur Entlastung getan, um die Barriere zum 
Eintritt in die frühkindlichen Bildungssysteme herabzu-
setzen. Wir werden mit der Freistellung der Eltern von der 
Kostenbeteiligung der zwei weiteren Kitajahre diesen 
Weg weitergehen.  
 
Wenn Sie fragen, wann wir endlich etwas zur Qualifizie-
rung und Finanzierung des Kitasystems tun, sage ich: Wir 
haben schon viel getan. Wir tun sehr viel, und wir werden 
weiterhin das System weiterentwickeln und es nach Mög-
lichkeiten des Landes finanzieren. Ich sage Ihnen noch 
einmal: Das alles sind nicht Dinge, die ich aus Statistiken 
habe oder die ich mir von meinen Mitarbeitern habe auf-
schreiben lassen. Ich sage Ihnen: Meine Kinder und mei-
ne Enkel, die in Rheinland-Pfalz und in Hessen Kitas be-
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besuchen, träumen von solchen Zuständen, qualitativen 
Spitzenzuständen, wie wir sie in Berlin haben.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion –  
Özcan Mutlu (Grüne): Nicht übertreiben!] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Es geht weiter mit einer Nachfrage von 
Frau Jantzen – bitte schön!  
 

Elfi Jantzen (Grüne): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Herr Zöllner! Vielleicht 
sind wir uns auch darin einig, dass wir diesen Spitzen-
platz, den wir in der quantitativ guten Versorgung haben, 
auch behalten wollen. Da Sie aber noch einmal auf die 
Bertelsmann-Studie rekurriert haben, wie auch in Ihrer 
Pressemitteilung gestern, frage ich Sie: Kennen Sie die 
abschließende Bewertung dieser Länderstudie von Ber-
telsmann für Berlin, in der es heißt, es wäre differenzier-
ter zu prüfen, ob die durchaus hohen fachlichen Anforde-
rungen, die in Berlin an die Kitas gestellt werden, mit den 
vorhandenen Rahmenbedingungen umgesetzt werden 
können? Was bedeutet in dem Zusammenhang Ihre Aus-
sage, dass Sie die Hinweise der Kitaträger zur Personal-
ausstattung ernst nehmen?  
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Zöllner – bitte schön!  
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Ja, die kenne ich. Und ich habe nicht gesagt, dass alles 
erledigt ist. Ich habe weiterhin gesagt, dass wir uns weiter 
anstrengen müssen. Ich darf Ihnen versichern: Dieser Se-
nat wird sich weiter anstrengen. Ich finde aber die Aus-
gangsposition jetzt endlich richtig, indem Sie gesagt ha-
ben, dann sind wir uns einig, dass wir diesen Spitzenplatz 
halten wollen. Das heißt, wir haben einen Spitzenplatz. 
Dann sollten wir das in Berlin auch sagen, weil uns das 
die Gelegenheit gibt, mit Selbstvertrauen die Ärmel wei-
ter hochzukrempeln.  
 

Präsident Walter Momper: 
Keine Nachfragen mehr.  
 
Dann geht es weiter mit dem Kollegen Lehmann zu dem 
Thema 

Bleibt das Vivantes-Klinikum Prenzlauer Berg als 
stationäre Einrichtung erhalten? 

– Bitte schön, Herr Lehmann, Sie haben das Wort!  
 

Rainer-Michael Lehmann (FDP): 

Ich frage den Senat: Wurden im Zuge der Bewilligung 
zusätzlicher Krankenhausinvestionsmittel in Höhe von 

40 Millionen €, die vor allem dem Vivantes-Konzern zu-
fließen, erneute Forderungen – insbesondere vonseiten 
der SPD-Fraktion – an den Senat bzw. die zuständige 
Senatorin gestellt, das Klinikum Prenzlauer Berg in 
bestehender Struktur weiter zu betreiben? 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Lehmann! – Frau Lompscher, die Ge-
sundheits- und Verbraucherschutzsenatorin, hat das Wort. 
– Bitte schön, Frau Lompscher!  
 

Senatorin Katrin Lompscher (Senatsverwaltung für Ge-
sundheit, Umwelt und Verbraucherschutz): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter 
Herr Lehmann! Um Ihre Frage korrekt zu beantworten, 
beschränke ich mich auf ein klares Nein und weise darauf 
hin, dass die Mittel nicht vor allem Vivantes zur Verfü-
gung gestellt werden, sondern nur ungefähr zur Hälfte.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Frau Senatorin! – Herr Lehmann, Sie haben 
das Wort für eine Nachfrage!  
 

Rainer-Michael Lehmann (FDP): 

Frau Senatorin! Trifft es zu, dass in Berlin auch in ambu-
lanten Versorgungsstrukturen Überkapazitäten bestehen 
und das ambulante Versorgungsnetz in Prenzlauer Berg 
bereits sehr gut ausgebaut ist, sodass der Bedarf an weite-
ren ambulanten Angeboten, wie jetzt geplant, in diesem 
Stadtteil eher gering ist?  
 

Präsident Walter Momper: 
Senatorin Lompscher – bitte schön!  
 

Senatorin Katrin Lompscher (Senatsverwaltung für Ge-
sundheit, Umwelt und Verbraucherschutz): 

Für die Beurteilung der Bedarfsdeckung im ambulanten 
Bereich ist die Kassenärztliche Vereinigung der richtige 
Ansprechpartner. Das Unternehmen prüft zurzeit die 
Möglichkeiten, an dem Standort des Klinikums Prenzlau-
er Berg ein ambulantes Zentrum zu errichten und wird 
dazu im Herbst dem Aufsichtsrat einen Bericht erstatten.  
 

Präsident Walter Momper: 
Eine Nachfrage von Frau Paus – bitte!  
 

Elisabeth Paus (Grüne): 

Frau Lompscher! Wenn bei Ihnen offiziell nichts ange-
kommen ist, wie bewerten Sie denn dann einen entspre-
chenden Pressebericht der „Berliner Morgenpost“ und Zi-
tate des Abgeordneten Schneider von der SPD-Fraktion, 
dass er solches getan habe?  
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Präsident Walter Momper: 
Frau Senatorin Lompscher – bitte schön!  
 

Senatorin Katrin Lompscher (Senatsverwaltung für Ge-
sundheit, Umwelt und Verbraucherschutz): 

Frau Paus! Natürlich lese ich auch die Zeitung, entnehme 
daraus aber keine Veränderung der gesundheitspolitischen 
Linie, dass wir einerseits die hochwertige Krankenhaus-
versorgung in Berlin stadtweit erhalten müssen und dass 
wir andererseits die Kooperation zwischen stationären 
und ambulanten Versorgungsstrukturen verbessern müs-
sen, weil nur in diesem Zuge sowohl Qualitätssicherung 
als auch effizientere und kostensparendere Leistungs-
erbringung möglich ist.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Frau Senatorin!  
 
Es geht weiter mit Frau Flesch zu dem Thema  

Transparenz bei Pensionsansprüchen für  
Landesbeamte? 

– Bitte schön, Frau Flesch!  
 

Kirsten Flesch (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Senat:  
 
1. Trifft es zu, dass Beamtinnen und Beamte nach Lan-

desbeamtengesetz außer in Zusammenhang mit der 
Altersteilzeit keinen Anspruch auf Auskunft über die 
Höhe ihrer voraussichtlichen Pensionsansprüche ha-
ben? 

 
2. Teilt der Senat meine Auffassung, dass es gerade für 

jüngere Beamtinnen und Beamte wichtig und sinnvoll 
ist, frühzeitig über die Höhe der zu erwartenden 
Pensionsansprüche Bescheid zu wissen, um 
ausreichend privat vorsorgen zu können? 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Frau Flesch! – Der Senator für Inneres, 
Dr. Körting, hat das Wort zur Beantwortung.  
 

Senator Dr. Ehrhart Körting (Senatsverwaltung für In-
neres und Sport): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin 
Flesch! Es ist richtig, dass wir im Landesbeamtengesetz 
keine Regelung haben, nach der es eine allgemeine Pensi-
onsauskunft für die Beamten gibt. Der Bundesgesetzgeber 
beabsichtigt in seinem Dienstrechtneuordnungsgesetz, das 
zurzeit in der parlamentarischen Beratung ist, für die 
Bundesbediensteten eine solche Anspruchauskunft ab 
dem Jahr 2011 einzuführen. Berlin hat auf freiwilliger 
Grundlage eine Zeit lang eine solche Auskunft gegeben, 
dies aber in den letzten Jahren eingestellt.  

 
Zur Frage 2, wie wir das einschätzen, gerade für jüngere 
Leute: Ich glaube nicht, dass man zwischen jüngeren und 
älteren Beamtinnen und Beamten differenzieren sollte. 
Ich glaube, dass es im Sinne der Transparenz genauso wie 
beim Rentenrecht sinnvoll ist, dass diejenigen, die es be-
trifft, sich informieren können, wie ihre voraussichtliche 
Altersversorgung ist. Das ist sogar präziser, je weiter sie 
in ihrem Berufsleben geschritten sind. Den Jüngeren kann 
ich anhand der Gesetzeslage nur sagen, was die derzeitige 
Gesetzeslage beinhaltet, nicht aber, was eventuell gesetz-
liche Änderungen der nächsten 30, 40 Jahre bringen wer-
den. Insofern muss jemand, der als Beamter in den öffent-
lichen Dienst geht, auf der Grundlage dessen, was er zur-
zeit hat – vielleicht ist er noch nicht befördert, vielleicht 
wird er ganz oft oder sein ganzes Leben lang nicht beför-
dert –, eine eigenverantwortliche Entscheidung treffen, 
wie sich seine voraussichtliche Pensionsentwicklung dar-
stellen wird. Da mag es helfen, wenn man ihm das sagt. 
Verbindlich kann man es ihm nicht sagen.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Senator! – Frau Flesch hat eine Nach-
frage – bitte schön! 
 

Kirsten Flesch (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Herr Senator! Der Le-
bensweg eines Beamten ist selbstverständlich nicht sta-
tisch. Gleichwohl sind es gerade die Anrechnungszeiten, 
die für Beamtinnen und Beamten etwas schwieriger aus-
zurechnen sind, als dann bei erfolgten Beförderungen die 
laufenden Pensionsansprüche. Nach dem, was Sie gesagt 
haben: Beabsichtigt der Senat, im Landesbeamtengesetz 
einen Anspruch auf Auskunft, eventuell sogar regelmäßi-
ge Auskunft über die erworbenen Pensionsansprüche der 
Beamtinnen und Beamten festzuschreiben? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Dr. Körting – bitte! 
 

Senator Dr. Ehrhart Körting (Senatsverwaltung für In-
neres und Sport): 

Frau Kollegin Flesch! Das wird das Parlament zu ent-
scheiden haben. Wenn wir die Änderung des Landesbe-
amtengesetz vorlegen, muss man entscheiden, ob ein An-
spruch auf solch eine Auskunft und in welcher Tiefe im 
Gesetz verankert werden soll. Das bedeutet nämlich au-
tomatisch Manpower, die ich brauche, das bedeutet auto-
matisch zusätzliche Mitarbeiter, die so etwas im Vorfeld 
errechnen. Es bleibt zu klären, ob man zumindest im Ge-
setz verankert, dass den Beamten eine Prognose über die 
voraussichtliche Pensionsversorgung gegeben wird. 
 
Ich neige eher zu dem Letzteren als zu einer verbindli-
chen Auskunft, die immer mit der Unverbindlichkeit 
vorbehaltlich der Änderung der Rechtslage behaftet ist. 
Sie haben die Anrechnung von Vordienstzeiten, 
Studienzeiten oder Ähnliches angedeutet. Da beabsichtigt 
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oder Ähnliches angedeutet. Da beabsichtigt der Bund der-
zeit, die Zeiten im geringeren Umfang anzurechnen als 
bisher. Das hat die Rentenversicherung übrigens auch 
gemacht, mit Übergangszeiten. Dementsprechend wird es 
auch der Landesgesetzgeber in Berlin, nehme ich an, tun. 
Insofern ist jede Auskunft, die ich gebe, eine Auskunft, 
die unter dem Vorbehalt einer Änderung der Rechtslage 
steht. 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Senator! 
 
Es geht weiter mit einer Anfrage des Kollegen Statz-
kowski von der Fraktion der CDU zu dem Thema 

Das Schwimmbad Oderberger Straße –  
wieder ein Schwimmbad auf dem Trockenen, oder 
wie verliert man 20 Millionen €? 

– Bitte schön, Herr Statzkowski! 
 

Andreas Statzkowski (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich frage den Senat: 
 
1. Inwieweit treffen Informationen zu, dass es „monate-

lang minutiöse Gespräche mit der Verwaltung“ und 
der Stiftung Denkmalschutz Berlin über das Stadtbad 
Oderberger Straße gegeben hat, in deren Verlauf An-
kündigungen von Senatsseite gemacht wurden, dass 
ein höherer Zuschuss vonseiten des Landes Berlin 
fließen wird, und wie beurteilt der Senat die Tatsache, 
dass die Stiftung Denkmalschutz Berlin seitdem einen 
sechsstelligen Eurobetrag in die Planungskosten für 
das Bad investiert hat? 

 
2. Inwieweit treffen Informationen zu, dass der Senat 

nach 1990 ursprünglich eine Investitionssumme von 
45 Millionen DM für die Sanierung des alten Stadtba-
des an der Oderberger Straße investieren wollte, und 
weshalb stellt der Berliner Senat keine 2,5 Millionen € 
zur Verfügung und verliert damit Millionen an Spen-
dengeldern der Stiftung Denkmalschutz Berlin? 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Für den Senat antwortet die Stadtentwick-
lungssenatorin. – Bitte schön, Frau Senatorin! 
 

Bürgermeisterin Ingeborg Junge-Reyer (Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Statz-
kowki! Die Stiftung Denkmalschutz Berlin hat im De-
zember 2006 das Stadtbad von der Genossenschaft Stadt-
bad Oderberger Straße gekauft, mit dem Ziel, das Gebäu-
de zu sanieren und einer neuen Nutzung zuzuführen. Sie 
ist als Eigentümerin für die Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen, wenn sie diese beabsichtigt, 

sowie deren Finanzierung verantwortlich. Der Stiftung 
wurde allerdings keine Förderung zugesagt. Sie wurde 
über Fördervoraussetzungen auch bezogen auf ihr Bau-
vorhaben informiert, wie jeder, der sich mit einem sol-
chen konkreten Anliegen an die zuständige Stelle in der 
Verwaltung wendet. Von Planungskosten war bei dieser 
und auch bei späteren Gelegenheiten nicht die Rede. 
 
Zu Ihrer Frage 2: Informationen, dass der Senat nach 
1990 eine Investitionssumme von 45 Millionen DM für 
die Sanierung des Stadtbades bereitstellen wollte, habe 
ich nicht bestätigt gefunden. Mir ist eine solche Informa-
tion in diesen zwei Tagen nicht zugänglich gewesen. Die 
Stiftung hat am 4. September 2007 einen Antrag auf För-
derung im Programm des städtebaulichen Denkmalschut-
zes in Höhe von 2,5 Millionen € gestellt. 
 
Gegenstand dieses Antrags war die umfassende Sanierung 
und der Umbau des ehemaligen Stadtbades in ein privat 
betriebenes Gesundheits- und Erholungsbad mit Hotelbe-
trieb. Der Antrag wies Gesamtkosten von ca. 18 Milli-
onen € netto aus, davon Baukosten in Höhe von ca. 
15 Millionen €. Eine Wirtschaftlichkeits- oder Rentabili-
tätsberechnung lag dem Antrag nicht bei. 
 
Das Finanzierungskonzept, das allerdings nicht so dezi-
diert gewesen ist, wies über die beantragten 2,5 Milli-
onen € Fördermittel im städtebaulichen Denkmalschutz 
hinaus Kosten von insgesamt mindestens 3 Millionen € 
aus, die aus anderen öffentlichen Mitteln, z. B. GA-
Mitteln, ABM-Mitteln, Mitteln der Stiftung Deutsche 
Klassenlotterie finanziert werden sollten. Allerdings war 
eine solche Finanzierung ebenfalls nicht sichergestellt. 
Der Finanzierungsbeitrag der Stiftung aus Eigenmitteln 
und Spenden soll dagegen, nach der vorgetragenen Vor-
stellung, im Gegensatz zu den 18 Millionen € nur 
1,4 Millionen € betragen. 
 
Im Förderantrag war dargestellt, dass die Baumaßnahme 
durch einen bestimmten Generalauftragnehmer zu einem 
Festpreis realisiert werden sollte. Das ist bei der Vergabe 
von Leistungen, die – wenigsten teilweise – aus öffentli-
chen Mitteln finanziert werden, nicht möglich. Wir benö-
tigen hier eine öffentliche Ausschreibung. Das ist aber 
nicht die wesentliche Frage, die zu klären gewesen ist. 
 
Das Programmvolumen des städtebaulichen Denkmal-
schutzes ist komplett für öffentliche Maßnahmen und be-
sondere, das Stadtbild prägende Gebäude mit öffentlicher 
Nutzung verplant. Vorrang hat zum Beispiel im Bezirk 
Prenzlauer Berg die Sanierung von Kitas, wie zum Bei-
spiel in der Prenzlauer Alle und in der Preußstraße. 
 
Der Förderantrag wurde mit Schreiben vom 22. Febru-
ar 2008 abgelehnt. Die Gründe für die Ablehnung wurden 
der Stiftung in einem Gespräch am 14. Mai dieses Jahres 
erläutert. 
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Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Eine Nachfrage des Kollegen Statz-
kowski – bitte schön! 
 

Andreas Statzkowski (CDU): 

Danke! – Wie stellt sich der Senat von Berlin die Wieder-
herstellung des Bades an der Oderberger Straße vor? 
Wenn die Stiftung – wie dargestellt – zurzeit keine Mög-
lichkeit sieht, das Bad zu sanieren, wie sieht der Senat die 
Möglichkeiten einer weiteren Zusammenarbeit mit der 
Stiftung Denkmalschutz Berlin angesichts des massiv ge-
störten Verhältnisses? 
 

Präsident Walter Momper: 
Frau Senatorin Junge-Reyer – bitte! 
 

Bürgermeisterin Ingeborg Junge-Reyer (Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Senat von 
Berlin hat ein außerordentlich gutes Verhältnis zu der 
Stiftung Denkmalschutz Berlin. Ich sage dies auch des-
halb, weil es vielfältige Arten und Verabredungen zur Zu-
sammenarbeit gibt. In diesem Fall gibt es allerdings of-
fensichtlich bereits ein privates Interesse an der Nutzung 
des Gebäudes. So haben mir dies auch Vertreter der Stif-
tung dargestellt. Zum Beispiel wird das Gebäude im Au-
genblick aus dem kulturellen Bereich über eine Eventa-
gentur für temporäre kulturelle Zwischennutzungen ver-
mietet. 
 
Die Frage, wie und in welchem Umfang ein privates 
Wellnessbad errichtet wird und inwieweit Umbauten 
stattfinden, wird an anderer Stelle– in Berlin und 
außerhalb – mit Sicherheit auch von Privaten durchaus 
positiv beantwortet. Ich kann nicht erkennen, dass wir an 
einer solchen Stelle von dem Grundsatz, dass das 
öffentliche Geld, insbesondere die Bundesprogramme, 
dringend zur Sanierung des öffentlich Eigentums benötigt 
werden, für eine private Investition abweichen sollten. 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Eine Nachfrage des Kollegen Dr. Juhnke. 
 

Dr. Robbin Juhnke (CDU): 

Ich wüsste gern, wie der Senat die Äußerungen des Vize-
präsidenten des Deutschen Bundestages, Wolfgang Thier-
se, der bekanntlich der SPD angehört, beurteilt, der das 
Vorgehen des Senats kritisiert und erklärt, dass es endlich 
an der Zeit sei, dass auch das Land Berlin Verantwortung 
für das Stadtbad Oderberger Straße übernimmt. 
 

Präsident Walter Momper: 
Bitte schön, Frau Senatorin Junge-Reyer! 
 

Bürgermeisterin Ingeborg Junge-Reyer (Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe per-
sönlich keine Kritik von Herrn Thierse gehört. Ich bin al-
lerdings der Überzeugung, dass es hier einer sehr intensi-
ven Beratung – obwohl ich der festen Überzeugung bin, 
dass die Stiftung Denkmalschutz auch über solche Kennt-
nisse verfügt – zum Beispiel hinsichtlich der Nutzung 
durch Private für ein solches Bad bedarf. Die Stiftung 
Denkmalschutz wird dies mit Sicherheit tun, und wir 
werden sie dabei unterstützen. 
 
Selbstverständlich gibt es bei denkmalgeschützten Ge-
bäuden zum Beispiel die üblichen, sehr bekannten Ab-
schreibungsmöglichkeiten für Investitionen nach § 7h. 
Oder es gibt andere Wege für eine Unterstützung. Es gibt 
aber – so auch die Stiftung – inzwischen ebenfalls andere 
Vorstellungen vor Ort, so etwa von Gewerbetreibenden in 
unmittelbarer Nähe, wie man ein solches Gebäude zu-
künftig nutzen könnte. Auch der Bezirk ist daran interes-
siert, und ich weiß, dass es dazu konstruktive Gespräche 
gibt. 
 

Präsident Walter Momper: 
Nun hat Frau Dr. Barth das Wort zu ihrer Mündlichen 
Anfrage über  

Fehlende Erzieher/-innen an Grundschulen? 
 

Dr. Margrit Barth (Linksfraktion): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich frage den 
Senat:  
 
1. Wie steht der Senat zur Forderung der Personalvertre-

tungen der Berliner Schulen, den Bedarf von 400 Er-
zieher- und Erzieherinnenstellen in der schulergän-
zenden Förderung abzusichern, und in welchem Ver-
hältnis steht diese Zahl zu seiner eigenen Personalbe-
darfsfeststellung für das kommende Schuljahr? 

 
2. Wie viele Neueinstellungen, Verlängerungen von be-

fristeten Einstellungen bzw. Aufstockungen von Stel-
lenanteilen wird der Senat vornehmen, um die Grund-
ausstattung für die schulergänzende Förderung im 
kommenden Schuljahr abzusichern? 

 

Präsident Walter Momper: 
Der Senator für Bildung – so vermute ich – wird darauf 
antworten.  

[Oliver Schruoffeneger (Grüne):  
Die Finanzverwaltung!] 

– Bitte schön, Herr Prof. Zöllner! 
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Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Herr Präsident! Sehr verehrte Frau Abgeordnete! Ich be-
antworte die Fragen 1 und 2 zusammen: Die Erzieherbe-
darfsprognose für das kommende Schuljahr wird derzeit 
fortgeschrieben. Daher kann ich im Augenblick weder 
einen zusätzlichen Bedarf von Stellen für Erzieherinnen 
und Erzieher bestätigen, noch etwas zu möglichen Stel-
lenaufstockungen oder Ähnlichem sagen.  
 
Unstrittig ist, dass für die pädagogischen Verbesserungen 
voraussichtlich ein Personalmehrbedarf im Umfang von 
rd. 200 Stellen entsteht. Entsprechende Mittel stehen zur 
Verfügung, und zwar ausschließlich für die Ausweitung 
von Kooperationen mit freien Trägern der Jugendhilfe. 
Bei der Fortschreibung der Prognose sind daher auch die 
bereits bestehenden Kooperationen mit freien Trägern der 
Jugendhilfe, aber insbesondere die neuen Kooperationen 
ab dem kommenden Schuljahr zu berücksichtigen.  
 
Da die notwendigen Klärungs- und Abstimmungsprozesse 
der Schulen zur Ausweitung der Kooperationen mit freien 
Trägern der Jugendhilfe erst jetzt weitmöglichst abge-
schlossen sind, können die Ergebnisse dementsprechend 
erst jetzt im Rahmen der Erzieherbedarfsprognose be-
rücksichtigt werden. Das Ergebnis der Fortschreibung 
dieser Prognose wird in Kürze vorliegen.  
 

Präsident Walter Momper: 
Frau Dr. Barth hat das Wort zu einer Nachfrage. – Bitte 
schön!  
 

Dr. Margrit Barth (Linksfraktion): 

Danke schön für die Antwort, Herr Senator! – Dennoch 
muss ich weiter fragen: Wann werden Sie mit der Be-
rechnung der Erzieher- und Erzieherinnenstellen für die 
Grundausstattung für das kommende Schuljahr voraus-
sichtlich fertig sein?  

[Gelächter bei den Grünen] 

 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Zöllner! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Ich gehe davon aus, dass wir dieses rechtzeitig vor Ein-
richtung des Schuljahres hinbekommen.  

[Vereinzelter Beifall bei den Grünen] 

Sie kennen die Problematik in diesem Zusammenhang, 
dass nämlich gerade bei der Grundausstattung nicht ich 
allein derjenige bin, der die Rahmendaten bestimmt, son-
dern entscheidend ist die Positionierung der Eltern, wenn 
es darum geht, welche Ausstattungen sie in Zusammen-
hang mit offenem Ganztagsbetrieb, Hortbetreuung und 

Ähnlichem letztlich buchen. Erst wenn das geschehen ist, 
wird sich ein entsprechendes Bild ergeben.  

[Zuruf von Elfi Jantzen (Grüne)] 

 

Präsident Walter Momper: 
Kollege Mutlu hat das Wort zu einer Nachfrage. – Bitte 
schön!  
 

Özcan Mutlu (Grüne): 

Herr Senator! Ob uns das Prinzip Hoffnung hierbei wei-
terbringt, wage ich zu bezweifeln. Deshalb frage ich, ob 
Ihnen die gemeinsame Erklärung der Beschäftigtenvertre-
tungen der Berliner Schulen bekannt ist. Dort wird vorge-
rechnet, dass zum kommenden Schuljahr nach wie vor 
400 Erzieher- und Erzieherinnenstellen unbesetzt sind und 
dringend der Besetzung bedürfen. Wie wollen Sie das drei 
Wochen vor Schuljahresende gewährleisten? – Es kann 
nicht sein, dass Sie immer wieder sagen, die Prognosen 
lägen nicht vor. Die Beschäftigtenvertretungen haben ja 
etwas berechnet. Liegt Ihnen dieses vor? Wenn ja, wie 
bewerten Sie das?  
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Zöllner – bitte schön! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Selbstverständlich ist mir das bekannt, aber selbstver-
ständlich wissen auch Sie, Herr Mutlu, dass die Selbstde-
finition eines Bedarfes von Betroffenen nur in wenigen 
Fällen einen konkreten Einblick in das vermittelt, was 
wirklich getan werden muss. Die faktischen Gegebenhei-
ten, die nicht auf der Prognosefähigkeit oder -unfähigkeit 
dieses Senators, sondern auf der Konstruktion beruhen, 
mit der wir in Berlin in diesem Bereich die Bildungsein-
richtungen großzügig sowohl mit Lehrerstellen als auch 
mit Erzieherstellen ausstatten, und zwar insbesondere 
nach den individuellen Entscheidungen der Eltern, lassen 
es gar nicht zu, dass man zu einem frühen Zeitpunkt den 
konkreten Bedarf ermitteln kann.  

[Zurufe von Dr. Margrit Barth (Linksfraktion)  
und Oliver Schruoffeneger (Grüne)] 

 

Präsident Walter Momper: 
Nun hat Kollege Mutlu das Wort zu seiner Mündlichen 
Anfrage über  

Wie weiter mit der Bundesdruckerei? 
 

Özcan Mutlu (Grüne): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich frage den 
Senat:  
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1. Teilt der Senat unsere Auffassung, dass es angesichts 
vieler unterschiedlicher Sicherheitsbedürfnisse und 
aus Berliner Sicht auch zum Erhalt der Arbeitsplätze 
in Berlin erforderlich ist, dass der Bund zur Sicherung 
dieser Interessen einen Anteil von 25,1 Prozent – die 
sogenannte Sperrminorität – an der Bundesdruckerei 
(wieder-)erwirbt, und wie gedenkt der Senat, diesbe-
züglich auf den Bund einzuwirken? 

 
2. Hält es der Senat darüber hinaus aus Sicherheitsinte-

ressen für geboten, dass die übrigen Anteile an der 
Bundesdruckerei aufgrund ihrer Bedeutung an einen 
Investor veräußert werden, der nicht in erster Linie fi-
nanzielle Interessen, sondern auch Bürgerinteressen 
verfolgt, wie etwa der TÜV?  

[Stefan Liebich (Linksfraktion):  
Wer hat die eigentlich verkauft? – 

Uwe Doering (Linksfraktion): War das nicht  
Rot-Grün auf Bundesebene? – 

Özcan Mutlu (Grüne): Ich wusste, dass das kommt! 
Könnt ihr nicht etwas kreativer sein?] 

 

Präsident Walter Momper: 
Zur Beantwortung hat der Senator für Wirtschaft, Herr 
Wolf, das Wort. – Bitte schön! 
 

Bürgermeister Harald Wolf (Senatsverwaltung für 
Wirtschaft, Technologie und Frauen): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Mutlu! 
Zunächst teile ich die Auffassung, dass es das Beste ge-
wesen wäre, die Bundesdruckerei nicht in einem völlig 
verfehlten Verfahren zu privatisieren – 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

so, wie es die Bundesregierung unter Beteiligung der 
Grünen damals im Jahr 2000 getan hat.  

[Zurufe von den Grünen] 

– Sie müssen nicht immer auf Ihren damaligen Koaliti-
onspartner zeigen. Sie waren dabei!  

[Beifall bei der Linksfraktion] 

Ich kann mich daran erinnern: Frau Eichstädt-Bohlig, Sie 
persönlich waren sogar im Bundestag dabei. Ich vermute, 
Sie haben die Entscheidung auch noch im Haushaltsaus-
schuss mitgetragen.  

[Franziska Eichstädt-Bohlig (Grüne):  
Ich habe alles versucht!] 

So viel erst einmal zur Historie.  
 
Zur Gegenwart: Ich begrüße es, dass die jetzige Bundes-
regierung die Absicht hat, den Fehler ihrer Vorgängerre-
gierung zumindest zu 25,1 Prozent wiedergutzumachen 
und wieder eine entsprechende Beteiligung des Bundes an 
diesem Unternehmen, das in mehrfacher Hinsicht wichtig 
ist – sowohl, was die Sicherheitspolitik angeht, als auch, 

was die Innovations- und Technologiepolitik gerade am 
Standort Berlin angeht –, zu gewährleisten.  
 
Ich stehe seit geraumer Zeit – ich glaube, seit einem Jahr 
– in kontinuierlichem Kontakt mit dem Bundesfinanzmi-
nisterium, dem Innenministerium und dem Wirtschafts-
ministerium, die an diesem Verfahren beteiligt sind. Die-
ses Verfahren mit dieser Neuausschreibung ist nicht ein-
fach, weil die Interessen der drei Ministerien unter einen 
Hut gebracht werden müssen. Gegenwärtig ist die Positi-
on der Bundesregierung, die auch von uns geteilt wird, 
erstens wieder Bundesanteile in Höhe von 25,1 Prozent zu 
erwerben und sich zweitens darauf zu orientieren, dass es 
wegen der sicherheitsrelevanten Themen einen nationalen 
Investor gibt.  
 
Ob der TÜV-Nord eine Organisation ist, die Bürgerinte-
ressen vertritt, stelle ich Ihrer Bewertung anheim. Ich 
möchte mich im laufenden Verfahren nicht zu einzelnen 
Bewerbern äußern. Für uns als Land Berlin und als Senat 
ist bei der Beurteilung des Erwerbers nur klar, dass er ei-
ne Gewähr für den Standort Berlin, für die Arbeitsplätze 
und für die weitere Innovationsfähigkeit dieses Unter-
nehmens bieten muss. Wir haben intern eine Einschätzung 
potenzieller Erwerber. Herr Mutlu! Sie können sich dazu 
vielleicht auch etwas denken. Das werde ich allerdings im 
laufenden Verfahren nicht öffentlich kundtun.  
 

Präsident Walter Momper: 
Kollege Mutlu hat das Wort zu einer Nachfrage. – Bitte! 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Bundesdruckerei!] 

 

Özcan Mutlu (Grüne): 

Ja, Bundesdruckerei! Jetzt haben Sie sich schön gesonnt. 
Okay! – Ich möchte Sie fragen, ob Sie eine Einschätzung 
in Bezug auf die Sicherung der Arbeitsplätze für den 
Standort Berlin abgeben können. Inwieweit ist der Bund 
bereit, auf Berliner Interessen einzugehen? – Sie haben 
gesagt, dass die Gespräche schon laufen. Können Sie 
hierzu eine Einschätzung abgeben?  
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Wolf – bitte schön! 
 

Bürgermeister Harald Wolf (Senatsverwaltung für 
Wirtschaft, Technologie und Frauen): 

Herr Mutlu! Wenn ich mich sonnen möchte, dann mache 
ich das nicht im Abgeordnetenhaus. Dafür gibt es bessere 
Plätze. 

[Beifall bei der Linksfraktion] 

Ich kann keine konkrete Einschätzung abgeben, weil diese 
davon abhängt, wer der zukünftige Erwerber sein wird. Es 
gibt unter anderem auch einen Interessenkonflikt zwi-
schen dem Bundesinnenministerium und dem Bundesfi-
nanzministerium. Letzteres ist vor allem – das ist weltweit 
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gleich – daran orientiert, einen maximalen Kaufpreis zu 
erzielen.  
 
Das Bundesinnenministerium vertritt an dieser Stelle noch 
einmal andere Interessen, die wir in diesem Fall auch vom 
Berliner Standortinteresse teilen. Die Gefahr, dass ein Fi-
nanzinvestor oder ein internationaler Investor ins Spiel 
kommt, ist jedoch noch nicht vollständig gebannt. Wir 
versuchen, in den Gesprächen darauf zu wirken, einen 
strategischen Investor zu gewinnen, der von seinem Ge-
schäftsmodell, von seiner Palette, von seinen Erfahrungen 
und seiner Bilanzkraft die Gewähr dafür bietet, dass der 
Standort Berlin nicht nur erhalten bleibt, sondern die Ar-
beitsplätze hier gesichert werden. Nach dem, was in Ge-
sprächen seitens der Geschäftsleitung der Bundesdrucke-
rei immer wieder gesagt wird, hat die Bundesdruckerei 
hervorragende Perspektiven, nicht nur Arbeitsplätze zu 
erhalten, sondern auch weitere aufzubauen. Das ist das 
Kriterium für uns. Das Verfahren liegt in der Hand des 
Bundes. Wir versuchen, in den Gesprächen immer wieder 
die Interessen Berlins und die Interessen der Bundesdru-
ckerei am Standort deutlich zu machen. 
 

Präsident Walter Momper: 
Es gibt eine Nachfrage des Kollegen Wansner. – Bitte, 
Herr Kollege Wansner! 
 

Kurt Wansner (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Herr Senator! Führen Sie 
zumindest Gespräche mit dem Finanzminister und fordern 
ihn auf, seine bisherige Taktik, den Verkauf teilweise zu 
blockieren und Schwierigkeiten zum Verkauf der Bun-
desdruckerei zu bereiten, aufzugeben? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Wolf, bitte schön! 
 

Bürgermeister Harald Wolf (Senatsverwaltung für 
Wirtschaft, Technologie und Frauen): 

Herr Wansner! Ich habe gesagt, dass ich mit allen in das 
Verfahren involvierten Ministerien kontinuierlich im Ge-
spräch bin. In diesen Gesprächen vertrete ich die Interes-
sen Berlins. Konflikte innerhalb der Bundesregierung 
zwischen unterschiedlichen Ministerien wird der Senat 
von Berlin allerdings nicht koordinieren können. In der 
Bundesregierung hat nach meiner Kenntnis die Kanzlerin 
die Richtlinienkompetenz und nicht der Senat von Berlin, 
obgleich es manchmal ganz nett wäre. 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Die Fragestunde ist wegen Zeitablauf be-
endet. Die heute nicht beantworteten Anfragen werden 
wieder mit einer von der Geschäftsordnung abweichenden 
Beantwortungsfrist von bis zu drei Wochen schriftlich 
beantwortet. 
 

Ich rufe auf die 

lfd. Nr. 2: 

Fragestunde – Spontane Fragestunde 
Zuerst erfolgen die Wortmeldungen nach der Stärke der 
Fraktionen mit je einem Mitglied. Es beginnt für die SPD-
Fraktion Frau Kollegin Dr. Tesch. – Bitte schön, Frau 
Tesch, Sie haben das Wort! 
 

Dr. Felicitas Tesch (SPD): 

Danke schön, Herr Präsident! – Meine Frage richtet sich 
an den Bildungssenator: Treffen die Vorwürfe zu, dass 
auch die Aufgaben des zweiten MSA-Mathetests schon 
vorher bekannt waren? Stimmt es, dass der zweite Test 
schwieriger als der erste war? 
 

Präsident Walter Momper: 
Der Bildungssenator! – Bitte schön, Herr Prof. Zöllner, 
Sie haben das Wort! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vorweg gibt 
es die entscheidende Nachricht, dass es auch heute keiner-
lei Hinweise für Unregelmäßigkeiten bei der Wiederho-
lung des Mathematiktests für den mittleren Schulab-
schluss gibt. Zu den sehr schnell aufgetretenen Vermu-
tungen, die Aufgaben seien möglicherweise vorher be-
kannt gewesen, teile ich mit, dass wir allen Hinweisen, 
egal aus welcher Ecke sie gekommen sind, sofort nachge-
gangen sind. Sie haben sich alle als völlig haltlos erwie-
sen.  
 
Dies gilt auch – das sage ich ausdrücklich – für das Fak-
tum, dass am späten Abend festgestellt wurde, dass die 
offizielle Version des Lisum, die die Schulen erhalten ha-
ben, nachdem der Test geschrieben wurde, mit Lösung im 
Internet einsehbar war. Tatsache ist, dass dieses die offi-
zielle Version war. Die offizielle Version wurde am Mon-
tag um 13.00 Uhr freigeschaltet. Allerdings wurde diese 
Version – was korrekt und selbstverständlich war – schon 
am Freitag hergestellt. Das kann man an der Datei erken-
nen. Glücklicherweise haben die Mitarbeiter des Lisum 
im Verlauf des Montagvormittags dieser Datei mehrere 
verschiedene Namen gegeben. Die letzte Namensgebung 
erfolgte um 12.30 Uhr. Die Version, die im Netz einge-
stellt war, hatte den Namen, den sie um 12.30 Uhr be-
kommen hatte, sodass ich mir persönlich sicher war, dass 
dieses nicht vorher gewesen sein konnte. 
 
Das Problem in diesem Zusammenhang ist aber sicher, 
dass dieses nicht beweisbar war, sodass wir uns sofort mit 
der Bitte an den Provider gewandt haben, uns mitzuteilen, 
wann die Datei hochgeladen wurde. Dankenswerterweise 
– an dieser Stelle möchte ich mich ausdrücklich bei dem 
Provider bedanken – hat er uns diese Information relativ 
schnell zugänglich gemacht, wozu er nicht verpflichtet ist. 
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Wir hätten ihn nicht ohne weiteres zwingen können. Die 
Datei ist nach Aussage des Providers nach 15.00 Uhr, also 
nach 15.00 Uhr am Nachmittag – hochgeladen worden. 
Nachweislich kann sie nicht vor dem Test zur Verfügung 
gestanden haben. Dieses ist insofern besonders erfreulich, 
ich sage es hier ausdrücklich, weil es zeigt, in welche Si-
tuationen man kommen kann. Der Provider ist in der 
Schweiz angesiedelt. Hätte er sich nicht freiwillig bereit 
erklärt – er hat die Datei übrigens wieder vom Netz ge-
nommen, nachdem er gesehen hat, welche Brisanz diese 
hat –, wäre ein relativ aufwendiges Verfahren über Wo-
chen möglicherweise notwendig gewesen, um diese In-
formation zu bekommen. In dieser Stadt – nachdem ich 
sie kennengelernt habe – hätte es wahrscheinlich eine 
vierzehntägige oder dreiwöchige Diskussion gegeben, die 
unterstellt hätte, es wäre so gewesen. Die Vorwurf ist also 
völlig ausgeräumt. 
 
In dem zweiten von Ihnen angesprochenen Bereich ist die 
Vermutung aufgekommen, dass die Fragen schwerer als 
beim ersten Mal gewesen seien. Hier sollten wir mitein-
ander ehrlich umgehen und sagen, dass es sich hierbei um 
einen Bereich handelt, der natürlich immer in gewissem 
Maß einer subjektiven Einschätzung unterliegt. 
 
Es ist natürlich logisch, dass junge Menschen eher dazu 
neigen, eine schwierigere Kategorie zu vermuten, wenn 
sie einen Test zum zweiten Mal schreiben müssen. Ich 
habe auch dieses ernst genommen. Dass, was ich an Mög-
lichkeit habe, ist, jemanden zu beauftragen, dem man 
nicht unterstellen kann, dass er befangen ist, nicht in eine 
bestimmte Richtung ausgerichtet ist und über die nötige 
Sachkompetenz verfügt, und das von außen beurteilen 
möge. Das war ein fachdidaktischer Kollege der Hum-
boldt-Universität, der – das kann ich Ihnen vorlesen – 
bestätigt hat, dass es keinerlei Anhaltspunkte gibt, dass 
dieser Test in irgendeiner Art und Weise schwieriger war, 
eher sogar noch leichter war, aber mit Sicherheit nicht 
schwerer als beim letzten Mal war. Auch die Aufgaben-
verteilung und ähnliches war völlig identisch mit dem 
letzten Fall.  
 
Mit gutem Gewissen gehe ich davon aus, dass meine Mit-
arbeiter bzw. die Arbeitsgruppe, die Kommission, einen 
Fragensatz ausgewählt haben, der tatsächlich ein fairer 
Wiederholungstest war. Ich sehe sehr wohl, dass eine sol-
che Situation, ein zweiter Test, eine zusätzliche Belastung 
für junge Menschen darstellt und diese mit Sicherheit 
nicht so locker herangehen wie beim ersten Mal. Deshalb 
sage ich in Bezug auf die in der Stadt insbesondere durch 
Erwecken der Illusion vorhandene Unruhe, obwohl man 
mit etwas Nachdenken hätte feststellen können, dass es 
keine Alternative zum Nachschreiben gibt, dass es ge-
rechtfertigt ist, nach einer Lösung zu suchen, damit keiner 
das Gefühl haben muss, wenn er sich korrekt verhalten 
hat, der Benachteiligte zu sein. Ich habe mich daher ent-
schlossen, das Grundprinzip, das bei der Abiturprüfung 
maßgebend ist – die Durchfallgrenze beim Abitur ist 45 
Prozent; beim MSA hat sie bisher 50 Prozent betragen – 
anzuwenden und die 45-Prozent-Grenze zugrunde zu le-

gen, sodass de facto, weil die gesamte Skala verschoben 
wird, alle Schüler um 5 Prozent besser benotet werden. 
Selbst wenn dieses nach meinem besten Wissen und Ge-
wissen ein fairer und gleichwertiger Test gewesen ist, ist 
es im Sinne der Betroffenen sicher fair und gerechtfertigt, 
eine solche Lösung zu suchen, von der ich jetzt hoffe, 
dass sie tatsächlich zur Akzeptanz und wieder zur Ruhe 
führt. 

[Beifall bei der SPD] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Eine Nachfrage von Frau Kollegin 
Dr. Tesch? – Dann haben Sie das Wort, Frau Dr. Tesch! 
 

Dr. Felicitas Tesch (SPD): 

Danke schön, Herr Präsident! – Wie beurteilt der Senator 
in dem Zusammenhang die Pressemitteilung vom Landes-
elternausschuss, in der die Eltern zur Klage gegen diesen 
MSA-Mathematiktest aufgefordert werden? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Dr. Zöllner! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Es fällt einem immer schwer, über andere zu reden. Der 
Landeselternausschuss hat sich in diesem Zusammenhang 
schon häufig geäußert. Diese Äußerungen in Bezug auf 
Alternativen waren nicht hilfreich. Der Landeselternaus-
schuss sollte sich die Sache mit dem Widerspruch sehr 
gut überlegen. Es wird niemandem verwehrt, Rechtswege 
zu bestreiten, aber ich werde einen Widerspruch korrekt 
nach unseren rechtsstaatlichen Verfahrensregeln behan-
deln müssen. Ich verweise im Inhalt auf die schon gestern 
dazu abgegebene Erklärung der Schulleiterverbände. Dar-
in wird – aus meiner Sicht vorsichtig formuliert – darauf 
hingewiesen, dass ein Widerspruch für alle Betroffenen 
kein Königsweg sei. Ich weise auf die rechtlichen Gege-
benheiten hin: In Bezug auf den Test ist ein Widerspruch 
gar nicht möglich. Ein Widerspruch kann sich höchstens 
gegen das Zeugnis richten. Solch ein umständlicher Pro-
zess könnte sicher nicht zur Klärung des Verfahrens bei-
tragen. 
 
Das war mit ein Grund für mich zu sagen, dass eine ge-
wisse Großzügigkeit des Staates im Zusammenhang mit 
der Notenskala viele Probleme abfangen kann, die für alle 
Betroffenen nicht zielführend sind. 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! 
 
Jetzt geht es weiter mit der Frage des Kollegen Steuer von 
der Fraktion der CDU. – Bitte schön, Herr Steuer! Sie ha-
ben das Wort! 
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Sascha Steuer (CDU): 

Danke sehr! – Ich habe auch eine Frage an den Bildungs-
senator. – Herr Senator Zöllner! Wie können Sie eigent-
lich behaupten, dass es keine Unregelmäßigkeiten gege-
ben habe und alle Vorwürfe haltlos seien? Liegen Ihnen 
keine Meldungen von Schülern vor, dass sie die Aufgaben 
vorher gekannt haben, bzw. Meldungen von Schulleitern, 
denen gegenüber die Schüler gesagt haben, dass sie die 
Aufgaben vorher kannten? Wie erklären Sie sich das? 
 

Präsident Walter Momper: 
Bitte schön, Herr Senator Dr. Zöllner! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Obwohl ich – nicht zuletzt wegen dieses Mathematik-
tests – im Augenblick nicht mehr die optimale 150-
prozentige Anspannung habe, die man im Schulbereich 
haben muss, wenn man ihn politisch vertritt, sondern nur 
noch 149 Prozent, glaube ich, dass ich relativ genau for-
muliert habe, dass ich allen Hinweisen nachgegangen bin 
und diese sich als haltlos erwiesen haben. Ich weiß nicht, 
was in diesem Leben noch kommt. Es liegen uns keinerlei 
Hinweise von Schulleitern vor. Dieser Test ist aus Sicht 
der Schulleiter und nach den Rückmeldungen, die ich aus 
den Schulen habe, reibungslos und ohne jegliche Proble-
me verlaufen. Wenn einer in diesem Hause oder irgendwo 
sonst etwas hört, dann soll er es gefälligst meinem Hause 
sagen 

[Christian Gaebler (SPD): Er soll Belege bringen!] 

– meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind dazu ange-
stellt, diesen Dingen nachzugehen – und nicht eine Unru-
he allgemeiner Art entfachen, wodurch etwas im Raum 
steht, was nicht belegt werden kann. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Den Hinweisen, die ich indirekt bekommen habe – weil 
man etwa von der Zeitung angerufen und gesagt hat: Uns 
wurde gesagt, dass ... –, sind wir selbstverständlich nach-
gegangen. Sie haben sich als haltlos erwiesen. Es wäre 
vernünftig, sich zur Klärung an die Stelle zu wenden, die 
dafür zuständig ist. Gesetzt den Fall, man ist mit der Klä-
rung dieser Stelle nicht zufrieden, kann man sich immer 
noch beschweren und eine öffentliche Diskussion anfa-
chen. 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Senator! – Jetzt hat Herr Steuer noch 
eine Nachfrage. – Bitte! 
 

Sascha Steuer (CDU): 

Ich bin mir sicher, Sie werde noch Meldungen von Schul-
leitern bekommen, die über das Bisherige hinausgehen. – 
Warum haben Sie Ihr Versprechen gegenüber einer Schü-

lerdelegation der Schülervertretung Berlin nicht gehalten, 
dass Sie persönlich dafür Sorge tragen werden, dass die 
zweite Prüfung nicht schwieriger sein wird als die erste? 

[Christian Gaebler (SPD): Das hat er doch!] 

 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Dr. Zöllner! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Herr Steuer! Manchmal frage ich mich, was wir hier ma-
chen! Ich habe persönlich dafür Sorge getragen. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Ich habe mir sogar Aufgaben angeguckt. Aber obwohl ich 
rechnen kann – ich weiß noch, was ein Dreisatz ist und 
ähnliche Dinge mehr –, maße ich mir nicht an, dass ich 
beurteilen kann, wie schwierig die Aufgaben für Schüle-
rinnen und Schüler in dieser Altersstufe sind. Das kann 
ich nicht. 

[Lars Oberg (SPD): Herr Steuer kann das!] 

Ich kann nur die entsprechenden Weisungen erteilen und 
es mir angucken, ob es mir plausibel ist. Ich habe in die-
sem Prozess wieder unheimlich viel gelernt. Man kann 
eine Frage in dem Aufgabenkatalog tatsächlich so oder so 
beantworten. Ich kann Ihnen die Frage jetzt schildern. 

[Zurufe von der Linksfraktion: Nein!] 

Es geht um ein sehr diffiziles Problem der Mathematik. 
Die Differenziertheit der Definition von Winkeln ist 
wahrscheinlich nur auf Universitätsniveau im fortge-
schrittenen Stadium so genau, dass man beurteilen kann, 
ob es der Außen- oder der Innenwinkel ist. In der Schul-
sprache ist es so: α, β und γ sind die Innenwinkel eines 
Dreiecks. Sie werden bezeichnet mit A, C und B. Je 
nachdem, in welcher Reihenfolge diese Buchstaben ge-
nannt werden, meint man den Außen- oder den Innenwin-
kel. Wenn Sie meinen, dass die persönliche Verfasstheit 
des Senators so weit gehen muss, dass er solche differen-
zierten Tatbestände verstehen kann, dann haben wir ein 
unterschiedliches Verständnis von Politik. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Ich will Ihnen nur belegen, dass ich mich darum geküm-
mert habe. Für mich war völlig plausibel, dass diese Auf-
gaben gleich schwer waren. – Das können wir letzten En-
des ad absurdum reiten, wenn wir es reiten wollen. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Präsident Walter Momper: 
Jetzt geht es weiter mit der Anfrage von Frau Dr. Barth 
von der Linksfraktion. – Bitte schön, Frau Dr. Barth! 
 

Dr. Margrit Barth (Linksfraktion): 

Ich frage Herrn Senator Zöllner 
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[Heiterkeit] 

– nicht zur Schule! –: Wie bewerten Sie die Forderungen 
des Berliner Kitabündnisses, die auf dem gestrigen Akti-
onstag noch einmal bekräftigt wurden, und wie stehen Sie 
insbesondere zu den Forderungen nach einer Verbesse-
rung der Personalausstattung in den Kitas? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Dr. Zöllner – bitte schön! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Sehr verehrte Frau Barth! Im Grunde man haben wir so-
wohl in der Ausschusssitzung als auch heute in der Frage-
stunde dasselbe Problem behandelt. Die frühkindliche 
Bildung ist so wichtig, dass man keinen Wunsch oder 
keine Forderung nach zusätzlichen Personalressourcen 
sofort vom Tisch fegen kann. Selbst wenn das Niveau in 
diesem Bereich schon sehr hoch ist, sind zusätzliche An-
strengungen sicher gerechtfertigt. – Das ist die eine Seite. 
 
Die andere Seite: Es ist keine absolute Wertigkeitsskala, 
aber die Art und Weise, wie andere Bundesländer dieses 
Problem ungefähr unter gleichen Bedingungen, aber unter 
viel besseren finanziellen Verhältnissen händeln, gibt uns 
einen Hinweis darauf, ob wir möglicherweise sehr weit 
hinten oder vorne liegen. Da ist es Faktum, dass die Ber-
liner Kindergärten auch in der Personalausstattung nicht 
unterdurchschnittlich, sondern eher besser ausgestattet 
sind. 
 
Ich nehme diese Wünsche ernst. Ich meine sehr wohl, 
dass wir miteinander reden müssen, dass wir auch ins Au-
ge fassen müssen, was wir mit ihnen vereinbart haben, 
dass es ein Jahr der Überprüfung gibt. Wir müssen in 
Rechnung stellen, dass wir nach einiger Zeit des Abbaus 
in den letzten Jahren etwas zugelegt haben. Letzten Endes 
trifft das Parlament die Entscheidung. 
 
Denn es wäre schön, wenn mir hier irgendetwas aus der 
Tasche wachsen würde, das in zusätzliche Lehrer- und 
Erzieherstellen umgewandelt werden könnte. Dem ist  
aber nicht so. Es gibt die Gewaltenteilung. Sie setzen den 
finanziellen Rahmen, aus dem ich nur schöpfen kann. Ich 
habe das Vergnügen, in den zwei Jahren zwischen der 
Verabschiedung der Haushalte mit den Ressourcen, die 
Sie mir zur Verfügung gestellt haben, das Geschäft im 
Sinn der optimalen Aufgabenerfüllung möglichst gut zu 
machen. 
 

Präsident Walter Momper: 
Eine Nachfrage von Frau Dr. Barth – bitte schön! 
 
 
 
 
 

Dr. Margrit Barth (Linksfraktion): 

Vielen Dank, Herr Senator! – Es arbeitet zum Thema be-
reits eine Arbeitsgruppe zum Personalbedarf im Kitabe-
reich. 

[Özcan Mutlu (Grüne): Frage!] 

Wann rechnen Sie mit den ersten Ergebnissen dieser Ar-
beitsgruppe?  
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Dr. Zöllner! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Ich muss das jetzt aus dem Gedächtnis beantworten. So-
weit ich mich erinnere, rechnen wir fest damit, dass dieses 
Jahr noch Ergebnisse vorliegen werden. Aber in diesem 
Fall müssen Sie mir zugestehen, dass ich mich bei dieser 
Antwort auf eine spontane Frage irren kann.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Senator! 
 
Jetzt geht es weiter mit einer Frage von Frau Kollegin 
Eichstädt-Bohlig, der Fraktionsvorsitzenden der Grünen. 
– Bitte schön! 
 

Franziska Eichstädt-Bohlig (Grüne): 

Ich will keine weitere Vorlesung von Herrn Senator Zöll-
ner einleiten. – Ich frage Frau Senatorin Junge-Reyer: 
Wann und wie werden sich der Senat und die rot-rote Par-
lamentskoalition darüber einig, welche Forderungen an 
den Bund und die Bahn AG gestellt werden sollen? Soll 
die Verlängerung des Dachs des Hauptbahnhofs nun 
wirklich kommen und dafür das Konzept Regenschirm für 
das Ostkreuz umgesetzt werden? Oder soll die Forderung, 
die Ringbahn am Ostkreuz zu überdachen, erfüllt werden 
und dafür das Konzept Regenschirm für den Hauptbahn-
hof? Wann einigen Sie sich?  
 

Präsident Walter Momper: 
Frau Senatorin Junge-Reyer – bitte schön! 
 

Bürgermeisterin Ingeborg Junge-Reyer (Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin 
Eichstädt-Bohlig! Wie Sie sich vorstellen können, hat der 
Senat mehrere Forderungen an die Deutsche Bahn AG 
gestellt, und zwar ausdrücklich auch zum finanziellen En-
gagement der Deutschen Bahn, besonders auf die Bahn-
höfe in Berlin bezogen. Ich bin der Auffassung, dass die 
einsame Entscheidung, die Verlängerung des Dachs zu 
unterlassen, falsch war und dass diese Entscheidung kor-
rigiert werden kann und sollte. Ich bin allerdings nicht der 
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Auffassung, dass dies zu Lasten der Finanzierung eines 
Dachs am Ostkreuz gehen kann, auf keinen Fall! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Denn zur Finanzierung des Dachs am Ostkreuz gab es be-
reits eine Verständigung zwischen dem Senat, der zustän-
digen Verwaltung, des Bundesministeriums, und der 
Deutschen Bahn. Die gesamte Finanzierung war be-
schlossen. Ich weiß nicht, ob Sie sich erinnern: Der Senat 
hat damals, weil wir nicht auf alles finanziellen Anspruch 
erheben können, sogar zugestanden, sich zur Sicherung 
der Qualität dieses Dachs für künftig etwa 40 Millionen 
Kundinnen, Kunden – Fahrgäste – in Höhe von 3 Millio-
nen € zu engagieren. Eine solche geschlossene Finanzie-
rung sah eine Beteiligung des Bundes und der Deutschen 
Bahn vor.  
 
Wenn jetzt vonseiten der Bahn oder des Bundes – da sind 
wir gerade in Gesprächen – davon abgewichen wird, dann 
ist dies falsch. Ich habe mich sowohl schriftlich als auch 
mündlich an Herrn Tiefensee gewandt. Ich rechne damit, 
dass sich das Bundesministerium für Verkehr intensiv mit 
der Gestaltung dieses Dachs auseinandersetzt.  
 
Weil Sie von anderen Maßnahmen und Forderungen an 
die Deutsche Bahn gesprochen haben, will ich Ihnen 
gleich sagen, dass ich es im gemeinsamen Interesse der 
Länder Berlin und Brandenburg für unerträglich halte, 
dass die Zusicherung, die Brandenburg gegeben wurde, 
für die Strecke nach Cottbus eine Finanzierung sicherzu-
stellen, nun offensichtlich nicht mehr eingehalten werden 
soll.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Deshalb, liebe Frau Eichstädt-Bohlig, geht es hier nicht 
um die Finanzierung des einen zu Lasten des anderen, 
sondern um die Qualität des Regionalverkehrs, des öffent-
lichen Personennahverkehrs, insbesondere am Ostkreuz. 
Es geht um die städtebauliche und architektonische Situa-
tion am Hauptbahnhof.  

[Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

 

Präsident Walter Momper: 
Eine Nachfrage von Frau Kollegin Eichstädt-Bohlig? – 
Bitte schön! 
 

Franziska Eichstädt-Bohlig (Grüne): 

Ich bin inhaltlich mit Ihnen voll im Konsens. Aber dann 
frage ich Sie, ob Sie die Zielsetzung Ihrer Koalitionsfrak-
tionen, des Kollegen Gaebler und der Kollegin Matu-
schek, die eine Dachverlängerung am Hauptbahnhof de-
zidiert ablehnen, kennen. Diese Kollegen fordern ihrer-
seits alternativ die Überdachung des Ostkreuzes und als 
Möglichkeit den Ausbau der Strecke Berlin-Cottbus. Wa-
rum einigt sich diese Koalition nicht, sondern stellt wider-
sprüchliche Forderungen in den Raum? 

[Dr. Martin Lindner (FDP): Weil sie piefig sind! – 
Christian Gaebler (SPD):  

Weil das keine Alternativen sind!] 

 

Präsident Walter Momper: 
Frau Senatorin Junge-Reyer – bitte schön! 
 

Bürgermeisterin Ingeborg Junge-Reyer (Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte 
Frau Eichstädt-Bohlig! Ich versichere Ihnen, dass sich 
nach meiner Einschätzung diese Koalition – die Senats-
mitglieder gemeinsam mit den Fraktionären – darüber ei-
nig ist, dass für das Land Berlin, auch wenn es um die 
Deutsche Bahn geht, nur das Beste gut genug ist. 

[Heiterkeit] 

Wenn, liebe Frau Eichstädt-Bohlig, in einer solchen 
Situation allerdings die Frage, wer die Verlängerung des 
Dachs am Hauptbahnhof finanziert, wie wir der Presse 
entnehmen konnten, noch nicht geklärt ist,  

[Dr. Martin Lindner (FDP): Erhöhen  
wir einfach die zu privatisierenden Teile! – 

Uwe Doering (Linksfraktion): Dann gibt es gar keine 
Bahn mehr!]  

wenn nach Beschlüssen in den Ausschüssen des Deut-
schen Bundestags ein Zurückrudern der Deutschen Bahn 
sichtbar wird oder wenn es in einigen Fällen – wie auch in 
diesem – ein beredtes zurückhaltendes Schweigen gibt, 
dann teile ich die Auffassung der Kolleginnen und Kolle-
gen, dass man sehr genau hinschauen muss, mit welcher 
finanziellen Unterstützung und welchem Engagement sich 
die Deutsche Bahn und das Bundesverkehrsministerium 
beim Hauptbahnhof einer Forderung stellen.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Frau Senatorin!  
 
Dann geht es weiter mit einer Frage des Kollegen Dra-
gowski von der Fraktion der FDP. – Bitte schön, Herr 
Dragowski, Sie haben das Wort! 
 

Mirco Dragowski (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Ich frage den Jugendsena-
tor Zöllner: Welche Bedeutung hat die Jugendhilfe für Sie 
vor dem Hintergrund, dass Sie vergangene Woche beim 
Deutschen Jugendhilfetag in Essen, der alle vier Jahre 
stattfindet und der die deutschlandweit größte und wich-
tigste Veranstaltung im Bereich Jugendhilfe ist, als Vor-
sitzender der Jugendministerkonferenz die Abschlussrede 
halten sollten und durch Ihre kurzfristige Absage kein an-
derer Minister als Vertretung gewonnen werden konnte? 

[Stefan Liebich (Linksfraktion):  
Stress durch Matheprüfung!] 
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Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Zöllner – bitte schön! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Das ist der Beleg dafür, dass mir die Berliner Probleme 
wichtiger sind als eine überregionale Repräsentanz.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Präsident Walter Momper: 
Eine Nachfrage, Herr Kollege Dragowski? – Dann haben 
Sie das Wort! 
 

Mirco Dragowski (FDP): 

Ist das möglicherweise eher ein Indiz dafür, dass Ihnen 
der Bereich Jugendhilfe und das Engagement, vor den 
wichtigsten Multiplikatoren des Landes in der Jugendhilfe 
als Vorsitzender der Jugendministerkonferenz zu spre-
chen, nicht sonderlich wichtig ist? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Prof. Zöllner – bitte schön! 
 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

War das eine Frage oder eine Feststellung? 

[Christoph Meyer (FDP): Es war eine Feststellung!] 

 

Präsident Walter Momper: 
Es hatte Fragecharakter! 

[Heiterkeit] 

 

Senator Dr. Jürgen Zöllner (Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung): 

Gut! – Ich sehe das anders. Ich bin der festen Überzeu-
gung, dass die dort versammelten Damen und Herren –
das sind die entsprechenden Abteilungsleiter – nachdem 
sie mich in der Arbeit kennengelernt haben, z. B. bei der 
letzten Konferenz der Jugendminister, überzeugt sind, 
dass das Arbeiten des jetzigen Präsidenten der Jugendmi-
nisterkonferenz auch für ihre Arbeit wichtiger ist, als das 
Halten einer Festrede anlässlich ihres Treffens.  
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Senator! 
 
Jetzt ist die erste Runde nach der Stärke der Fraktionen 
beendet. Nun können wir weitere Meldungen im freien 
Zugriff berücksichtigen. Ich eröffne diese Runde wie im-
mer mit einem Gongzeichen. 

[Gongzeichen] 

Jetzt hat Frau Ströver das Wort. – Bitte, Frau Ströver! 
 

Alice Ströver (Grüne): 

Meine Frage richtet sich an den Innensenator: Herr Kör-
ting! Wie beurteilen Sie die neuerliche, zum 30. Juni aus-
gesprochene Kündigung von überwiegend studentischen 
Besucherbetreuerinnen und -betreuern im Deutschen 
Technikmuseum bzw. der Marketingtochter des Tech-
nikmuseums, besonders unter dem Aspekt, dass sie durch 
die Sicherheitsfirma Securitas mit unter Mindestlohn 
arbeitenden Bedingungen ersetzt werden sollen? 
 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Dr. Körting – bitte schön! 

[Christoph Meyer (FDP): Unter 5 € oder unter 7,50 €?] 

 

Senator Dr. Ehrhart Körting (Senatsverwaltung für In-
neres und Sport): 

Das ist eine hochinteressante Frage für die innere Sicher-
heit, Frau Kollegin Ströver, für die ich zuständig bin. Ich 
gehe davon aus, dass das Deutsche Technikmuseum im 
Rahmen der Bewirtschaftung seiner Mittel das tut, was 
für einen sinnvollen Betrieb des Deutschen Technikmuse-
ums nötig ist. Wenn das im Einzelfall mit der Trennung 
von Mitarbeitern verbunden ist, fällt das in die Verant-
wortung des Deutschen Technikmuseums und nicht in 
meine. 

[Senator Dr. Thilo Sarrazin: Gut!] 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Senator! – Frau Ströver hat eine Nach-
frage. – Bitte schön! 
 

Alice Ströver (Grüne): 

Würden Sie die gleiche Antwort auch noch geben, wenn 
Sie wissen würden, dass die Stiftung Deutsches Technik-
museum eine Stiftung des Landes Berlin ist, die sich dem 
öffentlichen Dienstrecht verpflichtet sieht? 

[Beifall bei den Grünen] 

 

Präsident Walter Momper: 
Herr Senator Dr. Körting – bitte! 
 

Senator Dr. Ehrhart Körting (Senatsverwaltung für In-
neres und Sport): 

Frau Kollegin Ströver! Ich erinnere mich, dass viele Be-
teiligte in diesem Hause ganz großen Wert darauf gelegt 
haben, dass wir eine Reihe von Kultureinrichtungen nicht 
mehr unmittelbar unter der Fuchtel der jeweiligen Senats-
verwaltung führen, sondern in eigenverantwortliche Stif-
tungen überführt haben. Dann darf man sich nachher aber 
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nicht wundern, wenn die eigenverantwortlich handeln, das 
halte ich für albern. 

[Beifall bei der SPD] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön! – Wegen Zeitablauf hat die Spontane Fra-
gestunde nunmehr ihr Ende gefunden. 
 
Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3: 
Aktuelle Stunde 

Steuer- und Abgabenerhöhungen auf allen Ebenen  
schaden massiv den Bürgern und Unternehmen in  
Berlin 
Antrag der FDP 

Für die Beratung steht den Fraktionen jeweils eine Rede-
zeit von bis zu zehn Minuten zur Verfügung, die auf zwei 
Redner aufgeteilt werden kann. Zu Beginn hat Kollege 
Dr. Lindner das Wort, der Vorsitzende der FDP-Fraktion. 
– Bitte schön, Herr Dr. Lindner! 
 

Dr. Martin Lindner (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der aktuelle 
Anlass für unseren Antrag für diese Aktuelle Stunde ist 
der angekündigte massive Stellenabbau, mithin die 
Schließung des Reemtsma-Werkes in Berlin. Wir erinnern 
uns: In den Jahren 2004 und 2005 hat die rot-grüne Bun-
desregierung mehrfach, insgesamt dreimal, die Ta-
baksteuer erhöht. Diese Erhöhung hatte das gesundheits-
politische Mäntelchen, die Menschen vom Rauchen abzu-
halten. 

[Beifall bei den Grünen] 

– Ja, klar! – Die Folge war nicht, dass die Leute nicht 
mehr geraucht haben, sondern dass sie fortan illegal ge-
raucht haben – aus Polen geschmuggelte Zigaretten. 

[Gelächter von Wolfgang Brauer (Linksfraktion)] 

Die Anzahl der Raucher ist gleich geblieben, aber wir hat-
ten einen massiven Rückgang an staatlichen Einnahmen 
zu verzeichnen. Die schöne Steuererhöhung hatte also ei-
nen Ausfall an Steuern von über 11 Milliarden € in den 
Jahren 2004-2007 im Vergleich zur Prognose von Rot-
Grün zur Folge. Schon damals haben Unternehmen wie 
Reemtsma angekündigt, dass infolge des Rückgangs an 
Konsum legaler, in Deutschland produzierter Zigaretten 
vor allem auch in Berlin die Arbeitsplätze abgebaut wer-
den müssten. Damals war noch von 200 Arbeitsplätzen 
die Rede. Dies führte meine Fraktion dazu, in der 
15. Legislaturperiode zu beantragen, dass der Senat sich 
dafür einsetzen möge, diese in jeder Hinsicht irrsinnigen 
Tabaksteuererhöhungen rückgängig zu machen. Der Se-
nator für Wirtschaft, Herr Wolf, hat mir damals in der 
Debatte recht gegeben und konstatiert, dass dies eine fal-
sche Geschichte gewesen sei. Unserem Antrag allerdings 
sind weder die damalige PDS, heute Linke, noch die SPD 

gefolgt und auch die nicht CDU, die mittlerweile in der 
Bundesregierung war, und die Grünen schon gar nicht, 
weil sie damals in der Bundesregierung war: Die ganz 
große, riesige Steuererhöhungskoalition von SPD, PDS, 
Grünen und CDU hat das abgelehnt. Es sind Ihre Arbeits-
losen, die in Wilmersdorf entstehen. Sie tragen die Ver-
antwortung dafür. 

[Beifall bei der FDP] 

Da brauchen Sie sich auch jetzt nicht mehr vor die 
Werkstore zu setzen und herumzujammern, es ist Ihre 
schädliche Steuerpolitik, die den Menschen und Unter-
nehmen in Deutschland nichts als Elend bringt. 
 
Aber nicht nur auf Bundesebene, sondern auch auf Lan-
desebene wird abkassiert und zugeschlagen, wo immer es 
geht. Die Grundsteuer wurde beispielsweise auf 
810 Prozentpunkte erhöht. Das ist der höchste Satz in 
ganz Deutschland. Wer trägt denn das? – Das sind in ei-
ner Mieterstadt wie Berlin die Mieter. 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Nicht nur die Mieter!] 

Es ist also auch eine mieterfeindliche Politik.  

[Beifall bei der FDP] 

Sicher, es sind die Grundeigentümer, und die legen in der 
Regel auf die Mieter um.  
 
Die Grunderwerbsteuer wurde erhöht. Es ist das erste 
Mal, dass Sie von steuerpolitischem Freiraum Gebrauch 
gemacht haben, nicht um zu senken und den Immobi-
lienmarkt zu beleben, sondern um sie von 3,5 auf 4,5 Pro-
zent zu erhöhen. 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Das ist auch richtig!] 

Wasserpreise: Der Preis für den Kubikmeter Trinkwasser 
beläuft sich in Berlin auf 2,21 € pro Kubikmeter. In Mün-
chen belaufen sich die Trinkwasserpreise auf 1,42 €. Dort 
verdient man übrigens im Durchschnitt reichlich mehr als 
in Berlin. Jetzt erzählen Sie uns immer, schuld daran sei 
die Privatisierung oder die Teilprivatisierung. 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Schuld daran ist die 
Privatisierung!] 

– Nein, schuld daran ist der gierige Staat, denn da müssen 
Sie mal vergleichen. – Berlin erhebt trotz seines Wasser-
reichtums ein Grundwasserentnahmeentgelt von 0,31 € 
pro Kubikmeter, Brandenburg, viel wasserärmer, von 
0,10 €, Bundesländer wie Hamburg erheben zwar, aber 
machen dann erhebliche pauschale Befreiungen. Thürin-
gen und Hessen erheben kein Entgelt. Insgesamt kassiert 
das Land Berlin im Bereich Wasser pro Jahr 200 Milli-
onen €. Sie kassieren! Auch hier ist es wieder der Staat, 
der hauptsächlich zuschlägt, und nicht irgendwelche pri-
vaten Beteiligungen. 

[Beifall bei der FDP] 

Gewerbesteuer – Sie wollten doch immer Landesthemen 
hören –: Mit 410 Prozentpunkten deutlich über dem 
Umlandniveau von 330.  
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GEZ-Gebühren: Das war gestern im Ausschuss eine typi-
sche, bemerkenswerte Einlassung, diesmal von der Kolle-
gin Hiller von der Linksfraktion. Nach dem Elften Rund-
funkstaatsvertrag soll die GEZ-Gebühr um knapp 1 € auf 
17,98 € erhöht werden.  

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Das können Sie doch 
verhindern!] 

Da sagte die Kollegin Hiller: Na ja, die Erhöhung um 1 € 
sei nach Auffassung der Linken sozialverträglich, obwohl 
laut einem Gutachten 16 € durchaus ausreichten, wenn 
diese Gebühren gerecht verteilt würden.  

[Christoph Meyer (FDP): So sozial ist die Linke!] 

Das mag aus Sicht einer Partei wie Ihrer sozial verträglich 
sein. Für eine Partei, die wie die FDP für das ganze Volk 
da ist, ist so etwas nicht sozial verträglich. 

[Beifall bei der FDP] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Entschuldigung, Herr Dr. Lindner! Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 
 

Dr. Martin Lindner (FDP): 

Nein! – Da lacht der Kollege Zackenfels! Als SPD wäre 
ich mal still beim Thema Partei fürs ganze Volk. Sie ver-
abschieden sich da gerade. Sie haben in Deutschland nur 
noch genauso viele männliche Wähler wie Linke und 
FDP, nämlich 16 bis 17 Prozent. Sie haben mittlerweile in 
vielen Gebieten in den neuen Bundesländern, z. B. in der 
letzten Woche bei der Landratswahl in Rügen, nur noch 
die Hälfte der Wähler der FDP.  

[Zuruf von der SPD: Sie wählt ja nicht mal Ihre  
eigene Partei!] 

Sie sind keine Volkspartei mehr. An Ihrer Stelle würde 
ich nicht lachen, sondern einmal in mich gehen und fra-
gen, was mit Ihrem Verein eigentlich los ist. 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Dann geht die Kassiererei weiter: Strompreise! Statt sich 
auch auf Ebene des Senats dafür einzusetzen, dass die 
Menschen das bezahlen können, machen Sie Sozialpopu-
lismus, beispielsweise dadurch, dass Herr Gabriel ein So-
zialticket einfordert. Er sagt allerdings nicht, wie das fi-
nanziert werden soll. Was machen die großen Stromkon-
zerne? – Sie sagen, da machen wir natürlich mit, prima 
Sache. – Aber wir hatten die Leute bei uns, auf einer Ver-
anstaltung der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz, Vor-
standsvorsitzende dieser Konzerne. Da sagen die einem 
ganz klar: Ihr bestellt, ihr verlangt – noch eine Überland-
leitung unter die Erde, noch mehr Ausstieg aus der Kern-
kraft, all dieses aberwitzige Zeug. Und wir preisen das 
ein. – Wenn ihr ein Sozialticket verlangt, ohne es zu 
bezahlen, werden das all die anderen Gebührenzahler, die 
kaum mehr Euro als Hartz-IV-Empfänger in der Tasche 
haben, durch eine entsprechende Gebührenerhöhung mit-
zubezahlen haben. Sie machen eine Politik auf Kosten der 

Mitte der Gesellschaft, der Normalverdiener, der 
Kleinverdiener. Das ist das, was Sie können. 

[Beifall bei der FDP] 

Dieses Spiel treiben Sie auch auf Landesebene durch Ihr 
Berlinticket, auch Sozialpopulismus, weiter. Auch hier 
werden Sie erleben, dass all die Vereine, die sich an dem 
Berlinticket beteiligen sollen, das allen anderen Normal-
verdienern, Geringverdienern, die kaum mehr in der Ta-
sche haben, überhelfen. Sie machen Politik auf Kosten der 
Mitte dieser Gesellschaft. 

[Beifall bei der FDP] 

Öl ist auch eine solche Geschichte. Natürlich sind es Öl-
scheichs und Ölbarone, die hier zuschlagen. Aber auch 
hier in Berlin wird zugeschlagen. Wenn Sie sich heute 
eine Tankquittung aufgliedern würden, wie es bei einem 
Endverbraucherpreis von 1,50 € tatsächlich aussieht, 
kommen Sie zu folgendem Ergebnis: Wenn einer 50 Liter 
tankt, werden gerade einmal 30 € bei der Kette von Mine-
ralölgesellschaften etc. ankommen. Den Rest auf 75 €, 
über 60 % kassieren Ölbaron, Scheich und Oligarch 
Steinbrück, Glos und Merkel und wie sie alle heißen. Das 
sind 25 € Energiesteuer und 7,50 € Ökosteuer, und dann 
kommt als Steuer auf die Steuer noch einmal 12 € Mehr-
wertsteuer oben drauf. 

[Joachim Esser (Grüne): Und wie finanzieren Sie die 
Straßen?] 

Das ist die Situation in Deutschland und Berlin. Da wun-
dern Sie sich, dass die Leute kein Geld mehr in der Ta-
sche haben. 

[Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion)] 

Sie rufen nun dazwischen, wie es mit den Straßen aus-
schaut – schauen Sie sich die Berliner Straßen an, da lan-
det doch kein einziger abkassierter Euro! 

[Beifall bei der FDP – 
Zuruf von Stefan Liebich (Linksfraktion)] 

Deswegen fordern wir Sie auf: Setzen Sie sich auf Bun-
desebene im Wege einer Initiative dafür ein, dass die  
Energie- und Ökosteuer soweit flexibilisiert, d. h. abge-
senkt wird, dass die Einnahmen wenigstens nur konstant 
bei 40 Milliarden € bleiben! Ich erwarte von einem Alko-
holiker nicht, dass er darauf verzichtet, Schnaps zu trin-
ken, aber ich erwarte, dass er sich wenigstens so zusam-
menreißt, dass er nicht noch mehr Schnaps verbraucht! 

[Beifall bei der FDP – 
Stefan Liebich (Linksfraktion): Steuern zu erheben 

 hat doch nichts mit Drogensucht zu tun!] 

Zweitens: Zur Entlastung der Berliner Unternehmen Ab-
senkung der Gewerbesteuer auf Umlandniveau von 330 
Punkten. Drittens: Rückgängigmachen der maßlosen letz-
ten Grundsteuererhöhung auf wenigstens 660 Prozent. 
Viertens: Verzicht auf Gebührenerhöhung bei Wasser, 
Müll und Nahverkehr, insbesondere durch Rückführung 
des staatlichen Entnahmeanteils. Fünftens: Keine Zu-
stimmung zum Elften Rundfunkstaatsvertrag zur Erhö-
hung der Rundfunkgebühr, sondern Einsatz für eine ge-
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gerechte Verteilung des Rundfunkgebührenaufkommens 
auch zugunsten kleinerer Anstalten wie dem RBB. Sechs-
tens: Verzicht auf Sozialpopulismus durch Berlin-Tickets, 
Sozialtickets und ähnliches zu Lasten der Normalverdie-
ner. 
 
Von sechs Punkten nenne ich fünf, die Sie auf Landes-
ebene umsetzen können, und den ersten Punkt können Sie 
im Bundesrat umsetzen, auch wenn der Regierende Bür-
germeister der Auffassung ist, dass es auf die Berliner 
Stimme nicht ankomme. Setzen Sie sich dafür ein, dass 
Unternehmen und Bürger in dieser Stadt, die Sie abkas-
sieren wollen, wenigstens so viel haben, dass sie ihre 
Steuern bezahlen können und ein bisschen zum Leben üb-
rig bleibt! Das ist sozial gerecht und wirtschaftlich ver-
nünftig. Man sollte die Kuh, die man melken will, nicht 
schlachten. Man sollte ihr wenigstens so viel zu fressen 
und trinken geben, dass sie weiterhin lebt und gemolken 
werden kann. – Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der FDP] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Dr. Lindner! – Bevor wir die Tages-
ordnung fortsetzen, möchte ich die Gelegenheit nutzen, 
Herrn Kluckert herzlich zum Geburtstag zu gratulieren. – 
Wir machen das etwas verspätet, aber Sie waren bisher 
nicht im Saal. Alles Gute und viel Erfolg! 

[Allgemeiner Beifall] 

Nun hat für die SPD-Fraktion der Herr Abgeordnete Za-
ckenfels das Wort. – Bitte sehr! 
 

Stefan Zackenfels (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir wissen alle, wie Herr Kollege Lindner auf sein 
juristisches Wissen pocht, im Gegensatz zu uns armen 
Wirtschafts-, Geistes- und Sozialwissenschaftlern. Nach 
einer solchen Rede beschleichen mich allerdings immer 
wieder Zweifel an der Qualität der juristischen Ausbil-
dung in unserem Lande, lieber Kollege Lindner! 

[Beifall bei der SPD] 

Wenn Reemtsma und Ihre persönliche Tankquittung der 
Anlass sind, Debatten in einem Landesparlament zu füh-
ren, so weiß ich nicht, ob das wirklich das Niveau ist, auf 
das wir uns in Zukunft einlassen wollen. Daher nur zwei 
Bemerkungen: Wenn es wirklich das bundespolitische 
Recht ist, das Reemtsma zur Schließung des Werkes führ-
te, dann müssen Sie uns erklären, wie es kommt, dass da-
für das niedersächsische Werk in Langenhagen ausgestat-
tet werden soll. Da gibt es wohl andere Gründe, die 
Reemtsma in der Umstrukturierung dazu bewegt hat, Ber-
lin verlassen zu müssen. 

[Beifall bei der SPD] 

Das Thema Steuern und Abgabenlast verdient eine weit-
aus ernsthaftere Erörterung. Lassen Sie mich deswegen 
klarstellen, wo wir in der Bundesrepublik Deutschland 

und in unserem Bundesland in der Frage der Steuern und 
Abgaben stehen. Nach 16 Jahren FDP-Mitregierung und 
trotz Dutzender Steuererhöhungen unter der Ära Kohl, 
Genscher, Kinkel befand sich unser Land 1989 am Rande 
eines finanzpolitischen Kollaps. Ich habe mir raussuchen 
lassen, worüber wir hier reden – das, was Sie alles in den 
16 Jahren mitgetragen haben: Beitrag Arbeitslosenversi-
cherung von 4 auf 4,6 Prozent, Rentenversicherung von 
18 auf 18,5 Prozent, Erhöhung der Mehrwertsteuer von 13 
auf 14 Prozent, Erhöhung der Mineralölsteuer – hört, 
hört – mit FDP-Beteiligung um 0,03 DM für unverbleites 
Benzin, 0,02 DM für verbleites, Erhöhung der Tabak- und 
Versicherungssteuer mit Beteiligung der FDP, Erhöhung 
des Arbeitslosenversicherungsbeitrages auf 6,8 Prozent, 
Erhöhung der Versicherungssteuer auf 10 Prozent, erneu-
te Erhöhung der Mehrwertsteuer, dieses Mal von 14 auf 
15 Prozent, gemeinsam mit der FDP unter der Kohl-
Regierung. Sodann die Einführung der Zinsabschlagsteu-
er – mit FDP-Beteiligung! Erhöhung der Versicherungs-
steuer von 10 auf 12 Prozent, Erhöhung des Kohlepfen-
nigs, Strom wird um 1 Prozent teurer, Erhöhung der Mi-
neralölsteuer – 16 Pfennig! Diesel 7 Pfennig! Erhebung 
der Kfz-Steuer für Diesel-Pkw, Erhöhung der Versiche-
rungssteuer, dieses Mal auf 15 Prozent. Lieber Kollege 
Lindner, so geht das immer weiter. Woher Sie den Ruf 
einer Partei haben, die die Steuern senken will, verstehe 
ich wirklich nicht, wenn ich mir das alles vergegenwärti-
ge. 

[Beifall bei der SPD, der Linksfraktion und  
den Grünen] 

Gekoppelt an weitreichende strukturelle Reformen ist es 
damals der Bundesregierung unter einem sozialdemokra-
tischen Kanzler Schröder trotzdem gelungen, massive 
Steuererleichterung für die Menschen in diesem Land zu 
verabschieden. Ich nenne nur ein Beispiel, nämlich die 
Kindergelderhöhung auf 154 €. Der Eingangssteuersatz 
wurde 1998, bei Verlassen der Kohl-Regierung, mit 
25,9 Prozent angegeben, der Spitzensteuersatz mit 53 Pro-
zent. Nach Verlassen der Schröder-Regierung lag der 
Eingangssteuersatz bei 19,9 Prozent! Rot-Grün hat den 
Eingangssteuersatz von 25,9 Prozent auf 19,9 Prozent 
herabgeführt und den Spitzensteuersatz von 53 auf 48,5 
Prozent! 
 
Nach sieben Jahren Schröder hat nunmehr die Regierung 
Merkel mit dem sozialdemokratischen Finanzminister 
Steinbrück die Unternehmensteuerreform 2008 mit einer 
jährlichen Entlastung von 6,6 Milliarden € auf den Weg 
gebracht. Einige Einzelmaßnahmen: Senkung des bisheri-
gen Körperschaftssteuersatzes von 25 auf 15 Prozent, 
Sondersteuersatz, die Thesaurierungsbegünstigung von 
28,5 Prozent für die Gewinne bei Einzelunternehmen und 
bei Mitunternehmen in den Personengesellschaften. Sen-
kung der Gewerbesteuermesszahl von 5 auf 3,5 Prozent, 
Einführung des Investitionsabzugsbetrages, Einführung 
einer 25-prozentigen Abgeltungssteuer. Und wissen Sie 
was? – Diesem Unternehmensteuerreformpaket der Re-
gierung Merkel/Steinbrück hat die FDP zugestimmt! Ich 
möchte Ihnen auch nicht vorenthalten, was der nieder-
sächsische FDP-Wirtschaftsminister Walter Hirche in der 
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dazu entsprechenden Sitzung im Bundesrat am 06. Juli 
2007 gesagt hat: „Ich stelle zusammenfassend fest, die 
Entlastung ist gut.“ Das hat tatsächlich ein FDP-Mann 
gesagt! FDP-Finanzminister aus NRW Pinkwart sagte in 
der gleichen Sitzung: „Wir können diesem ersten Schritt 
zustimmen.“ FDP-Bundesebene lehnt nicht ab, stimmt zu!  

[Zuruf von Henner Schmidt (FDP)] 

So schlimm kann es also nicht sein, wenn die fachlich si-
cherlich auch nicht ganz ahnungslosen Parteifreunde von 
Herrn Lindner dem im Bundesrat zugestimmt haben. 
 
Thema Arbeitslosenversicherung: Der Beitragssatz be-
trägt seit dem 1. Januar 2008 3,3 Prozent. Im Jahre 2007 
lag er noch bei 4,2 Prozent. Lohnnebenkosten: Statisti-
sches Bundesamt, EU-Vergleich – die Bundesrepublik 
Deutschland liegt mit 32 Punkten praktisch 16 bis 18 
Punkten hinter Frankreich, Schweden, Belgien, Italien, 
Ungarn, im unteren Drittel der Lohnnebenkosten!  
 
In Berlin hat ein sozialdemokratischer Senator in dieser 
Legislaturperiode genau zwei Steuererhöhungen ausge-
löst: den Grundsteuerhebesatz und die Grunderwerbsteuer 
auf 4,5 Prozent als Folge des Bundesverfassungsgerichts-
urteils. Die für die Kleinunternehmen wichtigen Gewer-
besteuerhebesätze haben wir bewusst bei 410 Prozent ge-
lassen; das war eine politische Entscheidung, das hätten 
wir auch anders machen können! Wir haben uns für die 
Arbeitnehmer, für die Unternehmen und für die Arbeits-
plätze entschieden, das sollte auch berücksichtigt werden. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

München liegt bezüglich der Gewerbesteuer übrigens 
ganze 20 Prozent höher.  
 
Es stellt sich die Frage, was wir mit dem vielen Geld, das 
der Kollege Lindner in unseren Kassen verortet, machen. 
Da wird es wahrhaftig politisch. Wir Sozialdemokraten 
stehen dazu, dass es einen Wert hat, die Kitagebühren zu 
senken. Es hat einen Wert, die Kitagebühr an sich pro-
gressiv abzuschaffen! 

[Beifall bei der SPD] 

Sie sprachen das Straßenausbaubeitragsgesetz an, lieber 
Kollege Lindner. Ich stehe dazu, dass ich den Menschen 
mit Grundbesitz Geld abnehmen kann, um es in das Bil-
dungssystem zu stecken.  

[Beifall bei der SPD] 

Das Zurverfügungstellen öffentlicher Daseinsvorsorge hat 
einen Preis, den wir in der Sozialdemokratischen Partei 
auf allen Ebenen bereit sind zu zahlen und den wir uns 
auch von denen, die dazu fähig sind, bereit sind zu holen. 
Das sollten Sie endlich einmal zur Kenntnis nehmen, lie-
ber Herr Lindner! Das ist etwas, was uns wichtiger ist als 
vieles andere! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Sagen Sie doch den Leuten, warum letztendlich so wenig 
Geld da ist: weil die Energiepreise explodieren, weil 

Großkonzerne im Energiebereich den Hals nicht voll ge-
nug bekommen können,  

[Dr. Martin Lindner (FDP): Ja, ja!] 

weil Ihre Lobby, liebe FDP, dabei ist, uns – in Ihrer Spra-
che – abzuzocken. Das ist der Grund, lieber Kollege 
Lindner! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – 
Zuruf von Henner Schmidt (FDP) 

Dann sage ich Ihnen noch etwas zur kalten Progression. 
Wer wie Sie von der FDP nicht müde wird, maßvolle Ta-
rifabschlüsse zu fordern, deren Höhe netto gerade den In-
flationsausgleich auffängt, der kann sich doch nicht hin-
stellen und behaupten, dass den Menschen plötzlich Geld 
im Portemonnaie fehlt. Wo leben Sie eigentlich? Setzen 
Sie sich für den Mindestlohn ein, setzen Sie sich für 
entsprechende Tarifabschlüsse ein, dann ist den 
Menschen mehr Geld in die Tasche gegeben! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Ganz kurz ein letztes Wort zu Ihrem Steuerkonzept, das 
Sie vor Kurzem verabschiedet haben. Das ist, wie ich fin-
de, sehr phantasielos, sehr abgedroschen. Vielleicht kön-
nen Sie nachher noch etwas dazu sagen. – Nach der CDU 
entdeckt auch die FDP jetzt den Bierdeckel mit den drei 
Steuersätzen von – glaube ich – 15, 25 und 30 Prozent. 
Gemacht haben dieses Konzept ja ein gewisser Hermann 
Otto Solms und dieser Prof. Kirchhof aus Heidelberg, der 
der guten Frau Merkel schon 2006 einen Wert von 
16 Prozent Absturz zwischen Umfrage und Wahlergebnis 
bescherte. Ob Sie da gut tun, sich wieder auf Kirchhof 
und Hermann Otto Solms zu berufen, das weiß ich nicht.  
 
Spannend ist vielmehr eine andere Sache, die ich Ihnen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht vorenthalten möch-
te. Wer ist eigentlich Hermann Otto Solms? – Ich weiß 
nicht, wie es Ihnen geht, aber für mich ist Hermann Otto 
Solms so ein richtiges Urgestein. Er war schon im Fern-
sehen zu sehen, da ging ich noch zur Schule. Während 
viele andere aus der FDP die Partei praktisch in inhaltli-
cher Hinsicht verlassen – Burkhard Hirsch, Leutheusser-
Schnarrenberger, Genscher –, bleibt Otto Prinz zu Solms-
Hohensolms-Lich. Das ist sein voller Name: Prinz zu 
Solms-Hohensolms-Lich. Dieser Prinz ist Doktor. Und 
weil Martin Lindner – und das sage ich jetzt einmal unter 
uns, an dem guten Kollegen Lindner vorbei – in diesem 
Plenum keine Gelegenheit auslässt, die Qualität der Aus-
sprache in diesem Haus bei vielen von uns sogar das 
Recht zur Mitsprache – nicht nur die Qualität, sondern das 
Recht zur Mitsprache und Aussprache – an die Qualifika-
tion des Einzelnen zu knüpfen, deshalb habe ich nachge-
prüft, was dieser Prinz eigentlich ist. Ich lese Ihnen das 
Thema seiner Promotion vor.  
 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Herr Zackenfels! Ihre Redezeit ist beendet! 
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Ich komme zum Ende! – Die Promotionsarbeit des Steu-
erexperten der FDP auf Bundesebene lautet: Das Unter-
nehmungsspiel als Ausbildungsmethode in der Landwirt-
schaft. – Hermann Otto Solms ist Bauer. Dieser Mann, 
der Steuerexperte der FDP ist, ist Bauer. Das finde ich 
nun wirklich eine sehr interessante Feststellung für Sie, 
Kollege Lindner! Dazu können Sie sich auch noch einmal 
äußern, was Sie von dem Steuerkonzept wirklich halten! – 
Danke! 

[Beifall bei der SPD – 
Beifall von Stefan Liebich (Linksfraktion) und  

und Carola Bluhm (Linksfraktion) – 
Zurufe von den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Zackenfels! – Für die 
Fraktion der CDU hat jetzt Herr Abgeordneter Brauner 
das Wort. – Bitte! 
 

Matthias Brauner (CDU): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Nach 
dem bundespolitischen Ausflug von Herrn Zackenfels 

[Christian Gaebler (SPD): Wieso, Herr Lindner 
hat das doch auch gemacht!] 

und der persönlichen Einlassung zum Schluss kommen 
wir jetzt wieder zurück auf die Berliner Ebene.  
 
Im Jahr 2006 tritt der rot-rote Senat an. Was ist eine sei-
ner ersten Maßnahmen? – Eine Steuererhöhung. Die kos-
tet den Berliner rund 222 Millionen € allein im Jahr 2007. 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Können Sie sich 
noch an den Schuldenstand erinnern?] 

Quasi als Auftakt kommt ein Gebührenthema nach dem 
nächsten, man kann es schon fast als Gebührenorgie be-
zeichnen.  

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Jetzt haben wir aber 
einen ausgeglichenen Haushalt!] 

– Die Konsolidierung des Haushaltes ist aber nicht auf-
grund dieser Gebührenordnung so nachhaltig, Herr Lie-
bich, sondern klar darauf zurückzuführen, dass Sie gute 
Verkaufserlöse aus dem Verkauf der Landesbank erziel-
ten, dass Sie die GSG sehr gut verkauft haben und dass 
Sie große Anteile aus dem höheren Mehrwertsteuerauf-
kommen erhalten haben.  

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Unsinn! Vergleichen 
Sie uns mal mit den anderen Bundesländern!] 

Damit haben Sie den Haushalt saniert und nicht mit den 
Maßnahmen, mit denen Sie die Berliner quälen.  

[Beifall bei der CDU] 

Was sind die Beispiele dieser Gebührenorgie? – Grund-
erwerbsteuer, Herr Lindner hat es vorhin schon erwähnt. 
Das Land Berlin ist das einzige Land, das von der Option 

Gebrauch gemacht hat, den Satz von 3,5 auf 4,5 Prozent 
zu erhöhen.  

[Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): Zu Recht!] 

Bei der Grundsteuer, die im Übrigen die Mieter in der 
Mieterstadt Berlin bezahlen, sind wir bei 810 Punkten 
Hebesatz angelangt. Das ist mit Abstand der höchste He-
besatz. Hamburg hat 540, Leipzig 500, Mainz 400 Punkte. 
Wir haben den höchsten Satz.  

[Zuruf von Joachim Esser (Grüne)] 

Das sind gute Beispiele, die zeigen, dass Berlin übersteu-
ert.  

[Beifall bei der CDU – 
Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion)] 

Sie werden – das sage ich Ihnen deutlich! – allein bei der 
Grunderwerbsteuer, wenn Sie in die aktuelle Steuerprog-
nose sehen, das Niveau nicht halten können. Sie mussten 
schon jetzt Ihre Prognose zurücknehmen, weil die Steuer-
schraube anscheinend überdreht worden war.  
 
Das nächste Beispiel: Die Wasserpreise.  

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Da melden sich  
die Richtigen zu Wort!] 

Ich weiß, Sie werden wieder sagen: Sie haben das doch 
mitprivatisiert! – Aber Sie regieren seit sieben Jahren in 
Berlin, und seit sieben Jahren sind Sie nicht am Hauptein-
flussfaktor aktiv geworden! 44 Prozent der Wasserpreise 
basieren auf kalkulatorischen Kosten. Das sind der Ver-
ordnungszinssatz und die Abschreibungsmethode.  

[Zuruf von Stefan Liebich (Linksfraktion)] 

Sie tun, genau genommen, nichts, außer mehr Geld für 
den Berliner Steuersäckel einzunehmen und die Berliner 
mit den höchsten Kosten in deutschen Metropolen zu be-
lasten.  

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

Sie sind angetreten mit der Parole, die Mieter zu entlas-
ten. Tatsächlich bürden Sie ihnen jedoch höhere Belas-
tungen auf. Sie bemänteln das alles ein Stück weit mit 
dem Begriff Gerechtigkeit. Sie stellen Schaufensteranträ-
ge, die nach wenigen Tagen durch europäische Gerichts-
entscheidungen kassiert werden,  

[Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): Wie hoch 
ist denn die Pro-Kopf-Belastung?] 

ohne klare Ziele für die Nachhaltigkeit in dieser Stadt. 
Das ist das Problem!  

[Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion)] 

Das soziale Fundament basiert auf einer starken Mittel-
schicht, auf Facharbeitern, kaufmännischen Angestellten, 
auf kleinen und mittleren Unternehmen. Das sind die tra-
genden Säulen unserer Stadt. Doch für Sie sind das bereits 
die Besserverdiener. Es gibt immer neue Gebühren und 
Abgaben, die genau diese Schicht schröpfen. Obwohl Sie 
die Kita kostenlos machen, haben Sie erst einmal einen 
extrem progressiven Tarif eingeführt, der diese Menschen 
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stark belastet. Sie betreiben Gleichmacherei und schaffen 
keine Gerechtigkeit.  

[Beifall bei der CDU] 

Wir sagen dazu, Gerechtigkeitsthemen sind Leistungsge-
rechtigkeit. Jemand, der arbeitet, muss mehr haben als 
jemand, der nicht arbeitet, und darf nicht von Steuern und 
Abgaben erdrückt werden. Chancengerechtigkeit – alle 
Menschen sollen die Möglichkeit haben, Aufstiegschan-
cen nutzen und wahren zu können. Dazu gehört aber 
auch, dass sie von den Früchten ihrer Arbeit etwas abbe-
kommen. Der Handwerker, der Facharbeiter, die hart ar-
beiten und Steuern zahlen und nachher keine Zuschüsse 
für das Schulessen ihrer Kinder oder deren Lehrmittel er-
halten, für die ist es wichtig,  

[Zuruf von Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion)] 

dass sie mehr netto vom Brutto bekommen. Das wird 
durch eine kalte Progression und durch höhere Gebühren 
verhindert.  
 
Es gibt vielfältige Gerechtigkeitsdefizite. Eines ist wich-
tig: Sie propagieren stets Umverteilung, Gleichmacherei. 
Doch den Schwachen ist dadurch nicht geholfen, dass 
man den Reichen etwas wegnimmt. Überhaupt nicht!  

[Beifall von Dr. Friedbert Pflüger (CDU)] 

Armut führt in einer gewissen Weise auch dazu, dass Sie 
wenig wirtschaftliches Wachstum haben, und insbesonde-
re, wenn Sie diejenigen, die investieren können, aus der 
Stadt vertreiben.  

[Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): Ist ja  
richtig rührend!] 

Sie haben die Chancen aus dem Blick verloren! Es geht 
um die Entlastung der Berliner Wirtschaft, darum, neue 
Investitionen in die Stadt zu holen, denn nur mit Wachs-
tum werden wir in der Lage sein, Berlin langfristig sanie-
ren zu können und für die Bürger lebenswert zu gestalten.  
 
Statt Wachstum belasten Sie die Unternehmen. Wir haben 
wieder ein neues Beispiel, Reemtsma ist genannt worden. 
Kühne, Neoplan, Emerson und viele andere sind Mittel-
ständler, die hier Standorte geschlossen haben und an an-
dere Standorte in der Republik gegangen sind. Sie sind 
nicht ins Ausland gegangen, sie sind woanders hingegan-
gen, weil es woanders wirtschaftsfreundlicher ist, 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Manche kommen auch  
wie die „Bild“-Zeitung aus Hamburg!] 

und die Wirtschaftskraft und die Arbeitskräfte gehen in 
Berlin verloren. Wir müssen mehr Bestandspflege und 
eine aktivere Ansiedlungspolitik machen und nicht Unter-
nehmen mit Folterinstrumenten wie Anschluss- und Be-
nutzungszwang aus der Stadt treiben.  

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

Selbst an so kleinen Beispielen wird das sichtbar: Man 
kann ja die Umweltzone begrüßen. Aber wenn Sie dann 
das von Herrn Müller geforderte Kreditprogramm nicht 
auf die Beine bringen, es sozusagen wegen Bodennebels 

ausfällt und die Unternehmen darunter leiden, dann tun 
Sie niemandem einen Gefallen damit. Der Wirtschafts-
standort Berlin liegt hinten. Ich will nur einige wenige 
Zahlen nennen: Berlin liegt auf dem 15. Platz. In den Jah-
ren 2004 bis 2007 haben wir ein Wachstum von 
3,6 Prozent erzielt, der Bundesdurchschnitt lag bei 
6,4 Prozent. Wir schneiden in vielen Studien schlecht ab, 
zum Beispiel sind wir in der kommunalen Vergleichsstu-
die der Initiative neue soziale Marktwirtschaft auf Platz 
46 von 49 gelandet. In keiner Kategorie sind wir Spitze. 
Wir haben die zweitschlechteste Sozialstruktur. 

[Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): 
Unter welcher Regierung ist die 
Sozialstruktur denn gewachsen?] 

All die von Ihnen produzierten sozialen Wohltaten schei-
nen nicht den Effekt zu erreichen, den Sie sich wünschen. 
Mit Umverteilung schaffe ich keinen Wohlstand. 
Wohlstand schaffe ich nur mittels Wirtschaftswachstum. 

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

Berlin hat Potenziale, Berlin ist nicht schlecht, Berlin 
wird nur schlecht regiert. 

[Ha, ha! von der Linksfraktion] 

Wir fordern deshalb ein umfassendes Bestandspflegekon-
zept, um einen selbsttragenden Bestand an Unternehmen 
in der Region zu sichern. Bestandspflege darf kein Repa-
raturbetrieb sein, sie muss so angelegt sein, dass alle Ak-
teure im öffentlichen und privaten Umfeld eingebunden 
sind. Die Bezirke müssen ihre wertvollen Anregungen 
und Erfahrungen an den Senat weitergeben, wie man ein 
vernünftiges Bestandsmanagement aufbaut und die Un-
ternehmen hält. Weiter fordern wir eine klare Ausrichtung 
auf Ansiedlungspolitik. Dies muss mit einer herausragen-
den Person, einem Ansiedlungsstaatssekretär, 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Ein 
Ansiedlungsstaatssekretär!] 

ressortierend beim Regierenden Bürgermeister, und 
Investorenlotsen in den Bezirken untermauert werden. 
Zusammenführung von Bestandspflege, Innovations- und 
Technologieförderung, Exportunterstützung und Exis-
tenzgründungen, das sind Themen, mit denen wir kleine 
und mittlere Unternehmen in der Stadt halten, neue ge-
winnen, Wachstum und damit neue Arbeitsplätze schaffen 
können. 

[Beifall bei der CDU] 

Fasst man das zusammen, 

[Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): 
Kann man kaum!] 

muss man sagen: Rot-Rot belastet jeden, belastet insbe-
sondere die Verbraucher. Nicht nur die Wirtschaft leidet 
unter den hohen Abgaben und Gebühren, nein, die Berli-
ner merken es überall, nicht nur an den Steuern. 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): 
Alles wird immer schlimmer!] 
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Es gibt fast keinen Lebensbereich, den Rot-Rot ausgelas-
sen hat. Zoo, Tierpark, Schwimmbäder, BVG-Tarife, die 
indirekte Erhöhung der Miete über die zweite Miete auf-
grund der steigenden Verbrauchskosten, alles ist kontinu-
ierlich teurer geworden. Kein Lebensbereich wird ausge-
lassen: Gerichtsgebühren, und last but not least kommen 
auch noch die Friedhofsgebühren dazu. Sie lassen nichts 
aus, von der Wiege bis zur Bahre wird abkassiert. Als 
letztes Beispiel nenne ich das Straßenausbaubeitragsge-
setz. 

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Durfte nicht fehlen!] 

Herr Zackenfels! Wenn Sie immer meinen, dass diejeni-
gen, die sich ein Eigenheim leisten, diejenigen sind, die 
Sie schröpfen müssen, dann sollten Sie einmal überlegen, 
ob Sie nicht in Berlin mit der niedrigsten Eigenheimquote 
etwas tun sollten, damit die Menschen eine langfristige 
Altersvorsorge in Form der eigenen vier Wände schaffen 
können. Stattdessen belasten Sie die Menschen und ver-
graulen ihnen das Eigenheim, indem Sie nicht nur einmal 
eine Anliegerstraße herrichten, sondern alle 15 Jahre zur 
Kasse bitten. Das ist keine langfristige Politik, sondern 
kurzfristige Sanierung und die Klärung der Kassenlage. 

[Beifall bei der CDU – 
Stefan Liebich (Linksfraktion): Was ja 

auch schon einmal gut ist!] 

Das ist der falsche Weg. Unser Ziel ist es, dass die Men-
schen mehr netto vom Brutto behalten 

[Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): 
Nein, mehr brutto!] 

und dass die Abgaben nicht weiter steigen, erst recht nicht 
im kommunalen Bereich. Mittels Gebührensteigerungen 
können Sie einen Haushalt nicht sanieren. Um Berlins 
Zukunft nachhaltig zu sichern, müssen wir auf Wirt-
schaftswachstum setzen, anstatt immer weiter an der Ab-
gabenschraube zu drehen, denn das ist nicht nachhaltig 
und nicht generationengerecht. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Brauner! – Für die 
Linksfraktion hat jetzt der Herr Abgeordnete Liebich das 
Wort – bitte! 
 

Stefan Liebich (Linksfraktion): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir 
wollen gern über Themenvorschläge der Opposition re-
den, Sie machen es uns aber nicht leicht. Es war jetzt die 
Stunde der Phrasendreschmaschine. Wir haben viele Vor-
schläge gehört, und es lohnt sich nicht, auf alle einzuge-
hen. Einige wenige Punkte möchte ich gleichwohl auf-
greifen. 
 
Herr Lindner hat einen langen Vortrag darüber gehalten, 
dass die GEZ die Geißel der Bürgerinnen und Bürger sei. 
Herr Lindner! Sie haben die Chance, die Gebührenerhö-

hung zu verhindern – nicht hier in Berlin, weil hier Rot-
Rot regiert, aber es gibt noch das eine oder andere Bun-
desland, in dem die FDP mitregiert. Ich bin gespannt, was 
aus den starken Sprüchen wird. Die Sache mit dem Ber-
linpass haben Sie nicht verstanden. Ihre These, die Wohl-
taten, die wir begehen wollen, gingen zulasten der Mittel-
schicht, ist falsch. Wenn beispielsweise Hertha BSC an-
bietet, nicht verkaufte Karten zu einem sozialerem Tarif 
zu vergeben, belastet das niemanden. Das ist vielmehr ei-
ne Leistung von Hertha BSC, die wir sehr begrüßen. Ich 
weiß gar nicht, wie Sie zu ihrer These gekommen sind. 
Denken Sie noch einmal über das Konzept nach. 

[Beifall bei der Linksfraktion] 

Die These von Herrn Brauner, die Unternehmen verließen 
massenhaft die Stadt, weil wir Friedhofsgebühren erhöht, 
das Straßenausbaubeitragsgesetz beschlossen und die 
Umweltzone eingeführt haben, ist nicht haltbar, denn es 
kommen auch Unternehmen neu in die Stadt. Beispiels-
weise kommen sie aus Hamburg – dort muss eigentlich 
alles schön sein, denn dort regiert die CDU – wie die 
„Bild“-Zeitung. Es kann demnach nicht so schlimm sein. 
Relativieren Sie ihre Argumentation ein bisschen, denn 
sie funktioniert nicht. 
 
Steuern und Gebühren generell als Abzocke zu diffamie-
ren, was ist das für eine Politik von Leuten, die Teil des 
Haushaltsgesetzgebers sind? Sie müssen sich Gedanken 
darüber machen, woher das Geld für die Dinge kommt, 
die wir finanzieren wollen – es mögen unterschiedliche 
sein. Als wir die Grund- und die Grunderwerbsteuer er-
höht haben – nach der verlorenen Klage in Karlsruhe –, 
haben wir gleichzeitig die Entscheidung getroffen, dass 
die Kitagebühren abgeschafft werden. Das ist nicht Abzo-
cke, sondern Umsteuern. Steuern sind zum Steuern da, 
dabei bleiben wir. 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Ich habe überlegt, was man mit dieser Aktuellen Stunde 
anfangen kann, und bin darauf gekommen, dass dazu et-
was zumindest mittelbar passt, nämlich die Frage, wie wir 
zum ruinösen Steuerwettbewerb stehen, der von einigen 
Ländern und Parteien im Rahmen der Föderalismuskom-
mission II vorgeschlagen worden ist, im Gegensatz zum 
solidarischen Föderalismus, den unser Haus mit rot-rot-
grüner Mehrheit beschlossen hat. Wir finden nicht, Herr 
Lindner, dass die „Bild“-Zeitung – die ich gerade noch für 
ihr Kommen gelobt habe, nun aber für ihre Kampagnen 
kritisieren muss – und die FDP mit ihrer Kampagne 
„Steuern runter macht Deutschland munter“ recht haben. 
Ich glaube, dass das Gegenteil der Fall ist. Deshalb haben 
wir – SPD, Linkspartei und Bündnis 90/Die Grünen – im 
Abgeordnetenhaus einen Beschluss gefasst, mit dem wir 
gefordert haben, in der Föderalismuskommission II zu 
diskutieren, wie man die Steuerbasis der öffentlichen 
Hand nicht absenken, sondern verbessern kann. Es geht 
darum, welchen Beitrag eine an europäischen Erfahrun-
gen angepasste Besteuerung von höheren Einkommen, 
Vermögen und Börsenumsätzen für den Schuldenabbau 
leisten kann. Deutschland hinkt entgegen der neoliberalen 
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Propaganda dem europäischen Durchschnitt hinterher. 
Dabei haben sich weder die Regierung Schröder noch die 
Regierung Merkel noch die Regierung Kohl mit Ruhm 
bekleckert. Unser Standpunkt dazu lautet: Wer viel hat, 
soll auch viel zur Finanzierung des Gemeinwesens beitra-
gen. 

[Beifall bei der Linksfraktion] 

Diese Frage ist wirklich aktuell. Die Kommission zur 
Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
liegt ebenso wie die große Koalition in den letzten Zügen. 
Das ist eine gute Gelegenheit, um darüber zu debattieren, 
was die aktuellen Vorschläge der Vorsitzenden Struck 
und Oettinger eigentlich für das Land Berlin bedeuten 
würden. Es ist bisher nur ein Zwischenstand, darauf hat 
der Regierende Bürgermeister hingewiesen, aber er liegt 
vor. Ihn kann man mit dem vergleichen, was das Abge-
ordnetenhaus beschlossen hat. 
 
Zieht man ein Fazit, dann gibt es Licht und Schatten. Un-
ter dem Strich ist das Ergebnis nach unserer Auffassung 
für Berlin leider negativ. Wir haben im Parlament be-
schlossen, es müsse klargestellt werden, dass der Solidar-
pakt II und der ebenfalls bis 2019 vereinbarte Länderfi-
nanzausgleich in den finanziellen Wirkungen zu erhalten 
ist, und – große Freude – dies ist in den Vorschlägen von 
Struck und Oettinger nahezu wortgleich so formuliert 
worden. Anderslautende Ideen aus dem Süden und Wes-
ten der Republik sind damit vom Tisch. Das ist für Berlin, 
die finanzschwächeren und die neuen Bundesländer eine 
gute Nachricht. Sozialleistungsgesetze – der Kollege 
Lindner hat mehrfach darauf hingewiesen, dass er es für 
eine gute Idee hält – des Bundes müssen auch weiter 
grundsätzlich im gesamten Bundesgebiet einheitlich gel-
ten. Ein Abbau sozialer Grundstandards durch Öffnungs-
klauseln ist abzulehnen. So hat das unser Haus mit rot-rot-
grüner Mehrheit beschlossen. Struck und Oettinger sind 
sich einig, dass es keine Öffnungsmöglichkeiten für Stan-
dardabsenkungen in den Bereichen Umwelt und Soziales 
geben soll. Auch das ist eine gute Nachricht. 
 
Jetzt wird es leider schon schwieriger mit den guten 
Nachrichten. Wir wollen, dass künftig die Nettoinvestiti-
onen als Grenze der Kreditaufnahme gelten. Das wäre 
gut, weil dann auch klar geworden wäre, dass Privatisie-
rungen keine Lösung für Haushaltsprobleme sind. Diesen 
Plan haben die Privatisierungsfreunde in der Föderalis-
muskommission durchkreuzt, auch wenn Sozialdemokra-
ten und linke Bundespolitiker dafür waren. Wir wollten 
mit rot-rot-grüner Mehrheit, dass unterschiedliche Belas-
tungen der Länder, z. B. bei den Kosten der Hochschul-
ausbildung, zwischen den Ländern ausgeglichen werden. 
Hierzu hat eine Bundestagsfraktion, nämlich unsere, die 
Linksfraktion, einen konkreten Vorschlag für einen natio-
nalen Bildungspakt unterbreitet, blieb damit aber leider 
allein.  
 
Wir wollten, dass eine Bundessteuerverwaltung geschaf-
fen wird, wenn der Bund die Übernahme des Landesper-
sonals und der Versorgungslasten zusichert. Eine ziemlich 
große Koalition aus FDP, SPD, Grünen und Linkspartei 

war – zusammen mit dem Bundesfinanzminister – auch 
dafür, aber es hat nicht gereicht, weil die Mehrheit der 
Bundesländer eine andere Auffassung hat. Die von unse-
rem Haus vorgeschlagene finanzielle Unterstützung für 
die Länderneugliederungen und eine Überarbeitung des 
Bonn-Berlin-Gesetzes ist wenig überraschend, gleichwohl 
traurigerweise auf keinerlei Resonanz gestoßen. Im Zen-
trum der Kommission – das wird auch durch die öffentli-
che Debatte immer wieder deutlich – standen allerdings 
andere Fragen, nämlich die Frage der Altschulden, die 
Frage der Schuldenbremse und damit im Zusammenhang 
die Frage der Eigenständigkeit der Länder. Hier neigt sich 
die Waage eindeutig zulasten Berlins. 
 
Wir haben im Beschluss des Abgeordnetenhauses – da 
spreche ich insbesondere den Kollegen Esser an – ge-
meinsam formuliert, dass die eigenständige Haushalts-
wirtschaft der Länder nicht zur Disposition zu stellen ist. 
Nun finden wir einen Vorschlag von Struck und Oettinger 
vor, die der Föderalismuskommission nahelegen, dass es 
einen Stabilitätsrat zwischen Bund und Ländern geben 
soll, der im Grundgesetz verankert werden und die Haus-
halte, auch die Haushalte der Länder, überwachen soll, 
bezogen auf das Ziel, dass es hier keine Haushaltskrisen 
geben darf und ein struktureller Haushalt erreicht werden 
soll. Dieser Rat soll auch Konsequenzen bei Verletzung 
der Ziele festlegen. Wir finden, politische Entscheidungen 
in Berlin sollen in Berlin bleiben und nicht den Launen 
von Beckstein oder Steinbrück unterworfen werden.  

[Beifall bei der Linksfraktion] 

Schließlich das Wichtigste: Wir haben mit rot-rot-grüner 
Mehrheit formuliert, dass die Voraussetzung für eine ge-
änderte verfassungsrechtliche Verschuldungsgrenze die 
nachhaltige Entschuldung der Länder ist. Dazu heißt es: 

Die Vorsitzenden der Kommission 

– es geht ja hier um Geld, Herr Lindner –  

nehmen zur Kenntnis, dass die Frage des Einstiegs 
in die Altschuldentilgung für die Phase der Födera-
lismuskommission II noch nicht entscheidungsreif 
ist. 

Diese unschuldige Formulierung bedeutet aus unserer 
Sicht – wenn das so bleibt, das ist ja erst ein Zwischen-
stand – letztlich das Scheitern der Kommission, denn 
nicht nur für uns war genau das die Voraussetzung. Ich 
verweise noch einmal auf den mit breiter Mehrheit gefass-
ten Parlamentsbeschluss. 
 
Was soll eigentlich „für diese Phase der Föderalismus-
kommission“ heißen? Wann, wenn nicht jetzt, wäre die 
Phase, in der man sich einigen muss? War nicht gerade 
die verfassungsändernde Mehrheit einer großen Koalition, 
die Reformen wie diese durchsetzen kann, das entschei-
dende Argument zur Bildung einer großen Koalition? – 
Nun, ein Jahr vor dem Ende der großen Koalition, wird 
offenbar, dass wohl eher Klaus Wowereit recht hat, der 
immer mal wieder betont hat, dass große Koalitionen sich 
eher blockieren als überfällige Reformen durchsetzen, 
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weshalb es übrigens 2001 auch richtig war, die hiesige 
große Koalition zu beenden. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

Wir wollen nicht, dass das bisherige Ziel der Wahrung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, das die staat-
liche Finanzpolitik Wachstum und Beschäftigung nach-
ordnet, nunmehr zu einem Steuersenkungsstaat wird, den 
uns Herr Lindner und die FDP heute hier angedient ha-
ben. „Nieder mit dem Steuerstaat!“ formulieren die 
„Bild“-Zeitung, die FDP und leider auch die Vorsitzenden 
der Föderalismuskommission. Ich finde nicht – weil ich 
mich vorhin ein bisschen mit den Grünen gezankt habe –, 
dass es ein sinnvolles Ziel von Politikerinnen und Politi-
kern sein kann, sich in dieser Frage in ihrer Entschei-
dungsfreiheit selbst so einzuengen. Wenn man konsolidie-
ren und Schulden abbauen will, dann muss man das poli-
tisch entscheiden und durchsetzen und es sich nicht durch 
Räte, Quoten und Vorschriften vorschreiben lassen. Dass 
das geht, das haben wir hier in Berlin ja wohl bewiesen. 
Berlin hat erstmals in seiner Geschichte den Schuldenberg 
nicht vergrößert, sondern abgebaut. Das haben wir poli-
tisch gewollt und durchgesetzt, und das ist der bessere 
Weg. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Liebich! – Das Wort für 
eine Kurzintervention hat jetzt der Herr Abgeordnete 
Dr. Lindner. – Bitte sehr! 
 

Dr. Martin Lindner (FDP): 

Herzlichen Dank, Kollege Liebich, für Ihre Ausführun-
gen! Ich hatte schon befürchtet, das Kasperletheater vom 
Kollegen Zackenfels wäre alles, was die Koalition in fi-
nanzpolitischen Sachen zu bieten hat. Aber wie desolat 
diese Partei ist, konnte man eben an diesem Beitrag se-
hen.  
 
Bei Ihnen lohnt es sich, auf drei Punkte zu erwidern. Was 
Sie mit Hertha BSC und den Sozialtickets angesprochen 
haben – lassen Sie mich versuchen, es Ihnen zu erklären: 
Ein Verein oder eine sonstige Einrichtung etatiert be-
stimmte Einnahmen aus dem Ticketverkauf. Wenn sie zu-
künftig Tickets an Sozialhilfeempfänger nicht mehr ver-
kaufen, weil die erwarten, dass die freien Tickets dann zu 
günstigeren oder sehr viel günstigeren Preisen abgegeben 
werden, dann werden sie die daraus resultierenden Fehl-
einnahmen auf andere umlegen. Das macht jedes 
Unternehmen und jeder Verein. Man plant Gesamteinnah-
men aus Tickets. Das heißt, Sie schaden damit dem Nor-
malverdiener, der kaum mehr netto als ein Hartz-IV-Emp-
fänger in der Tasche hat. 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Dass Sie die Rundfunkgebühren als Petitessen erachten, 
ist für sich betrachtet, Kollege Liebich, für einen Abge-
ordneten des Abgeordnetenhauses und stellvertretenden 

Fraktionsvorsitzenden allemal, eine Petitesse, aber für 
Menschen, die unter diesem Gesamtkomplex von Belas-
tungen staatlicher und teilstaatlicher Einrichtungen leiden, 
ein weiterer kleiner Stein in der Mauer und führt dazu, 
dass die Menschen zu wenig netto im Geldbeutel haben. 
Dabei bleibe ich. 
 
Jetzt zu meinem wesentlichen Punkt, der Föderalismusre-
form, die Sie angesprochen haben, und Ihrer üblichen 
Phrase vom ominösen Steuerwettbewerb usw., den die 
FDP da anzetteln will: Föderalismus per se ist Wettbe-
werb, sonst macht er keinen Sinn, Kollege Liebich! Sonst 
kann man einen Einheitsstaat, wie die DDR einen führte, 
oder wie in Frankreich machen, wenn man das will. Aber 
wir wollen Föderalismus, und Föderalismus lebt vom 
Wettbewerb der Länder. Das ist nichts Ruinöses. 

[Beifall bei der FDP] 

Übrigens, weil Sie wieder gesagt haben, die höheren Ein-
kommen müssten mehr belastet werden: 50 Prozent der 
Bürger zahlen 94 Prozent der Steuern, und 15 Prozent, die 
Oberen, zahlen jetzt schon die Hälfte des Steueraufkom-
mens. Die sind doch schon stark belastet. Wenn Sie die 
noch mehr belasten wollen, dann sind die weg. Dann gibt 
es die nicht mehr, dann können Sie sie nicht mehr melken 
nach linker Art. 

[Beifall bei der FDP] 

Richtig ist: Steuerautonomie darf es nur im Verbund mit 
einerseits der Neuverschuldungsbremse geben, damit 
nicht Dumping auf Kosten der anderen durchgeführt wird, 
und andererseits, damit ein Anreiz zur Steuersenkung be-
steht, mit der Verknüpfung des Finanzausgleichs an wirt-
schaftliche Wachstumskriterien. Das fehlt nämlich im 
Moment. Ein Bundesland muss zukünftig profitieren kön-
nen, wenn es eine solide Wirtschaftspolitik macht. Das 
heißt, dann muss es mehr aus dem Finanzausgleich be-
kommen als bisher. Steuerautonomie, Neuverschuldungs-
bremse und Altschuldenhilfen, Anknüpfung des Finanz-
ausgleichs an wirtschaftliche Entwicklung und Bundes-
steuerverwaltung – diese fünf Punkte gehören zusammen. 
Das vertritt meine Partei. Das vertrete ich in der Födera-
lismuskommission, –  
 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Herr Dr. Lindner, Ihre drei Minuten sind beendet! 
 

Dr. Martin Lindner (FDP): 

– dass dies zusammengehört, Herr Kollege Liebich! Nur 
dann macht es Sinn. 

[Beifall bei der FDP] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Dr. Lindner! – Herr Liebich! Möchten 
Sie antworten? – Das ist nicht der Fall. Dann setzen wir 
fort, und es hat Herr Ratzmann für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen das Wort. – Bitte sehr! 

2874 



Abgeordnetenhaus von Berlin – 16. Wahlperiode 32. Sitzung vom 26. Juni 2008
 

 

Volker Ratzmann (Grüne): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin dem 
Kollegen Zackenfels dankbar, dass er noch einmal klar 
gemacht hat, was von der Steuersenkungspartei FDP im 
Laufe der Jahrzehnte so alles an Steuererhöhungen ge-
kommen ist. Aber, Herr Zackenfels, so ist das eben mit 
den politischen Labels.  

[Henner Schmidt (FDP): Aber auf das Niveau  
der Grünen kommen wir nicht!] 

Die FDP klebt sich das Label „Steuersenkung“ an und 
erhöht die Steuern, die Linke klebt sich das Label „sozial“ 
an und macht die tiefgreifendsten Einschnitte in das Sozi-
alsystem mit. Das gleicht sich dann auf beiden Seiten 
wieder aus, glaube ich. 

[Beifall bei den Grünen – Zurufe] 

– Doch, der Ökologie sind wir treu. –  

[Dr. Martin Lindner (FDP): Das macht doch jeder  
mittlerweile!] 

Wir reden zu Recht über Steuer- und Abgabenpolitik, 
Herr Dr. Lindner! Natürlich interessiert es den Einzelnen: 
Was bleibt übrig von dem, was ich erarbeite, was ich ver-
diene? – Natürlich ist es interessant zu sehen, wer im 
Moment die Hauptlasten bei den Steuern und Abgaben in 
dieser Republik zu tragen hat, und natürlich ist es der Mit-
telstand. Da braucht man sich nichts vorzumachen. Natür-
lich ist das ein Problem, dem wir uns nähern müssen, weil 
wir sonst eine Ungerechtigkeit in der Steuerverteilung in 
dieser Republik haben, die dazu führen wird, dass diese 
Gesellschaft noch weiter auseinanderklafft, und das kön-
nen wir uns nicht leisten. 
 
Wir haben im Moment eine Situation, dass in der Steuer-
verteilung einem bestimmten Teil des Mittelstands von 
einem Euro, den er verdient, nur noch 30 Cent übrig blei-
ben, weil der Rest in Steuern und Abgaben hineingeht. 
Ich sage Ihnen, Herr Zackenfels, wenn Sie sagen: Wir 
wollen, dass mehr Lohn verdient wird, dass die Leute 
mehr verdienen, das ist unser Interesse, – dann muss es 
auch Ihr Interesse sein, dass von diesem Geld, von jedem 
Euro, den ich für eine Überstunde kriege, nicht 70 Prozent 
in Abgaben und Steuern fließen, weil es dann zu Frust 
führt, den wir in dieser Republik nicht mehr vertragen 
können.  

[Beifall bei der FDP und den Grünen] 

Es ist auf der anderen Seite aber falsch, Herr Dr. Lindner, 
so zu tun, als könnte dieser Staat die ihm zuwachsenden 
Aufgaben mit weniger Geld erledigen. Es ist auch falsch 
zu meinen, dass wir immer mehr Aufgaben in den priva-
ten Bereich hinein abschieben. Wir müssen dafür sorgen, 
dass bestimmte Daseinsvorsorgen in staatlicher Hand 
bleiben. Es ist eine Schimäre zu glauben, dass nur, weil 
wir es privatisieren, das Ganze besser wird. Auch derjeni-
ge, der eine private Leistung in Anspruch nimmt, wird 
dafür bezahlen müssen. Und ob er das Geld in den staatli-
chen Bereich hineingibt oder in den privaten Bereich, ist 

im Endeffekt egal. Worauf es ankommt – darüber müssen 
wir eigentlich reden –: Wie ist die Qualität von staatlichen 
Leistungen? – Da ist doch das große Problem, das wir 
zurzeit haben.  

[Beifall bei den Grünen] 

Reden Sie doch mit den Eltern in dieser Stadt, und fragen 
Sie sie, ob sie nicht bereit sind, für qualitätsvolle Kinder-
tagesstätten Geld auszugeben! Sie werden die Antwort 
kriegen: Natürlich sind wir bereit, dafür auch etwas zu 
zahlen. – Deswegen ist es falsch, liebe Linke und SPD, 
wenn Sie verkünden: Wir werden die Kindertagesstätten 
völlig beitragsfrei machen. – Das ist nicht sozial! Sozial 
ist es, vernünftige Tarife zu haben, die denjenigen, die 
Geld haben, etwas abnehmen und ihnen etwas abverlan-
gen, und diejenigen, die sie nicht bezahlen können, von 
den Gebühren freistellen; denjenigen, die das Mittagessen 
in den Schulen bezahlen können, etwas abnehmen, und 
die, die es nicht bezahlen können, freistellen. Das ist die 
Verteilung, die wir hinkriegen müssen. Und wenn das 
noch mit Qualität verbunden ist, dann werden Sie sehen, 
dass Sie kein Murren kriegen in dieser Stadt, sondern dass 
Sie Zustimmung kriegen, das zeigt gerade das aktuelle 
Volksbegehren, das der LEAK angestoßen hat, zur Quali-
tätssteigerung in den Kindertagesstätten.  

[Beifall bei den Grünen] 

Was wir brauchen, ist eine institutionelle Förderung und 
kein Gießkannenprinzip. Das läuft Ihnen gerade in Ihre 
politische Aufstellung nicht so gut hinein, weil Institutio-
nen nicht wählen, sondern die Wählerinnen und Wähler 
wählen, und denen wollen Sie etwas vorgaukeln, indem 
Sie mit dem Geldbeutel durch die Stadt laufen und mei-
nen, Sie können in diesem Bereich das große Füllhorn 
ausgießen. Aber ich sage Ihnen: Das wird nicht dazu füh-
ren, dass wir mit dem wenigen Geld, das wir in der Stadt 
haben, auskommen werden.  
 
Was wir brauchen, ist in der Tat ein Aufbruch in der Re-
gulierung der Finanzbeziehungen. Ich bin Ihnen dankbar, 
Herr Liebich, dass Sie die Föderalismuskommission an-
gesprochen haben. Wir haben am letzten Montag ein 
Eckpunktepapier zur Kenntnis genommen, das die beiden 
Vorsitzenden Struck und Oettinger vorgelegt haben. Ich 
kann nicht verhehlen, dass ich enttäuscht war über das, 
was darin stand. Das war ein Papier, das die Mühe von 
anderthalb Jahren nicht wert war. Was dort aufgelistet 
war, wussten wir alle schon vor einem Dreivierteljahr, das 
waren die Hauptlinien, die in der Diskussion in der 
Föderalismuskommission gezogen worden waren. Und 
damit zu enden, dass wir nun endlich einmal Arbeitsgrup-
pen einsetzen müssen, um das zu diskutieren, ist nun 
wahrlich kein großer Fortschritt gewesen.  

[Beifall bei den Grünen] 

Aber was wir sehen – ich war eben in der Föderalismus-
kommission –, auch in der aktuellen Sitzung, ist, dass da 
Bewegung hineinkommt. Herr Liebich, da kann ich Ihnen 
sagen, dass ein Beitrag, wie Sie ihn gehalten haben, Gift 
ist für die Diskussion, die da geführt wird. Wenn Sie mei-
nen, dass von Berlin aus per ZK-Beschluss in der föde-
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ralen Situation, in der wir uns befinden, noch etwas 
durchgesetzt werden kann, dann irren Sie! Berlin wird 
nicht diktieren, wie die Probleme, die in der Föderalis-
muskommission auf den Tisch kommen, gelöst werden 
können. Ich kann Ihnen nur raten: Legen Sie die Arroganz 
des Hauptstädtischen ab, begeben Sie sich in das föderale 
System, und diskutieren Sie mit den anderen! Wir sind 
nicht die Einzigen und wir sind nicht der Nabel der Welt 
in der Föderalismuskommission. Das, was Berlin in der 
Föderalismuskommission gemacht hat, war ein Bären-
dienst, der der Stadt geleistet worden ist.  

[Vereinzelter Beifall bei den Grünen –  
Dr. Martin Lindner (FDP): Richtig!] 

Wo Sie hinkommen, wird unser Finanzsenator als der 
Gottseibeiuns der föderalen Finanzbeziehungen gehan-
delt. Nirgendwo können Sie mit der Berliner Situation in 
dieser Diskussion noch punkten. Das hat der Stadt ge-
schadet wie kaum etwas anderes. Die Arroganz, mit der 
die Berliner Senatsvertreter dort aufgetreten sind, die Ar-
roganz, mit der sie die Diskussion beiseite gewischt und 
von Anfang an gemeint haben, da kommt sowieso nichts 
raus, wir unterhalten uns mal über ein völlig neues, abs-
traktes Steuermodell, um dann zu merken, dass der Zug 
weiterfährt und dass Berlin plötzlich nicht mehr bei denen 
ist, die davon profitieren werden, das Muskelspiel zu sa-
gen: Wir sind diejenigen, die hier im Land mit eigener 
Kraft unseren Haushalt konsolidiert haben, wir waren 
zwar vor ein paar Monaten noch in Karlsruhe und haben 
geklagt, dass wir ein paar Milliarden Schuldenhilfe haben 
wollen, aber sei’s drum, jetzt sind wir die Kings in der 
Haushaltskonsolidierung, und jetzt sagen wir auch mal 
den Bremern: Leute, so geht es nicht, verkauft doch ein-
fach euern Hafen in Bremerhaven, ihr braucht überhaupt 
kein Geld mehr vom Bund; oder den Schleswig-
Holsteinern zu sagen: Ich rechne euch mal vor, wie man 
das macht – das alles hat nicht dazu beigetragen, dass die 
Solidarität im Bund zu Berlin gewachsen ist. Das war 
schädlich. Und Sie haben, Herr Sarrazin, dieser Stadt mit 
Ihrem Auftreten einen Bärendienst erwiesen. Es wird sehr 
viel Mühe kosten, in dieser Kommission dahin zu kom-
men, dass Berlin noch begünstigt wird, wenn wir über-
haupt über Altschuldenhilfe reden.  

[Beifall bei den Grünen, der CDU und der FDP] 

Worum es jetzt gehen wird in der Föderalismuskommis-
sion, ist, aus den Landtagen heraus zu signalisieren, dass 
wir bereit sind, diesen Schritt mitzugehen. Es wird darauf 
ankommen, dem Bund entgegenzukommen. Eine Schul-
denbremse in dieser Republik macht nur Sinn, wenn sie 
von Bund und Ländern kommen wird. Das werden die 
Regierungen der einzelnen Länder aus eigener Kraft nicht 
durchsetzen. Wir brauchen Zweidrittelmehrheiten, um die 
Verfassungen in den Ländern anzupassen. Das ist heute 
noch einmal ziemlich deutlich gesagt worden. Der Bund 
will von den Ländern ein Entgegenkommen. Steinbrück 
hat vorhin gesagt: Das ist ein Paket, das wir schnüren. 
Wenn ihr bereit seid, euch zu bewegen, dann bin ich auch 
bereit, mich zu bewegen.  
 

Das ist eine riesengroße Chance. Die Mechanismen und 
Instrumente, die wir in der Verfassung haben, haben nicht 
gegriffen. Ich finde es geradezu arrogant, Herr Liebich, 
wenn Sie sagen: Auf unsere Verfassung kommt es gar 
nicht an; man muss nur einen politischen Willen haben, 
dann fluppt das alles schon. Wohin das führt, haben wir in 
den anderen Ländern gesehen. Diese Schulden, die die 
anderen Länder aufgehäuft haben, sind keine, die im End-
effekt und letztendlich nur bei ihnen hängenbleiben wer-
den. Das betrifft uns alle. Wir alle müssen ein Interesse 
daran haben, dass das gesamte föderale System mit Fi-
nanzbeziehungen auskommt, die uns alle tragfähig ma-
chen. Die Bundesrepublik ist ein gemeinsamer Raum in 
einem vereinten Europa. Das wird immer deutlicher. 
Deswegen muss es unser Interesse sein, auch von Berlin 
aus, mit den anderen Ländern zusammen eine Konsolidie-
rung hinzukriegen.  

[Beifall bei den Grünen] 

Wenn Sie diese Bereitschaft nicht an den Tag legen: Ich 
bin froh, dass Herr Wowereit Ihnen vorhin ziemlich klar 
gesagt hat, dass Ihre Konditionierungen und Ihre Erpres-
sungsversuche, die Sie an den Tag legen, jedenfalls von 
der SPD dieses Hauses nicht mitgetragen werden. Es kann 
keine Conditio sine qua non geben, dass eine Altschul-
denhilfe à la Linke, wie Sie sich das im Detail ausgemalt 
haben, Bedingung dafür ist, dass hinterher eine Verände-
rung in den Finanzbeziehungen kommt. Auch wir werden 
in diesem Bereich verhandeln müssen. Wir werden sehr 
viel arbeiten müssen, damit es überhaupt noch eine 
Altschuldenhilfe gibt. Wir haben als Vertreter der 
Landtage in Kiel gesagt, für uns wird das wichtig sein. 
Aber wir wollen auch die Bereitschaft signalisieren, aus 
den Parlamenten heraus zu sagen: Ja, wir sind bereit, den 
Weg mitzugehen, wenn ihr die Altschuldenhilfe für die 
Länder mit in das Portfolio nehmt. Sie haben es gesagt, 
Herr Liebich, sie steht nicht drin. Es wird jetzt auf uns 
ankommen, Bereitschaft zu zeigen. Deswegen sage ich 
Ihnen: Lassen Sie uns ein klares Zeichen aus Berlin set-
zen und sagen: Wir sind bereit, den Weg gemeinsam mit 
den andern mitzugehen, wenn ihr dann auch bereit seid, 
über eine wirkliche Altschuldenhilfe zu reden. Das brau-
chen wir jetzt und nicht Ihr Modell – von oben mit dem 
Hammer durchsetzen. Nur wenn wir das gemeinsam 
hinkriegen, dann werden wir nach vorne gucken. Dann 
hat diese Kommission eine Chance, und die braucht die-
se s Land. – Vielen Dank!  

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Ratzmann! – Eine Kurzintervention; 
Herr Liebich hat das Wort – bitte!  
 

Stefan Liebich (Linksfraktion): 

Das kommt dabei heraus, wenn eine Partei jemanden zum 
Vorsitzenden wählen will, bei dem man nicht weiß, ob er 
rechts oder links ist. – Herr Ratzmann, ich darf noch ein-
mal zitieren, was wir hier gemeinsam beschlossen haben, 
damit keine Widersprüche aufgebaut werden, die so gar 
nicht existieren. 
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[Zuruf von Joachim Esser (Grüne)] 

Gemeinsam, Herr Esser, haben wir beschlossen: Voraus-
setzung für eine geänderte verfassungsrechtliche Ver-
schuldungsgrenze ist die nachhaltige Entschuldung der 
Länder. Das meinen Sie, das meine ich, und dann gibt es 
auch keinen Widerspruch. 
 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank! – Herr Ratzmann möchte antworten und hat 
dazu jetzt die Gelegenheit. – Bitte sehr, Herr Abgeordne-
ter Ratzmann! 
 

Volker Ratzmann (Grüne): 

Herr Liebich! Genau das haben wir als Ländervertreter 
bei unserem Treffen in Kiel auch gesagt. Wir müssen jetzt 
dafür sorgen, dass das geht. Wir müssen dafür sorgen, 
dass die Altschuldenhilfe wieder ins Portfolio der Diskus-
sion kommt, weil Berlin mit dafür gesorgt hat, dass es aus 
diesem Portfolio herausfliegt, 

[Beifall bei den Grünen] 

weil der Auftritt von Sarrazin und Wowereit mit dafür 
gesorgt hat, dass wir als Berlinerinnen und Berliner hinten 
herunterfallen. Deubel aus Rheinland-Pfalz hat einen ganz 
anderen Weg eingeschlagen. Er hat gerechnet und kommt 
zu einem Modell, in dem anstelle von Schleswig-Holstein 
plötzlich wieder Berlin ist. Aber die Kunst der leisen Tö-
ne und des Verhandelns und des Sichzurücknehmens in 
diesem Bereich ist nun einmal diejenige, die man in die-
sem föderalen Chor anstimmen muss. 
 
Sie werden noch weitergehen müssen. Das sage ich Ihnen 
auch ganz deutlich. In dem Papier von Struck und Oettin-
ger steht, dass wir dazu kommen müssen, auf die Ein-
kommen- und Körperschaftsteuern Zuschlagsrechte zu 
vereinbaren. Ich kann Ihnen sagen, wenn Sie wirklich in 
der Republik eine Veränderung in den Finanzbeziehungen 
haben wollen, klare Begrenzungen der Verschuldungen 
und eine Altschuldenhilfe, die die armen Länder in die 
Situation versetzt, damit auch regeln zu können, einen Fi-
nanzausgleich, der neutral bleibt, dann werden Sie den 
anderen Ländern, die in diesem Chor mitspielen und de-
nen Sie erklären müssen, warum Sie Geld nach Berlin 
schieben sollen, Flexibilität auf der Einnahmeseite in die 
Hand geben müssen. Das wird aus ideologischen Gründen 
auch nicht zu verhindern sein. 
 
Ich sage Ihnen: Ich habe genug Zutrauen in dieses Land, 
dass wir in Berlin eine solche Situation meistern können. 
Wir werden nicht in die Situation kommen, erpressbar zu 
sein. Ihre Angst in dem Bereich verstehe ich nicht. Wir 
müssen dazu kommen, als Land Berlin wieder den An-
spruch zu haben, auf eigenen Füßen zu stehen und eigene 
Einnahmen so zu generieren, dass wir unsere Ausgaben 
finanzieren können. Dazu brauchen wir Flexibilität auf 
der Einnahmeseite. 
 

Ich verstehe Ihre Angst nicht. Wir sind bereit, diesen Weg 
auch mit zu gehen. Wenn wir dafür die Schuldenbremse 
und eine Altschuldenhilfe bekommen, dann müssen wir 
bereit sein, mit den anderen Ländern im föderalen System 
so zu dealen, weil dieses System davon lebt und nur da-
von leben wird, dass wir diese Solidarität und den ge-
meinsamen Ausgleich haben. 
 
Es wird keinen Wettbewerb geben. Föderalismus und 
Wettbewerb, Herr Dr. Lindner, gehören nicht zusammen. 
Wir brauchen regionale Gestaltungsfreiheit. Das ist Föde-
ralismus. Wir brauchen die Möglichkeit, angepasst auf 
unterschiedliche Situationen reagieren zu können, und da-
zu gehört auch, die unterschiedliche Streuerkraft in den 
Ländern zu nutzen, um Einnahmen zu generieren. Das ist 
die Entscheidung,  

[Stefan Liebich (Linksfraktion): Sie müssen sich  
mal entscheiden!] 

den Mut zu haben, nach vorne zu gehen und nicht bei den 
alten Strukturen stehen zu bleiben. Darum geht es, Herr 
Liebich. 

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Ratzmann! – Für den 
Senat hat das Wort der Senator für Finanzen. – Herr 
Dr. Sarrazin, bitte sehr!  

[Michael Schäfer (Grüne): Finale!] 

 

Senator Dr. Thilo Sarrazin (Senatsverwaltung für Fi-
nanzen): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine Damen und Her-
ren! Ich weiß nicht genau, wozu ich reden soll; zu dem, 
was eigentlich Thema ist, habe ich auch eine Rede, oder 
zu dem, was Sie gesagt haben, Herr Ratzmann. Ich mache 
beides ein bisschen, sage aber ausdrücklich: Teil 1 hat das 
Thema verfehlt! 

[Unruhe] 

– Herr Ratzmann! Wenn wir verhandeln 

[Volker Ratzmann (Grüne): Dürfen Sie  
denn reden?] 

– Sie wissen, dass ich immer rede –, 

[Volker Ratzmann (Grüne): Das fürchten  
einige hier! 

machen wir das auf unterschiedlichen Ebenen. Über einen 
Teil redet man, über einen anderen nicht. Erst denkt man 
nach: Wohin kann es bei einer solchen Kommission hin-
führen? Was könnte herauskommen? Was sind die Eini-
gungsmengen? – Nummer 1. Nummer 2: Wer ist bei wel-
chem Thema denkbarer Verbündeter? – Nummer 3: Wie 
kommen wir zu einem Ziel? – Nummer 4: Da sich alles 
immer ändert, muss man sich dabei anpassen können und 
flexibel sein. 
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Nummer 1 war das Ziel. Wir haben uns angestrengt. Wir 
haben bei uns im Land gekürzt. Andere haben sich kaum 
oder weniger angestrengt. Bremen hat das ganze Geld, 
das es als Entschuldungshilfe bekommen hat, nahezu 
vollständig für zusätzliche Ausgaben ausgegeben. Darum 
ist es in der heutigen Lage. Hätten wir das bekommen, 
was Bremen bekommen hat, 7 Milliarden €, hätten wir 
35 Milliarden € bekommen. Die Bremer haben zuerst das 
ganze Geld verbraucht, und dann haben sie wieder neu 
gejammert. Das waren deren Strategie und ist jetzt über-
haupt kein Vorwurf. 

[Heiterkeit] 

Man muss sehen, womit man durchkommt. Damit hat 
man am Ende recht. 
 
Nun gibt es folgendes Problem: Bremen 700 000 Ein-
wohner, Schleswig-Holstein 2,5 Millionen Einwohner, 
Saarland 1,1 Millionen Einwohner. Diese drei Länder 
haben zusammen weniger Schulden als Berlin. Die 
Beträge, um die es jetzt geht, reichen nicht für vier oder 
fünf. Das sind entweder andere Beträge, oder es kann ein 
Teil von denen nicht dabei sein. Das ist das Thema. Sie 
finden keine Mehrheiten für irgendeine Lösung, die 
Berlin in ähnlicher Weise wie Bremen begünstigt, mit 
dem fünf- bis sechsfachen Betrag. Das ist der Engpass. 
Man muss sehen, wenn man in eine solche Sache 
hineinkommt, wie man das macht. 

[Joachim Esser (Grüne): Indem man allen erzählt,  
hier sei alles in Ordnung!] 

Das geht natürlich nur, indem man den eigenen Anspruch 
erst einmal vernünftig begründet und auf Gleichbehand-
lung dringt. 
 
Dazu gehört, dass man sich von Fall zu Fall in einem sol-
chen Fall unterschiedliche Verbündete sucht. Wir hatten 
und haben zu allen Themen Verbündete gehabt. 

[Dr. Martin Lindner (FDP): Wer ist denn 
 hier Verbündeter?] 

Dass man parallel in Arbeitsgruppen auch nach anderen 
Wegen sucht, ist klar. Und dann wird man sehen, was am 
Ende dabei herauskommt. Das zu dem Thema „Altschul-
denhilfe“, das unvermutet aufkam. 
 
Nun zum eigentlichen Thema: Herr Dr. Lindner, als ich 
sah, was heute kommt, habe ich in etwa geahnt, was Sie 
sagen würden. Ich will es gar nicht weiter im Einzelnen 
bewerten. Es war auch zu erwarten. Ich habe mir aller-
dings überlegt: Steuer- und Abgabenerhöhung in Berlin. 
Wo haben wir in den vergangenen sechs Jahren die Ab-
gaben erhöht? – Ich bin das alles durchgegangen, Jahr für 
Jahr. Wasserpreise haben Sie genannt, die werden immer 
genannt. Als ich kam, waren sie leider schon da, wo sie 
sind. Sie sind seitdem auch nicht wesentlich erhöht wor-
den. Das kann man also abhaken. 

[Joachim Esser (Grüne): Wie bitte?] 

Für Strom und Energie hat das Land keine Verantwor-
tung. Die Grunderwerbsteuer und Grundsteuer haben wir 
erhöht. 

[Dr. Martin Lindner (FDP): Zwei Mal:  
von 440 auf 810!] 

Sie haben die Einnahmen genannt, 200 Millionen € pro 
Jahr bei 20 Milliarden € Ausgaben insgesamt. Das ist 
relativ minimal, nachdem, was wir sonst getan hatten. Es 
ist also fast nichts geblieben. Die Gewerbesteuer ist 
unverändert dort, wo sie war, als ich im Jahr 2002 Senator 
wurde, mit einem Hebesatz, der natürlich höher ist, als im 
Umland – das ist bei allen großen Städten so –, aber deut-
lich niedriger als bei allen ähnlichen Vergleichsstädten. 
Auch dort haben wir keine übermäßige Belastung. 
80 Prozent unserer Unternehmen zahlen keine oder kaum 
Gewerbesteuer. 
 
Und nun, nachdem die ganze Gewerbesteuer sowieso mit 
der Unternehmensteuer verrechnet wird, hat sich das 
Thema erledigt. Mit der Körperschaftsteuer zahlt kein Un-
ternehmen mehr als 30 Prozent insgesamt auf den Ge-
winn, mit Gewerbesteuer, was wiederum bedeutet, dass 
wir hier kein Thema einer besonders ernsthaften Belas-
tung haben. Unsere Unternehmen werden ebenso belastet, 
wie das anderswo bundesweit auch üblich ist. 
 
Es ist ganz klar: Abgaben und Steuern sind immer 
schlecht. Deshalb meint jede Generation, es sei zu ihrer 
Zeit besonders schlimm. Darum muss man immer wieder 
einmal vergleichen, wie es in der Vergangenheit war. Ich 
habe einfach angefangen und mir überlegt, was ich von 
meinem ersten Gehalt gezahlt habe. Nach BAT II a hatte 
ich 1 850 DM brutto. Ich war stolz wie ein Spanier. Wenn 
man das erste Gehalt bekommt, ist das klar. Es war No-
vember 1971, ich schaue in meine Gehaltsabrechnung: 
1 130 DM netto! Ich war so etwas von stinkig! Ich wäre 
fast in die FDP eingetreten. 

[Heiterkeit – 
Beifall bei der SPD] 

Ich dachte aber, vielleicht wartest du noch ein bisschen. 
Hinterher, zwei Jahre später, war ich dann in der SPD, 
weil ich anfing darüber nachzudenken, dass man alles 
auch irgendwie bezahlen muss. Wenn man sich die Zah-
len anschaut, sieht man, dass sich die tatsächlichen Belas-
tungen kaum geändert haben. 
 
Nun, Herr Lindner, kommt etwas, was ich vor allem für 
Sie herausgesucht habe: Die FDP war von den 60 Jahren 
Bundespolitik 46 Jahre mit in der Verantwortung. Sie hat 
in den Jahren 1957 bis 1961 und seit dem Jahr 1998 nicht 
mitregiert, sonst hat sie immer regiert und immer wesent-
lich gestaltet. Jetzt habe ich den Einkommensteuertarif 
von 1958 mit dem vom Jahr 2005 verglichen. Was kam 
dabei heraus? – Der Einkommensteuertarif 2005 ist fast 
so wie der aus dem Jahr 1958. 

[Dr. Martin Lindner (FDP): Da müssen Sie  
die kalte Progression und die Freibeträge 

 mit berücksichtigen!] 
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In Bezug auf das Realeinkommen: 40 000 € heute waren 
10 000 € damals, und sie werden völlig identisch besteu-
ert. So geht es über den ganzen Tarif. Die Grenzbelastung 
ist heute sogar niedriger, die Durchschnittsbelastung – 
kaufkraftbereinigt – identisch. Das heißt, so ist die Repu-
blik: 50 Jahre viel Betrieb, am Ende keine Bewegung. 
Wir besteuern vergleichbare Realeinkommen genauso wie 
vor 50 Jahren. 

[Dr. Martin Lindner (FDP): Nein!] 

– Sie verstehen es nicht, Herr Lindner, weil Sie Jurist 
sind! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Sie wissen nicht, was preisbereinigtes Einkommen ist. Da 
ist es nämlich herausgerechnet, da wird das auf das reale 
Kaufkrafteinkommen berechnet. Darum ist das weg. 

[Dr. Martin Lindner (FDP): Reden Sie mal 
 zur kalten Progression!] 

40 000 € werden heute so besteuert wie im Jahre 1958 
10 000 €. Das ist auch richtig so, denn man konnte sich 
damals von 10 000 € ebenso viel kaufen, wie heute von 
40 000 €. Das zeige ich Ihnen über den ganzen Tarif. 
 
– Lieber Herr Lindner! Wenn Sie selbst nicht rechnen 
können oder auch nicht nachschauen – ich habe Beamte, 
die es tun können, und die wollten es selbst nicht glauben 
und waren ganz erstaunt über das Ergebnis – kann ich Ih-
nen meine Unterlagen nachher gern geben. Ich habe es in 
allen Formen: Folie, Tabelle, in Farbe, Schwarz-Weiß – 
überhaupt kein Thema! 

[Heiterkeit – 
Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Es ist so! Alles Gerde über den Umverteilungsstaat ist 
Unfug. Wir verteilen genauso viel oder wenig um wie zu 
den besten Zeiten von Adenauer. Das ist für Sie die gute 
Nachricht. Für die Linke ist das natürlich schlecht. Es ist 
immer noch so ungerecht wie damals! 

[Heiterkeit – 
Beifall bei der SPD] 

Man kann es so oder andersherum sehen. Man muss je-
doch die Fakten zur Kenntnis nehmen, und dann kann 
man sich daran reiben. 
 
Eine andere Sache: indirekte Steuer oder direkte Steuer. 
Wir sind genau im Verhältnis des Jahres 1950: 50,5 Pro-
zent direkte Steuern, 49,5 Prozent indirekte Steuern. Es 
hat sich nichts geändert. Auch die Verteilung auf Ein-
kommen und Besitz einerseits, Umsatz und Verbrauch 
andererseits hat sich nicht geändert. Steuerquote: Wir ha-
ben im Augenblick 22 Prozent Steuerquote. Sie war 
einmal höher. Sie war bei 25 Prozent, genau 24,7 Prozent, 
vor acht Jahren. Sie geht immer rauf und runter. Sie ist im 
Augenblick auf dem Niveau des Jahres 1956, als Sie mit-
regiert haben. Auch in der Summe wurde vom Bürger 
nicht mehr geholt. 
 

Ein Thema bleibt, das sind die Sozialabgaben. Die sind 
deutlich gestiegen. Das ist auch für alle belastend. Ande-
rerseits wiederum behält der Staat dort nichts, außer etwas 
Verwaltungskosten. Was wir an Sozialabgaben haben, 
geht unmittelbar an die Bürger – über die Krankenversi-
cherung, Pflegeversicherung, Rentenversicherung. Wer 
dort kürzen will, muss sich zuerst andere Leistungen 
überlegen. Dann kann man sagen: Okay, wir haben jetzt 
weniger Leistungen, wir wollen das anders. Wir wollen 
nicht diese Art von Rente haben. Wir wollen weniger 
Krankenversicherung haben. Wir wollen weniger Pflege-
versicherung haben. Darüber kann man reden. Dann muss 
man sich das anschauen und es tun. Wie Sie die Debatte 
führen, ist es jedoch unseriös. 

[Beifall bei der SPD, der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei den Grünen] 

Ich glaube nicht, dass irgendeiner, der ein bisschen nach-
denkt, darauf reinfällt. 

[Joachim Esser (Grüne): Leider doch!] 

Denn in der Tat haben sich die Abgabenbelastungen über 
die Jahrzehnte kaum verändert. Da sich der Mensch auch 
kaum verändert hat, ärgert er sich jeweils über die aktuel-
len Abgaben und darum muss man darüber auch immer 
wieder reden, und man muss im Detail anpassen. Wir ha-
ben den Einkommensteuertarif seit dem Jahr 1958 sech-
zehn Mal angepasst. Wir werden ihn auch in Zukunft an-
passen. Gleichwohl gilt: Wir liegen im Augenblick auf 
einer Ebene, wo die Belastung exakt so ist wie im 
Jahr 1958, bezogen auf die realen Einkommen. 
 
Deshalb, Herr Lindner: Sie sollten etwas mehr Ideen ver-
sprühen über Themen, wie man Aktuelle Stunden gestal-
tet. Ich habe ein paar Thementipps für Sie. Die verrate ich 
allerdings nicht, da ich uns ja nicht schaden will. – Danke 
schön! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Senator Dr. Sarrazin! – Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Die Aktuelle Stunde hat 
damit ihre Erledigung gefunden. 
 
Ich rufe als Priorität der Fraktion der Grünen unter dem 
ehemaligen Tagesordnungspunkt 6 auf 

lfd. Nr. 4 a: 
II. Lesung 

Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens  
„Investitionsprogramm Klimaschutz“ des  
Landes Berlin 
Beschlussempfehlungen GesUmVer und Haupt  
Drs 16/1537 
Antrag der Grünen Drs 16/0796 

Ich eröffne die II. Lesung und schlage vor, die 
Einzelberatung der zwei Artikel miteinander zu verbinden 
und höre hierzu keinen Widerspruch. 
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Ich rufe auf die Überschrift und die Einleitung sowie die 
Artikel I und II Drucksache 16/0796 und Drucksache 
16/1537. Für die Beratung steht den Fraktionen jeweils 
eine Redezeit von bis zu fünf Minuten zur Verfügung. Es 
beginnt die antragstellende Fraktion, das ist die Fraktion 
der Grünen. Herr Schruoffeneger steht bereit. – Bitte sehr! 
 

Oliver Schruoffeneger (Grüne): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Anre-
gung von Herrn Sarrazin war ja beeindruckend. Wir 
könnten zum Beispiel über das Thema reden: Warum 
braucht Rot-Rot über ein halbes Jahr, um 24 Stellen in 
den Jugendgesundheitsdiensten bereitzustellen? Warum 
braucht es neun Monate, um das kostenlose Essen an den 
Schulen endlich einmal umzusetzen? Alles spannende 
Themen, aber heute wollen wir über den Klimaschutz re-
den, und auch der hat eine solche Relevanz. 
 
Klimaschutz ist spätestens seit dem letzten Jahr weltweit 
als das Zukunftsthema der Gesellschaft anerkannt. Der 
G 8-Gipfel hat sich damit beschäftigt. Die Bundesregie-
rung hat Programme aufgelegt. Nur Rot-Rot und Berlin 
tauchen bei diesem Thema ab. Wir haben Ihnen am 
4. September 2007 einen Antrag vorgelegt, ein Sonder-
vermögen Klimaschutz einzurichten, was dazu beitragen 
soll, die landeseigenen Gebäude und die Gebäude der 
Landesunternehmen zügig energetisch zu sanieren. Wir 
wollten dafür nicht ausgegebene Investitionsmittel ver-
wenden – in einem Land, das eine Investitionsquote von 
acht Prozent hat und im Ranking der Bundesländer damit 
auf dem 15. Platz steht, eine sinnvolle Finanzierungsstra-
tegie. 

[Beifall bei den Grünen] 

Sie werden das heute ablehnen. Welche Alternativen prä-
sentiert uns Rot-Rot jedoch in den letzten zwölf Monaten 
zum Klimaschutz? – Da gibt es eine Umweltsenatorin, die 
den Senat aufgefordert hat, energiesparende Fahrzeuge 
für den Fuhrpark anzuschaffen. 

[Zwischenrufe] 

– Ja! Klimaschutz interessiert diesen Senat nicht, das sieht 
man. Die Justizsenatorin ist noch da, und der Bildungsse-
nator ist noch da. Der kann das Thema dann wenigstens in 
die Schulen tragen.  

[Zurufe von der SPD:  
Hier ist der Innensenator!] 

– Der Innensenator – hervorragend!  
 
Diese Umweltsenatorin hat es immerhin geschafft, selbst 
ein energiesparendes Auto anzuschaffen. Bei 25 Fahr-
zeugen im personengebundenen Fuhrpark ist das eine 
Erfolgsquote von unter 5 Prozent. Das ist eine Bilanz zum 
Blasswerden. Auch die Solardachbörse ist grandios ge-
scheitert.  
 
Der Regierende Bürgermeister macht den Klimaschutz 
jetzt zur Chefsache, und er wird sich dann auch wieder 

mit dem Finanzsenator beschäftigen müssen. Die „Welt“ 
– wahrlich nicht das Blatt des gesellschaftlichen Fort-
schritts – schreibt in ihrer Ausgabe vom 22. Juni zur Posi-
tion des Senats: 

Umweltsenatorin Katrin Lompscher konnte nur be-
treten auf ihre Füße blicken. Die Ansage von Fi-
nanzsenator Thilo Sarrazin neulich im Abgeordne-
tenhaus lieferte ein Paradebeispiel dafür, warum es 
nicht läuft mit dem Klimaschutz in Berlin. Die 
Grünen hatten gefragt, ob der Senat zinsgünstige 
Kredite der Staatsbank KfW zur energiesparenden 
Sanierung von Gebäuden aufnehmen werde und ob 
er gewillt sei, das Modellprojekt einer Niedrig-
energieschule in Zehlendorf zu finanzieren. Das 
sei nicht möglich, sagte Sarrazin. Investiert werde 
in Berlin nur so viel, wie ohnehin geplant sei. 

Das ist also Ihre Realität jenseits aller schönen Reden.  
 
Haushaltskonsolidierung ist ein wesentlicher Baustein 
nachhaltiger Politik – aber eben nur ein Baustein. Ein 
konsolidierter Haushalt bei versauter Klimasituation nützt 
gar nichts. Es wird ihn auch nicht geben, denn die Klima-
entwicklung wird solche Folgekosten verursachen, dass 
wir uns noch richtig freuen können über die Probleme, die 
wir jetzt mit unserem Haushalt haben. Diese Politik ist 
auch dumm für das Land Berlin. Klimaschutzinvestitio-
nen rechnen sich. Eingesparte Energiekosten refinanzie-
ren die Anfangsinvestitionen sehr schnell, und wer darauf 
verzichtet, macht nicht nur schlechte Umweltpolitik, son-
dern auch schlechte Haushaltspolitik.  

[Beifall bei den Grünen] 

Die letzte Spitzenleistung des Berliner Senats zur Klima-
schutzpolitik ist das neue Anrechnungsverfahren im Um-
weltentlastungsprogramm. Es werden die Ausgaben aus 
diesem Programm in den Bezirken auf die Produktkosten 
angerechnet mit dem Ergebnis, dass jeder Bezirk, der auf 
Mittel des Umweltentlastungsprogramms zurückgreift, in 
seinem Jahresabschluss erbarmungslos in das Defizit 
rauscht. Also lautet das Signal an die Bezirke: Lasst die 
Finger von den Klimaschutzmaßnahmen, lasst die Finger 
von den Umweltprogrammen der EU, denn sie schaden 
euch nur!  
 
Wenn der Senat diese Signale sendet, darf er sich nicht 
wundern, dass auch der private Sektor nicht mitspielt. 
Von den bundesweit 57 461 Anträgen für das KfW-
Programm stammen lediglich 314 aus Berlin, und von den 
94 Millionen €, die dort ausgeschüttet wurden, sind ledig-
lich 518 000 € nach Berlin gegangen.  

[Ramona Pop (Grüne): Peinlich!] 

Diese Politik von Rot-Rot, diese falsche Symbolik nach 
außen, führt also auch noch zu einer miserablen Wirt-
schafts- und Arbeitspolitik. Auch die Ankündigung, Um-
welt und Energie endlich zum Kompetenzfeld in der 
Wirtschaftspolitik zu machen, ist nur eine Ankündigung 
und bisher in keiner Weise Realität geworden.  

[Beifall bei den Grünen] 
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Zurück zum Gesetz: Was wir vorgeschlagen haben, ist 
eine mögliche Variante der Finanzierung. Seit mehr als 
neun Monaten liegt dieser Antrag auf dem Tisch. Sie sa-
gen, es gebe andere Möglichkeiten, die BIM könne das 
machen. 80 Prozent des öffentlichen Gebäudebestands 
wären dann aber nicht in diesem Programm enthalten. Sie 
sagen, das könne alles im Rahmen des Haushalts passie-
ren – so die schriftliche Stellungnahme des Senats. Was 
Herr Sarrazin darüber denkt und wie er handelt, habe ich 
vorhin mit dem Zitat deutlich gemacht.  
 
Ein Sondervermögen ist der einzige Weg, Rückflüsse aus 
Klimaschutzeinsparungen wieder für Klimaschutzinvesti-
tionen einzusetzen, dieses über Jahresgrenzen zu bewirt-
schaften und die Zweckbindung im Haushalt einzuführen. 
Sie haben jetzt nach neun Monaten eine Arbeitsgruppe 
eingerichtet, die tagt und tagt. Aber dieser Berg, der dort, 
kreißt, gebiert noch nicht einmal ein Mäuschen.  
 
Was ist neu bei Rot-Rot in dieser Wahlperiode? – In der 
letzten Wahlperiode hat Rot-Rot noch einige Entschei-
dungen getroffen, aber in dieser Wahlperiode wird nur 
noch Symbolik betrieben. Politik hat viel mit Symbolik zu 
tun, aber es gibt auch Themenfelder, wo man entscheiden 
und handeln muss und nicht nur Symbolik betreiben kann. 
Der Klimaschutz ist ein solches Themenfeld.  

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Herr Schruoffeneger, ich möchte Sie darauf hinweisen, 
dass Ihre Redezeit bereits zu Ende ist! 
 

Oliver Schruoffeneger (Grüne): 

Ich komme zum Ende: Die Stadt kann es vielleicht ertra-
gen, wenn Sie über eine Entscheidung zum ICC drei Jahre 
lang nachdenken oder wenn sich das Mittagessen in den 
Schulen verzögert. Ihr monatelanges Gezerre um ein Kli-
maschutzprogramm, ohne eigene Vorschläge vorzulegen, 
ist allerdings unerträglich. Deshalb geben Sie sich bitte 
einen Ruck! Stimmen Sie unserem Antrag zu, oder legen 
Sie wenigstens kurzfristig eigene Ideen vor, aber tauchen 
Sie nicht weiter ab!  

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Nun hat der Abgeordnete Buchholz das Wort. – Bitte 
sehr! 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen, meine Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Schruoffeneger! Sie haben, was die Problem-
analyse angeht, sicherlich zu einem Großteil recht.  

[Vereinzelter Beifall bei den Grünen] 

Das ist sicherlich auch allen Politikern und Politikerinnen 
hier im Parlament klar. Es ist so. Wir haben einen Sanie-
rungsstau bei der Instandhaltung und Sanierung der öf-
fentlichen Gebäude. Das Volumen können Sie sich groß- 
oder kleinrechnen. Es gibt Unterlagen, die dem Hauptaus-
schuss vorlagen, in denen der Sanierungsstau mit 
900 Millionen € beziffert wurde.  

[Ramona Pop (Grüne):  
Allein für die Schulen!] 

– Nein, ich glaube, das betrifft etwas mehr als nur die 
Schulen. – Sie können aber auch andere Zahlen klein-  
oder großrechnen. Wir sind uns einig, dass es da etwas zu 
tun gibt. In der ersten Stufe, bevor man etwas umsetzen 
kann, muss man erst einmal eine Transparenz darüber 
herstellen, wie landeseigene Gebäude bewirtschaftet wer-
den.  

[Franziska Eichstädt-Bohlig (Grüne):  
Dazu hattet ihr doch sechs Jahre Zeit!] 

Leider lassen Sie immer alles unerwähnt, was wir in den 
letzten anderthalb Jahren als Berliner Parlament beschlos-
sen haben und was auf Initiative der rot-roten Koalition 
beschlossen wurde, um nämlich diese Transparenz bei 
den öffentlichen Gebäuden voranzubringen.  

[Zurufe von den Grünen] 

Lesen Sie die Anträge nach! Es ist regelmäßig, wenn 
nicht investiert wird, nachzuweisen, warum das nicht ge-
tan wurde. Und nach einem Jahr wird wieder gefragt, wa-
rum dort nichts passiert ist. Das ist eine Neuerung, die es 
bisher nicht gab. Sie können sagen, das zählt für Sie nicht, 
für uns zählt es, denn es ist der erste Schritt, damit dann 
auch saniert werden kann.  
 
Was den Sanierungsstau und dessen Auflösung angeht, 
sollten wir uns ein oder zwei Dinge vergegenwärtigen, die 
Berlin unternimmt. Herr Schruoffeneger! Sie tun so, als 
würden wir hier ganz am Ende stehen. Sie wissen selbst, 
dass das objektiv nicht richtig ist.  

[Franziska Eichstädt-Bohlig (Grüne):  
Wir stehen ganz am Anfang!] 

Wir sind das einzige Bundesland, das ein Umweltentlas-
tungsprogramm – das Sie nur im Nebensatz abhandeln – 
mit einem Umfang von über 100 Millionen € hat. Dort 
steht zur Hälfte auch europäisches Geld zur Verfügung. 
Einer der vier Förderschwerpunkte heißt „Energieeffi-
zienz und erneuerbare Energien“ – verwaltet von einer 
Umweltverwaltung. Herr Schruoffeneger! Das gibt es in 
keinem anderen Bundesland. Da können auch von Grünen 
geführte Bundesländer noch etwas abschreiben. Nehmen 
Sie sich daran ein Beispiel, wenn es geht! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – 
Christian Gaebler (SPD): Es gibt keine  
von Grünen geführte Bundesländer!] 

Das machen Sie nicht. Sie können das ja vielleicht einmal 
woanders vorbringen, wo Sie noch ein bisschen mitregie-
ren können.  
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Wir haben 1 300 Gebäude in öffentlichen Energiespar-
partnerschaften. Wir haben gerade die 22. unterschriebene 
– das ist die Deutsche Oper. Rund 2 Millionen € Investiti-
onen – für erneuerbare Energie, die genutzt werden, aber 
vor allem für die Sanierung, d. h. hier eine neue Heiz-
kesselanlage! Das bedeutet beim Energieverbrauch ein 
Minus von 35 Prozent. Entsprechend geht auch der Koh-
lendioxidausstoß zurück.  
 
Was fehlt? – Bevor dieser Einwand kommt, möchte ich es 
anführen: Man braucht selbstverständlich auch das Geld 
für energetische Sanierungen, d. h. die Dämmung von 
Gebäuden. Das ist tatsächlich ein dickes Brett. Wenn man 
diese Ausgaben zusammenrechnet, ergeben sich ganz an-
dere Finanzvolumina, die wir noch brauchen. Aber der 
Antrag, den Sie vorlegen – und das erkennen Sie am Ab-
stimmungsverhalten aller anderen Fraktionen dieses Par-
laments –, ist dafür nicht die richtige Antwort. Sie ma-
chen eine finanzpolitische Illusion auf, indem Sie uns er-
zählen, vermeintlich nicht genutzte Investitionsmittel 
würden am Jahresende verfallen. Wem wollen Sie diesen 
Unsinn noch weiter einbläuen?  

[Zurufe von den Grünen] 

Diese Mittel verfallen nicht am Jahresende, sondern wer-
den entweder im nächsten Haushaltsjahr genutzt, und 
zwar für den Zweck, für den sie jetzt vorgesehen sind,  
oder sie werden dafür genutzt, unsere Kreditaufnahme 
herunterzuschrauben.  

[Joachim Esser (Grüne): Ja, eben! Was für eine  
Alternative! Was ist denn wohl besser?] 

– Herr Esser und Herr Schruoffeneger! Sie wissen beide 
ganz genau, dass Sie eine große Illusion aufmachen, als 
würde hier Geld herumliegen, das nur darauf wartet, von 
Ihrer Partei, den Grünen, investiert zu werden. Das ist 
nicht der Fall. Ich würde mir ja wünschen, dass es so wä-
re, aber es ist nicht so. Erzählen Sie diesen Unsinn doch 
nicht immer wieder! Es verfällt auch kein Geld.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – 
Joachim Esser (Grüne): Es geht um die Alternative!  

Verstehen Sie das doch einmal!] 

Sie wissen auch genau, warum die EU-Fördermittel in 
Berlin nicht in vollem Umfang in Anspruch genommen 
werden. Es fehlen die Unternehmen, um diese Finanzie-
rung in Anspruch zu nehmen. Es gibt hier nicht die Un-
ternehmen, die sagen: Jawohl, wir nehmen diese UEP-
Mittel oder andere Mittel und finanzieren damit etwas.  
 
Wir haben jetzt nach langen und schwierigen Diskussio-
nen auch noch etwas anderes geschafft: Die Bäderbetriebe 
werden nicht nur – anders, als von Ihnen, der Grünen-
Fraktion, im Ausschuss behauptet wurde – eine oberfläch-
liche Sanierung machen und hier und da eine neue 
Handlaufleiste oder neue Kacheln anbringen, sondern es 
wird zusätzliches Geld für die energetische Sanierung der 
öffentlichen Bäder in der Stadt geben. Das geht jetzt 
endlich los. Das sind Mittel aus dem Investitionspakt und 
aus dem Umweltentlastungsprogramm, und das ist an der 
Stelle der richtige W

 
Wir müssen alle zusammen die Chuzpe haben zu sagen: 
Es fehlt Geld für die energetische Sanierung. – Das muss 
dann aber auch im Haushalt ausgewiesen werden. Sie 
können nicht die Milchmädchenrechnung oder die finanz-
politische Illusion aufmachen, es lägen 500 Millionen € 
herum. Es wäre schön, wenn sie herumliegen würden, a-
ber sie tun es nicht. Sie sehen insgesamt, dass man dem 
Antrag, den die Fraktion der Grünen hier vorgelegt hat, 
nicht zustimmen kann. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Buchholz! – Das Wort 
für eine Kurzintervention hat jetzt der Abgeordnete 
Schruoffeneger. – Bitte schön! 
 

Oliver Schruoffeneger (Grüne): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Kolle-
ge Buchholz! Sie haben gesagt, wir sollen nicht weiter mit 
dieser Antwort herumlaufen. Schön! Nach zwei Jahren 
weltweiter Diskussion um den Klimaschutz würde ich 
von Ihnen als Regierung gern einmal den Ansatz einer 
Antwort hören und nicht nur immer eine Analyse. 

[Beifall bei den Grünen] 

eg.  

n. 

Dann können wir uns darüber streiten, wer die besseren 
Antworten hat. Solange Sie aber nur irgendwelche Prog-
nosen verkünden und sagen, was Sie alles tun werden, 
ohne eine Gesetzesidee oder einen Finanzierungsvor-
schlag vorzulegen, müssen wir uns diese Reaktion von 
Ihnen nicht ernsthaft anhören. Sie sind eine Antwort 
bisher absolut schuldig gebliebe

[Beifall bei den Grünen] 

Ich möchte Ihnen noch etwas zur Finanzierung sagen: In 
den letzten 10 Jahren sind Jahr für Jahr investive Mittel 
des Haushalts in Höhe von 50 Millionen € bis 80 Millio-
nen € übrig geblieben, weil sie nicht ausgeschöpft wur-
den. Diese Mittel wollen wir verwenden. Das reduziert 
natürlich die Haushaltsüberschüsse. Das ist völlig klar. Es 
kostet aber Geld. Dazu muss man sich bekennen. Dem, 
was Sie hier wieder angekündigt haben: „Wir werden auf 
KfW zurückgreifen. Wir haben in Berlin über 
100 Millionen € Umweltentlastungsprogramm“ kann ich 
zustimmen. Das haben wir. Das hat uns die EU zugestan-
den. Aber, Herr Buchholz, welcher Anteil von diesen 
100 Millionen € UEP-Mitteln ist denn 2007 vom Land 
Berlin abgerufen worden? Es waren Null €. Welche 
Summe UEP haben Sie in diesem Jahr bisher abgerufen? 

[Daniel Buchholz (SPD): Die verfallen doch nicht!] 

Ich glaube, es steht auch eine Null davor. Was haben Sie 
bislang aus KfW abgerufen? Das Programm existiert seit 
drei Jahren. Null, Komma, Null, Null.  
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Herr Sarrazin hat es Ihnen sehr deutlich in der letzten Sit-
zung gesagt. Ich lese es Ihnen noch einmal vor, was Herr 
Sarrazin am 12. Juni hier im Parlament gesagt hat: 

Es besteht jedoch keine unmittelbare Verbindung 
zwischen der Maßnahme einerseits und dem Kredit 
andererseits. Der Kredit hat die einzige Auswir-
kung, dass anstelle der üblichen Refinanzierung, 
die das Land in Höhe von 4,1 Prozent zahlt, die 
Maßnahme mit 2,7 Prozent billiger wird. 

Es ist ganz klar, dass es keine einzige zusätzliche Maß-
nahme gibt. Das ist der Originalton Sarrazin. 
 
Dann stellen Sie sich hier hin und verkünden all diese 
Programme als die Lösung des Problems, während der 
Finanzsenator sagt, dass kein Cent aus diesem Programm 
gezahlt wird. 

[Beifall bei den Grünen – 
Michael Schäfer (Grüne): Nebelwerfer!] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schruoffeneger! – Es 
gibt eine Kurzintervention von Herrn Buchholz! 
 

Daniel Buchholz (SPD): 

Ich möchte nur eine kurze Antwort geben. – Sie sollten es 
auch immer komplett erzählen, Herr Schruoffeneger. Aus 
dem Umweltentlastungsprogramm gibt es ganz aktuell die 
Sanierung des Botanischen Gartens. Dreimal dürfen Sie 
raten, aus welchem Ansatz er bezahlt wird. 

[Frank Henkel (CDU): Na?] 

 – Na? – Richtig, es ist das Umweltentlastungsprogramm. 
Wenn irgendwo viel Wärme und Energie verbraucht wird, 
dann ist es beim Botanischen Garten der Fall. Wenn ich 
Ihnen das noch gesondert erklären muss, kann ich Ihnen 
nicht helfen. Das ist ein großer Wärmeverbraucher genau-
so wie die Schwimmbäder. Ich habe eben gesagt, dass 
auch dort in diesem Jahr UEP-Mittel eingesetzt werden. 
Ich kann es Ihnen gern auch noch einmal aufschreiben. 

[Gram (CDU): Nicht jetzt!] 

Sie haben vorhin das Stichwort der Solardachbörse vorge-
tragen. Wir haben allein in den letzten zwei, drei Wochen 
viel bekommen. 

[Michael Schäfer (Grüne): Sie haben die  
Deutsche Oper vergessen!] 

– Nun hören Sie doch erst einmal zu, Herr Schäfer! – Die 
FU hat gerade eine große Solaranlage auf ihrem Dach in 
Betrieb genommen. Die Wasserbetriebe, ein landeseige-
nes Unternehmen, jedenfalls zu 50,1 Prozent, haben die 
größte Berliner Solaranlage auf dem Wasserwerk Tegel in 
Betrieb genommen. Wir haben in Pankow – ich war letzte 
Woche dort – das erste Berliner Windrad zumindest sym-
bolisch eingeweiht. Merken Sie nicht, dass sich in der 
Stadt etwas tut und dass langsam allen Verwaltungen be-

wusst wird, etwas investieren zu müssen? Es tut mir leid, 
wenn Sie es nicht bemerken.  
 
Ich möchte noch einen Satz anbringen. Sie machen fi-
nanzpolitische Illusionen auf, wenn Sie behaupten, dass 
dort ungenutzte Mittel am Jahresende verfallen. Erzählen 
Sie diesen Unsinn bitte nicht wiederholt! Er wird nicht 
klüger oder wahrer dadurch, dass Sie ihn ständig wieder-
holen. 

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Buchholz! – Jetzt hat für 
die CDU-Fraktion der Abgeordnete Goetze das Wort. – 
Bitte sehr! 
 

Uwe Goetze (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Lieber Kollege Buchholz! Es mag das Grundproblem 
Ihrer Politik sein: Es ist und bleibt eben reine Symbolpoli-
tik.  

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

Die Beschlüsse sind reine Symbolik, die Finanzierung ist 
reine Symbolik, die Umsetzung ist auch reine Symbolik, 
sonst würden wir uns hier nicht zum wiederholten Mal in 
den letzten Jahren über dieses Thema unterhalten.  
 
Sie waren einer der maßgeblichen Vertreter, die hier eine 
lokale Agenda für Berlin mitgepuscht und mitvertreten 
haben und wahrscheinlich mit daran herumgeschrieben 
haben. Wir haben vor einigen Jahren schon das bespro-
chen, was Sie immer noch als Ankündigung im Plenum 
vor sich hertragen als eine Monstranz, wie rot-rote 
Umweltpolitik in ein paar Jahren aussehen wird. 
Geschafft haben Sie in den letzten drei Jahren gar nichts. 

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

Mit der heißen Luft, die Sie hier produzieren, könnte man 
sämtliche Energieverschwender unter den öffentlichen 
Gebäuden des Landes Berlin beheizen. Das wäre eine Lö-
sung. An der Stelle würden wir vorankommen. 

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

Sie haben zu Recht gesagt, der Investitionsstau bei den 
öffentlichen Gebäuden hier in Berlin liegt bei 
900 Millionen €. In den Ausschussberatungen haben Sie – 
das ist nachlesbar – uns mitgeteilt, was für großartige 
Leistungen vollbracht worden sind, woran man die An-
strengungen der Koalition in der Energiepolitik ablesen 
kann. Sie haben das Sanierungsprogramm der Schwimm-
bäder angeführt. Was ist denn das? – Dort gibt es über-
wiegend Deckensanierungen, damit die Hallen nicht zu-
sammenfallen. Da werden die Anlagen, die kurz vor dem 
Zusammenbrechen sind, ersetzt, und durch Zufall gibt es 
vielleicht eine dieser Anlagen, die dann auch noch ener-
gieeffizienter ist. Es ist aber nicht Sinn dieses Programms, 
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die Bäder grundsätzlich effizienter zu gestalten, sondern 
es wird das Notdürftigste repariert. 

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

Bei dem Schul- und Sportstättensanierungsprogramm 
geht es in den meisten Schulen darum, die Funktionsfä-
higkeit der Toiletten und wichtigsten Chemieräume wie-
derherzustellen. Es geht nicht darum, die Altbauten – das 
ist nämlich relativ kompliziert – energetisch zu sanieren. 
Dafür ist auch nicht ein Funken Geld vorhanden. Das wis-
sen Sie ganz genau. 
 
Sie haben in den Ausschussberatungen darauf verwiesen, 
dass 16 Millionen € in den nächsten Haushalt kommen. 
Das ist die typische Monstranz, die Sie vor sich hertragen. 
Alles wird in die Zukunft verlagert. Lesen Sie es im Pro-
tokoll nach. Die Glückseligkeiten dieser rot-roten Koaliti-
on werden immer für die Zukunft versprochen.  
 
Die geplante Klimavereinbarung ist auch solch ein Fall. 
Es ist ein Geburtsfehler der BIM, warum das nicht gleich 
bei der Errichtung klargemacht wurde. Es ist doch eine 
irre Nummer, dass die öffentliche Hand mit ihrer eigenen 
Einrichtung darüber verhandeln muss, ob man Klima-
schutz macht. Das gehört vorgegeben. Dann wird es auch 
so gemacht. Das hätte alles schon seit Jahren laufen kön-
nen. 

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

Zwei Solaranlagen, FU und Wasserbetriebe, haben Sie 
angeführt. Das ist ein Wahnsinn! Das bringt die Energie-
bilanz des Landes so richtig auf Touren, wenn diese bei-
den Solaranlagen in die Berechnung einbezogen werden. 
Sie haben uns gesagt, dass es im nächsten Jahr Berichte 
über Energieeffizienz geben wird. Man beachte, es ist 
vom nächsten Jahr die Rede, von der Zukunft, in der es 
Berichte geben wird. Von Taten über Energieeffizienz ist 
keine Rede. Es gibt keine Lösungen und keine Herstel-
lung von Energieeffizienz. Es ist schade um die Berichte. 
Wir sollten lieber die Kopierkosten einsparen. Das wäre 
vielleicht energieeffizienter. 
 
Die Prüfung bei den Bäder-Betrieben, was man noch an 
Energiesparmaßnahmen durchführen kann, bringt auch 
nichts weiter. Die wissen, was sie machen können. Das 
haben sie alles in den Ausschüssen dargestellt. Sie als 
Koalition müssen die Kohle herüberwachsen lassen, dann 
kann es auch mit der Energiesanierung losgehen.  

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

Die Bestandsaufnahme in den öffentlichen Liegenschaf-
ten, die uns Frau Junge-Reyer angekündigt hat, hätte auch 
schon nach der Beschlussfassung über die lokale Agenda 
für die Stadt Berlin längst begonnen werden können. Da 
stehen auch noch die Ergebnisse aus, siehe Zukunft. Das 
ist Ihre Energiepolitik. Deswegen sind Sie jede Antwort 
auf dieses brennende Thema schuldig geblieben.  
 
Auf die Frage, wie Sie mit den KfW-Krediten umgehen 
wollen, die Sie hier gerade hochleben ließen – das hat Ih-
nen der Kollege von den Grünen bereits vorgehalten – 

haben Sie und der Kollege Dr. Thärichen im Ausschuss 
gehört, dass die KfW-Kredite nicht eingesetzt werden. 
Frau Senatorin Lompscher hat auf den Grundsatzbe-
schluss des Senats verwiesen, keine neuen Kredite aufzu-
nehmen. Da sind Sie das erste Mal freischwebend ge-
platzt. Darüber hinaus gab es in der schon zitierten Sit-
zung vom 12. Juni die Aussage des Finanzsenators: 

Derartige Kreditmöglichkeiten lösen keine gesetz-
lichen Investitionen im Land Berlin aus. 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Herr Goetze! Darf ich Sie darauf hinweisen, dass Ihre Re-
dezeit bereits beendet ist? 

[Mario Czaja (CDU): Er redet gut, Frau Präsidentin!] 

 

Uwe Goetze (CDU): 

Ja! – Minuten nach Ihrer Argumentation in der Aus-
schusssitzung, die Sie hier noch einmal wiederholt haben, 
wurde Ihnen von den beiden Senatoren mitgeteilt: So läuft 
es gar nicht. Deswegen ist es so, als hätten Sie gar keine 
Rede hier gehalten. Jedenfalls sind Sie uns Antworten 
schuldig geblieben. 

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Goetze! – Für die Links-
fraktion hat jetzt Frau Platta das Wort. – Bitte sehr, Frau 
Platta! 
 

Marion Platta (Linksfraktion): 

Schönen Dank! – Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Es ist wieder ein hitziges Thema. Jeder streitet 
um des Kaisers Bart, aber letzten Endes haben wir uns 
gemeinsam ein Ziel gestellt, und das Ziel heißt Einspa-
rung von CO2 in Größenordnungen, die unser Klima nicht 
weiter belasten. Dann sollten wir auch so verfahren, und 
unser Klima auch hier im Saal so halten, dass es nicht be-
lastend, sondern vorwärtsweisend ist. 
 
Die grundlegenden Ziele, die Sie, werte Kolleginnen und 
Kollegen von den Grünen, in Ihrem Gesetzesvorschlag 
erreichen wollen, befürworten wir fast bedingungslos. Die 
energetische Sanierung von Gebäuden auf hohem Niveau 
muss – wenn wir die uns gesetzten Ziele zur weiteren Mi-
nimierung des CO2-Ausstoßes erreichen wollen – schnel-
ler vonstatten gehen, als möglicherweise heute noch in 
den jeweiligen Verwaltungen eingeplant wird. Um diese 
Notwendigkeit deutlich zu machen, hat die Koalition – 
nicht zum ersten Mal, das hatten Sie schon kritisiert – kla-
re Analysen zum energetischen Zustand von durch die 
Berliner Verwaltung betriebenen Gebäuden veranlasst. 
Analysen sind die Grundlage, das können Sie jeden Ener-
gieberater fragen. Es ist nun einmal so, dass ich erst ein-
mal wissen muss, was ich vor mir habe, bevor ich ü-
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berhaupt anfangen kann zu sanieren und bevor ich festle-
gen kann, welche finanziellen Mittel ich einsetzen muss. 
 
Den ersten Bericht zum Beschluss zur Berliner Initiative 
für Klima- und Umweltschutz, Energieverbrauch der öf-
fentlichen Berliner Gebäude und Einrichtungen in Lan-
desbeteiligung umfassend senken, hat der Senat nun zum 
30. September zugesagt. Das ist eine Fristverlängerung 
über den beschlossenen Termin hinaus, aber wir sehen 
gerade dies als Indiz für eine ernsthafte, zielorientierte 
Auseinandersetzung in der Verwaltung um diese Materie 
an – also keine Symbolpolitik. 
 
Meine Damen und Herrn von den Grünen! Sie wollten 
mit Ihrem Gesetzentwurf zur Errichtung eines Sonder-
vermögens „Investitionsprogramm Klimaschutz“ des Lan-
des Berlin ein scharfes Schwert schmieden – das waren 
zumindest die Worte von Herrn Schäfer –, aber das Ge-
genteil liegt uns nun vor. Finanzieren wollen Sie die In-
vestitionsfonds Klimaschutz nach dem Prinzip Hoffnung. 
In dem Fall ist es sogar die Hoffnung auf eine miserable 
Finanzverwaltung bei der Haushaltsdurchführung, wenn 
Sie im Wesentlichen auf geplante, aber nicht ausgegebene 
Investitionsmittel bei der Speisung Ihres Sondervermö-
gens setzen. Was uns hier vorgelegt wurde, ist bei genau-
er Betrachtung kein scharfes Schwert gegen den Klima-
wandel, sondern ein Stöckchen mit einem ungedeckten 
Scheck – das Fähnchen im Wind. 

[Michael Schäfer (Grüne) meldet sich  
zu einer Kurzintervention.] 

Im Gegensatz zu Ihren Ansprüchen wollen Sie keine klare 
energetische Sanierungsplanung und -durchführung. Sie 
wollen die völlig unabhängig von den aus objektiven 
Gründen im jeweiligen Jahr nicht ausgegebenen Investiti-
onsmittel, die alle für konkrete Vorhaben stehen, von de-
nen wir ausgehen, dass deren Aufnahme in die Investiti-
onsplanung auch notwendig war und hinreichend begrün-
det wurde, allein für die energetische Sanierung und Kon-
zeption einsetzen. Es ist kurzsichtig, Investitionen nur auf 
den energetischen Teil der Gebäudesanierung zu legen 
und beispielsweise Investitionen zur Erfüllung von Stan-
dards aus Raumbedarfsplanung oder der Barrierefreiheit 
oder zur Nutzung von effizienter IT-Technik bei der Sa-
nierung von Gebäuden außen vor zu lassen. Ein noch so 
umfassend energetisch saniertes Objekt, das noch nicht 
den Nutzungsansprüchen genügt, ist nur ein hohler Vogel. 
Wichtig ist uns in der Koalition aber, mit den vorhande-
nen Haushaltsmitteln für Sanierung und Neubau bestmög-
liche Ergebnisse für den gesamten Lebenszyklus der Ge-
bäude bis hin zur energetisch relevanten Technik zu errei-
chen. 

[Zuruf von Oliver Schruoffeneger (Grüne)] 

Jede Entscheidung muss den Nachhaltigkeitskriterien und 
auch den Kriterien zum Klimaschutz Rechnung tragen.  
 
Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen aller geplanten 
Maßnahmen sind plausibel darzustellen. Dabei spielt die 
Art der Finanzierung und ihre Quelle eine nicht unerheb-
liche Rolle. In ihrer Stellungnahme zum Antrag in der 

Ausschusssitzung hat die Senatorin darauf hingewiesen, 
dass die Einrichtung eines Sondervermögens nach Art. 85 
der Verfassung von Berlin nicht gegeben ist. Noch haben 
wir nicht alle anderen Möglichkeiten zur Finanzierung der 
Sanierungsmaßnahmen ausgeschöpft. 
 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Entschuldigung, Frau Platta! – Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage vom Abgeordneten Schruoffeneger? 
 

Marion Platta (Linksfraktion): 

Bitte sehr – wenn ich sie beantworten kann! Ich bin keine 
haushaltspolitische Expertin. 
 

Oliver Schruoffeneger (Grüne): 

Frau Platta! Sie haben gesagt, Sie wollen mit den vorhan-
denen Haushaltsmitteln möglichst effektiv zum Klima-
schutz beitragen. Welche Mittel in welcher Höhe setzen 
Sie in diesem Jahr dafür ein? 
 

Marion Platta (Linksfraktion): 

Das können Sie selbst nachlesen, 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

sowohl im Schulbereich als auch im Hochbau und Ähnli-
chem. Sie sind in den einzelnen Bereichen aufgelistet. 
Wichtig ist doch, dass man begreift, dass die eine Maß-
nahme weniger kostet und mehr Effekte erzielt als die an-
dere Maßnahme. Das können Sie mit den Energieentste-
hungskosten vergleichen! Wenn Sie die Dämmung an-
wenden, haben Sie viel weniger, als wenn Sie bei Techni-
kerneuerung dieselbe Summe investieren. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen aller geplanten 
Maßnahmen sind plausibel zu erstellen. Das ist der Grund 
der Debatte. Dabei spielt die Art der Finanzierung eine 
besondere Rolle, das sagte ich schon. 

[Mario Czaja (CDU): Da spricht die Hausfrau!] 

– Die Hausfrau ist eine wichtige Persönlichkeit. Ich bin 
zwar keine, aber manche Hausfrau versteht das Energie-
konzept besser als irgendein Rechtsanwalt. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Frau Platta! Darf ich Sie darauf hinweisen, dass Ihre Re-
dezeit beendet ist? 
 

Marion Platta (Linksfraktion): 

Gut, dann können wir es auch dabei belassen! Mir geht es 
nur darum, noch einmal festzustellen, dass die in der 
Fachausschusssitzung schon geäußerten Meinungen dazu 
angetan sind, der Ausschussempfehlung zu folgen. – 
Danke! 
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[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Platta! – Das Wort für 
eine Kurzintervention hat jetzt der Abgeordnete Schäfer. 
– Bitte sehr! 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Vorhin wolltest du  
nicht reden, jetzt musst du!] 

 

Michael Schäfer (Grüne): 

Danke, Frau Präsidentin! – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben bei der energetischen Sanierung der öf-
fentlichen Gebäude ein Problem, das man mit den Aus-
maßen eines Sees vergleichen kann, der trockengelegt 
werden muss. 

[Christian Gaebler (SPD): Du musst auf  
Frau Platta eingehen!] 

– Das mache ich! – Wir kommen mit diesem Gesetzent-
wurf jetzt mit ein paar Eimern an, und Sie, Frau Platta, 
verweisen auf die paar Teelöffel, die Sie schon haben. 
Das Grundproblem ist, dass man mit dem bisschen Inves-
titionspakt, das der Bund uns finanziert, und dem bisschen 
UEP, das Europa uns finanziert, den immensen finanziel-
len Bedarf allein nicht decken kann. Wenn Sie ehrlich 
sind, sind wir uns darin auch einig! Die Frage ist: Was 
machen wir? 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Und vor allen  
Dingen, wie!] 

Erst sagen Sie, wir nehmen die KfW-Mittel in Anspruch. 
Jetzt hat Herr Sarrazin gesagt, das machen wir nicht für 
neue energetische Sanierung. Jetzt wollen Sie bei der 
BIM etwas machen. Die BIM verwaltet aber nur 
20 Prozent der öffentlichen Gebäude. Das reicht nicht. 
Aber auch da haben Sie noch nicht konkret gesagt, was 
Sie tun wollen. Das eigentlich Ärgerliche an der Diskus-
sion in den Ausschüssen ist nicht, dass Sie den Grünen-
Antrag ablehnen – das kennen wir, damit können wir gut 
umgehen –, sondern dass Sie keine eigenen Vorschläge 
gemacht haben, dass Sie noch nicht einmal solch eine 
windelweiche Geschichte wie im Falle des Kohlekraft-
werks vorgeschlagen haben, die nichts Halbes und nichts 
Ganzes ist. Sie haben einfach nicht darauf reagiert. Und 
das ist diesem Problem nicht angemessen. 

[Beifall bei den Grünen] 

Und wenn Sie jetzt sagen: Wir müssen erst einmal schau-
en, was überhaupt getan werden muss – – Dafür haben 
Sie einen Antrag gestellt, den haben Sie in wortgleicher 
Form davor schon einmal gestellt. Daraufhin hat die 
Senatorin Ihnen geantwortet: Es ist viel zu teuer und zu 
kompliziert, das zu erheben. Hören Sie sich einmal in den 
Bezirken um, die jetzt gerade mit der Bearbeitung dieses 
Beschlusses befasst sind! Alle sagen: Ich weiß gar nicht, 
woher ich die Daten nehmen soll, die ich auf den rot-roten 
Beschluss hin abliefern soll. 

[Daniel Buchholz (SPD): Da fehlt die Transparenz,  
das wissen Sie doch selbst!] 

Wenn man eine sinnvolle Analyse des Gebäudebestands 
anfertigt, kostet das Geld. Auch dafür wäre dieses Investi-
tionsprogramm eine Möglichkeit. – Sie wissen, Herr 
Buchholz, dass eine Menge getan werden muss, dass gro-
ßer Bedarf besteht. Wir müssen nicht warten, bis wir wis-
sen, in welchem Gebäude genau welche Maßnahmen ge-
macht werden müssen, bevor wir loslegen.  

[Beifall bei den Grünen] 

Deshalb bitte ich Sie, stimmen Sie heute diesem Gesetz-
entwurf zu! Damit hätten wir die Grundlage, hier die  
energetische Sanierung – um im Bild zu bleiben – nicht 
mit dem Teelöffel, sondern mit Eimern zu beginnen. 

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schäfer! – Frau Platta! 
Möchten Sie erwidern, sich äußern? – Das ist nicht der 
Fall.  

[Özcan Mutlu (Grüne): Sie hat ja nichts zu sagen! – 
Martina Michels (Linksfraktion): Er hat ja keine  
Kurzintervention gemacht, da braucht sie auch  

nicht zu erwidern!] 

Dann hat jetzt der Herr Abgeordnete Meyer von der FDP-
Fraktion das Wort. – Bitte sehr! 
 

Christoph Meyer (FDP): 

Danke, Frau Präsidentin! – Meine Damen und Herren! 
Zunächst möchte ich festhalten, dass wir die grundlegen-
den Ziele dieses Antrags teilen. Klimaschutz, da hat Herr 
Schruoffeneger recht, ist sicher eines der wichtigsten Zu-
kunftsthemen unserer Gesellschaft. Es ist richtig, dass 
energetische Gebäudesanierungen deswegen besonders 
interessant sind, weil sie sich letztlich selbst amortisieren. 
Dennoch – und das möchte ich hier festhalten – ist die 
FDP-Fraktion der Auffassung, dass der Weg über ein 
Sondervermögen der grundsätzlich falsche ist. Deswegen 
werden wir diesem Antrag nicht zustimmen.  

[Beifall bei der FDP – 
Joachim Esser (Grüne): Was ist denn daran falsch?] 

Zunächst, Herr Esser, müssen wir feststellen – das wun-
dert, wenn ein Antrag von Ihnen und Herrn Schruoffene-
ger geschrieben wird –, dass keine ausreichende Begrün-
dung nach Artikel 85 Verfassung von Berlin in Ihrem Ge-
setzentwurf vorhanden ist, die letztlich die Voraussetzung 
für ein Sondervermögen darstellt. Wir sind nach wie vor 
der Auffassung – Herr Schruoffeneger hat in seiner Rede 
schon darauf hingewiesen –, dass man sich in Berlin meh-
rere Bausteine ansehen muss und der Baustein Haushalts-
sanierung der wichtigste für die Landespolitik in Berlin 
ist. Wir sind der Auffassung, dass man nicht einfach 
500 Millionen € – das ist die Zielgröße – ausschließlich 
für energetische Sanierung aus dem laufenden Haushalt 
finanzieren kann.  
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[Beifall bei der FDP] 

Alle Haushaltsreste, egal, welche Investitionsgruppen es 
betrifft, sind unserer Meinung nach zur Reduzierung der 
Verbindlichkeiten im Land Berlin einzusetzen. Dement-
sprechend ist die Frage, wie man die einzelnen Bausteine 
gewichtet, Herr Schruoffeneger, eine interessante, die 
man sicher miteinander diskutieren kann. Allerdings wird 
die Ausschließlichkeit, wie Sie sie vorgetragen haben, 
von uns nicht geteilt. Es ist etwas auf den Weg gebracht 
worden. Wir sind auch der Auffassung, dass es nicht aus-
reichend ist, was in der BIM und im UEP passiert. Die 
Vertreter der rot-roten Koalition müssten sich fragen, wie 
sie mit ihrem Finanzsenator umgehen. 

[Zuruf von Wolfgang Brauer (Linksfraktion)] 

Allerdings bleiben wir bei der Auffassung, dass Mittel in 
den Haushalt eingestellt werden müssen, wenn man hier 
mehr Mittel zur Verfügung stellen möchte. Das ist die 
Grundforderung. Wir sind gegen Sondervermögen, in den 
Haushalt müssen die Mittel eingestellt werden, und zwar 
am Beginn der Haushaltsberatungen, nicht erst, wenn man 
sieht, was übrig bleibt.  
 
Letztlich – das fand ich beim Beitrag des Kollegen Goet-
ze interessant – müssen wir uns im Land Berlin darüber 
Gedanken machen, was wir an Instandhaltungsrückstau in 
den Liegenschaften der öffentlichen Hand haben. Diese 
Beispielrechnung, die Herr Goetze gemacht hat, hat das 
anschaulich vor Augen geführt. Wir haben Schwimmbä-
der, die teilweise saniert werden, die müssen sowieso sa-
niert werden. Was davon energetisch saniert werden 
muss, ist eine ganz andere Frage. Wir haben das Schul- 
und Sportanlagensanierungsprogramm. Auch da muss ge-
fragt werden, was energetisch saniert werden kann und 
was grundsätzlich ohnehin saniert werden muss. Deswe-
gen wäre es sinnvoller, dass wir in den nächsten Jahren in 
der mittelfristigen Finanzplanung in den Haushaltsbera-
tungen grundsätzlich klären, wie wir den Instandhaltungs-
rückstau, der bei den öffentlichen Gebäuden existiert, ab-
bauen können. Dafür werden wir eine Reihe von Jahren 
brauchen. In dieser Debatte in den Haushaltsberatungen 
können wir uns auseinandersetzen, wie wir die einzelnen 
Bausteine Klimaschutz, Notwendigkeiten der Sanierung 
und Haushaltskonsolidierung gegeneinander gewichten. 
Das hier ist ein Schnellschuss, der leider nur in eine Rich-
tung geht. Deswegen werden wir ihn ablehnen. – Ich dan-
ke Ihnen! 

[Beifall bei der FDP] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Meyer! – Das Wort für 
eine Kurzintervention hat der Abgeordnete Esser!  
 

Joachim Esser (Grüne): 

Werter Herr Meyer! Weil Sie noch einmal damit angefan-
gen haben, es sei ein finanzpolitischer Schnellschuss. Wir 
– der Kollege Schruoffeneger und ich – sind nun nicht 

gerade für unseriöse Schnellschüsse in Haushaltsfragen 
bekannt, deshalb will ich es Ihnen noch einmal zu erklä-
ren versuchen:  
 
Wir haben erstens in den Haushaltsberatungen beantragt, 
das Sondervermögen im Haushalt zu verankern. Das ist 
abgelehnt worden. Wir lassen nicht locker und sagen: Wir 
tun es jetzt ex post aufgrund der Erfahrung, dass jedes 
Jahr etwa bis zu 100 Millionen € Investitionsmittel nicht 
untergebracht werden können, weil die Investitionsraten 
nicht laufen, weil die Planungen nicht fertig sind, viel-
leicht manchmal auch aus Absicht für den Haushaltsab-
schluss.  
 
Nun, Herr Buchholz und Herr Meyer, gibt es zwei Mög-
lichkeiten. Wir stellen uns den Fall vor, ich hätte 
100 Millionen € Investitionsmitteln nicht beansprucht. Ich 
kann sie in den Haushaltsabschluss laufen lassen, wo sie 
untergehen und sich bei einem ausgeglichenen Haushalt 
in 100 Millionen € Tilgung umsetzen oder  

[Daniel Buchholz (SPD):  
Oder in das nächste Jahr mitnehmen!] 

ich kann sie in dieses Sondervermögen packen, wo sie 
sich in sinkende Bewirtschaftungs- und Energiekosten 
umsetzen. Ich, Herr Buchholz, stehe dazu, dass ich im fi-
nanzpolitischen und umweltpolitischen Sinn für die zwei-
te Lösung bin und nicht für die erste: statt in die Tilgung 
in die energetische Sanierung, und über die Senkung der 
Bewirtschaftungskosten in die Haushaltssanierung. Das 
ist eine klare Alternative, wo man sich politisch entschei-
den kann. 

[Beifall bei den Grünen] 

Aber das eine ist haushaltspolitisch so seriös wie das an-
dere.  
 
Zweiter Punkt: KfW-Kredite. Wir haben im Land Berlin 
ein Verbot von Neuverschuldung im Haushaltsgesetz. 
Niemand will das ändern. Sie haben scheinbar erst in der 
letzten Debatte im Plenum durch die Antwort des Finanz-
senators begriffen, dass Sie deswegen für zusätzliche 
Maßnahmen im Haushalt keine KfW-Kredite aufnehmen 
können, weil Sie gar keine Neuverschuldung machen dür-
fen. Ich stehe dazu, für Investitionen, die sich selbst refi-
nanzieren durch die Rückflüsse bei den Kostenersparnis-
sen ähnlich wie beim Energiecontracting, einen – ich 
nenne das jetzt bewusst so – Schattenhaushalt um das 
Sondervermögen aufzumachen. Das ermöglicht, diese 
Kredite zu nehmen, statt in Ihrer Haltung zu verharren 
und der Absicht des Bundesgesetzgebers gar nicht folgen 
zu können, weil man den Kredit nicht aufnehmen kann. 
So macht es jede Kommune in einem Flächenland, die 
auch keine Kredite am Kreditmarkt aufnehmen kann, die 
aber jederzeit für ihre Schule bei der Landesregierung die 
Ausnahme beantragen kann, die KfW-Kredite zu nehmen, 
wenn sie die Wirtschaftlichkeit nachweisen kann. 
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Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Herr Esser! Darf ich Sie darauf hinweisen, dass Ihre Re-
dezeit beendet ist? 
 

Joachim Esser (Grüne): 

Ja! – Dann habe ich den dritten Punkt. Ich habe einen 
Rückfluss, einen revolvierenden Fonds, der nicht dem 
Jährlichkeitsprinzip des Haushalts unterliegt und der nicht 
die Rückflüsse in die Gesamtverwendung macht. Deswe-
gen ist es ein finanzpolitisch sehr sinnvoller Vorschlag.  

[Christian Gaebler (SPD): Sie müssen  
sich auf Herrn Meyer beziehen!] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Herr Esser! Sie beziehen sich in Ihrem Beitrag zu wenig 
auf Ihren Vorredner. Ihre Redezeit ist bereits beendet.  
 

Joachim Esser (Grüne): 

Doch! Herr Meyer sieht das schon so! 

[Beifall bei der SPD – 
Gelächter bei der FDP – 
Christian Gaebler (SPD):  

Ist jetzt Schluss oder nicht?] 

Ich bin dann auch fertig. – Wenn Sie z. B. die energeti-
sche Sanierung auf das SILB beschränken wollen, dann 
werden Sie genau an dieser Stelle der Kreditfähigkeit 
auch das SILB-Errichtungsgesetz ändern müssen, ganz im 
Sinne unseres Sondervermögens. Da bin ich ganz sicher. 

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Jetzt hat der Herr Abgeordnete Meyer das Wort. – Bitte 
drei Minuten! 
 

Christoph Meyer (FDP): 

Ich mache es auch kurz. – Herr Esser! Natürlich haben 
Sie sich in Ihrem Wortbeitrag auf meinen Wortbeitrag be-
zogen. Ich fand es interessant. Sie haben ganz am Anfang 
darauf hingewiesen, dass man es in der Tat so oder so se-
hen könne. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass es in diesem 
Haus offensichtlich Fraktionen gibt, die der Auffassung 
sind, dass der Weg des Sondervermögens nicht der richti-
ge ist. Dass Ihre Anträge in den Haushaltsberatungen ab-
gelehnt wurden, mag bedauerlich sein, macht aber den 
Weg, den Sie jetzt eingeschlagen haben, aus unserer Sicht 
nicht richtiger. Deswegen, das als abschließender Satz 
von mir, werden wir Ihren Antrag ablehnen.  

[Beifall bei der FDP – 
Joachim Esser (Grüne):  

Das wäre sinnvoller als Tilgung!] 

 
 

Vizepräsidentin Karin Seidel-Kalmutzki: 
Vielen Dank, Herr Abgeordnete Meyer! – Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Die Ausschüsse empfehlen 
mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Enthaltung der CDU die Ableh-
nung. Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. Das ist die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. – Die Gegenprobe! – Das sind die Koalitions-
fraktionen und die Fraktion der FDP. Enthaltungen? – 
Das ist die CDU-Fraktion. Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt. 
 
Ich rufe auf 

lfd. Nr. 4 b: 
Große Anfrage und schriftliche Antwort des Senats 

Hungernde Kinder an Grundschulen 
Große Anfrage der FDP und Antwort des Senats  
Drsn 16/0574 und 16/1487 

Für die Besprechung steht den Fraktionen jeweils eine 
Redezeit von bis zu fünf Minuten zur Verfügung. Es be-
ginnt die Fraktion der FDP. Frau Senftleben hat das Wort. 
– Bitte sehr! 
 

Mieke Senftleben (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine Herren! Meine 
Damen! Im März 2007 hat die FDP-Fraktion bereits einen 
Antrag zum Thema „Hungernde Kinder“ hier eingebracht. 
Es hat eine heiße Debatte gegeben. Dass es unsere Frakti-
on war, die diesen Skandal thematisiert hat, hat in diesem 
Hohen Hause hier viele verwundert, ja sogar geärgert.  
Aber die FDP hat nicht lockergelassen. Wir haben dazu 
im Mai 2007 eine Große Anfrage gestellt. Wir können nur 
eines feststellen: Schlanke elfeinhalb Monate hat der Se-
nat gebraucht, um diese Große Anfrage zu beantworten. 

[Christoph Meyer (FDP): So schnell ist Herr Zöllner!] 

Wenn wir uns diese Antwort nun angucken, dann werden 
da Zahlen und Fakten genannt und Hoffnungen geäußert. 
Die von uns geforderten Berichte sind dem Senat nicht 
bekannt, auch nach elfeinhalb Monaten nicht. Von uns 
eingeforderte Zahlen liegen dem Senat nicht vor, selbst 
nach elfeinhalb Monaten nicht. Erstaunlich, erstaunlich! 
Ich kann nur sagen: Ein Hoch auf die Verwaltung! 
 
In den Haushaltsberatungen Ende 2007 wurde beschlos-
sen, das Schulessen zu subventionieren. Es hatte sich 
nämlich auch bei Rot-Rot herumgesprochen: Ein leerer 
Bauch studiert nicht gern, und ein leerer Kinderbauch erst 
recht nicht. – Ein Betrag von 3,8 Millionen € wie auch ein 
Härtefallfonds von 423 000 € wurden bereitgestellt, und 
es war – das will ich hier ganz klar sagen – der Wunsch 
des gesamten Hauses, hier so zu verfahren. Nun ist das 
Geld da, aber die Betroffenen haben immer noch nichts zu 
beißen. Ein dreifach Hoch auf die Verwaltung, auf den 
Senat und auf den Senator! Er sagte nämlich bereits im 
Januar auf die Frage des Kollegen Statzkowski nach der 
Umsetzung: 
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Ich hoffe, dass es sich noch im Monat Februar rea-
lisieren lässt. 

Im Monat Februar sagte er dann auf eine ähnliche Frage 
der Kollegin Tesch: 

Ich setze auf eine möglichst zügige Umsetzung in 
den nächsten Monaten. Die notwendigen Voraus-
setzungen und Vorarbeiten sind geleistet. 

Und im März konnte ich es mir nicht verkneifen und habe 
selbst nachgehakt. Da meinte der Senator: 

Die Schwierigkeiten sind noch nicht überwunden. 
Wir arbeiten unverdrossen daran. 

Nun naht das Schuljahresende, sechs Monate sind ins 
Land gezogen, und zu beißen haben die Betroffenen im-
mer noch nichts. Das macht in der Tat verdrossen. Dieser 
gesamte Vorgang ist ätzend und demonstriert die Haltung 
des Senats, die Haltung von Rot-Rot. Es geht hier nicht 
um Beton, es geht um unsere Kinder. Hier hat der Senat 
kläglich versagt, und zwar auf der ganzen Linie. 

[Beifall bei der FDP und der CDU] 

Wer jetzt glaubt, die Geschichte würde nun endlich zu 
einem guten Ende kommen, der irrt wieder einmal. Es 
geht nämlich jetzt noch um die Umsetzung. Herr Senator! 
Ich nehme Sie wieder beim Wort, denn es war Ihr 
Wunsch und Wille, dass die Eltern weiterhin die Verträge 
mit dem Caterer abschließen können und die Entschei-
dung über die Auswahl des Mittagessens vor Ort an den 
Schulen getroffen wird. Sie erinnern sich sicher an diese 
goldenen Worte. Sie wollten die Eigenverantwortung der 
Schulen berücksichtigen, Sie wollten sie stärken. Ich fin-
de, das ist ein hehres Anliegen, aber auch Sie wissen in-
zwischen: Die Realität sieht anders aus. Hier hat wieder 
einmal die Bürokratie zugeschlagen, und das nicht zu 
knapp. Die Schulen können sich eben nicht mehr selbst 
den Caterer aussuchen, das machen jetzt die Bezirke. Sie 
haben richtig gehört: Die Bezirke befinden jetzt über den 
Caterer an der jeweiligen Schule. Das ist doch wohl der 
helle Wahnsinn, das muss doch jeder Blinde mit dem 
Krückstock erkennen! 

[Beifall bei der FDP] 

Die Bezirke haben wirklich Besseres zu tun, als einen Ca-
terer auszusuchen. Diese vorliegende Lösung ist bürokra-
tisch und gängelt Eltern und Schulen. Das lehnen wir als 
Liberale ab. Wir haben immer dafür plädiert, das Geld 
direkt in die Verantwortung der Schulen zu geben, damit 
sie es selbst entscheiden können, denn sie werden es 
schon richtig machen. 

[Beifall bei der FDP] 

Mit dieser einfachen und unbürokratischen Lösung hätten 
alle Schüler und Schülerinnen bereits spätestens zum 
1. Februar etwas auf dem Teller gehabt. 
 
Nun die letzte Frage an den Finanzsenator, der leider 
nicht da ist, aber er kann es ja nachlesen: Was macht der 
Finanzsenator eigentlich mit dem Rest? – Es bleiben jetzt 
noch 2,5 Millionen € übrig. Sie wurden bislang nicht aus-
gegeben. Steckt er sich den Rest in die Tasche und freut 

sich im nächsten Jahr, schlägt sich auf die Schulter und 
sagt: Wie habe ich meinen Laden toll saniert? – Nein, 
Herr Senator Sarrazin – vielleicht bestellen Sie einen 
schönen Gruß, Herrn Zöllner –, hier erwartet unsere Frak-
tion etwas anderes. 
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Frau Senftleben! Das müsste der Schlusssatz gewesen 
sein. 
 

Mieke Senftleben (FDP): 

Genau, Herr Vizepräsident, das wird er sein! – Hier er-
wartet unsere Fraktion, dass Sie die 2,5 Millionen € sinn-
voll ausgeben, z. B. für Schulsanierung, vielleicht auch 
für ein Budget an die einzelnen Schulen. Sie, Herr Sena-
tor Zöllner, Herr Senator Sarrazin, haben beide etwas gut-
zumachen. Deswegen kann ich nur sagen: Tun Sie es! – 
Danke! 

[Beifall bei der FDP] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die SPD-Fraktion hat Frau 
Dr. Tesch. 
 

Dr. Felicitas Tesch (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich erinnere 
mich noch genau daran: Vor ziemlich genau einem Jahr, 
nämlich am 7. Juni 2007, haben wir hier zu dem gleichen 
Thema gesprochen. 

[Özcan Mutlu (Grüne): Schlimm genug!] 

Sie haben es im März eingebracht. Damals war es aber 
meines Erachtens ein Antrag der Grünen, den wir dann 
weitgehend so umgesetzt haben. Sie forderten nämlich 
damals, das Essen an den gebundenen Ganztagsgrund-
schulen genauso zu subventionieren, sodass auch dort die 
Eltern nur einen Essensbeitrag von 23 € leisten müssen. 
Das haben wir auch seit dem 1. Januar in Kraft gesetzt. 
 
Dass diese Umsetzung nicht geklappt hat, bedauern wir 
genauso wie Sie, Frau Senftleben! Das habe ich Ihnen ge-
rade draußen bei der „Abendschau“ bestätigt. 

[Zurufe von den Grünen und der FDP] 

Als Running Gag fragen Sie jetzt aber in jeder Schulaus-
schusssitzung danach, ob die Kinder in den Grundschulen 
endlich ihr Mittagessen haben, und beschuldigen den Se-
nator. Ich muss mich jetzt nicht hinter ihn stellen, aber er 
ist der falsche Ansprechpartner, denn wir haben es so be-
schlossen, und umsetzen müssen es die Schulträger, die 
Bezirke. 

[Zuruf von Mieke Senftleben (FDP)] 

Dahin müssen Sie sich mit Ihrer Kritik wenden. Aber Sie 
haben offensichtlich kein anderes Thema, Frau Senftle-
ben! Es kommt mir ein bisschen vor wie Herr Pflüger mit 
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Tempelhof. Da dass nicht geklappt hat, ist es nun „Pro 
Reli“. Damit werden Sie auch scheitern – aber das nur am 
Rande. 
 
Nun hat die FDP diese Große Anfrage eingebracht und 
um schriftliche Beantwortung gebeten. Diese liegt nun 
vor. Darauf sind Sie aber gar nicht eingegangen, Frau 
Kollegin!  
 
Zur ersten Frage habe ich bereits eine Stellungnahme ab-
gegeben. Wir haben das Gesetz geändert, und auch die 
Kinder an gebundenen Ganztagsgrundschulen können für 
23 € im Monat essen. Die Zahl von 89 Prozent von Kin-
dern, die an diesem gemeinsamen Essen teilnehmen, die 
der Senat hier angibt, bezieht sich auf alle Schulen. Bei 
manchen sind es 100 Prozent, bei anderen leider nur 
50 Prozent. Dies bedauere ich auch, denn ich bin auch der 
Meinung, dass es aus sozialen und pädagogischen Grün-
den nicht sinnvoll ist, wenn nur ein Teil der Schülerinnen 
und Schüler am gemeinsamen Essen teilnimmt. Es ist nur 
zu hoffen, dass der Anteil nach der Einführung des sub-
ventionierten Essens steigen wird. Auch der Härtefall-
fonds kann hier einspringen. 
 
Jetzt fragt die FDP-Fraktion auch nach den Schülerinnen 
und Schülern, die ohne Frühstück in die Schule kommen. 
Ich erinnere mich auch sehr gut daran, dass ich damals 
den Terminus technicus „ungefrühstückt“ benutzte, den 
Frau Gruner dann gleich kritisierte und den ich deshalb 
im Folgenden nicht mehr verwenden werde. Jedoch lässt 
sich nicht unbedingt ein Zusammenhang zwischen den 
Kindern ohne Frühstück und denjenigen, die nicht am 
Mittagessen teilnehmen, herstellen.  

[Mieke Senftleben (FDP): Die Antwort ist ja genau nicht 
gegeben worden!] 

Ich bin aber auch der Meinung, dass sich in beiden Fällen 
die Senatsverwaltung darum kümmern sollte.  
 
Insgesamt bin ich mit unserem Beschluss mehr als einver-
standen. Ich hätte auch – ehrlich gesagt – anfangs nicht 
gedacht, dass wir diese Summe von den Haushältern be-
willigt bekommen. Ich habe schon sehr früh Gespräche 
mit Herrn Zackenfels geführt, der der Lösung gegenüber 
sehr aufgeschlossen war und mit mir einen Termin bei der 
Senatsverwaltung wahrgenommen hat. Dafür bin ich ihm 
heute noch dankbar. 

[Beifall bei der SPD – Ah! von der CDU] 

Nun haben wir 3,8 Millionen € für dieses subventionierte 
Essen und noch einmal 413 000 € für einen Härtefallfonds 
eingestellt. Damit bin ich erst einmal zufrieden, und das 
sollten Sie auch sein, liebe Frau Senftleben. Es ist nun Sa-
che der Bezirke, dies umzusetzen.  
 
Ein Wort noch zur Einbeziehung der Eltern. Natürlich 
können wir die Bezirke als Schulträger nicht außen vor 
lassen, aber Sie können mir doch nicht erzählen, dass die 
Bezirke gegen den Willen der Eltern oder gegen die Schu-
len irgendwelche Caterer vorschreiben. Das glaube ich 
nicht. Die Schulkonferenz beschließt das in den jeweili-

gen Schulen, und dabei sind die Eltern mit entschei-
dungsberechtigt. Des Weiteren haben wir noch einmal 
nachgefragt, wie es denn bei den Schulen ist, die selbst 
kochen. Das ist das Beste, was wir haben können, und das 
wollen wir nicht mit einem subventionierten Essensange-
bot verhindern. Natürlich kann dies weiterhin angeboten 
werden, insofern ist bereits heute eine Vielfalt vorhanden, 
die wir weiterhin fördern. – Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank für den pünktlichen Schluss! – Für die CDU-
Fraktion hat Herr Kollege Steuer das Wort. 
 

Sascha Steuer (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei der Cha-
os-Rede von Frau Dr. Tesch habe ich mich gefragt, was 
das alles miteinander zu tun hat, u. a. Tempelhof mit dem 
Schulessen. Es fällt einem nicht sofort etwas ein, aber 
wenn wir an Tempelhof und an die Luftbrücke denken, 
gab es damals mehr glückliche Kinderaugen, Frau Dr. 
Tesch, als heute in so manch einer Berliner Schule. 

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

Jedes einzelne hungernde Kind in Berlin beschämt uns 
alle in diesem Haus, das ist keine Frage. Es ist eine Ka-
tastrophe, wenn Eltern nicht für das Nötigste für ihre Kin-
der sorgen, wenn Erziehungsdefizite so groß sind, dass 
Eltern nicht mit ihren Kindern spielen, ihnen nicht vorle-
sen und sie am Ende hungernd zur Schule schicken. All 
diese Kinder gehen zur Schule, und dort haben sie we-
nigstens eine Chance, ein Mittagessen zu erhalten. Häufig 
sind es genau die Kinder, die zu Hause nichts zu essen 
bekommen, die auch in der Schule daneben sitzen müssen 
und nicht am Mittagessen teilnehmen. Häufig liegt das am 
mangelnden Willen der Eltern, häufig liegt es am knappen 
Geld oder am falsch bewirtschafteten Geld. Die CDU hat 
deshalb bei den letzten Haushaltsberatungen beantragt, 
25 Millionen € für das Schulessen in Berlin bereitzustel-
len. Wir sind der Auffassung, dass die Kinder nicht für 
das Fehlverhalten der Eltern bestraft werden dürfen. 

[Beifall bei der CDU] 

Es darf nicht sein, dass die einen Kinder essen, während 
die anderen Kinder hungernd daneben sitzen oder in ei-
nem anderen Raum betreut werden. Rot-Rot hat sich al-
lerdings für die kleine Lösung entschieden. Es soll etwas 
mehr Zuschüsse geben, und es soll ein Härtefallfonds ein-
gerichtet werden, über den die Schulen selbst entscheiden 
sollen. Wie die Schulen damit umgehen, bleibt weitge-
hend ihnen überlassen; es gibt dazu keine klaren Hinwei-
se. Sicher wird dieses Konzept einigen helfen, es wird 
vielleicht vielen helfen, am Ende wird es aber immer noch 
Kinder geben, die nicht am Schulessen teilnehmen kön-
nen, und wir sind der Auffassung, dass jedes Berliner 
Kind an einem Schulessen teilnehmen können soll. 

[Beifall bei der CDU – Bravo! von der CDU] 
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Dem Beschluss des Abgeordnetenhauses sind Sie ein hal-
bes Jahr nicht gefolgt. Frau Dr. Tesch! Das war nicht die 
Schuld der Bezirke, die Bezirke hatten nicht bereits ein 
halbes Jahr die Vorlage des Senats zur Beratung, das ist 
geradezu absurd. Der Senat war sich nicht einig, und es 
hat viele Monate gedauert, bis ein Beschluss den Bezirken 
zugeleitet wurde. Das ist ungeheuerlich, damit haben Sie 
ein halbes Jahr Ihr Versprechen im Raum stehenlassen. 
Ende letzten Jahres haben Sie es als allgemeines politi-
sches Versprechen an die Berliner Eltern genutzt, ohne 
auch nur eine Idee zu besitzen, wie sie das umsetzen wol-
len. Noch heute essen Kinder in der Berliner Schule für 
40 € im Monat. Das ist ein Trauerspiel. Wir brauchen 
endlich ein Schulessen, das sich alle leisten können. – 
Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU – 
Beifall von Özcan Mutlu (Grüne)] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die Linksfraktion hat Herr 
Abgeordneter Zillich. 
 

Steffen Zillich (Linksfraktion): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! In der 
Tat, im nächsten Schuljahr bekommen alle Kinder in Ber-
lin, die an einer Ganztagsgrundschule ein Angebot wahr-
nehmen, ein subventioniertes Mittagessen für 23 €. Das 
ist ein wichtiger Schritt gegen die Benachteiligung von 
Kindern aus armen Familien. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

Darüber hinaus wird es einen Härtefallfonds geben, so-
dass die Schulen im Einzelfall eine Essensteilnahme zu 
Sonderkonditionen ermöglichen können. Ebenfalls dar-
über hinaus wird es ein Starterpaket geben, mit dem Kin-
der aus einkommensschwachen Familien bei der Einschu-
lung eine Grundausstattung mit Materialien, die das Kind 
für die Schule braucht, erhalten. Um das alles haben wir 
lange gerungen, das hätten wir in der Tat gerne früher ge-
habt, aber da es auf das Ergebnis ankommt, ist es uns um-
so wichtiger, dass es jetzt den Kindern zugutekommt. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

Ende 2006 gab es aus den gebundenen Ganztagsgrund-
schulen Alarmrufe; der Ganztagsschulverband, die Schul-
leitervereinigung, die GEW teilten mit, dass immer mehr 
Kinder nicht am Mittagessen teilnehmen. An den gebun-
denen Ganztagsgrundschulen sind die Kinder bis 16 Uhr 
an der Schule, und sie essen nicht etwa zu Hause zu Mit-
tag, das gemeinsame Mittagessen gehört zum Programm 
der Schule und soll in das erzieherische Konzept einbezo-
gen werden. Ein Mittagessen – so war es bisher die Rege-
lung – muss kostendeckend finanziert werden und kostet 
ca. 40 € im Monat. Wenn Kinder an diesem Essen nicht 
teilnehmen können, weil ihre Eltern es sich nicht leisten 
können, haben sie nicht nur den ganzen Tag Hunger, was 
nicht akzeptabel ist, sondern sie werden diskriminiert, zu-
rückgesetzt und können am erzieherischen Programm der 

Schule nicht teilnehmen. Deswegen mussten wir an dieser 
Stelle handeln, obwohl es zunächst in der Verantwortung 
auf Bundesebene liegt, denn dort ist die Entscheidung ge-
troffen worden, dass in den Hartz-IV-Regelsätzen keine 
Materialien für den Schulanfang vorgesehen sind. Dort ist 
auch die Entscheidung getroffen worden, dass für die Er-
nährung der Kinder im Regelsatz ein Satz von 2,60 € pro 
Tag vorgesehen ist. 2 € pro Tag für ein Mittagessen in der 
Schule ist daraus nicht zu bezahlen. Deswegen ist es völ-
lig richtig – wie es der Senat in der Großen Anfrage dar-
gestellt hat – und wir unterstützen es, dass es die Verän-
derung in den Hartz-IV-Regelsätzen auf Bundesebene ge-
ben muss. Deswegen ist es gut, dass der Senat sich an ent-
sprechenden Initiativen beteiligt. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

Unabhängig davon konnten wir die Situation nicht so las-
sen, deswegen haben wir uns darauf verständigen kön-
nen – und das ist durchaus nicht selbstverständlich –, dass 
wir Geld für eine Subventionierung von Schulessen für 
die Unterstützung von Kindern aus armen Familien zur 
Verfügung stellen, insgesamt 4,5 Millionen € jährlich.  
 
Natürlich, Frau Senftleben, hätten wir das gern früher ge-
habt. Als wir das im vergangenen Jahr mit dem Haushalt 
beschlossen haben – und die politische Übereinkunft war 
schon früher getroffen –, hatten wir das Ziel, dass das sehr 
viel schneller umgesetzt wird. Wir mussten aber zur 
Kenntnis nehmen, dass es sehr unterschiedliche Interessen 
und Konzepte gibt, die miteinander gestritten haben. Eins 
muss ich Ihnen aber sagen: In Ihren ersten Reaktionen auf 
dieses Problem haben Sie gefordert, allein durch die Ver-
pflichtung von Kindern zur Teilnahme am Essen in den 
Ganztagsschule dieses Problem lösen zu wollen. Dass es 
ein Problem der Armut von Menschen ist, war in Ihren 
ersten Reaktionen nicht präsent. Deswegen ist es richtig, 
dass wir den Weg so gegangen sind. 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Beifall von Dr. Felicitas Tesch] 

Zwei Punkte, die bereits thematisiert wurden, möchte ich 
noch einmal ansprechen: Sie haben zum Teil so getan, 
Frau Senftleben, als wäre das, was wir für die gebundenen 
Ganztagsgrundschulen einführen, ein Verfahren, das es 
sonst nirgendwo gibt. Das ist das Verfahren, das im offe-
nen Ganztagsbetrieb mit dem dort angebotenen Essen 
stattfindet. Die Bezirke sind dafür verantwortlich, einen 
Caterer auszuwählen – sie wählen in der Regel mehrere 
Caterer aus –, und aus diesem Angebot können sich die 
Schulen eins auswählen. Sicherlich wäre ein anderes Ver-
fahren vorstellbar gewesen, aber vor diesem Hintergrund 
ist es verständlich, dass die Bezirke auf ein einheitliches 
Verfahren für den offenen und den gebundenen Ganz-
tagsbetrieb gedrängt haben. 
 
Und ein zweiter Punkt: Ich verstehe, dass der Senat – – 
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Herr Kollege Zillich! Kommen Sie zum Schluss! 
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Steffen Zillich (Linksfraktion): 

Ich komme zum Schluss. – In der Tat trifft Armut Kinder 
immer als erste. In der Tat ist es so, dass Hartz IV vor al-
len Dingen die Kinder trifft. Wir haben aber mit den Re-
gelungen, die nun endlich zum nächsten Schuljahr gelten, 
das, was man auf Landesebene tun kann, getan, damit 
Kinder aus armen Familien nicht noch zusätzlich benach-
teiligt werden und zusätzlich schlechtere Startchancen ha-
ben. – Danke! 

[Beifall bei der Linksfraktion] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die Grünen hat der Kollege 
Mutlu! 
 

Özcan Mutlu (Grüne): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter 
Herr Zöllner! Es wird Sie sicherlich nicht überraschen, 
aber Ihre Antworten befriedigen mich nicht, und ich den-
ke, viele in diesem Hause ebenso wenig. Herr Zillich! Al-
les-wird-gut-Parolen oder das Prinzip Hoffnung bringen 
uns nicht weiter. Warum zweifele ich Ihre Worte an? – 
Ganz einfach, ich zitiere: 

Rot-Rot sorgt für bezahlbares Mittagessen an ge-
bundenen Ganztagsschulen ab 1. Januar 2008. 

So lautete die Ankündigung der Regierungskoalition am 
13. Juli 2007. Seither ist fast ein Jahr vergangen. Was ist 
bisher geschehen? Was hatten die Schülerinnen und Schü-
ler von diesem rot-roten Versprechen? – Nichts. Und das 
ist Ihnen vorzuwerfen. 

[Beifall bei den Grünen –  
Beifall von Henner Schmidt (FDP)] 

Erst vor 14 Tagen hat es dieser Senat geschafft, die not-
wendigen Ausführungsvorschriften für dieses Vorhaben 
zu erlassen. Dabei hatte die Koalition bei den Haushalts-
beratungen im vergangenen Jahr mit großem Tamtam ei-
nen sogenannten Härtefallfonds angekündigt – wir haben 
es gehört – und die Erhöhung des Essenszuschusses ver-
sprochen, was wir im Übrigen schon seit Jahren fordern. 
Diese Regelung sollte, weil die Mittel dafür auch im 
Haushalt eingesetzt waren, ab dem 1. Januar 2008 in 
Kraft treten. Nichts davon ist bei den Schulen angekom-
men. In der Zwischenzeit sind fast sieben Monate vergan-
gen, und keinen Cent haben die bedürftigen Schülerinnen 
und Schüler bekommen. Das ist wiederum Ihnen vorzu-
werfen. Die Haushaltsmittel liegen vor.  
 
Ich frage an dieser Stelle in diesem Hohen Haus: Seit sie-
ben Monaten wurde kein Cent aus diesen Töpfen bezahlt. 
Was passiert mit diesen unverbrauchten Mitteln? Landen 
sie im Rachen von Herrn Sarrazin, im Haushaltsloch? 
Oder bekommen die Schulen das irgendwie doch? Das 
möchte ich gerne beantwortet wissen, aber Sie werden das 
sicherlich nicht beantworten, weil Ihnen das sehr recht ist, 
dass dieses Geld nicht ausgegeben worden ist. Anders ist 
Ihr Verhalten nicht zu erklären. 

 
An den Schulen entsteht eine Dreiklassengesellschaft. Es 
gibt Kinder, die täglich ein warmes Essen bekommen. 
Und dann kommen Kinder zur Schule, die zumindest eine 
Stulle von zu Hause mitbringen, aber immer mehr Kinder 
bleiben den ganzen Tag ohne Essen. Das ist ein gesell-
schaftlicher Skandal, und das können wir nicht weiter 
hinnehmen. 

[Beifall bei den Grünen] 

Am stärksten sind insbesondere Ganztagsschulen in sozia-
len Brennpunkten davon betroffen. Auch das ist ein 
Grund dafür, warum wir schnellstmöglich diese Verspre-
chen einlösen müssen. 
 
Das gemeinsam Essen aller Kinder ist nicht nur aus ge-
sundheitlichen Gründen erforderlich. Meiner Meinung 
nach ist es auch eine bildungspolitische Notwendigkeit. 
Die Kinder, die den ganzen Tag in der Schule sind, brau-
chen ein Mittagessen. Acht Stunden ohne Essen hält nie-
mand aus. Das halte ich nicht aus, wie sollen es da die 
Kinder aushalten. Sie wissen alle genauso wie ich, Herr 
Zöllner sagt es immer wieder: Mit leerem oder knurren-
den Magen lässt sich nicht lernen. – Auch aus bildungspo-
litischen Gründen darf dieser Zustand nicht weiter beibe-
halten werden. 

[Beifall bei den Grünen – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Sie müssen alles Notwendige dafür tun, dass ab dem ers-
ten Schultag im neuen Schuljahr dieses Versprechen ein-
gelöst wird, dass diese Mittel auch bei den Schülern an-
kommen. Alles andere wird Ihnen dann irgendwann bei 
den Wahlen zurückgezahlt. 
 
Ich sage auch, dass diese Ausführungsvorschriften, die 
jetzt vorliegen, kein Grund zur Freude sind, denn – das 
wurde von Kollegen schon gesagt – sie schränken die Ei-
genverantwortung der Schule ein. Caterer, die inzwischen 
erfolgreich mit den Schulen arbeiten, müssen sich an ei-
nem neuen Ausschreibungsverfahren beteiligen und wer-
den eventuell hinausgeworfen, weil der Schulträger vor 
Ort aus finanzieller Not, nicht, weil er Lust und Laune 
hat, gezwungen sein wird, den billigsten Anbieter zu wäh-
len, den billigsten Caterer zu nehmen, und ob das Qualität 
bedeutet, das wage ich zu bezweifeln. 
 
Ich mache einen anderen Vorschlag: Wir wissen, was die 
Schulen brauchen. Wir wissen, wie viele bedürftige Schü-
ler an den Schulen sind. Geben wir die Mittel in die Ei-
genverantwortung der Schulen und lassen sie vor Ort frei 
entscheiden, was das Beste für ihre Schülerinnen und 
Schüler ist! Das ist Eigenverantwortung, und alles andere 
ist gängelnde Bürokratie, was wir ablehnen. 

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Herr Kollege Mutlu! Sie sind am Ende Ihrer Redezeit. 
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Özcan Mutlu (Grüne): 

Letzter Satz, Herr Präsident: Frau Tesch hat es selbst zu-
gegeben. Vor über einem Jahr haben wir den Antrag der 
Grünen gehabt und den Finger in die Wunde gelegt. Wir 
freuen uns, wenn das auch mit deutlicher Verspätung jetzt 
langsam kommt. Wir fordern den Senator, der jetzt an der 
Tür steht, auf: Sie sind in der Pflicht. Tun Sie alles, dass 
das am ersten Schultag funktioniert, Herr Zöllner! 
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Langer Schlusssatz! – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Große Anfrage ist damit schriftlich beant-
wortet und besprochen. 
 
Ich rufe auf 

lfd. Nr. 4 c: 
II. Lesung 

Fünfzehntes Gesetz zur Änderung des  
Landesbesoldungsrechts (Fünfzehntes  
Landesbesoldungsrechtsänderungsgesetz –  
15. LBesÄndG) 
Beschlussempfehlungen InnSichO und Haupt  
Drs 16/1538 
Vorlage – zur Beschlussfassung – Drs 16/0967 

 
in Verbindung mit 
 

Dringliche II. Lesung 

Gesetz über ein Berliner  
Beamtenversorgungsgesetz 
Beschlussempfehlungen InnSichO und Haupt  
Drs 16/1573 
Antrag der SPD und der Linksfraktion Drs 16/1313 

 
Der Dringlichkeit wird offensichtlich nicht widerspro-
chen. 
 
Ich eröffne die II. Lesung und schlage vor, die 
Einzelberatung der vier bzw. zwei Artikel miteinander zu 
verbinden, und höre hierzu keinen Widerspruch. Ich rufe 
auf die Überschriften und die Einleitungen sowie die Ar-
tikel I bis IV sowie I und II gemäß Drucksache 16/0967, 
16/1538, 16/1313 und 16/1573. – Für die gemeinsame 
Beratung steht den Fraktionen jeweils eine Redezeit von 
bis zu fünf Minuten zur Verfügung. Es folgt nach Abspra-
che unter den Koalitionsfraktionen zuerst ein Redebeitrag 
der Linksfraktion. – Das Wort hat der Abgeordnete 
Dr. Lederer! 
 

Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Mit der heutigen Beschlussfassung über die Gleichstel-
lung von Ehe und Lebenspartnerschaft im Beamtenbesol-
dungs- und Versorgungsrecht setzt dieses Haus, setzt Ber-

lin einen Meilenstein in der Politik gegen die Diskriminie-
rung unterschiedlicher sexueller Orientierungen. 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Mit der Einführung der Lebenspartnerschaft wurde 2001 
ein Rechtsinstitut geschaffen, das die gleichen Pflichten 
konstituiert wie die Ehe, aber nur einen Teil der ehelichen 
Rechte einräumt. Inzwischen geht die Bundesrepublik ei-
nen mühevollen Weg der Angleichung in sehr kleinen 
Schritten – so in den Jahren 2004 und 2007. Wichtige As-
pekte bleiben und blieben unberücksichtigt, etwa im Steu-
er- und Adoptionsrecht, aber auch die vollständige 
Gleichstellung von Lebenspartnerschaft und Ehe im Be-
amtenrecht. Eine Anhörung im Bundestagsrechtsaus-
schuss in der vergangenen Woche zeigte weitere Unge-
reimtheiten und Regelungsnotwendigkeiten, die der Ge-
setzgeber noch zu bewältigen hat. Die Zeit ist reif für eine 
vollständige Angleichung von Ehe und Lebenspartner-
schaft. 

[Beifall bei der Linksfraktion und den Grünen – 
Vereinzelter Beifall bei der FDP] 

Dass das bisher nicht passiert ist, resultiert nicht etwa aus 
Urteilen des Bundesverfassungsgerichts. Das war eine 
politische Entscheidung. Vor allem die Blockadehaltung 
der Union im Bundesrat hat seinerzeit eine vollständige 
Gleichstellung verhindert. Aktuell scheint es so zu sein, 
dass sie möglich und durchsetzbar wäre, wenn nur die  
Union ihre halbseidene Haltung hierzu überwinden wür-
de, wenn sie es endlich schaffte, über ihren eigenen 
Schatten zu springen. 
 
Meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion! Sie 
können nicht auf alle denkbaren Klientele schielen und 
dazwischen lavieren. Ich möchte nicht in der LSU sein 
und gleichgeschlechtlich Liebenden erklären müssen, was 
die eigene Partei in dieser Frage so treibt und redet. Ich 
bin aber auch nicht in der LSU. Sie müssen sich entschei-
den. Sie müssen begreifen, dass es ein bisschen Gleichheit 
nicht gibt. 
 
Liebe Union! Entweder – oder! Sie müssen deutlich ma-
chen, dass Sie gleichgeschlechtliche Lebensweise nicht 
nur dulden, sondern dass Sie mit uns der Ansicht sind, 
Lesben und Schwule haben die gleichen Rechte wie alle 
anderen auch. Das müssen Sie leisten, nicht mehr und 
nicht weniger. 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei den Grünen] 

Ich möchte Ihnen an dieser Stelle Mut machen. Treten Sie 
selbstbewusst in das 21. Jahrhundert! Sagen Sie: Wir ha-
ben verstanden, wir haben unsere Position geändert, wir 
stehen tatsächlich für gleiche Rechte für alle! Leider spü-
ren wir immer noch, dass die Union kein Verhältnis zur 
Lebenspartnerschaft entwickelt hat. Das betrifft sowohl 
ihr Verhalten in Bundestag und Bundesrat als auch hier 
im Haus. 
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Wenn Herr Trapp am 10. April 2008 im Plenum fragt, ob 
wir uns die Aufhebung dieser eklatanten Ungleichbehand-
lung überhaupt fiskalisch leisten können, stellt er damit 
Unrechtsbeseitigung unter einen Finanzierungsvorbehalt. 
Diese – gelinde ausgedrückt  – Kleinlichkeit ist unange-
bracht, meine Damen und Herren von der Union. Wenn 
sich Frau Seibeld schnippisch mokiert, mein Engagement 
sei ja wohl „ein Tätigwerden in eigener Sache“, so zeugt 
auch das von einem extrem gestörten Verhältnis zur 
Gleichstellung von Lesben und Schwulen. Man muss we-
der lesbisch noch schwul sein, um sich für gleiche Rechte 
für alle einzusetzen. 

[Beifall bei der Linksfraktion, der SPD und  
den Grünen] 

Auch wenn Frau Seibeld jetzt nicht im Raum ist – 
vermutlich ist sie hinausgegangen, weil sie sich die 
Abstimmung ersparen will –, interessiert mich, wie sie 
ausgerechnet bei diesem Vorgang auf die Idee kommt, 
meine sexuelle Orientierung im Rechtsausschuss zu the-
matisieren. Wie Sie wissen – das ist im Handbuch 
nachzulesen –, bin ich weder Beamter noch verpartnert. 
Wir behandeln im Ausschuss jedoch oft Themen, die 
Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen betreffen, ohne 
dass Frau Seibeld bislang auf die Idee gekommen wäre, 
daraus einen Befangenheitstatbestand zu konstruieren. 
Nicht nur hieran zeigt sich, dass es nicht genügt, für 
rechtliche Gleichstellung zu kämpfen. Wir müssen uns 
den gesellschaftlichen Dimensionen von Diskriminierung 
widmen. Das ist mindestens genauso wichtig. Die 
Koalition wird das weiter tun. Sie können versichert sein, 
dass sie dies engagiert und glaubwürdig tun wird. 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Beifall von Lars Oberg (SPD)] 

Berlin ist das erste und bislang einzige Bundesland, das 
die richtigen Schlussfolgerungen aus einer Diskussion 
zieht, die seit inzwischen fünf Jahren stattfindet. Die 
Bundesrepublik hat sich von Anfang an schwer getan, die 
von ihr selbst verabschiedete Richtlinie zur Gleichstellung 
in Beruf und Beschäftigung vollständig und befriedigend 
umzusetzen. Wir in Berlin tun es und zwar als erste und 
rückwirkend. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat im Jahr 2002 festge-
stellt, dass es keinerlei Pflicht des Gesetzgebers gibt, ein 
Abstandsgebnot zwischen Ehe und Lebenspartnerschaft 
einzuhalten. Mit Blick auf Artikel 3 GG stelle ich fest, 
dass es eine Pflicht gibt, nicht gerechtfertigte Ungleichbe-
handlungen schleunigst zu beseitigen. Daraus folgt ein 
Gleichstellungsgebot zwischen Ehe und Lebenspartner-
schaft. Privilegien sollen und dürfen nur an den Tatbe-
ständen anknüpfen, die sie besonders begründen. Wer 
Kinder hat, soll deswegen gefördert werden. Die Ehe ver-
pflichtet weder zum Kinderkriegen noch hindert die Ehe-
losigkeit am Gebären. Das gegenseitige Einstehen fürein-
ander unterscheidet sich nicht darin, dass es sich ein 
Mann und eine Frau oder eben eine Frau und eine Frau 
versprechen. Damit sind alle Gründe für eine Ungleichbe-
handlung aus den Instituten Ehe und Lebenspartnerschaft 
nicht tragbar. 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Ihre Redezeit ist leider zu Ende! 
 

Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): 

Ich komme zum letzten Satz: Es ist viel Arbeit geschafft. 
Mein Dank gilt all denjenigen, die uns unterstützt und be-
gleitet haben. Freuen wir uns heute und nehmen es als 
Bestärkung, aber kämpfen wir weiter und lassen dabei 
nicht nach! – Vielen Dank! 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD und den Grünen] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete 
Gram – bitte! 
 

Andreas Gram (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Kolle-
ge Dr. Lederer! Ich werde Ihnen nicht auf den Leim ge-
hen. Ihr kleinliches parteipolitisches Gezänk ist nicht 
meine Sache. Die meisten von Ihnen wissen, dass ich für 
die CDU vor Jahren an der Erweiterung des Diskriminie-
rungsverbots von Artikel 10 GG gearbeitet habe – und 
zwar in Bezug auf geschlechtliche Einstellungen. Diese 
Mitarbeit war maßgeblich. 

[Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): 
Deshalb stimmen Sie zu?] 

Das zeigt meine Haltung und die Haltung meiner Fraktion 
gegenüber Menschen mit gleichgeschlechtlicher Neigung. 
Mehr ist dazu nicht zu sagen. 

[Evrim Baba (Linksfraktion): Hört, hört!] 

Heute diskutieren wir zwei Vorhaben beamtenrechtlicher 
Gleichstellung von eingetragenen Lebenspartnerschaften 
mit der Ehe, die manche Menschen dazu neigen lassen 
könnten – ich schaue einmal in Ihre Richtung –, ohne 
Eingehen auf inhaltliche Positionen anderen das 
Totschlagargument der Diskriminierung entgegenzuhalten 
oder den gegenseitigen Vorwurf des Verhehlens von Le-
benswirklichkeiten zu erheben. Dem soll mein Beitrag in 
aller Sachlichkeit entgegenwirken. 

[Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): Stimmen 
Sie zu oder nicht?] 

– Ich will Verständnis wecken für die jeweilige Position 
und ein gegenseitiges Zuhören ermöglichen, Herr 
Dr. Lederer. 
 
In meiner Fraktion hat es zu diesen Themen eine aus mei-
ner Sicht sehr ernsthafte, tiefgehende und unideologische 
Diskussion gegeben, die den inneren Wandel in Volkspar-
teien zu gesellschaftlich relevanten Themen widerspiegel-
te, der sich auch so in der Gesellschaft vollzieht. Zwei et-
wa gleichstarke Strömungen haben inhaltlich und 
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Andreas Gram 

rechtlich wie folgt argumentiert – wobei ich aus Zeitgrün-
den nur die wesentlichen Punkte herausgreife: Die Be-
fürworter haben vorgetragen, in einer gleichgeschlechtli-
chen Lebenspartnerschaft übernähmen die Partner genau-
so Verantwortung füreinander wie Eheleute. Es sei wün-
schenswert, wenn die Verantwortung im Eingehen einer 
solchen Partnerschaft dokumentiert würde, dann müsse 
dies beamtenrechtlich aber auch verankert werden. Unter 
der Mitwirkung der CDU seien bereits im Erbrecht Frei-
betragsregelungen getroffen worden wie bei Verheirate-
ten. Zudem habe die CDU in ihrem Grundsatzprogramm 
veränderten Lebenssachverhalten Rechnung getragen. 
Drittens habe sich die Lebenswirklichkeit dahin entwi-
ckelt, dass auch viele Verheiratete kinderlos blieben und 
diese letztlich gegenüber Lebenspartnerschaften beamten-
rechtlich privilegiert seien. Bei genauer Betrachtung un-
terscheiden sich beide Lebensverbundformen nicht mehr 
voneinander. Das sind die Argumente der Befürworter. 
 
Diejenigen, die das Gesetzesvorhaben nicht befürworten, 
argumentieren wie folgt: Aus der jüngsten Rechtspre-
chung des Verfassungsgerichts und des Europäischen Ge-
richtshofs beim sogenannten Maruko-Urteil ergibt sich 
gerade nicht, wie häufig behauptet, dass eine Gleichstel-
lung von Ehe- und Lebenspartnerschaften geboten ist. 
Zwar kann die Politik Regelungen treffen, sie muss es  
aber nicht. Wenn keine Regelungen getroffen werden, 
stellt dies gerade keine Diskriminierung dar. Es stellt – 
zweitens – eine Privilegierung der Lebenspartnerschaft 
gegenüber der Ehe dar, wenn zum Beispiel ein gleichge-
schlechtlicher Partner nach dem Tode des Erstversterben-
den eine Versorgung erhält, der eben nicht wie im Regel-
fall in der Ehe im Berufsleben wegen der Kindesumsor-
gung Einkommens- und Versorgungseinbußen hinnehmen 
muss. Hier würde der Diskriminierungsschutz in sein Ge-
genteil verkehrt. Drittens: Es gibt auch in einer Stadt wie 
Berlin nach wie vor die Lebenswirklichkeit der Ehe mit 
Kindern. Sie zu schützen ist die Aufgabe. Die beiden 
Bindungsformen sind typischerweise in der Gesamtbe-
trachtung unterschiedlich und sollten deshalb auch unter-
schiedlich behandelt werden. Nicht nur der Staat, sondern 
wir alle haben ein Interesse daran, dass Eheleute Kinder 
bekommen und diese gut erziehen. Es darf nicht zu Be-
nachteiligungen von Familien mit diesem Lebensentwurf 
kommen. 

[Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): Aber ich 
benachteilige niemanden, wenn ich ihn gleichstelle!] 

– Wenn Sie dieser sachlichen Rede zuhörten, Herr 
Dr. Lederer, und ein wenig Dampf herausnähmen, dann 
wäre ich Ihnen sehr verbunden. 
 
Die uns heute vorliegende Frage ist eine politische Ent-
scheidung, die man in die eine oder andere Richtung tref-
fen kann. Wie in allen anderen Fällen auch, ist es auch 
hier vollkommen legitim, unterschiedlicher Auffassung zu 
sein. Werte Kollegen, Sie sehen, wie intensiv sich meine 
Fraktion mit Lebenssachverhalten in der Stadt auseinan-
dersetzt und welche enorme Bedeutung sie dem Zusam-
menleben in einer Großstadt zumisst. Angesichts der Tat-
sache, dass mit der heutigen Entscheidung bedeutende 

Weichen gestellt werden, die für viele meiner Kollegen 
den Bereich der Gewissensabstimmung berühren, haben 
wir uns entschlossen, die Fraktionsdisziplin aufzuheben. 
Ich bitte darum, das jeweilige Abstimmungsverhalten zu 
respektieren und als Zeichen großer Ernsthaftigkeit zu 
verstehen. Die Mehrheit dieses Hauses, die diesem Vor-
haben zustimmen wird, bitte ich, der etwaigen Versu-
chung zu widerstehen, Nein-Stimmen als Zeichen ver-
kappter Schwulenfeindlichkeit zu deuten. Nichts ist so 
ewig gestrig wie die Ablehnung gleichgeschlechtlicher 
Lebenspartnerschaften. Genauso gestrig ist aber auch der 
Diskriminierungsvorwurf, zumindest gegenüber Men-
schen mit Ratio. – Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die SPD-Fraktion hat der 
Kolleg Kleineidam – bitte! 
 

Thomas Kleineidam (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die SPD-
Fraktion ist, seitdem das Lebenspartnerschaftsgesetz in 
Kraft gesetzt wurde, dafür eingetreten, eine möglichst 
weitgehende Gleichstellung der Lebenspartnerschaften 
mit der Ehe durchzusetzen. Wir haben durch die Födera-
lismusreform I auf Lebensebene neue Spielräume erhal-
ten, um diese Gleichstellung vorzunehmen. Das tun wir 
mit den beiden Gesetzen, über die wir heute zu entschei-
den haben. 
 
Ich habe in den Debatten in den verschiedenen Ausschüs-
sen mit Freude zur Kenntnis genommen, dass nach mei-
ner Rechnung etwa viereinhalb Fraktionen dieses Hauses 
diesen neuen Gesetzen ihre Zustimmung geben wollen. 
Ich glaube, das ist ein deutliches und positives Signal, das 
das Abgeordnetenhaus in die Stadt sendet. 
 
Es ist für mich angesichts des CSD und der Debatten über 
Regenbogenflaggen, die wir in den letzten Tagen wieder 
erleben konnten oder mussten, erforderlich, dass wir im-
mer wieder betonen, dass es keine Diskriminierung 
gleichgeschlechtlicher Lebensweisen geben darf. Das, 
was ich in den letzten Tagen in Presseerklärungen von 
Gewerkschaften und in Zeitungen gelesen habe, spricht 
für einen Geist, den es leider immer noch in Berlin gibt, 
wenn auch – ich hoffe, da ist dieses Haus repräsentativ für 
die Berliner Bevölkerung mit viereinhalb Fraktionen, die 
diesen Gesetzen zustimmen – hier deutliche Zeichen zu 
setzen sind.  

[Beifall bei der SPD, der Linksfraktion und  
den Grünen] 

Herr Kollege Gram! Ich bedanke mich ausdrücklich bei 
Ihnen für Ihr Bemühen, die Argumente sachlich darzustel-
len, wenngleich ich nicht verhehlen kann, dass die Argu-
mente gegen die Gesetze, die Sie referiert haben, mich 
nicht überzeugen können. Ich glaube auch nicht, dass es 
richtig ist zu sagen, der Diskriminierungsvorwurf sei ein 
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Totschlagargument, sondern in allen Fragen, wo Men-
schen diskriminiert werden, muss man sich damit ausein-
andersetzen. Da darf man niemanden totschlagen in den 
Debatten, sondern man muss im Detail gucken: Ist etwas 
dran an dem Vorwurf, oder ist vielleicht nichts dran?  
Aber lassen Sie uns keine solche Debatte führen – Sie ha-
ben es nicht gemacht, ich will Sie ausdrücklich insofern 
nicht persönlich ansprechen, aber Sie haben solche Ar-
gumentationen referiert –, lassen Sie uns nicht so mitein-
ander umgehen.  
 
Eine letzte Bemerkung sei mir erlaubt: Ich kann auch 
nicht nachvollziehen, warum die Institution der Ehe durch 
eine Gleichstellung benachteiligt wird.  

[Beifall bei den Grünen, der SPD und  
der Linksfraktion] 

An der Rechtsstellung der Ehe ändert sich durch diese 
Gesetzesänderung überhaupt nichts. Insofern vermag ich 
nicht nachzuvollziehen, wie man hierin eine Benachteili-
gung sehen kann. Wir sind auf dem richtigen Weg. Ich 
hoffe, dass dieses Haus ein ganz klares Signal aussendet, 
mit breiter Zustimmung zu den beiden Gesetzen. – Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit!  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Das Wort für die Fraktion der Grünen hat der Kollege 
Birk.  
 

Thomas Birk (Grüne): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst zur 
CDU-Fraktion: Vielleicht erhellt es Ihre Diskussion, 
wenn Sie zur Kenntnis nehmen, dass auch in eingetrage-
nen Partnerschaften zunehmend Kinder leben, auch leibli-
che Kinder von den Eltern. Das sollten Sie endlich zur 
Kenntnis nehmen.  

[Beifall bei den Grünen, der SPD und  
der Linksfraktion] 

Vorab zu Ihnen, Herr Lederer, auch wenn wir heute fast 
im Partnerschaftslook auftreten und in dieser Sache ge-
meinsam kämpfen: Als die eingetragene Partnerschaft 
verabschiedet wurde, hatte die PDS damals erhebliche 
Vorbehalte. Das sollte nicht vergessen werden, wenn Sie 
so oft auf rot-grüne Zeiten schimpfen.  

[Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): Sie wissen, aus  
welchen Gründen!] 

– Ja, aus welchen Gründen, das kann man diskutieren, 
zumindest waren Sie damals nicht dafür.  

[Dr. Klaus Lederer (Linksfraktion): Weil es nicht  
weitgehend genug war!] 

Die Koalition gibt uns immer wieder Rätsel auf. Wir fra-
gen uns auch, warum Sie ausgerechnet diese Rederunde 
heute angemeldet haben. Natürlich wollen Sie sich zum 
CSD selbst feiern für die rückwirkende Gleichstellung 

von eingetragenen Partnerschaften mit der Ehe im Lan-
desbeamtenbesoldungs- und -versorgungsrecht. Aber der 
Weg dorthin war eine holprige Lachnummer, zu der Sie 
besser schweigen sollten. Ich werde es aber nicht tun und 
es noch einmal ausführen.  
 
Am 10. April plädierte hier Kollege Lederer genau wie 
ich, entsprechend dem Maruko-Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs die Gleichstellung von eingetragenen Part-
nerschaften im Beamtenrecht rückwirkend in Kraft treten 
zu lassen. Ich bin da noch konkreter geworden und habe 
gefordert, das Datum müsste der 3. Dezember 2003 sein, 
weil da die Frist zur Umsetzung der EU-Richtlinie zur 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf abgelaufen 
war.  
 
Als wir die entsprechenden Änderungsanträge stellten, 
wurde der zur Besoldung im Bildungsausschuss noch ab-
gelehnt, aber schließlich im Innenausschuss doch ange-
nommen. Aber bei der Versorgung gaben sich die Justiz-
verwaltung und der Kollege Lederer zur rückwirkenden 
Gleichstellung einen Kleinkrieg, der die ganze Szene  
amüsierte. Gutachten auf Gutachten folgte, obwohl von 
Anfang an klar war, dass gegen die rückwirkende Besser-
stellung juristisch nichts einzuwenden ist, auch wenn die 
Zuständigkeit erst 2006 durch die Föderalismusreform auf 
das Land Berlin übergegangen ist. Schließlich musste erst 
ein Machtwort des Regierenden her, weil die Koalition 
sich zum CSD nicht blamieren sollte. Da war es am Ende 
vielleicht doch ganz hilfreich, dass wir Grünen bei dem 
Druck auf die renitente Justizverwaltung hilfreich zuge-
gen waren.  

[Beifall bei den Grünen] 

Und tatsächlich hat jetzt Berlin die fortschrittlichste Rege-
lung zur Gleichstellung eingetragener Partnerschaften im 
Beamtenrecht. Dies sollte Beispiel für den Bund und die 
anderen Bundesländer sein.  
 
Aber bitte liefern Sie uns nicht noch mal so einen absur-
den Krimi, wenn es um unsere Anträge zur Gleichstellung 
bei den Kammerberufen geht! Wenn Sie eine andere Lö-
sung haben als wir, die zum gleichen Ziel führt – bitte! 
Dann machen Sie es aber auch! Dieser ganze Aufwand 
zeigt einmal mehr, das Einfachste wäre die Öffnung der 
Ehe für Lesben und Schwule. Dann könnten wir uns den 
juristischen Eiertanz sparen.  

[Beifall bei den Grünen] 

Wir gehen noch einen Schritt weiter. Wir wollen das Ehe-
gattensplitting abschmelzen und das Geld in die Kinder-
förderung stecken. Und wir wollen über einen Familien-
vertrag alle Familienformen absichern, insbesondere auch 
Regenbogenfamilien, wo soziale und biologische Eltern 
in der Erziehung zusammenwirken wollen. Doch bis da-
hin ist es für die Volksparteien und insbesondere für die 
CDU noch ein langer Weg. Ich weiß, bei Ihnen in der 
CDU-Fraktion wird heftig über die vorliegenden Anträge 
zur Gleichstellung im Beamtenrecht diskutiert. Der Kol-
lege Gram hat es eben berichtet.  
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Einige Kolleginnen und Kollegen haben längst verstan-
den, dass in einer Stadt wie Berlin mit homophoben An-
sichten kein Blumentopf mehr zu gewinnen ist. Aber der 
andere Teil ist eben immer noch bei der moralischen 
Wende von Helmut Kohl stehengeblieben. Bei dem ab-
surden Regenbogenfahnenstreit von Herrn Henkel wurde 
das erneut deutlich. Herr Henkel! Ich frage Sie: Sind Sie 
schon mal zusammengeschlagen worden und haben sich 
anschließend nicht zur Polizei getraut, weil Sie 
Diskriminierung befürchtet haben? – Vermutlich nicht. 
Aber viele Lesben, Schwule und Transgender fürchten 
genau das. Und wenn dann Herr Glietsch zusammen mit 
dem Antigewaltprojekt Maneo, das solche Opfer betreut, 
die Regenbogenfahne vor dem Polizeipräsidium hisst, 
dann gibt er nach innen, zu seinen Leuten, und nach 
außen das Signal: Bei Diskriminierung und Gewalt gegen 
Lesben, Schwule und Transgender macht die Polizei ihren 
Job, steht auf der Seite der Angegriffenen und verfolgt die 
Angreifer. Da kann es doch gar keine Neutralität geben, 
Herr Henkel!  

[Beifall bei den Grünen und der Linksfraktion] 

Das Motto des 30. Berliner CSD ist „Hass du was dage-
gen?“. Diese Frage richtet sich an solche rückständigen 
Männer wie Herrn Henkel. Aber das Motto verlangt auch 
der Bevölkerung eine Entscheidung ab. Es muss bei jeder 
neuen jungen Generation um Akzeptanz von Lesben, 
Schwulen und Transgendern geworben werden. Wie 
schwer das ist, zeigte nicht zuletzt der Überfall vor zwei-
einhalb Wochen auf drei Dragkings in Kreuzberg. Hier 
hat die gesamte Gesellschaft und nicht nur die queere 
Community, wie manche meinen, ihren Anteil zu leisten. 
Hier muss noch mehr geschehen in Schulen, Kitas, Ju-
gendeinrichtungen – veränderte Fort- und Ausbildung von 
Lehrpersonal und Erzieherinnen und Erziehern und mehr 
Aufklärung müssen her. Bündnis 90/Die Grünen waren 
und sind immer unmissverständlich auf der Seite von 
Lesben, Schwulen und Transgendern gewesen, und wir 
werden es auch weiterhin bleiben. – Vielen Dank!  

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort zu einer Kurzintervention hat 
der Kollege Kleineidam.  
 

Thomas Kleineidam (SPD): 

Herr Kollege Birk! Ich bin schon sehr verwundert über 
Ihre Verwunderung, dass wir diesen Punkt zur Bespre-
chung angemeldet haben. Sie betonen selber die Bedeu-
tung dieser Entscheidung und werfen der Koalition eine 
Besprechung vor. Diese Logik verstehe ich nicht.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Sie haben das verbunden mit dem Vorwurf, die Koalition 
wolle sich vor dem CSD profilieren. Wenn es hier eine 
Fraktion in diesem Haus gibt, die eine Jahrestagspolitik 
macht, die, weil irgendwo gerade ein internationaler Tag 
ansteht, mal schnell die Verfassung ändern will, um sich 

zu profilieren, dann ist es die Grünen-Fraktion und keine 
andere in diesem Haus.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Und wenn Sie die Beratungen der letzten Wochen in den 
Ausschüssen als Lachnummer bezeichnen, als wir sehr 
ernsthaft miteinander die Frage bewegt haben, ob eine 
Rückwirkung verfassungsrechtlich möglich ist oder nicht, 
wo es gute Argumente für die eine und die andere Sicht-
weise gibt, dann – –  

[Benedikt Lux (Grüne): Was haben Sie im  
Rechtsausschuss gemacht? ] 

– Herr Kollege, lassen Sie mich doch ausreden, dann 
können Sie Ihren Kommentar dazu abgeben. – Die SPD-
Fraktion wird auch weiterhin verfassungsrechtliche Fra-
gen ernsthaft prüfen und sich notfalls mehrere Wochen 
dafür Zeit nehmen. Dafür ist uns diese Frage, um die es 
geht, viel zu wichtig, als dass wir sie wegen eines Jah-
restags einfach mal kurz übers Knie brechen. Das mag ein 
Politikstil sein, den Sie bevorzugen. Wir werden dies wei-
terhin gründlich prüfen. Wenn Sie eine verfassungsrecht-
liche Prüfung als Lachnummer bezeichnen, dann sollten 
Sie Ihr eigenes Politikverständnis noch einmal gründlich 
überdenken. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort zur Erwiderung hat Herr Birk. 
 

Thomas Birk (Grüne): 

Ich habe mir sagen lassen, schon im ersten Semester Jura 
lerne man, dass eine rückwirkende Besserstellung kein 
Problem ist. Das brauchen Sie nicht verfassungsrechtlich 
zu prüfen! Alle Gutachten kamen übrigens zum selben 
Ergebnis, dass es nämlich überhaupt keine Probleme gibt. 
Das hat schon der Wissenschaftliche Dienst des Bundes-
tages sofort zusammengefasst. Da hätten Sie schon han-
deln können. Warum sollte man das alles anzweifeln? 

[Beifall bei den Grünen] 

Sie geben mir hier aber eine Steilvorlage, wenn Sie darauf 
hinweisen, dass wir mal eben schnell die Verfassung än-
dern wollten, nur weil der „CSD“ ansteht: Es gibt eine 
breite, bundesweite Initiative, übrigens auch von Partei-
gängern Ihrer Partei unterstützt, die fordert, Artikel 3 um 
„sexuelle Identität“ zu ergänzen. Es ist schon eine Pein-
lichkeit, dass ausgerechnet in der Stadt Berlin, die von 
einem schwulen Bürgermeister regiert wird, sich in der 
SPD-Fraktion keine Mehrheit zu dieser Frage findet. 
Deswegen musste sich Herr Wowereit letztens auf dem 
LSVD-Verbandstag sehr peinlich winden, als er von allen 
aufgefordert wurde, diese Initiative zu unterstützen. Das 
ist keine Ruhmesnummer für Sie. Das als Beispiel anzu-
führen, war auch noch einmal eine Lachnummer. – Vielen 
Dank! 

[Beifall bei den Grünen] 

2897 



Abgeordnetenhaus von Berlin – 16. Wahlperiode 32. Sitzung vom 26. Juni 2008
 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die FDP-Fraktion hat der 
Kollege Jotzo. 
 

Björn Jotzo (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Man hat bei 
der Debatte fast den Eindruck, einer wäre hier politisch 
korrekter als der andere. Wir sind natürlich mit dabei. 

[Heiterkeit und Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei den Grünen] 

Für die FDP – das haben wir schon in der ersten Runde, 
als wir uns mit dem Thema im Plenum befasst haben, be-
tont – ist Vielfalt wichtig. Vielfalt bedeutet auch eine 
Vielfalt der Lebensentwürfe. Daran kann aus liberaler 
Sicht gar kein Zweifel bestehen. Deswegen ist es auch 
richtig und wichtig, dass wir uns heute über die Gleich-
stellung gleichgeschlechtlicher Paare im Beamtenbesol-
dungs- und -versorgungsrecht unterhalten und dass wir 
mit großer Mehrheit diesen Beschluss heute fassen wer-
den. 

[Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei den Grünen] 

In einer Zeit, in der die rechtliche Bewertung von politi-
schen Vorhaben und die nachgelagerte gerichtliche Kon-
trolle immer mehr an Bedeutung gewinnen, ist es auch 
wichtig, die Feststellung zu treffen – wie bereits von mei-
nen Vorrednern getan –, dass es sich nicht um eine recht-
lich gebotene Entscheidung handelt. Dieses Mal lässt sich 
die Politik nicht von irgendwelchen verfassungsgerichtli-
chen Vorgaben treiben, sondern wir setzen ein ganz be-
wusstes politisches Zeichen, weil wir diese Politik wollen 
und weil wir meinen, dass es richtig ist, im Beamtenrecht 
nicht ausschließlich gemischtgeschlechtliche Ehen zu be-
rücksichtigen, sondern auch gleichgeschlechtliche Le-
benspartnerschaften. Das ist eine ganz bewusste und rich-
tige politische Entscheidung. 

[Beifall bei der FDP] 

Aus der Sicht von uns Liberalen ist der Grund für diese 
Entscheidung recht einfach. Wir wollen, dass zwei Men-
schen, die füreinander Verantwortung übernehmen, gleich 
behandelt werden – zwei Menschen, egal, ob Mann oder 
Frau, egal, ob gleichgeschlechtlich, ob mit Hund oder mit 
Kindern. Das ist eine Entscheidung, die sich der Gesetz-
geber nicht anmaßen sollte, wenn er darüber redet, wo ein 
Familienzuschlag angebracht werden sollte. Das ist aus 
unserer Sicht keine Entscheidung, die derart getroffen 
werden sollte, dass nur einen Lebensentwurf berücksich-
tigt wird. Hier kommt es darauf an, die Pluralität, die 
Vielfalt der Lebensentwürfe zu würdigen. Es ist wichtig, 
dass es uns dabei auf die sexuelle Orientierung der Teil-
nehmer an einer solchen Partnerschaft eben nicht an-
kommt. 

[Beifall bei der FDP] 

Ich will noch kurz auf die konstruktive Beratung einge-
hen, die wir in den Ausschüssen hatten. Ich habe das an-
ders empfunden als manche meiner Vorredner. Ich fand 
durchaus, dass wir die gegenseitigen Argumente mit der 
nötigen Ernsthaftigkeit – ich freue mich, dass heute auch 
die CDU ihren Beitrag hierzu geleistet hat – gegeneinan-
der abgewogen und geprüft haben. Ich denke, wir sind zu 
dem Ergebnis gekommen, das richtig ist. So kann ich mit 
dem Fazit schließen: Die Menschen sind alle unterschied-
lich, und das macht unsere Welt bunt! – Vielen Dank! 

[Beifall bei der FDP, der SPD,  
der Linksfraktion und den Grünen] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank, Herr Kollege Jotzo! – Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 
 
Zur Vorlage zum Fünfzehnten Landesbesoldungsrechts-
änderungsgesetz empfehlen die Ausschüsse einstimmig 
bei Enthaltung der Fraktion der CDU die Annahme mit 
Änderungen. Die Änderungen des Fachausschusses und 
des Hauptausschusses weichen voneinander ab. Wir 
stimmen über die Gesetzesvorlage unter Berücksichtigung 
der Änderungen gemäß der Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses ab. Wer so gemäß Drucksache 16/1538 
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind, so weit ich sehe, alle Fraktionen. 

[Unruhe – Zurufe: Nein!] 

Also: Dafür sind die Koalitionsfraktionen, die Fraktion 
der Grünen und die FDP-Fraktion, und bei der CDU-
Fraktion sehe ich auch mehrere, die dafür stimmen. 

[Christian Gaebler (SPD): Teile der CDU! – 
Uwe Doering (Linksfraktion): Große Teile der CDU!] 

Ich bitte jetzt um die Enthaltungen! 

[Zuruf: Gegenstimmen erst einmal!] 

Bei einer Enthaltung aus der CDU-Fraktion ist das Gesetz 
angenommen. 

[Zurufe: Gegenstimmen!] 

Ich hatte die Frage nach den Enthaltungen vorgezogen 
und frage jetzt nach den Gegenstimmen. – 

[Zurufe: Ah!] 

Bei einigen Gegenstimmen aus der CDU-Fraktion und 
einer Enthaltung aus der CDU-Fraktion ist das Fünfzehn-
ten Landesbesoldungsrechtsänderungsgesetz mit den Än-
derungen gemäß der Beschlussempfehlung des Hauptaus-
schusses angenommen. 

[Beifall bei der SPD, der Linksfraktion,  
den Grünen und der FDP – 

Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Nun haben wir noch über das Beamtenversorgungsgesetz 
abzustimmen. Hier empfehlen die Ausschüsse die An-
nahme mit Änderungen, und zwar im Fachausschuss 
mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion der CDU 
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und im Hauptausschuss einstimmig bei Enthaltung der 
CDU. Wer so gemäß Drucksache 16/1313 unter Berück-
sichtigung der Beschlussempfehlung Drucksache 16/1573 
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Koalitionsfraktionen, die Grünen, die FDP 
und Teile der CDU. Ich frage nach Gegenstimmen. – Das 
sind große Teile der CDU. Enthaltungen? – Eine Enthal-
tung. Damit ist auch das Gesetz über die Gleichstellung 
eingetragener Lebenspartnerschaften in der Beamtenver-
sorgung angenommen. 

[Beifall bei der SPD, der Linksfraktion,  
den Grünen und der FDP] 

 
Ich rufe nun auf 

lfd. Nr. 4 d: 
Antrag 

Zukunft der Deutschlandhalle 
Antrag der CDU und der Grünen Drs 16/1545 

Das ist die Priorität der Fraktion der CDU unter dem Ta-
gesordnungspunkt 31. 
 
Für die Beratung stehen auch hier jeweils fünf Minuten 
Redezeit pro Fraktion zur Verfügung. Das Wort für die 
CDU-Fraktion hat der Kollege Statzkowski. 
 

Andreas Statzkowski (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bei dem gemeinsamen Antrag der Fraktion der Grünen 
und der CDU-Fraktion Drucksache 16/1545 geht es dar-
um, heute auf den Weg zu bringen, dass über die Zukunft 
der Deutschlandhalle erst dann entschieden wird, wenn 
die neuen Möglichkeiten für die Eissportlerinnen und Eis-
sportler in Berlin errichtet worden sind. 
 
Dies hat zwei Vorteile: Zunächst einmal würde es uns ge-
lingen, einen problemlosen Übergang für die Sportlerin-
nen und Sportler zu erreichen. Der zweite Punkt: Wir ha-
ben die aus meiner Sicht dringend notwendige Zeit, über 
mögliche Alternativen zum Erhalt der Deutschlandhalle 
und ihrer Nutzung weiter nachzudenken. 

[Beifall bei der CDU] 

Seit 2001 ist die Deutschlandhalle zur Eissporthalle um-
gebaut, nachdem die ursprüngliche Eissporthalle abgeris-
sen wurde. Es ist unstreitig, dass der Bedarf an Eisflächen 
in Berlin erheblich ist, dass der Ist-Zustand unbefriedi-
gend ist, und selbst nach Angaben der Senatssportverwal-
tung fehlen insgesamt fünf Eissportflächen im Land Ber-
lin.  
 
Sehen wir uns die Nutzung der Deutschlandhalle zum jet-
zigen Zeitpunkt an, so können wir feststellen, dass die 
Halle neuneinhalb Monate voll genutzt wird, und zwar 
sechs Tage in der Woche à 12 Stunden. Können Sie sich 
vorstellen, dass bei einer anderen Sportart eine Halle 
12 Stunden am Tag genutzt wird? 800 Sportlerinnen und 

Sportler, Amateursportler und -sportlerinnen sind betrof-
fen, wenn wir die Deutschlandhalle vorzeitig schließen. 
 
Wir haben einen hauptnutzenden Verein, den ECC Preu-
ßen, der sich im “Tagesspiegel“ zu den Plänen im Einzel-
nen geäußert hat. Ich möchte daraus zitieren: 

Doch dieses Mal drücken nicht die eigenen Finan-
zen, sondern politische Entscheidungen auf die 
Stimmung. „Wir sind über die Abrisspläne ziem-
lich enttäuscht“, äußert ECC-Vizepräsident Tho-
mas Leonhardt Unverständnis und fügt hinzu: „Für 
uns ist es fast schon existenzgefährdend, weil wir 
nicht wissen, in welche Richtung wir planen kön-
nen.“ Am Wochenende will der Vorstand darüber 
beraten, ob das Nachrückerecht der ersten Mann-
schaft in die Oberliga wahrgenommen werden soll. 

 
Sie sehen, wozu dieses im Einzelnen führt. Deshalb hat 
die Bezirksverordnetenversammlung von Charlottenburg-
Wilmersdorf einen, so meine ich, durchaus weisen Be-
schluss gefasst. Den sollten Sie sich alle hier im Hause 
gut durch den Kopf gehen lassen. Ich zitiere jetzt aus der 
„Berliner Morgenpost“: 

Die Deutschlandhalle soll erst dann abgerissen 
werden, wenn die Eissportler ihre neue Halle an 
der Glockenturmstraße nutzen können. Das fordern 
parteiübergreifend die Mitglieder der Bezirksver-
ordnetenversammlung von Charlottenburg-Wil-
mersdorf. Nur die FDP stimmte nicht zu. Nach 
Meinung der anderen Parteien sollte es einen Ab-
riss „auf Vorrat“ schon deshalb nicht geben, um 
den Eissportlern bis zur geplanten Fertigstellung 
der Ersatzhalle 2011 keine jahrelange Heimatlo-
sigkeit zuzumuten. 

Jetzt kommt der entscheidende letzte Satz: 

Das werde auch die SPD nicht widerstandslos hin-
nehmen. 

– so die SPD Charlottenburg-Wilmersdorf, Herr Gaebler! 

[Beifall bei der CDU] 

Der Landessportbund spricht davon, dass der Vertrag 
zwischen der Messe und dem Land Berlin zwar 2008 aus-
läuft, dass aber inzwischen schon wieder ein neuer Ver-
trag abgeschlossen worden ist, der vorsieht, dass auch die 
Deutschlandhalle, soweit sie erforderlich ist und dies bau-
technisch zulässig ist, weiter genutzt werden kann. Au-
ßerdem wissen wir, dass wir bis 2009 auch die entspre-
chenden Vorkehrungen im Haushalt des Landes Berlin 
vorgenommen haben. Wenn wir jetzt also über die Frage 
sprechen, ob die Deutschlandhalle sportfachlich erforder-
lich ist, so habe ich im Einzelnen darlegen können, dass 
dies tatsächlich der Fall ist.  
 
Also wenden wir uns nun der baulichen Frage im Einzel-
nen zu: Der Herr Wirtschaftssenator hat sich 2005 auch 
als Bausenator dargestellt und die Deutschlandhalle be-
kanntermaßen schlechtgeredet. Gescheitert ist er an der 
Bauaufsicht des Bezirksamtes Charlottenburg-Wilmers-
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dorf, die unter Hinzuziehung eines international 
anerkannten Fachmanns das Gegenteil im Einzelnen 
beweisen konnte.  

[Bürgermeister Harald Wolf: Konnte sie nicht!] 

Immerhin gab es entsprechende Kommentare aus dem 
Senat. So hat beispielsweise Herr Staatssekretär Härtel 
dazu Stellung genommen. Ich zitiere aus der „Berliner 
Morgenpost“: 

Staatssekretär Härtel rechnet nur mit kleineren 
Sicherungsmaßnahmen, die die Messe vermutlich 
aus baulichen Unterhaltungsmitteln bestreiten 
könne. 

Da sieht man, dass das auch vonseiten des Senats weiß 
Gott nicht einvernehmlich gesehen wird. 
 
Wenn man sich an der Stelle damit beschäftigt, wie die 
Fachleute der Bauaufsicht beispielsweise die Situation vor 
Ort beurteilen – die übrigens auch berichten, wie Herr 
Wolf mit seinen Leuten versucht hat, Druck auf eine ob-
jektiv handelnde Behörde auszuüben –, dann sollte man 
sich auch die Zeit nehmen, sich noch einmal die 
Stellungnahme der Bausenatorin aus der letzten Sitzung 
durch den Kopf gehen zu lassen. Sie sprach vom 
Landesdenkmalrat, sie sprach von neuen Mitgliedern und 
einem nicht mehr existenten Beschluss. Sie hat uns hier 
falsch informiert. Sie hat nicht dargestellt, dass es am 
25. November 2005 eine Bestätigung des alten Beschlus-
ses gegeben hat. Ich zitiere aus einer Stellungnahme des 
Landesdenkmalrats: Der Landesdenkmalrat verweist erneut auf seine 

Stellungnahmen, die den Erhalt beider Baudenk-
mäler – Deutschlandhalle und ICC – dringlich an-
mahnen. Er bereitet für das Frühjahr ein 
Grundsatzgespräch mit Frau Senatorin Junge-
Reyer zum Denkmalschutz der Moderne vor. 

Außerdem hat sie behauptet, dass neuerdings auch neue 
Mitglieder im Denkmalrat tätig seien. Die letzte Neube-
setzung fand am 9. November 2004 statt, sodass also ihre 
Angaben im Rahmen der Mündlichen Anfrage schlicht 
fehlerhaft sind. 
 
Sie sehen, es lohnt sich, sich Zeit für die Deutschlandhalle 
zu nehmen. Die Deutschlandhalle ist ein wichtiges The-
ma. So gab es auch in der Vergangenheit den einen oder 
anderen hier im Hause, der sich damit beschäftigt hat. So 
hat z. B. die Fraktion der PDS – wie sie damals hieß –, 
also die Linke, einen Antrag – Drucksache 13/2326 – mit 
der Überschrift „Deutschlandhalle als Veranstaltungsort 
erhalten“ eingebracht. 
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Herr Kollege! Ihre Redezeit ist schon abgelaufen. 
 

Andreas Statzkowski (CDU): 

Sie ist zu Ende, und ich komme auch zum Ende. – Bei-
spielsweise hat sich der Kollege Gaebler, der jetzt viel-
leicht einen Moment zuhören sollte, im Jahr 2001 im 

Fachausschuss für den Erhalt der Deutschlandhalle einge-
setzt und sich sogar negativ gegenüber dem Koalitions-
partner, der CDU, abgehoben. Wir rufen Herrn Gaebler, 
wir rufen die PDS auf, sich dementsprechend für die 
Deutschlandhalle einzusetzen! Ich freue mich auf eine in-
teressante Diskussion in den Ausschüssen. 

[Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die SPD-Fraktion hat der 
Kollege Panzenberger! 
 

Markus Pauzenberger (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Mein Name ist Pauzenber-
ger und nicht Panzenberger! Aber wir lernen das noch. 

[Beifall bei der SPD – 
Vereinzelter Beifall bei der Linksfraktion] 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Seit dem 27. Mai steht fest: Wir bekommen eine neue 
Eissporthalle, die dringend gebraucht wird. 

[Zuruf von Oliver Schruoffeneger (Grüne)] 

Das ist eine sehr gute Nachricht für den Eissport, auch 
wenn Sie dahinten in der vorletzten Reihe vielleicht etwas 
anderes dazu sagen. Mein Vorredner ist schon darauf ein-
gegangen, wie dringend diese Eishalle benötigt wird. 
Endlich können wir auch das Provisorium Deutschland-
halle beenden und damit diese neue Halle bauen. Ich 
möchte dazu noch ergänzen: Ich hoffe auch, dass die 
Messe noch etwas nachlegt und sagt, warum sie genau 
jetzt diese Halle sofort schließen möchte. Diese Diskussi-
on müssen wir führen, wir können sie auch im Ausschuss 
führen. Aber an sich halte ich diesen Kompromiss – Neu-
bau der Eissporthalle und Abriss der Deutschlandhalle – 
für in Ordnung.  
 
Erste Gespräche des Senats gab es auch schon, um diese 
Irritation – wie mein Vorredner schon sagte – mit den 
Betroffenen zu diskutieren. Der Eissportverband wurde 
vom Senat informiert. Meine Fraktion wird am 1. Juli alle 
Eissportvereine, auch den Eissportverband und selbstver-
ständlich den LSB einladen, um zu informieren und wei-
terhin zu informieren. Wir informieren nicht nur einmal, 
sondern begleiten den gesamten Prozess mit den Eis-
sportvereinen, die dort unsere direkten Ansprechpartner 
sind. Auch im Sportausschuss werden wir dieses Thema 
bis zur Eröffnung der Eissporthalle immer wieder be-
leuchten und auch immer wieder kritisch nachfragen müs-
sen.  
 
Die Vorarbeiten für die Erstellung der Eissporthalle 
laufen zurzeit auf Hochtouren. Da muss man auch einmal 
den Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf besonders her-
vorheben und loben. Dementsprechend glaube ich auch, 
dass wir relativ schnell mit dem Bau der Eissporthalle 
bzw. mit dem Abriss beginnen können. 
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Wir gehen davon aus, dass mit dem Bau der Eissporthalle 
kurz nach der Leichtathletik-WM begonnen wird. Das 
wird im Jahr 2009 sein – für die Kolleginnen und Kolle-
gen, die das noch nicht wissen. Wir gehen auch davon 
aus, dass die Eissporthalle 2012 fertiggestellt sein wird. 
Wir werden uns als SPD-Fraktion dafür einsetzen, dass 
genau diese Härten, die zurzeit in der Diskussion sind, so 
gering wie möglich gehalten werden. Ich glaube auch, 
dass die 1,2 Millionen €, die wir jährlich als Zuschuss für 
die Deutschlandhalle geben, einen entscheidenden Teil 
dazu beitragen werden. Auch hier wird die SPD-Fraktion 
besonders darauf achten, dass diese Härten – wie mein 
Vorredner sagte – so klein wie möglich bleiben. 
 
Meine Fraktion wird der Überweisung in den Ausschuss 
zustimmen.  

[Elisabeth Paus (Grüne): Ein wichtiger Schritt!] 

Wir werden in den einzelnen Ausschüssen darüber disku-
tieren und hoffentlich dann eine allgemeingültige Lösung 
finden. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank, Herr Kollege Pauzenberger! – Das Wort für 
die Fraktion der Grünen hat Frau Paus. 
 

Elisabeth Paus (Grüne): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am 27. Mai 
hat der Senat beschlossen, die Deutschlandhalle abzurei-
ßen – ohne Grund, ohne Diskussion und offensichtlich 
auch ohne Plan, denn für den Eissport gibt es für die Jahre 
2010 und 2011 noch keine Lösung. 

[Dr. Gabriele Hiller (Linksfraktion):  
Da wissen Sie mehr als wir!] 

Ein derart konzeptionsloses Verfahren lehnen wir ent-
schieden ab. 

[Beifall bei den Grünen und der CDU] 

Es ist nicht nur geschichtsvergessen und unwürdig gegen-
über dem denkmalgeschützten Gebäude, es ist auch ver-
antwortungslos gegenüber den Sportlerinnen und Sport-
lern, und es reißt eine städtebauliche Wunde ohne Vor-
stellungen von einer Nachnutzung des Geländes. Die 
Krönung ist, dass all dies geschieht, obwohl der Senat  
über das Thema: „Internationales Congress Center der 
Messe Berlin“ bereits seit inzwischen sechs Jahren berät, 
angefangen mit der ICC-Abrissdebatte, damals losgetre-
ten vom Fraktions- und Landesvorsitzenden der SPD, Mi-
chael Müller, auch wenn er heute davon nichts mehr wis-
sen will.  

[Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Ganz offensichtlich ging es dem Senat bei der Entschei-
dung zum Abriss der Deutschlandhalle nicht um die Sa-
che, sondern allein um ein symbolisches Tauschgeschäft: 
Dafür, dass die Linkspartei auf den Abriss des ICC 

zichtet, gibt es eben den Abriss der Deutschlandhalle, 
obwohl der überhaupt nicht notwendig ist. 

[Beifall bei den Grünen – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU – 

Stefan Liebich (Linksfraktion): Quatsch!] 

 
Wir fordern dieses Haus auf, dieses durchsichtige und un-
sinnige Manöver rückgängig zu machen. Bis die neue Eis-
sporthalle am Glockenturm in Betrieb geht, muss die 
Deutschlandhalle auf jeden Fall erhalten bleiben. Wir for-
dern, in der Zwischenzeit eine ernsthafte Debatte über die 
Zukunft der Deutschlandhalle, über alternative Nut-
zungsmöglichkeiten und über die Integration des Gebäu-
des in die zukünftige Entwicklung des Messestandortes zu 
führen.  

[Beifall bei den Grünen – 
Beifall von Volker Thiel (FDP)] 

Das sind wir der Stadt schuldig. Übrigens sieht das auch 
die gesamte BVV Charlottenburg-Wilmersdorf – SPD, 
CDU, Grüne – mit Ausnahme der FDP so, und sie hat 
recht damit.  
 
Der Senat hat übrigens schon einmal den Abriss der 
Deutschlandhalle beschlossen. Das war Anfang 1998. 
Damals ist es gelungen, parteiübergreifend die Rücknah-
me des Beschlusses zu erreichen. Übrigens war damals 
auch ein gewisser Harald Wolf, Fraktionsvorsitzender der 
PDS-Fraktion, daran beteiligt. Die „Berliner Zeitung“ 
schrieb am 5. Februar 1998 unter der Überschrift: „Selte-
ne Einmütigkeit“:  

Die CDU schritt Seit an Seit mit Grünen und PDS.  

Michaele Schreyer wurde zitiert:  

Es geht nicht an, dass eine funktionsfähige Halle 
einfach abgerissen wird.  

Und weiter heißt es in dem Artikel:  

Von der SPD war einzig Herr Klaus Wowereit für 
den Abriss der Deutschlandhalle.  

[Reg. Bürgermeister Klaus Wowereit: 
Schon damals! – 

Dr. Gabriele Hiller (Linksfraktion):  
Schon damals – vorausschauend!] 

Wie gesagt: Damals war es möglich, diesen Beschluss 
zurückzunehmen – parteiübergreifend. Deswegen haben 
wir nun diesen fraktionsübergreifenden Antrag einge-
bracht und hoffen auf weitere Unterstützung aus anderen 
Fraktionen. Was damals möglich war, sollte auch heute 
möglich sein, zumal es bisher keine alternativen Standorte 
für den Eissport gibt.  
 

verzichtet, gibt es eben den Abriss der Deutschlandhalle, 

en.  

Herr Jahnke, wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD, 
durfte zwar heute nicht reden, hat sich aber bereits öffent-
lich für eine Weiternutzung der Deutschlandhalle 
ausgesproch

[Beifall von Andreas Statzkowski (CDU)] 
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Das sollte Schule machen innerhalb der SPD. Auch die 
Linkspartei hat nie wirklich zu erkennen gegeben, dass ihr 
der Abriss der Deutschlandhalle ein politisches Herzens-
anliegen ist. Im Gegenteil, sie hat seinerzeit aktiv den Ab-
riss mit verhindert. Herr Pauzenberger hat schon erklärt, 
dass er der Überweisung in den Ausschuss zustimmen 
könne. Das ist in Ordnung. Nun kommt der nächste 
Schritt: Stimmen Sie unserem Antrag zu, nachdem wir 
ihn diskutiert haben, und retten wir die Deutschlandhalle! 
– Herzlichen Dank!  

[Beifall bei den Grünen – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU – 

Beifall von Volker Thiel (FDP)] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Für die Linksfraktion hat nun die Abgeordnete Dr. Hiller 
das Wort. – Bitte!  
 

Dr. Gabriele Hiller (Linksfraktion): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Jetzt 
muss ich es Ihnen sagen: Es ist uns keine Herzensangele-
genheit, die Deutschlandhalle abzureißen, aber jegliches 
hat seine Zeit. Dieses anzuerkennen, fällt uns nicht immer 
leicht.  

[Alice Ströver (Grüne): Den Satz sagen Sie  
dann Herrn Flierl bei der Staatsoper!] 

Es gibt Erinnerungen an Orte, Ereignisse und Emotionen, 
die wir mit ihnen verbinden. Man hängt manchmal an den 
Gebäuden, wo man groß geworden ist, und diese Erinne-
rungen will man nicht verlieren. Die Deutschlandhalle ist 
auch ein solches Berliner Gebäude, und es gibt sicherlich 
viele ältere Berliner, die diese Halle erhalten wollen. Da-
für habe ich Verständnis, auch für die Position von Herrn 
Statzkowski, der als Charlottenburger Abgeordneter und 
auch für eine konservative CDU zu uns gesprochen hat. 
Über die Haltung der Grünen bin ich ein bisschen er-
staunt, da sie sonst jeden Cent, der ausgegeben wird, hin-
terfragen und es bei der Deutschlandhalle letztlich auch 
um Wirtschaftlichkeit geht.  

[Beifall bei den Grünen] 

Andererseits wurde nicht erst unter Rot-Rot darüber dis-
kutiert. Das machte der vorangegangene Beitrag deutlich. 
Schon 1997 war das einmal ein Thema, es war aber kein 
rot-roter Senat, der damals regierte. Seitdem sind aller-
dings 11 Jahre ins Land gegangen, und die Deutschland-
halle hat auch nicht mehr annähernd den Glanz und die 
Bedeutung, die sie einmal hatte. Sie ist heute ein marodes 
und unwirtschaftliches Gebäude, das modernen Erforder-
nissen nicht genügt. Andere Mehrzweckhallen in dieser 
Stadt sind als Veranstaltungsort für Sportveranstaltungen 
längst vorbeigezogen. Nicht zuletzt sind auch die Sport-
größen, die dort gespielt haben – ich denke an ALBA –, 
schon lange nicht mehr dort. Auch sie haben sich andere 
Veranstaltungsorte gesucht. Das sind Zeichen der Zeit, 
die man anerkennen muss.  
 

Seit 1997 wurde Geld in die Deutschlandhalle gesteckt, 
das nicht zur Aufwertung der Halle beitrug. Sie war von 
Anfang an als Ersatzstandort für den Eissport geplant, 
weil die Eissporthalle in der Jafféstraße geschlossen wor-
den war, und ein Ersatz ist sie bis heute geblieben. Schau-
en Sie sich die Sportanlage heute an! Es ist keine wirklich 
schöne Sportanlage. Mit einer neuen Sportanlage gewinnt 
der Sport und gewinnt der Eissport in Charlottenburg. Ich 
freue mich, dass es gelungen ist, diese Entscheidung für 
die neue Eissporthalle am Glockenturm zu fällen. Ich hof-
fe, dass es einen bruchlosen Übergang für den Neubau 
gibt. Ich habe die Vorlage des Senats so gelesen, dass 
man das möglichst so realisieren will. Wir werden den 
Senat kontrollieren, dass das möglichst auch so passiert.  

[Zurufe von den Grünen] 

Einige Zahlen zu den Kosten, die für die Deutschlandhal-
le entstehen, möchte ich Ihnen nennen. Herr Schruoffene-
ger will das ja immer genau wissen. Nach Angaben der 
Messe Berlin GmbH entstehen für die Deutschlandhalle 
jährlich 2,9 Millionen € an Betriebskosten, wobei der 
Sportsenat davon 1,12 Millionen € erstattet. Der Sportbe-
trieb in der Deutschlandhalle kostet die Messe also 
1,8 Millionen €, und das ist nun wahrlich nicht das Kern-
geschäft der Messe. Das sollten wir an dieser Stelle be-
denken.  

[Zuruf von Michael Dietmann (CDU)] 

Wenn wir eine Neuorientierung der Messe Berlin GmbH 
wollen, müssen wir dieses unterstützen. Es ist nicht leicht 
und schmerzt sicherlich auch einige, aber man muss die-
ses der Messe für ihren Neustart zubilligen.  

[Michael Dietmann (CDU) meldet sich  
zu einer Zwischenfrage.] 

Wenn die BVV hierzu andere Beschlüsse fasst, so fasst 
sie Beschlüsse, deren Umsetzung sie nicht zu bezahlen 
hat. Es ist leider manchmal so, dass Bezirke mit dem Geld 
des Landes leichtfertiger – falscher Begriff? – oder leich-
ter umgehen als mit eigenem Geld. Auch dieses sollten 
wir bei unserer Betrachtung berücksichtigen.  
 
Noch ein Argument in Bezug auf Ihren Antrag, Herr 
Statzkowski: Sie wollen keine wirkliche Lösung, sondern 
wollen das Problem weiter aussitzen und abwarten. Wür-
de man Ihnen folgen, hieße das, weiter Geld in den un-
wirtschaftlichen Betrieb der Deutschlandhalle zu stecken. 
Dass die Dachsanierungen ständig zu Schließungen der 
Halle geführt haben, haben Sie sicherlich selbst bemerkt. 
Die ewigen Streitereien zwischen Messe und Sport wer-
den nun ein Ende haben.  
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage?  
 

Dr. Gabriele Hiller (Linksfraktion): 

Ja, bitte! – Unbedingt! Wer war es? 
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Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Bitte schön, Herr Kollege Dietmann! 
 

Michael Dietmann (CDU): 

Ich war es, und ich möchte von Ihnen gern Folgendes 
wissen: Wenn Sie davon reden, dass Sie die Deutschland-
halle abreißen wollen, um der Messe einen Neustart zu 
ermöglichen, können Sie mir dann auch verraten, welche 
Nachnutzung auf diesem Gelände vorgesehen ist? – Ich 
habe zumindest die Senatserklärung so gelesen, dass dar-
über erst später entschieden werden soll, aber vielleicht 
haben Sie schon neuere Erkenntnisse, die Sie mit uns tei-
len wollen.  

[Vereinzelter Beifall bei den Grünen – 
Zurufe von den Grünen] 

 

Dr. Gabriele Hiller (Linksfraktion): 

Ich habe das Konzept genauso gelesen wie Sie – sehr 
aufmerksam. Demnach will die Messe auf dem Gelände 
durchaus Bauten errichten 

[Zuruf von der CDU: Was denn?] 

wie z. B. ein Hotel  

[Özcan Mutlu (Grüne): Ein Hotel?] 

oder z. B. Dienstleistungsbetriebe, die dazugehören und 
für die man Platz benötigt. Aber auch, wenn es nur Bau-
freiheit wäre, müsste man das dem Besitzer dieser Fläche 
zubilligen. Sie als CDU-Mitglied können damit wohl lo-
ckerer umgehen als ich.  
 
Ein weiteres Argument in Bezug auf die Nutzung der Hal-
le: Herr Statzkowski! Ich weiß nicht, woher Sie die Zah-
len haben, dass dort 12 Stunden täglich Eisnutzung er-
folgt.  

[Zuruf von Andreas Statzkowski (CDU)] 

Ich habe mir das einmal angeschaut. Im Internet ist zu le-
sen: Seniorenlauf von 12 Uhr bis 13.30 Uhr, aber erst im 
August. Alles andere findet nicht statt. – Sicherlich kön-
nen Sie mir das noch für die Diskussion im Sportaus-
schuss nachreichen. Öffentlich zugänglich ist die Halle 
für das Eislaufen jedenfalls nicht. 12 Stunden täglich wird 
man hingegen in der anderen Halle gut schaffen.  
 
Wir werden die Arbeiten an der neuen Eishalle vom Par-
lament aus beobachten. Wir werden uns noch einmal in 
den Ausschüssen streiten. Letztlich erwarte ich, dass es 
auch aus Westend wieder Anträge geben wird. Herr 
Statzkowski! Darauf und auch auf die Diskussion freue 
ich mich schon. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit!  

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD – 

Uwe Goetze (CDU): Kurzintervention!] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Herr Statzkowski hat das Wort zu einer Kurzintervention. 
– Bitte schön! 
 

Andreas Statzkowski (CDU): 

Zur Richtigstellung dessen, was die Kollegin gerade ge-
äußert hat, gehört, dass es nur eine Schließung wegen der 
Dachkonstruktion gegeben hat, und die hat Kollege Wolf 
zu verantworten, der hiermit versucht hat, diese Halle zur 
Schließung zu bringen.  

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

Es sind 5 500 Platten auf dem Dach der Deutschlandhalle. 
Der Belastungstest ergab,  

dass eventuell einige wenige ausgebaut und abge-
sichert werden müssten.  

Dementsprechend äußerte sich auch der Staatssekretär für 
Sport. Ich meine, das spricht für sich.  

[Beifall bei der CDU und den Grünen] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Frau Dr. Hiller hat das Wort zur Erwiderung. – Bitte!  
 

Dr. Gabriele Hiller (Linksfraktion): 

Ich antworte darauf nur sehr ungern, aber: Herr Statz-
kowski! Verantwortung für die Nutzung einer Halle nach 
dem Unfall von Bad Reichenhall so lax zu handhaben, 
wie Sie es tun, spottet jeder Beschreibung,  

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

und Sie – der einmal Verantwortung in diesem Bezirk 
hatte – enttäuschen mich. Jede Platte, die irgendjeman-
dem auf den Kopf fällt, wird uns als politisch Verantwort-
liche strafen. Deshalb möchte ich nicht die politisch Ver-
antwortliche sein, und es war auch nicht Herr Wolf, son-
dern die Vertreter der Messe GmbH, die das damals zu 
verantworten hatten, und ich denke, sie haben richtig ge-
handelt. 

[Beifall bei der Linksfraktion –  
Vereinzelter Beifall bei der SPD –  

Andreas Statzkowski (CDU): Die es zurücknehmen  
mussten!] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Weitere Wortmeldungen zur Kurzintervention sehe ich 
nicht. – Das Wort hat jetzt der Kollege Weingartner von 
der FDP-Fraktion. – Bitte schön, Herr Kollege! 
 

Albert Weingartner (FDP): 

Herzlichen Dank! – Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die Deutschlandhalle ist ein 
Bauwerk, das vielen Berlinerinnen und Berlinern am 
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Herzen liegt. Auch die bewegte Geschichte dieses Bau-
werks, die vielen verschiedenartigen Veranstaltungen, die 
es in guten und in eher nicht so guten Zeiten beherbergt 
hat, ist ein Stück Berlins. Nicht ohne Grund war es unter 
Denkmalschutz gestellt. Der Abriss ist von diesem Senat 
in diesem Jahr beschlossen worden. Bei der Geschwin-
digkeit, mit der der Senat in der Regel seine Beschlüsse 
umsetzt, ist zu vermuten, dass der Tag des Abrisses noch 
in einiger Ferne liegt, aber man weiß ja nie. 
 
Auch für dieses Vorhaben kennen wir – das wurde schon 
mehrfach gesagt – am Standort Deutschlandhalle kein 
Konzept, was mit dem Grund und Boden vorgesehen ist. 
Es gibt Gerüchte, aber wieder kein Konzept. Eine drin-
gende Notwendigkeit, auf diese Halle sofort verzichten zu 
müssen, sehen die Liberalen nicht. Ob eine Ertüchtigung, 
Modernisierung, Anpassung an zeitgemäße Ausstattung 
möglichst sinnvoll finanzierbar ist oder gar ein Verkauf 
möglich gewesen wäre, ist scheinbar nie geprüft worden. 
Hier ist mal wieder das für Berlin so typische Konzepti-
onsloch erkennbar: Nicht wissen, wie man mit den Kon-
sequenzen seiner eigenen Beschlüsse umgehen wird, erst 
einmal Fakten schaffen, dann warten und hoffen, dass ein 
weißer Ritter vorbeikommt, der die Ahnungslosigkeit der 
Stadtentwicklung in dieser Stadt an der betreffenden Stel-
le in eigener Verantwortung übernimmt. 
 
Kein Wunder, dass es zu diesem Antrag gekommen ist. 
Insofern zeigt die Intention hinter diesem Antrag in die 
richtige Richtung. Es kann und soll nicht sein, dass Sport-
angebote mit einem Abriss dieser eissportgenutzten Halle 
weiter ausgedünnt werden und erst mit Zeitverschiebung 
ein angekündigtes, aber vielleicht nicht zeitkongruentes 
und im schlechtesten Fall vielleicht gar nicht realisiertes 
neues Sportflächenangebot zum Tragen kommt. Das kön-
nen wir nicht unterstützen. Den Sinn dieses Antrages – 
ich hatte es schon gesagt – tragen wir gern mit, aber: erst 
ein Konzept, dann Beschlüsse und dann das Handeln und 
nicht den zweiten Schritt vor dem ersten machen! 

[Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der antragstellenden 
Fraktion! Die Entscheidung, was mit der Fläche einer  
eventuell abgerissenen Deutschlandhalle geschehen soll – 
wenn der Abriss irgendwann tatsächlich umgesetzt sein 
sollte –, bis zu dem Tag zu schieben, bis die neue Eis-
sporthalle in Betrieb gegangen ist, ist aus unserer Sicht 
nicht der richtige Ansatz. Da laufen wir wieder Gefahr, 
ein zweites Areal Flughafen Tegel oder Osthafen zu be-
kommen, deren bisherige Aktivitäten eingestellt sind oder 
eingestellt werden, um dann als Konzept des Senats ledig-
lich ein großes Fragezeichen zu haben. Eines Tages wer-
den aus den Konsequenzen von Schließungsentscheidun-
gen Brachflächen entstehen. Ohne Konzept einer neuen 
Nutzung oder Verwertung dieser Flächen ist das die logi-
sche Konsequenz, und wenn dann wegen einer Nutzungs-
aufgabe auch noch Nutzungsengpässe entstehen oder ver-
stärkt werden, war die Aufgabe der Nutzung die falsche 
Entscheidung.  
 

Hinter jedem Handeln muss Verantwortung stehen, und 
die ist durch frühzeitiges Planen, Konzeptionieren und 
Finanzieren zu übernehmen. Dieser Senat ist nicht gerade 
dafür verschrien, so zu handeln, und muss daher frühzei-
tig motiviert werden. Diese Komponente fehlt uns in die-
sem Antrag, weswegen wir ihn so nicht mittragen werden, 
aber er ist sehr kurz gehalten und nach unserer Auffas-
sung entwicklungsfähig, 
 
Um es noch einmal deutlich zu sagen: Der Sport darf 
durch einen zu frühen Abriss nicht an Boden verlieren, 
und ein – wenn auch zeitlich begrenztes – Denkverbot zur 
neuen Nutzung des Terrains oder der Halle selbst wollen 
wir uns oder dem Senat auf keinen Fall verordnet wissen. 
– Danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der FDP] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Meine Damen und Herren! Inzwischen 
hat man sich auf eine Überweisung federführend an den 
Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Frauen sowie 
mitberatend an die Ausschüsse für Sport sowie Stadtent-
wicklung und Verkehr verständigt. Andere Vorschläge 
höre ich nicht. Dann ist dies so beschlossen. 
 
Die laufende Nummer 4 e – das war die Priorität der 
Linksfraktion – wurde bereits unter dem Tagesordnungs-
punkt 4 c erledigt. 
 
Wir kommen nun zur  

lfd. Nr. 5: 
II. Lesung 

Gesetz über die Erhebung einer Abgabe zur  
Förderung des Tourismus in Berlin 
Beschlussempfehlungen WiTechFrau und Haupt  
Drs 16/1483 
Antrag der Grünen Drs 16/0356 

Ich eröffne die II. Lesung und schlage vor, die 
Einzelberatung der zwei Artikel miteinander zu 
verbinden. – Hierzu höre ich keinen Widerspruch.  
 
Ich rufe die Überschrift und die Einleitung sowie die Ar-
tikel I und II – Drucksache 16/0356 und Drucksache 
16/1483 – auf. Für die Beratung steht den Fraktionen je-
weils eine Redezeit von bis zu fünf Minuten zur Verfü-
gung. Es beginnt die antragstellende Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. – Herr Kollege Schruoffeneger, Sie 
haben das Wort! 
 

Oliver Schruoffeneger (Grüne): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im März letz-
ten Jahres haben wir Ihnen diesen Antrag über ein Gesetz 
zur Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Tourismus 
in Berlin vorgelegt. Es ist bewusst im Titel ein Gesetz zur 
Förderung des Tourismus in Berlin und nicht nur ein Ab-
gabengesetz. 
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Die touristisch attraktiven Dinge Berlins sind im Wesent-
lichen der Kulturbereich, die Messen und Tagungen und 
nicht die Strände. Berlins Strand ist sozusagen die Kultur 
oder auch die Messelandschaft, und das, was jede bun-
desdeutsche Kommune mit einem Strand macht, nämlich 
eine Kurtaxe zu erheben, machen internationale Kommu-
nen wie London, Paris, New York oder Wien mit einer 
Abgabe auf Übernachtungen in Hotelbetten. Wenn Sie 
einmal in New York waren, wissen Sie, dass man noch 
einmal richtig viel Geld obendrauf zahlt. In Wien ist es 
dasselbe.  

[Christian Gaebler (SPD): Deshalb kommen die  
Leute auch zu uns!] 

– Ach, wissen Sie, Herr Gaebler, manchmal hat es Sinn, 
zu lesen. Wenn Sie sich in unser Gesetz vertieft hätten, 
würden Sie feststellen, dass wir vorschlagen, für alle  
Übernachtungen, die billiger als 75 € sind, 1 € und für alle 
die teuerer sind, 2 € zusätzlich zu erheben. Wenn Sie 
glauben, dass auch nur ein einziger Tourist wegen 1 €  
oder 2 € pro Nacht wegbleibt – bei den Kosten, die eine 
Städtereise verursacht –, dann haben Sie wirklich sehr 
wenig Vertrauen in die Attraktivität dieser Stadt. 

[Beifall bei den Grünen  –  
Wolfgang Brauer (Linksfraktion): Abzocke!] 

– Nein! Uns geht es darum, dass wir glauben, dass Berlin 
im Moment nicht wirklich gut aufgestellt ist, was die Tou-
rismuswerbung und die Einwerbung von Kongressen und 
Messen angeht. Das ist völlig klar, denn wir sind eine 
Stadt mit großen finanziellen Problemen. Der Chef der 
Berlin Tourismus Marketing GmbH, Herr Nerger, stellt 
durchaus fest, dass wir einen Standortnachteil dadurch 
haben, dass Wien erhebliche Millionenbeträge durch die-
se Abgabe einzieht und wieder für die Tourismuswerbung 
und Messeförderung zur Verfügung stellt.  
 
Genau das ist unser Vorschlag, nämlich Geld von Touris-
ten, die sich ansonsten an den hohen Infrastrukturkosten 
für Tourismus und Tourismusförderung in Berlin nicht 
beteiligen, in einem Volumen – bei jetzigen Tourismus-
zahlen und bei der jetzigen Struktur des Tourismus – von 
über 30 Millionen € einzunehmen und dieses Geld zweck-
gebunden wieder für die Steigerung der Attraktivität der 
Stadt für Reisende, für die Tourismuswerbung, für die 
Einwerbung von Messen und besonderen kulturellen oder 
sportlichen Events zur Verfügung zu stellen.  
 
Das ist der Ansatz des Ganzen, und dann kann man sagen: 
Das ist in Deutschland alles ganz kompliziert, weil wir so 
eine komische Rechtslage haben. Wenn man so etwas 
macht, müssen alle Unternehmen, die vom Tourismus 
profitieren, beteiligt werden, also auch der Schuster, der 
einmal den Schuh eines Touristen repariert. Ich glaube, 
wir haben das mit diesem Gesetzentwurf mit einer Ein-
führung von Bagatellgrenzen und einer Erhebung der Ab-
gabe im Wesentlichen bei Großbetrieben der Gastronomie 
und dem Übernachtungsgewerbe gelöst.  
 

Nun ist es gar nicht so sehr meine Sache zu sagen, dass 
man es auf diesem Weg machen müsse. Aber mich ärgert 
an dieser Koalition – da sind wir im Prinzip schon wieder 
bei dem Thema von vorhin, es interessiert Sie sowieso 
alles nicht, das wissen wir –, dass Sie immer nur ablehnen 
und sagen: Das sei so schwierig. Es gebe Bundesgesetze, 
die kompliziert seien. Das könne ja schiefgehen. – Aber 
es kommt nicht eine Idee von Ihnen. Auf wen zeigen Sie, 
Herr Zackenfels? – Auf Ihren Koalitionspartner!  

[Beifall bei den Grünen] 

Ja, da haben Sie recht! Da haben Sie völlig recht. Aus Ih-
ren Reihen kenne ich das aber auch. Sie machen das Spiel 
mit. Es ist nicht ein Vorschlag von Ihnen gekommen, wie 
man die Probleme beheben könnte. Wenn Sie schon der 
Meinung sind, dass unser Gesetz aus rechtlichen Gründen 
nicht geht, sagen Sie entweder, dass Sie das nicht wollen 
oder gehen Sie doch einmal in Richtung Bundesrat mit 
Ihrer Regierung und machen Sie in der Bundesregierung 
ein Gesetz, was es ähnlich wie in London, Paris und New 
York ermöglicht, eine solche Abgabe lediglich auf Hotel-
übernachtungen zu beziehen. Das wäre sehr viel einfa-
cher, damit haben Sie recht. Sie zeigen aber schlichtweg 
kein Interesse an dem Thema. Sie werden weiterhin zuse-
hen, dass die Tourismuswerbung in Berlin mit relativ ge-
ringen Beträgen auch nur relativ gering auf den internati-
onalen Märkten vorhanden sein kann und damit einen kla-
ren Standortnachteil gegenüber anderen internationalen 
Metropolen hat. 

[Beifall bei den Grünen] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die SPD-Fraktion hat der 
Kollege Jahnke. 
 

Frank Jahnke (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als heute vor 
zwei Wochen die Plenarsitzung erstaunlich früh beendet 
war, stellten einige Medien den erstaunlichen Zusammen-
hang mit dem am selben Abend stattfindenden Spiel 
Deutschland-Kroatien her, was angeblich dazu beigetra-
gen habe, dass der Redebedarf der Parlamentarier gerin-
ger war. Ich kann dazu sagen, dass der Redebedarf auch 
zu diesem Gesetz von meiner Seite gering sein wird. Das 
hängt aber nicht mit dem Fußballspiel zusammen, das 
heute Abend stattfindet. Ich kann es kurz machen. 
 
Wir haben uns im Ausschuss für Wirtschaft vor einiger 
Zeit in Gegenwart von Herrn Nerger damit beschäftigt, 
wie der Tourismusstandort in Berlin aussieht. Wir haben 
über 90 000 Hotelbetten, bald werden es 100 000 sein. 
Das sind mehr als in Manhattan. Wir haben 100 000 Kon-
gressveranstaltungen im Jahr. Wir gehen bei den Touris-
ten auf die Summe von 20 Millionen zu. Hier ist über-
haupt nicht zu sehen, warum ein riesiger Bedarf bestehen 
sollte, die Tourismuswerbung noch aktiver zu gestalten, 
um diesen Standort voranzutreiben. Dieser Tourismus-
standort Berlin boomt. 
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Als ich im Ausschuss sagte, dass wir dafür keine zusätzli-
chen Mittel benötigten, die aus einer Zwangsabgabe zur 
Förderung des Tourismus genommen würden, sah mich 
Frau Paus an wie ein Auto, als wollte sie sagen, wie kön-
ne man in einer überschuldeten Stadt zusätzliche Mittel 
nicht brauchen.  
 
Es stellt sich doch aber bei jeder zusätzlichen Abgabe o-
der jeder Steuer die Frage, ob der Aufwand, der zur Erhe-
bung dieser Abgabe getrieben wird, in einem vernünftigen 
Verhältnis zu dem steht, was am Ende dabei heraus-
kommt. Das wage ich hier zu bezweifeln. Wie überwie-
gen denn die volkswirtschaftlichen Effekte insgesamt? 
Überwiegen womöglich nicht sogar die negativen Effek-
te? Herr Nerger hat dies auch in seinem Beitrag deutlich 
gemacht, dass er dafür als Tourismusmanager die Not-
wendigkeit nicht sah. 
 
Weil Herr Schruoffeneger soeben sagte, die Koalition 
lehne immer alles ab, kann ich entgegnen, dass nicht nur 
wir den Antrag ablehnen, sondern vier Fraktionen im 
Ausschuss diese Abgabe aus gutem Grund ablehnten. Das 
müssen Sie zur Kenntnis nehmen. Es handelt sich tatsäch-
lich um ein bürokratisches Monster, das Sie uns hier vor-
legen. Ich zitiere nur einmal aus dem § 1 Abs. 1: 

Zahlungspflichtig sind natürliche und juristische 
Personen, denen aus dem Tourismus in der Stadt 
unmittelbar oder mittelbar besonders wirtschaftli-
che Vorteile entstehen. 

So geht es weiter. Ausgenommen sind natürliche Perso-
nen und Unternehmen, die für ihren Betrieb öffentliche 
Mittel erhalten. 
 
Hier entstehen Vorteile! Das ist gerade der Grund für die 
Unternehmen. Deshalb floriert der Tourismus. Das Beste, 
was man in der Situation tun kann, ist, ihn in Ruhe zu las-
sen! 
 
Ich möchte zum Schluss noch einmal auf den Sport zu-
rück kommen: Never change a winning team. Das sagt 
man im Sport. Die Berliner Tourismusbranche ist ein 
Winning Team. Wir sollten diese beispiellose Erfolgsge-
schichte nicht durch zusätzliche Zwangsinstrumente be-
hindern. – Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die CDU-Fraktion hat der 
Kollege Friederici. 
 

Oliver Friederici (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir als CDU-Fraktion haben uns schon ein wenig ge-
wundert, dass wir zu dieser Zeit über dieses Thema reden, 
angesichts der zwei Bürger, die oben auf der Tribüne sit-
zen. Einer davon ist auch noch mein Mitarbeiter. Weiter 

wundern wir uns, warum Sie diesen Gesetzentwurf über-
haupt eingebracht haben. Wenn in Berlin etwas wirt-
schaftspolitisch läuft, ist es gerade der Tourismus. Die 
Berliner Hotels und Gaststätten nehmen durch den steti-
gen Touristenzustrom sehr viel Geld an. Das ist gut für 
uns inBerlin.  
 
Für Berlins Wirtschaft kann man das aber auch nur für 
diesen Teilbereich sagen. Das sagen auch alle Wirt-
schaftsforschungsinstitute, national und international. 
Deshalb kann ich auch die gespielte Empörung meines 
Vorredners Herrn Jahnke gar nicht verstehen, dass es ein 
bürokratisches Monster sei und hier viel Verwaltungshan-
deln bevorstehe. Vielleicht sollten Sie sich einmal an Ihre 
eigene Nase fassen und Ihre eigene Regierungskoalition 
und Ihren eigenen Senat dazu auffordern, sich etwas posi-
tiver mit der EM zu befassen. Was sich hier an den letzten 
EM-Tagen abgespielt hat, die Fan-Meile erst gestern zu 
eröffnen, wo in jeder mittelgroßen deutschen Kleinstadt 
Public Viewing stattfand, ist unverständlich. Damit hätten 
Sie richtige Touristenförderung machen können und nicht 
erst mit der gestrigen späten Genehmigung. 

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

In sämtlichen wirtschaftspolitischen Kennzahlen, außer 
der Tourismusentwicklung, sind wir inzwischen die rote 
Laterne. Wir haben die höchste Arbeitslosigkeit, die 
höchste Hartz-IV-Empfänger-Quote, einen massiven In-
dustriearbeitsplatzabbau und das fast niedrigste Lohnni-
veau. Das ist die Bilanz, die Sie hier vorgelegt haben. Sie 
ist gekoppelt mit einem niedrigen Wirtschaftswachstum. 
Die Touristen, die in unsere Stadt kommen, die Millionen 
aus dem In- und Ausland kommen hierher. Sie kommen 
nach Berlin, um sich die Stadt, die Sehenswürdigkeiten, 
die Kultur und die Menschen anzusehen. Aber nicht ein-
mal daraus können Sie als Regierungskoalition Kapital 
schlagen, sonst würde sich die Vielzahl der Touristen 
auch wirtschaftspolitisch für unsere Stadt interessieren, 
wieder hierher kommen oder übermäßig investieren.  
 
Sicher gibt es dank der Künstler, der Kreativ- und Musik-
szene in Berlin diese in herausragendem Maß. Uns reicht 
das eben nicht. Es bedarf noch sehr vieler Anstrengungen, 
hier im Bereich des Tourismus Werbung für unsere Stadt 
zu machen. Wir haben die Anhörung im Wirtschaftsaus-
schuss durchgeführt. Selbst der für die Tourismuswer-
bung in Berlin zuständige Herr Nerger hat im Rahmen der 
Anhörung – bei der Sie, Herr Schruoffeneger, leider nicht 
anwesend waren – klar erklärt, dass es keiner weiteren 
Mittel bedarf. Es bedarf übrigens auch nicht dieser frag-
würdigen Werbekampagne mit dem Stichwort Be Berlin. 
Hilflos wird hier nach Slogans gesucht und versucht, et-
was für Berlin zu verkaufen. Das alles hilft uns hier leider 
nicht weiter. 
 
Sie helfen uns allen mit einer Regierungskoalition, wenn 
Sie Wirtschaft und Steuerkraft nach Berlin bringen. Das 
kann man einerseits mit Touristen machen. Man kann es 
aber vor allem mit einer besseren Wirtschaftspolitik errei-
chen. Auf den Gesetzentwurf möchte ich antworten: Wir 
brauchen ihn nicht. Wir sind die touristisch stärkste Stadt 
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in Deutschland. Dabei wird es vermutlich auch die nächs-
ten Jahre bleiben. Jegliche Zusatzsteuer oder zusätzliche 
Erhebungsabgabe lehnen wir entschieden ab. 

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die Linksfraktion hat die 
Kollegin Holzheuer-Rothensteiner. 
 

Bärbel Holzheuer-Rothensteiner (Linksfraktion): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit dem vor-
liegenden Antrag legen die Grünen ein Gesetz zur Ab-
stimmung vor, das die Einführung einer Abgabe zur För-
derung des Tourismus in Berlin vorsieht. Damit greifen 
die Grünen eine alte Idee neu auf und gleichzeitig einen in 
Berlin schon einmal gescheiterten Versuch. Am 
10. Juni 1993 wurde zur Förderung des Tourismus ein 
Tourismusförderungsgesetz beschlossen. Ein gutes Jahr 
später, am 30. Juni 1994 ist dieses Gesetz vom Oberver-
waltungsgericht Berlin wieder außer Kraft gesetzt wor-
den. Bedenken hatte das OVG vor allem hinsichtlich der 
Abgabegerechtigkeit und das insbesondere, weil nur die 
Beherbergungsbetriebe zur Abgabe herangezogen worden 
waren. 
 
In dem jetzt vorliegenden Antrag wird der Kreis der Ab-
gabepflichtigen durch die Einbeziehung der Gastronomie 
und der Vermietungen für Tagungen, Kongresse und Ver-
anstaltungen erweitert. Bei Beherbergungsunternehmen 
sollen 1 bis 2 € pro Übernachtung und bei gastronomi-
schen Einrichtungen ein prozentualer Anteil am Umsatz 
erhoben werden. Aber auch in diesem Gesetz wird, wie 
die Stellungnahme der Wirtschaftsverwaltung und des 
IHK-Ausschusses Tourismus zum Gesetzentwurf darle-
gen, das Problem der Abgabegerechtigkeit nicht gelöst. 
Nach wie vor werden nicht alle am Tourismus partizipie-
renden Unternehmen erfasst. Die Bemessung der Umsätze 
aus dem Tourismus aus Gastronomie und Vermietung ist 
nicht ausreichend belegbar.  
 
Meine Damen und Herren der Grünen, der von Ihnen ein-
gereichte Vorschlag droht, wie schon das Gesetz zuvor, 
vor Gericht zu scheitern. Das hat Herr Senator Wolf im 
Wirtschaftsausschuss ausführlich erläutert. 
 
Ein zweites Risiko ist mit diesem Gesetz verbunden: Das 
jetzige gut funktionierende System der Kooperation aller 
am Tourismus Beteiligten könnte zerstört, zumindest aber 
gefährdet werden. Und das, meine Damen und Herren von 
den Bündnisgrünen, wollen Sie nicht und das wollen wir 
auch nicht! 
 
In der Antragsbegründung heißt es unter anderem, dass 
aus den Einnahmen der Tourismusabgabe Veranstaltun-
gen, Events, Kongresse und Tagungen gefördert werden 
sollen. Diese Bereiche sind aber genau die Bereiche der 
Tourismuswirtschaft, die schon jetzt und auch ohne För-
derung boomen. Gerade für das Incoming, für Tagungen, 

Kongresse und Incentives enthält die strategische Marke-
tingplanung 2006 bis 2010 eine Fülle von Marketingzie-
len. 
 
Der Tourismus ist einer der wichtigsten Berliner Wirt-
schaftsfaktoren. Die Kooperation im Tourismus umfasst 
die gesamte Servicekette, von der Werbung im Ausland 
über die Anreise bis zur Abreise, vom Übernachten und 
Wohnen über Essen und Trinken, Kultur und Ausflüge bis 
hin zum Shoppen. All diese Bereiche entwickeln sich dy-
namisch. Zu dieser Dynamik trägt auch das Tourismus-
konzept 2004 bis 2010 bei. Das Tourismuskonzept hat 
eine Fülle von Aktivitäten und neuen Kooperationen aus-
gelöst, neue touristische Handlungsfelder und Wachs-
tumsziele formuliert sowie Strategien, diese auch zu er-
reichen. Das Parlament hat einen Koalitionsantrag zur 
Evaluierung des Tourismuskonzepts beschlossen. Der Be-
richt über die bisher erreichten Ergebnisse Berlins sowie 
aktuelle und geplante Maßnahmen zur Förderung und 
Vermarktung des Tourismus wird dem Parlament in Kür-
ze vorgelegt. 
 
Die Entwicklung des Tourismus in Berlin ist ein ständiger 
Prozess. Es ist ein Prozess in Abstimmung aller Partner 
miteinander, es ist ein Prozess in der Verbesserung der 
Arbeitsteilung und der noch besseren Abstimmung der 
Angebote. Tourismus ist eine ständige Aufgabe mit im-
mer neuen Herausforderungen, immer wieder neuen Ideen 
und Initiativen. Wir brauchen keine völlig neuen Struktu-
ren in der Tourismusförderung. Wir brauchen kein neues 
System. Dieses jedoch würden wir durch das vorgelegte 
Gesetz bekommen. Auch deshalb lehnt die Linksfraktion 
den vorliegenden Antrag ab. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Vielen Dank! – Das Wort für die FDP-Fraktion hat der 
Kollege Thiel. 
 

Volker Thiel (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben es heu-
te bereits gehört: Die FDP ist für Steuersenkungen. Die 
FDP ist für eine Reduzierung der Abgaben und Gebühren, 
und die FDP verschließt sich jedem Ansinnen, neue Steu-
ern oder neue Abgaben einzuführen. 

[Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU – 

Uwe Doering (Linksfraktion): Das habt ihr  
doch schon vorhin gesagt!] 

– Ich habe es wiederholt, damit Sie es noch einmal von 
anderer Stelle hören! – Damit ist klar, dass wir nicht für 
solch ein Gesetz, solch eine Verordnung sein können.  
Aber ich mache es mir nicht so einfach, ich weise auf ein 
paar Dinge im Text hin, die mir besonders aufgefallen 
sind. 
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Wir versuchen gerade in den Bereichen Wirtschaft, Haus-
halt und Finanzen Politik zu betreiben, indem wir durch 
Anreiz Systeme schaffen. Die Grünen scheinen es am 
besten zu verstehen, erfolgreichen Menschen zu drohen. 
So heißt es in der Antragsbegründung: 

Außerdem erscheint es angemessen, diejenigen, 
die von den Touristen wirtschaftlich am meisten 
profitieren, auch an den Kosten der Tourismus-
werbung zu beteiligen. 

Da ist jemand erfolgreich, und dann greife ich dem in die 
Tasche, weil ich selbst nichts habe. Aber ich habe Ideen, 
was ich mit dem Geld machen will. 
 
Ich gehe einmal dezidiert auf Ihren Text ein. Sie sagen, 
zahlungspflichtig seien unmittelbar oder mittelbar all die-
jenigen, die wirtschaftliche Vorteile haben. Dann merken 
Sie, das ist zu allgemein gefasst, Sie müssen es eingren-
zen, und sagen: abgabepflichtig. Abgabepflichtig sind Ho-
tels und Beherbergungsbetriebe, gastronomische Einrich-
tungen, aber auch Vermieter von Räumen für Tagungen 
oder Konferenzen. Dabei ist nicht geklärt, wie Sie über-
haupt bemessen wollen, was zum Beispiel in der Gastro-
nomie durch touristische Umsätze dazukommt und was 
nicht dazukommt. Dabei ist nicht berücksichtigt, dass wir 
in Mitte – noch – einen ganz anderen Touristenstrom ha-
ben als zum Beispiel in meinem schönen Bezirk Köpe-
nick. 

[Uwe Doering (Linksfraktion): Das ist doch meiner!] 

– Unser Bezirk, Herr Kollege Doering! – Die Abgren-
zung, die Sie vornehmen, ist sehr willkürlich. Warum 
nehmen Sie nicht konsequenterweise auch Taxiunterneh-
men mit hinein – sie freuen sich über jeden Touristen, der 
mit ihnen fährt – oder die Busunternehmen, die Stadt-
rundfahrten veranstalten und unseren Gästen unsere schö-
ne Stadt zeigen? Warum greifen wir ihnen nicht auch 
noch in die Tasche – oder zumindest den Souvenirge-
schäftsinhaberinnen und -inhabern, denn sie werden  
überwiegend von Touristen frequentiert und nicht von den 
Einheimischen. 
 
Und wie das in jedem Gesetze ist, formulieren Sie gleich 
Ausnahmen mit – alle Unternehmen, die öffentliche Mit-
tel erhalten. Als Laie sehe ich darin einen massiven Ver-
stoß gegen Gleichbehandlung. Gerade die Opern und die 
Theater, die erfolgreich, die Touristenmagneten sind, sol-
len befreit werden. Warum eigentlich, nur weil sie Geld 
bekommen? Sie sollen wirtschaften und vernünftige Wirt-
schaftszahlen vorlegen! Die Kinos – Berlin wird immer 
mehr zu einem Zentrum für Premieren – lassen wir auch 
lieber außen vor. Und – ganz aktuell, es passt zu diesen 
Tagen – wir haben wunderschöne Sport- und Musikare-
nen und -veranstaltungen, die ohne Touristen gar nicht so 
toll wären, wie sie nun einmal sind. Auch sie lassen wir 
raus. Sie merken: Alles das ist nicht klar, ist nicht in sich 
stimmig. 
 
Die Verwendung der Mittel wissen Sie auch schon, und 
Sie berücksichtigen auch die Berlin Tourismus Marketing 
GmbH dabei. Für das, was sie machen soll, die Beleihung 

und die Umsetzung, soll sie Geld bekommen. Ich denke 
an die Anhörung, die wir hatten. Will die Berlin Touris-
mus Marketing GmbH diese Aufgabe überhaupt wahr-
nehmen? Haben Sie einmal mit den einzelnen Gesell-
schaftern gesprochen? Kann es nicht sein, dass sie sogar 
sagen: Wenn ihr uns so etwas aufdrückt, dann ziehen wir 
unsere Aktivitäten zurück, denn wir haben kein Interesse 
an den Aktivitäten, die Sie uns in diesem Gesetz vor-
schreiben? 
 
Was mich absolut verwundert hat, ist § 11 – Technische 
Umsetzung –: 

Der Senat wird ermächtigt, die notwendigen Rege-
lungen der Erhebung, der Ableistung der Zah-
lungspflichten sowie weitere Regelungen zur tech-
nischen Umsetzung im Verordnungswege zu erlas-
sen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen! Ich 
hatte bislang, wenn wir Gesetzesvorlagen der Koalition 
bekamen, in denen der Verordnungsweg festgeschrieben 
wurde, immer den Eindruck gehabt, dass wir gemeinsam 
sagten, das wollen wir nicht, das ist ein Persilschein; wir 
wollen, dass das Parlament mit betroffen wird. Hier for-
mulieren Sie ausdrücklich: Das Parlament bleibt außen 
vor, das soll der Senat selbst regeln. Vor dem Hintergrund 
Ihrer sonstigen Positionierungen ist das ein komisches 
Verständnis. 
 
Summa summarum: Ich finde, dieser inkonsistente Geset-
zesentwurf gehört gar nicht erst ins Parlament, er hätte 
hier gar nicht beraten zu werden brauchen. Er gehört da-
hin, wohin er jetzt auch kommt – in den Papierkorb. – Ich 
danke Ihnen!  

[Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Meine Damen und Herren! Die Ausschüsse empfehlen 
jeweils mehrheitlich gegen die Stimmen der Fraktion der 
Grünen die Ablehnung. Wer dem Gesetz zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die 
Fraktion der Grünen. Wer ist gegen dieses Gesetz? – Das 
sind die übrigen Fraktionen. Wer enthält sich? – Es gibt 
keine Enthaltungen. Damit ist der Antrag abgelehnt. 
 
Die lfd. Nr. 6 war Priorität der Grünen unter dem Tages-
ordnungspunkt 4 a. Die lfd. Nr. 7 wurde bereits als Priori-
tät von SPD und Linksfraktion unter dem Tagesord-
nungspunkt 4 c aufgerufen und erledigt. Die lfd. Nr. 8 
steht auf unserer Konsensliste. 
 
Ich rufe nunmehr auf die 

lfd. Nr. 9: 
Große Anfrage 

Ist die Flughafenpolitik des Senates noch  
bedarfsgerecht? 

2908 



Abgeordnetenhaus von Berlin – 16. Wahlperiode 32. Sitzung vom 26. Juni 2008
 
Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns 

Große Anfrage der CDU Drs 16/1451 

Zur Begründung der Großen Anfrage erhält der Kollege 
Ueckert von der Fraktion der CDU das Wort. – Bitte 
schön! 
 

Rainer Ueckert (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Regierender Bür-
germeister! Um es gleich am Anfang für alle hier im Haus 
klipp und klar zu sagen: Die CDU-Fraktion im Berliner 
Abgeordnetenhaus respektiert unsere Berliner Verfas-
sung. Wir respektieren den Volksentscheid vom 27. April, 
bei dem 530 000 Berlinerinnen und Berliner mit ihrem Ja 
ein klares und eindrucksvolles Votum abgegeben haben, 
auch wenn das Quorum nicht erreicht wurde. Hier wird 
nicht mehr nachgekartet. Der Flughafen Tempelhof wird 
geschlossen. Für eine unbeschränkte Offenhaltung als 
Verkehrsflughafen hat es keine ausreichende Mehrheit in 
dieser Stadt gegeben. Rechtliche Möglichkeiten, die 
Schließung zu verhindern, gibt es nicht mehr. 
 
Aber diese 530 000 Berlinerinnen und Berliner, die mit Ja 
gestimmt haben, haben ein Recht darauf, noch einmal 
nachzufragen, ob und gegebenenfalls wie ihr Votum in 
den Entscheidungen des Senats Berücksichtigung gefun-
den hat. Wir als CDU-Fraktion tun das stellvertretend für 
diese Menschen mit dieser Großen Anfrage. Allein Sie, 
Herr Regierender Bürgermeister und Aufsichtsratsvorsit-
zender, haben nämlich auf der Rechtsgrundlage des 
Bundesverwaltungsgerichtsurteils die Möglichkeit, den 
Schließungstermin dem erforderlichen Kapazitätsbedarf 
des Berliner Flugverkehrs bis zur Eröffnung vom Flugha-
fen BBI anzupassen.  
 
Und, Herr Regierender Bürgermeister, wir haben diese 
Große Anfrage zur Flughafenpolitik auch gestellt, weil 
wir uns Sorgen machen um eine bedarfsgerechte Überlei-
tung des Berliner Flugverkehrs auf den neuen großen Sin-
gle-Airport BBI, den wir immer gefordert und dessen zü-
gige Fertigstellung wir immer unterstützt haben, auch 
wenn Sie uns des Öfteren in teils diffamierender Art und 
Weise anderes unterstellt haben.  

[Beifall bei der CDU] 

Ich appelliere deshalb hier an Sie persönlich, Herr Wowe-
reit: Beenden Sie hier und heute die Zeiten der Polemik 
und der persönlichen Angriffe! Kehren Sie zurück zu ei-
ner sachlichen Auseinandersetzung über die Flughafenpo-
litik dieses Senats und geben Sie uns, geben Sie den Men-
schen dieser Stadt wahrheitsgemäß und vollständig Aus-
kunft auf die von uns gestellten Fragen! 
 
Wenn Sie nach gründlicher Prüfung und realistischer Ab-
schätzung der Risiken des Ausfalls der einzigen Start- und 
Landebahn in Schönefeld zu dem Schluss kommen soll-
ten, eine vierte Bahn und eine dritte Flugverkehrsfläche in 
Berlin seien über den 31. Oktober 2008 hinaus bis zur In-
betriebnahme der zweiten Bahn in BBI für die Abwick-
lung des Berliner Flugverkehrs aus Kapazitätsgründen 

doch sinnvoll und notwendig, dann, Herr Wowereit, wür-
den wir Sie als CDU-Fraktion nicht kritisieren, sondern 
würden Ihnen unseren Respekt zollen.  
 
Nun zu den Fragen, die immer noch die alten sind. Schaf-
fen wir eine termingerechte Fertigstellung des BBI bis 
2011? Wir waren mit dem Bauausschuss in der vorigen 
Woche auf dem Baugeländes des BBI. Ich kann nur sage, 
es ist gewaltig, was dort schon geleistet wurde. Jeder der 
Anwesenden war angetan von dem Optimismus, den die 
Baustelle und die dort beschäftigten Menschen verbreite-
ten. Das braucht das Land, das braucht diese Stadt.  

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Aber ein Mitarbeiter der Flughafengesellschaft hat es uns 
selbst gesagt, das Delta, also der Puffer in der Zeitschiene, 
von einem halben Jahr, der einmal bestanden hat, sei 
schon wieder aufgebraucht. Wir fahren heute den Ter-
minplan bereits auf Naht, sagte er wörtlich. Das spricht 
bei allem Optimismus für eine gesunde Skepsis. Deshalb, 
Herr Regierender Bürgermeister, erwarten wir heute von  
Ihnen realistische und sachliche Auskünfte auf unsere 
Fragen. 

[Beifall bei der CDU] 

Zweckoptimismus gehört in die PR-Abteilung. Schauen 
Sie den drohenden Gefahren ins Auge! Das ist immer die 
beste Art, diese Gefahren dann auch zu meistern. Nichts 
weniger als dieses wünschen wir uns.  
 
Wir wollen deshalb heute wahrheitsgemäß von Ihnen wis-
sen, welche Abstriche wir von den gesetzten Zielen in 
Qualität und Umfang aus Finanzierungs- oder Zeitgrün-
den hinnehmen müssen. Ich nenne nur das Stichwort 
Schienenanbindung und Dresdner Bahn. Welche zusätzli-
chen Anpassungen ergeben sich aus dem glücklicherweise 
stärker steigenden Fluggastaufkommen, als es jemals 
prognostiziert wurde? Wir hatten in den letzten vier Jah-
ren einen Anstieg von 34,7 Prozent. Wir werden 2011  
eher den Bedarf für 30 Millionen Fluggäste als für 25 
Millionen abdecken müssen. Nun ist die Anzahl der 
abzufertigenden Fluggäste jedoch nicht das 
Hauptkriterium für die Leistungsfähigkeit eines 
Flughafens, sondern die Anzahl der möglichen 
Flugbewegungen, der sogenannten Slots. Diese werden 
maßgeblich bestimmt durch die Anzahl der Start- und 
Landebahnen und ob er einen Parallelbetrieb auf zwei 
Bahnen zulässt, wie es in Tegel nicht der Fall ist, und von 
einem eventuell vorhandenen Nachtflugverbot. 
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Herr Kollege! Bitte kommen Sie zum Schluss! 
 

Rainer Ueckert (CDU): 

Ich bin gleich am Ende. – Deshalb müssen Sie uns schon 
die Frage beantworten, wie viele Flugbewegungen auf 
den beiden Start- und Landebahnen in Tegel und auf der 
bis Mitte 2011 einzigen Bahn in Schönefeld jährlich noch 
zusätzlich zu den heutigen Flugbewegungen auf allen drei 
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Berliner Flughäfen abgewickelt werden. Herr Wowereit, 
Sie sind jetzt der Herr des Verfahrens. Alle rechtlichen 
Verfahren zur Berliner Flughafenpolitik sind abgeschlos-
sen. Nutzen Sie heute die Gelegenheit, offen, ehrlich und 
ohne Polemik auf unsere Fragen zu antworten und treffen 
Sie dann eine weise, gegebenenfalls andere Entscheidung, 
wenn Sie zu anderen Schlüssen kommen sollten als in der 
Vergangenheit! 
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Herr Kollege! Sie müssen jetzt zum Schluss kommen! 
 

Rainer Ueckert (CDU): 

Das zeichnet große Staatsmänner aus. Wie gesagt, unsere 
Anerkennung und unser Respekt wäre Ihnen sicher. 

[Beifall bei der CDU] 

 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Das Wort zur Antwort auf die Große Anfrage hat der Herr  
Regierende Bürgermeister Wowereit. – Sie haben das 
Wort! 
 

Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Ueckert! Natürlich ist es mein vordringlichstes 
Bestreben, auch von Ihnen gelobt zu werden.  

[Kurt Wansner (CDU): Nein!] 

Sie stellen das in Aussicht, wenn ich mich so verhalte, 
wie Sie das von mir erwarten. Dann hoffe ich, dass ich 
Ihre Erwartung erfülle. Allerdings haben Ihre Einlassun-
gen Zweifel bei mir hervorgerufen, ob ich das schaffen 
werde.  

[Kurt Wansner (CDU):  
Strengen Sie sich nicht zu sehr an!] 

Ihre Große Anfrage ist eine Anfrage, die zu Recht gestellt 
wird. Nur die Hoffnung, die Sie hier zum Ausdruck ge-
bracht haben, dass Sie hier eine Antwort bekämen, die die 
Beschlusslage zum Flughafen Tempelhof verändern wür-
de, kann ich Ihnen leider nicht bestätigen, weil die Ent-
scheidung getroffen ist.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Sie wissen als Experte, dass die Kapazitäten in Tempel-
hof, selbst wenn man ihn noch offen halten würde, nicht 
Fluggesellschaften dazu bringen würden, dass sie in Tem-
pelhof landen, sondern sie würden weiter in Schönefeld 
oder in Tegel starten und landen. Das wissen Sie doch ge-
nau! Insofern ist es keine Alternative. Mit Tempelhof 
können Sie auch Kapazitätsprobleme in Tegel oder Schö-
nefeld nicht beseitigen, weil das ein völlig anderes Kon-
zept der Fluggesellschaften ist. Das wissen Sie eigentlich.  
 
Ich freue mich, dass Sie sich die Mühe gemacht haben, 
vor Ort zu sein, in Schönefeld den Fortschritt zu sehen. 

Der Tatsache, dass Sie so viele Bauaktivitäten sehen, ha-
ben Sie entnehmen können, dass das nicht nur irgendwel-
che Versprechungen sind, sondern dass der Flughafen-
ausbau Gott sei Dank im Plan und voll im Gange ist. Das 
haben Sie selbst sehen können. 
 
Sie verbinden es aber wieder mit Zweifeln und fragen, ob 
dort alles so schön gehe. So kann man als Opposition na-
türlich an die Sache herangehen. Ich weiß nicht, ob es 
notwendig ist. Aber Sie können vom Aufsichtsratsvorsit-
zenden der Flughafengesellschaft nicht erwarten, dass er 
Ihnen heute alle potenziellen Störfälle, Verwerfungen, die 
theoretisch denkbar sind, mitteilt und sagt, deshalb bin ich 
der Auffassung, dass alles ganz schwierig ist. Das ist ein 
großes Infrastrukturprojekt, das größte in der Region, in 
Ostdeutschland, zurzeit wahrscheinlich in ganz Deutsch-
land. Selbstverständlich kennt jeder Risiken und Neben-
wirkungen beim Bau. Wer will irgendetwas ausschließen?  
 
Ich kann Ihnen hier immer nur meinen Erkenntnisstand 
mitteilen. Gott sei Dank ist dieser genau derselbe wie in 
den letzten Monaten und Jahren, dass das ambitionierte 
Ziel, am 1. November 2011 den Flughafen um 11 Uhr zu 
eröffnen, erreichbar ist. Wir arbeiten mit Nachdruck und 
Hochdruck daran, dass wir das auch schaffen. Das ist un-
sere Aufgabe und unser Ziel.  

[Beifall von Jutta Matuschek (Linksfraktion) und 
Uwe Doering (Linksfraktion)] 

Da sollte keiner, der ein Interesse am Fertigwerden des 
Flughafens hat, immer wieder auf Irritationen setzen. Das 
schadet dem Standort. Das kann nicht im Interesse Berlins 
sein.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Die Hinweise, dass es eng sei, bestehen völlig zu Recht. 
Der Mitarbeiter hat Ihnen da nichts Falsches gesagt. Aber 
wir können Ihnen sagen, dass der Terminplan steht. 
 
Ich habe noch eine andere textliche Rede, aber Sie haben 
die sachlichen Antworten angefordert. Dann werde ich die 
einzelnen Fragen beantworten. Es wird allerdings ein 
bisschen dröger. Sonst hätte ich das auch im Fließtext 
machen können, so gehe ich Punkt für Punkt durch, damit 
wir anschließend die Diskussion darüber führen können.  
 
Zu 1: Nein, dem ist nicht so. Die Startkapazität des BBI 
ist größer als die derzeitige Gesamtkapazität der Berliner 
Flughäfen. Das BBI-Terminal steht zur Eröffnung für 25 
Millionen und mehr Passagiere zur Verfügung und kann 
anschließend modular erweitert werden. Die genehmigte 
BBI-Gesamtkapazität liegt bei 360 000 Flugbewegungen, 
also etwa 40 bis 45 Millionen Passagieren.  
 
Zu 2: Es kann daher auch keine Rede davon sein, dass 
damit das Ziel der Landesentwicklungsplanung, das eine 
Deckung des nationalen und internationalen Luftverkehrs 
vorsieht, künftig schlechter erreichbar sein wird, als heu-
te. Ganz im Gegenteil schafft der neue Flughafen BBI erst 
die umfassenden infrastrukturellen Voraussetzungen, da-
mit künftig Flüge z. B. aus sogenannten Non-Schengen-
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Staaten in Non-Schengen-Staaten über Berlin auch opti-
mal abgewickelt werden können. Dieses ist zurzeit weder 
in Schönefeld noch in Tegel möglich. Berlin wird durch 
den Flughafen BBI in Zukunft nicht schlechter, sondern 
deutlich besser, nämlich umsteigefrei mit vielen Städten 
dieser Welt verbunden sein. 
 
Zu 3. Diese erfolgreiche Entwicklung ist dem Senat be-
kannt und wird begrüßt. Berlin profitierte in den vergan-
genen Jahren von einem Nachholeffekt im zivilen Luft-
verkehr. Das Wachstum wird sich in den nächsten Jahren 
auf dem Niveau des Gesamtmarktes in Höhe von 4 bis 
5 Prozent fortsetzen, im Idealfall leicht höher. Hier stellt 
sich immer wieder die Frage, wie man Prognosen ein-
schätzt. Uns ist es lieber, den aktuellen Entwicklungs-
stand wiederzugeben und uns selbst nicht alles hoch zu 
reden. Steigerungsraten von 8 oder 10 Prozent sind nicht 
jedes Jahr zu erreichen, es sei denn, dass die dynamische 
Entwicklung so weitergeht. Wir müssen davon ausgehen, 
Stichwort: Kerosinpreis, dass es auch wieder runtergeht, 
deshalb befindet sich ein Wachstum von 4 bis 5 Prozent 
im realistischen Bereich. 
 
Zu 4: Für 2008 erwarten die Berliner Flughäfen bis zu 
21,3 Millionen Passagiere. 
 
Zu 5: Es wird auch nach der Eröffnung des BBI eine Fort-
setzung des positiven Trends des Verkehrswachstums er-
wartet. 
 
Zu 6: Wenn der BBI nicht termingerecht in Betrieb gehen 
sollte, werden die Airports Schönefeld und Tegel entspre-
chend länger im Betrieb bleiben mit der zu diesem Zeit-
punkt vorhandenen Kapazität. 
 
Zu 7: Insgesamt wurden seit 1996 bis 2008 in Tegel In-
vestitionen in Höhe von ca. 40 Millionen € zum Zwecke 
der Kapazitätserweiterung, insbesondere zur Errichtung 
von Terminal C, Erweiterung der Vorfeldflächen und Er-
richtung des Parkhauses 5 getätigt. Es wird bis zur Eröff-
nung des BBI weitere Optimierungen auf dem Flughafen 
Berlin-Tegel geben; so werden Abstellpositionen vom 
militärischen Nordteil in den Südteil von Tegel verlagert. 
Die FBS plant darüber hinaus, Möglichkeiten für die Ab-
fertigung von Non-Schengen-Transitflügen in Tegel zu 
schaffen. In Schönefeld wurden seit 1996 Investitionen in 
Höhe von ca. 15 Millionen € getätigt. 
 
Zu 8: Die Verlagerung der LTU-Flüge vom Flughafen 
Berlin-Schönefeld zum Flughafen Berlin-Tegel ist eine 
autonome Entscheidung der Air Berlin, auf die weder die 
Gesellschafter noch die Berliner Flughäfen Einfluss ha-
ben. Es obliegt allein der Entscheidung der Airlines, auf 
welchem Berliner Flughafen sie ihr operatives Geschäft 
abwickeln. Wie allgemein bekannt, gibt es keine rechtli-
chen Möglichkeiten der Verkehrslenkung. Ich möchte 
hierzu einen Einschub machen. Ich bedauere es außeror-
dentlich, dass wir das nicht besser steuern können, aber 
man muss dies auch aus Unternehmenssicht sehen. Wenn 
Air Berlin expandiert, wenn Air Berlin sich mit anderen 

zusammenschließt, dann wollen sie Synergieeffekte erzie-
len. Wenn so etwas wie ein Umsteigeverkehr generiert 
werden soll, dann spielt sich das in Tegel ab. Uns ist es 
dann lieber, dass dort expandiert wird, als dass wir Flug-
verkehr abweisen müssen. Dementsprechend müssen wir 
versuchen, Kapazitäten zu schaffen; ansonsten wäre es 
mir lieber gewesen, man würde Schönefeld mehr nutzen. 
 
Zu 9: Sämtliche Maßnahmen zu Störfällen auf dem Flug-
hafen Berlin-Schönefeld sind inhaltlich in der Betriebs-
anweisung für Notfälle BA-NOT geregelt. Sollte es bis 
zur Inbetriebnahme der zweiten Start- und Landebahn in 
BBI zu Störfällen kommen, die eine Flugverkehrsunter-
brechung ggfs. für mehrere Tage mit sich bringen, finden 
die Alternate-Konzepte der Airlines Anwendung. Als 
Ausweichflughäfen für Schönefeld stehen die Flughäfen 
Berlin-Tegel, Dresden, Leipzig, Hannover und Rostock-
Laage zur Verfügung. Die Wahl des Ausweichflughafens 
liegt im Entscheidungsbefinden der jeweiligen Airline; 
diese Verfahrensweise gilt bereits seit Schließung der al-
ten Nordbahn im November 2007. 
 
Zu 10: Die FBS plant derzeit die Terminalanlagen mit ei-
ner Passagierkapazität von ca. 25 Millionen Fluggästen, 
bestehend aus einem Hauptterminal sowie den Pieren 
Nord und Süd. Bereits vor einiger Zeit sind die Leitungen 
zur Ausführungsplanung, zum Construction Management, 
die Gepäckförderanlage sowie Leistungen zur Lieferung 
von Bauwasser und Baustrom für das Fluggastterminal 
vergeben worden. Vor einer Woche sind auch die Roh-
bauleistungen für das Flughafenterminal vergeben wor-
den. Nach europaweiter Ausschreibung der Rohbauleis-
tungen erhielt die BAM Deutschland AG aus Stuttgart 
den Zuschlag für den Rohbau des Fluggastterminals und 
des Hauptpiers. Die Arbeitsgemeinschaft Max Bögl Bau-
unternehmen GmbH & Co. KG/Alpine Bau Deutschland 
AG, Niederlassung Berlin, erhielt zugleich den Auftrag, 
den Rohbau für die Piere Nord und Süd fertigzustellen. 
Die beauftragten Leistungen umfassen nach aktuellem 
Planungsstand die Fertigstellung der Rohbauten für das 
220 m lange und 180 m breite Hauptterminal, das 720 m 
lange Hauptpier sowie für die je 300 m langen Low-Cost-
Piere Nord und Süd, die direkt mit dem Hauptpier ver-
bunden sind. Damit ist der Baubeginn des Terminals noch 
im Juli dieses Jahres gesichert.  
 
Die Vergabe aller bisherigen Leistungen für den Termi-
nalbau erfolgte insgesamt im vorgegebenen Kostenrah-
men, da Kostensteigerungen bei einzelnen Teilbereichen 
durch Einsparungen in anderen Teilbereichen ausgegli-
chen werden konnten. Wir können nicht ausschließen, 
dass sich einzelne Leistungen durch Baupreisentwicklun-
gen – z. B. bei den Stahlpreisen – verändern. Wir haben 
jüngst von Entscheidungen vieler privater Bauträger er-
fahren, dass die nicht bauen, weil die Preise so explodiert 
sind. Wir haben den Rohbau auch teurer als ursprünglich 
geplant vergeben müssen. Wir haben aber Kosteneinspa-
rungen an anderer Stelle, so dass sich das insgesamt aus-
gleicht. Weitere Ausschreibungen wie das Paket Stahlbau, 
Fassaden und Dachabdichtungen wurden gemäß Verga-
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beterminplan fristgerecht veröffentlicht. Die Vergabe ist 
für Ende 2008 vorgesehen. Die Pakete der technischen 
Gebäudeausrüstung wurden ebenfalls veröffentlicht und 
stehen zur Vergabe im ersten Quartal 2009 an. Weitere 
Pakete des Innenausbaus werden im Verlauf des Jahres 
2008 veröffentlicht. Die FBS hält an ihrem Zeitplan zur 
Inbetriebnahme am 30. Oktober 2011 fest.  
 
Zu 11: Das seit Dezember 2004 vorliegende Finanzie-
rungskonzept beinhaltet drei Komponenten, die nach wie 
vor gelten: die Rahmenvereinbarungen zum Ausbau des 
Flughafens Berlin-Schönefeld zum geplanten Single-
Airport BBI – einschließlich dessen Schienenanbindung 
vom 31. August 2005 – der Gesellschafter der FBS, zwei-
tens einen Kreditrahmen in Höhe von 350 Millionen € zur 
Überbrückung des anfänglichen Liquiditätsbedarfs der 
FBS für das Projekt bis zum Abschluss einer Langfrist-
kreditfinanzierung über den gesamten Liquiditätsbedarf. 
Diese Brückenfinanzierung wurde im Juli 2006 abge-
schlossen; erste Ziehungen aus diesem Kreditrahmen 
werden für das zweite Halbjahr 2008 erwartet. Bislang 
brauchten wir ihn noch nicht, weil wir das aus eigenen 
Mitteln der FBS tragen konnten. Dritte Komponente ist 
eine Langfristkreditfinanzierung, bei der zur Zeit geprüft 
wird, ob diese durch eine Gruppe mehrerer Kreditinstitute 
realisiert werden soll. Aufgrund der Turbulenzen an den 
Kreditmärkten haben sich die Verhandlungen der Kredit-
konditionen erschwert, so dass zu diesem Zeitpunkt noch 
kein Abschluss erzielt werden konnte. Dies ist daher ein 
laufendes Verfahren, weitere Einzelheiten können zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht bekanntgegeben werden. Wir ha-
ben aber das Committment aller drei Gesellschafter, dass 
wir selbstverständlich die Finanzierung sicherstellen wol-
len, und wir werden klären, ob sich durch Möglichkeiten 
der Gesellschafter, nicht durch Barzahlungen, sondern 
durch andere Möglichkeiten, die Belastung aus dem Kre-
ditvertrag für die FBS vermindern wird. Wir müssen se-
hen, unter welchen Konditionen wir die besten Bedingun-
gen erreichen können. Die Situation war vor geraumer 
Zeit wesentlich günstiger als im Moment, weil die Ban-
ken wesentlich höhere Risikomargen für sich selbst in 
Anspruch nehmen. Das ist etwas schwieriger, aber es ist 
zu lösen, und ich bin sicher, dass wir in Kürze zu einem 
Abschluss kommen können. 
 
So weit zu den sachlichen Anfragen, die gestellt worden 
sind. Nach heutigem Kenntnisstand sind wir im Zeitplan 
und im Kostenplan. Es gibt bei diesem riesigen Projekt 
selbstverständlich Risiken. Wir sind dabei, sie zu mini-
mieren, und bislang ist das gut gelungen. Daher auch ein 
großes Dankeschön an die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, an Herrn Dr. Schwarz, Herrn Weiher und die anderen 
Mitarbeiter der Flughafengesellschaft, die das bislang in 
hervorragender Art und Weise gemacht haben. – Schönen 
Dank! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 
 
 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Regierender Bürgermeister! – Für die 
Fraktion der CDU hat nunmehr der Fraktionsvorsitzende 
Herr Dr. Pflüger das Wort. – Bitte schön! 
 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dem eben ge-
äußerten Dank an Herrn Schwarz und die Mitarbeiter, an 
all die, die zur Realisierung von BBI beitragen, schließt 
sich meine Fraktion selbstverständlich an. Wir alle haben 
ein großes Interesse an BBI. 

[Beifall bei der CDU] 

In der Koalitionsvereinbarung der großen Koalition von 
1999 heißt es wörtlich:  

Die Inbetriebnahme des Flughafens Berlin-Bran-
denburg International hat für die Region höchste 
Priorität. 

BBI, Herr Regierender Bürgermeister, ist von Anfang an 
ein Projekt von CDU und SPD, von den tragenden Kräf-
ten in Berlin gewesen. Wir sind stolz auf das, was Eber-
hard Diepgen für BBI getan hat, 

[Gelächter bei der SPD – 
Zuruf von Dr. Felicitas Tesch (SPD)] 

und wir stellen uns ganz klar, ganz eindeutig in diese Tra-
dition, wir wollen BBI zum Erfolg führen. 

[Beifall bei der CDU] 

Den Versuch, den Sie immer wieder unternehmen, wenn 
z. B. der Kollege Ueckert kritische Fragen stellt – was das 
Recht der Opposition ist –, das als einen Angriff auf BBI 
zu werten und jede Frage nach dem Zeit- und dem Kos-
tenrahmen als ein Schlechtreden von BBI zu werten, wei-
sen wir zurück. Es ist die Pflicht der Opposition nachzu-
fragen, ob die Steuermittel, die dafür aufgebracht werden 
sollen, ausreichen und ob die angekündigten Zeitpläne 
eingehalten werden können. Täten wir das nicht, wären 
wir eine schlechte Opposition. 

[Beifall bei der CDU – 
Uwe Doering (Linksfraktion): Sind Sie doch!] 

Aber noch einmal: Zerreden wir nicht den Konsens in 
diesem Haus, dass BBI ein Schlüsselprojekt für die Zu-
kunft Berlins ist! Es ist die Chance für die Wiederbele-
bung der wirtschaftlichen Größe Berlins. Wir hoffen, dass 
die Chancen vernünftig wahrgenommen werden. 
 
Aber es müssen Fragen gestellt werden. Eine davon – 
Kollege Ueckert hat es angedeutet – ist die nach den Ka-
pazitäten. Zunächst war BBI für 17 Millionen Passagiere 
ausgelegt, jetzt sprechen Sie in der Beantwortung der 
Großen Anfrage von 25 Millionen und mehr. Schon in 
diesem Jahr werden wir 22 Millionen in Berlin haben. In 
den letzten drei Jahren hatten wir ein Wachstum von je-
weils über 10 Prozent. Selbst wenn wir wegen der gestie-
genen Ölpreise ganz vorsichtig schätzen und in den 
nächsten Jahren nur von 5 Prozent Steigerung ausgehen, 
liegen wir 2011 bei 25,5 Millionen Passagieren, 2015 
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bereits bei 31 Millionen. Nun sagen die Fluggesellschaf-
ten, der Boom werde trotz der Ölpreise weitergehen, denn 
Berlin hat großen Nachholbedarf gerade bei den Interkon-
tinentalstrecken. Nehmen wir nur einmal ein Wachstum 
von 7 Prozent an – das wären immer noch drei Prozent 
weniger als in den letzten Jahren –, dann landen wir schon 
im Jahr 2015 bei 35,5 Millionen Passagieren. Ich glaube, 
es gibt niemand in diesem Haus, der behauptet, der Flug-
hafen, so wie er geplant ist und dann steht, ist dafür ge-
baut. Jetzt sagen Sie in Ihrer Antwort, man könne das 
modular erweitern. Ja, das kann man. Nur: Gibt es bereits 
Planungen für diese Module? Gibt es Kostenplanungen 
dafür? Man kann das nämlich nicht erst dann machen, 
wenn der Flughafen bereits in Betrieb ist und man dann 
irgendwann feststellt, dass die Kapazitäten nicht reichen, 
sondern man muss jetzt bereits hinsichtlich der Kosten 
und der Module Vorsorge treffen. Wie soll zudem die 
Verbindung zwischen dem Hauptterminal und den Modu-
len geschaffen werden? Früher war dafür ein Tunnel vor-
gesehen, den haben Sie mittlerweile gestrichen. Vielleicht 
aus verständlichen Gründen, aber wir möchten gern wis-
sen, ob Sie vorhaben, den großen, modernen Flughafen 
BBI wieder mit Autobussen zu versorgen. Es ist eine völ-
lig legitime Frage der Opposition, vor dem Hintergrund 
der 360 000 Flugbewegungen, die laut Planfeststellungs-
beschluss nur erlaubt sind, die Frage nach der Kapazität 
zu stellen, Herr Regierender Bürgermeister. 

[Beifall bei der CDU] 

Gleiches gilt für die Frage nach der einen Runway, die 
wir noch in Schönefeld haben. Dazu sagen Sie lapidar, 
wenn die nicht mehr funktioniert, könne man nach Ros-
tock-Lage oder Hannover ausweichen. Ich weiß nicht, ob 
das die Antwort ist, die die Menschen zufriedenstellt. Au-
ßerdem ist diese Runway 1994 das letzte Mal saniert 
worden. Im Jahr 2011, bei der Inbetriebnahme von BBI, 
ist das 17 Jahre her. Es gibt Hinweise darauf, dass die 
Runway bis dahin dringend sanierungsbedürftig ist. Wann 
soll diese Sanierung durchgeführt werden? Sollte sie bis 
2011 vorgenommen werden, werden die Kapazitätsprob-
leme gewaltig werden, weil Tegel bereits jetzt aus allen 
Nähten platzt. 
 
Zum Thema Tegel haben Sie ganz geschickt gesagt, dort 
würden noch einige zusätzliche Kapazitäten aufgebaut. 
Wir möchten gern konkret wissen, ob die Gerüchte zutref-
fen, dass Sie nach der Schließung von Tempelhof auf ei-
nem Parkdeck ein zusätzliches Terminal bauen wollen. 
Stimmt es, dass das 10 Millionen € kostet? Ist es nicht ein 
Schildbürgerstreich, wenn man einerseits vorhandene Ka-
pazitäten schließt und für wenige Jahre in Tegel ein zu-
sätzliches Terminal errichtet? – Das wäre in der Tat 
falsch. 

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

Nun zur Bahnanbindung: Es ist immer gesagt worden, 
BBI liege so nah am Hauptbahnhof. Nun wissen wir, dass 
es die Planfeststellung für die Dresdner Bahn noch nicht 
gibt. Wir kennen auch die Gründe dafür. Es ist ein ent-
scheidender Nachteil, dass am Tag der Eröffnung von 

BBI zwar ein schöner unterirdischer Bahnhof vorhanden 
sein wird, aber nicht die Anbindung der Dresdner Bahn. 

[Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): Das 
haben wir schon lange diskutiert!] 

Ich mache jetzt einen Vorschlag, weil wir ein gemeinsa-
mes Interesse daran haben müssen, dass es diese Bahnan-
bindung so schnell wie möglich gibt, und zwar in einer 
Weise, die auch von den Menschen in Lichtenrade ange-
nommen und verstanden wird. Wir brauchen die Tunnel-
lösung. Ich sage es klipp und klar: Wir wollen die Tunnel-
lösung. 

[Beifall bei der CDU – 
Beifall von Klaus-Peter von Lüdeke (FDP)] 

Nun gibt es in der von Ihnen und Ihrer Fraktion so sehr 
bekämpften Bahnprivatisierung eine Klausel, die besagt, 
ein Drittel der Privatisierungserlöse sollen für Innovati-
ons- und Investitionsprojekte Schiene eingesetzt werden. 
Mein Vorschlag dazu lautet: Lassen Sie uns doch gemein-
sam, sozusagen jeder auf seiner Schiene, den Versuch un-
ternehmen, die Tunnellösung für die Dresdner Bahn über 
diesen neuen Fonds zu finanzieren, damit endlich die 
Dresdner Bahn kommt! 

[Beifall bei der CDU – 
Beifall von Volker Thiel (FDP)] 

Die letzte Frage, die ich ansprechen möchte, ist die des 
wirtschaftlichen Nutzens. Herr Regierender Bürgermeis-
ter! Dass BBI eine Jobmaschine für die ganze Region ist, 
das wissen wir, darauf freuen wir uns, und es ist eine 
Chance – ich wiederhole mich – für die Wiederbelebung 
der wirtschaftlichen Größe Berlins. Aber ich frage: Wohin 
gehen die Gelder? Gibt es Entwicklungsstrategien? Wer-
den die Ansiedlungen professionell betreut? Was sind die 
Auswirkungen für Tegel? – Ich lese in der Zeitung, dass 
Doris Strasen, die Leiterin der Kita Spreewald in Lübben, 
ganz begeistert ist, weil plötzlich im Dahme-Spreewald-
Kreis die Kindertagesstätten und Vorschulen so viel Geld 
mehr zur Verfügung haben: mehr Betreuer, freies Mittag-
essen, zusätzliches Personal, freier Schülertransport, 
Musikunterricht in den Kitas, eine wunderbare Welt. 
Denn – so sagt der Landrat – schon in der Anfangsphase 
lässt BBI die Steuereinnahmen im Kreis richtig sprudeln. 
Wir freuen uns für die Brandenburger, aber erlauben Sie 
uns als Opposition die Frage, wie es denn in Berlin 
aussieht. Wir möchten wissen, was von den Investitionen 
in Berlin ankommt. 

[Beifall bei der CDU] 

Wir gestehen sofort zu, für Neukölln, für Treptow-
Köpenick, für all die Orte an der A 113 ist das eine be-
sondere Chance. Aber gibt es dafür ein Entwicklungspro-
jekt, eine Strategie für Ansiedlungen, wird das professio-
nell gemacht? Ich habe bislang nicht den Eindruck. Um-
gekehrt fragen wir: Was ist eigentlich mit Tegel, mit den 
flughafennahen Dienstleistungen, den Logistikern? Wir 
haben große Angst, dass es im Norden Berlins zu einem 
erheblichen Wegzug von Arbeitsnehmerinnen und Ar-
beitnehmern und zu einem Verlust von Gewerbesteuer-
aufkommen  kommt. Diese Fragen möchten wir 
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beantwortet haben. Sie müssen zusammen mit der IHK 
und anderen eine Studie darüber erstellen lassen, wie der 
Norden Berlins ohne große Verluste aus dieser Verände-
rung hervorgehen wird. 

[Beifall bei der CDU] 

Wenn Sie schon diese große Chance haben, weshalb nut-
zen Sie sie nicht im Süden? Nehmen wir beispielsweise 
das Hotel Estrel, das sich vergrößern und ein Kongress-
zentrum bauen will, von Frau Junge-Reyer jedoch ein kla-
res Nein erhält. Wir glauben, dass bislang weder die 
Chancen professionell genutzt noch die möglichen 
Nachteile ehrlich aufgearbeitet werden. Das jedoch sind 
Sie den Berlinerinnen und Berlinern schuldig. Die Aus-
künfte sind heute nicht erteilt worden. 
 

Präsident Walter Momper: 
Würden Sie bitte zum Schluss kommen, Herr Kollege 
Dr. Pflüger! 
 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU): 

Ich komme zum Schluss: Wir wollen die optimale Nut-
zung der Chancen für unsere großartige Stadt. Aber wenn 
wir dies tun, dann bedarf es einer wirtschaftsfreundlichen 
Atmosphäre und nicht der Beschimpfung derjenigen, die 
als Investoren zu uns kommen, als Bonzen oder reiche 
Onkel aus Amerika. Wenn Berlin wirtschaftsfreundlich 
ist, dann haben besonders Adlershof, der Süden eine 
Chance. Die ganze Stadt wird davon profitieren, und dar-
auf freut sich niemand mehr als die christlich-
demokratische Union in dieser Stadt. 

[Beifall bei der CDU – 
Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): 

Immer die alte Leier!] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Dr. Pflüger! – Das Wort hat jetzt der 
Regierende Bürgermeister. – Bitte schön, Herr Wowereit! 
 

Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Pflüger! Es ist immer schwierig, wenn man eine Re-
de vorbereitet hat, ohne die vorherige Rede gehört zu ha-
ben. Ich habe versucht, ganz sachlich zu bleiben. Und ich 
glaube, dass es im Rahmen meiner Möglichkeiten gelun-
gen ist.  

[Beifall bei der SPD] 

Ich will deshalb diesen Kurs fortsetzen und zu zwei Punk-
ten, die Sie angesprochen haben, etwas sagen.  

[Frank Henkel (CDU): Sagen wir mal so: Fortschritte  
waren zu erkennen!] 

Sie haben nach dem Notplan gefragt. Ich halte es für un-
wahrscheinlich, dass er eintritt. Aber das ist ein Notplan, 
den es auch nach der Eröffnung von BBI geben wird, 

wenn nämlich beide Bahnen nicht benutzt werden kön-
nen, wo die Flugzeuge landen. Das gehört zum Business. 
Das ist keine Planung, sondern ein Businessplan für einen 
Notfall.  
 
Sie haben Herrn Diepgen so gelobt.  

[Kurt Wansner (CDU): Guter Mann!] 

Die Pläne, dass diese Bahn schon während der Bauphase 
entfernt werden muss, weil nämlich die Autobahn darüber 
geht, sind aus dieser Zeit. Wenn Sie ihn dafür kritisieren 
wollen, will ich dem nicht im Wege stehen. Aber das ist 
die Planungsgrundlage, deshalb war es notwendig, diese 
Bahn wegzunehmen. Ob es insgesamt einmal klug war, 
nicht von vornherein gleich drei Start- und Landebahnen 
einzuplanen, Herr Pflüger – nur, Sie wissen, wie kompli-
ziert dieses Planfeststellungsverfahren ist. Die Grundlage 
sind zwei Bahnen, Grundlage war auch, dass der Bahnhof 
unter dem Terminal sein muss und dass der Autobahnzu-
bringer und der Anschluss genau über die Bahn gehen. 
Die Beseitigung der Startbahn haben wir dann noch ver-
schoben, weil wir die ILA da vor zwei Jahren noch hatten, 
um die durchzuführen. Wir haben den Lückenschluss jetzt 
erst vornehmen können, dadurch hat sich eine Verzöge-
rung ergeben, sonst wäre die Bahn schon früher ver-
schwunden – nur als kleiner Hinweis für die zukünftigen 
Diskussionen.  
 
Zu Ihrem Vorschlag zur Dresdner Bahn: Sie wissen ganz 
genau, nicht nur weil ich Lichtenrader war, bin ich dafür, 
dass dort ein Tunnel gebaut wird, sondern weil ich das als 
notwendig empfinde, um die Beeinträchtigung von Men-
schen, die sonst unter Lärm oder Erschütterungen leiden 
würden, zu minimieren. Dementsprechend setzt sich der 
Senat nach wie vor für die Tunnellösung ein. Nur ist diese 
leider bisher – egal, wer Verkehrsminister war – immer 
konsequent abgelehnt worden. Ich freue mich – dazu gibt 
es gar keinen Dissens –, wenn wir sagen: Wir können auf 
allen Schienen, wie Sie sich so schön ausdrücken, noch 
einmal versuchen, die Bundesregierung dazu zu bringen, 
dass sie da den Tunnel bauen. Bitte, gerne! Das probiere 
ich dauernd und freue mich, wenn Sie mich dabei unter-
stützen werden.  
 
Nur, das löst das Problem der Anbindung mit der Dresd-
ner Bahn zur Eröffnung von BBI jetzt schon gar nicht 
mehr. Nein, denn Sie müssen dann das Planfeststellungs-
verfahren wieder ganz neu anfangen. Denn das ist keine 
kleine Änderung mehr, sondern das ist eine wesentliche 
Änderung. Die Bahn sagt ja immer, sie hat damit fast 
nichts zu tun. Die zuständige Planfeststellungsbehörde 
verzögert ja schon das Planfeststellungsverfahren selbst 
mit dieser Lösung, die wir nicht haben wollen – sowohl 
beim Abschnitt 2 in Lichtenrade wie beim 1. und beim 3. 
Abschnitt. Wir haben bis heute noch gar keinen Planfest-
stellungsbeschluss zu der ganzen Sache. Nicht nur, weil 
wir im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in Lichten-
rade lange blockiert haben, es ist mittlerweile schon wie-
der mehrere Jahre her, dass wir gesagt haben: Jetzt kom-
men wir nicht mehr weiter, notfalls muss das vor Gericht 
ausgetragen werden. Das heißt, bestenfalls werden wir – 
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das haben wir hier in einer Abgeordnetenhaussitzung aber 
schon einmal lange diskutiert, das ist auch nicht in Ihrer 
Anfrage gefragt worden – frühestens 2015, wenn alles gut 
gehen sollte, den Bau fertig haben. Und wenn sie die Plä-
ne jetzt noch einmal ändern und wir uns durchsetzen soll-
ten mit der Tunnellösung, dann wird das noch später, weil 
das alles noch einmal ausgelegt werden muss. Dann spa-
ren wir vielleicht den Prozess, der noch hintendran hängt, 
dann kann sich das wieder ausgleichen. Aber es ist auf 
jeden Fall keine automatische Beschleunigung der ganzen 
Angelegenheit.  
 
Das müssen wir wissen, und deshalb versuchen wir, die 
Anbindung über die Ostschleife zu bekommen. Und das 
hängt auch wieder mit dem Planfeststellungsverfahren 
zusammen. Wir haben aber hier erörtert, welche Alterna-
tiven es dafür gibt.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Regierender Bürgermeister! – Für die 
SPD-Fraktion hat Kollege Gaebler das Wort. – Bitte 
schön, Herr Gaebler!  
 

Christian Gaebler (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Ueckert 
hatte ja aufgefordert, ohne Polemik zu reden. Herr Pflü-
ger, das haben Sie nicht ganz durchgehalten. Ich glaube, 
der Regierende Bürgermeister hat sachliche Antworten 
auf Ihre Fragen gegeben und sich auch in der zweiten 
Runde darum bemüht. Aber Sie wollten sie offensichtlich 
nicht hören. Wie schon gesagt, Sie hatten Ihre Rede an-
scheinend fertig. Sie haben sich während des Beitrags des 
Regierenden nicht eine Notiz gemacht. Ich habe das ge-
nau beobachtet.  

[Unruhe bei der CDU] 

Insofern, Herr Pflüger, muss ich Sie noch einmal fra 
gen – –  

[Uwe Goetze (CDU): Ganz unpolemisch!] 

– Jeder Abgeordnete kann hier jeden Abgeordneten im 
Plenum beobachten, das ist das Transparenzgebot, oder? – 
Daher muss ich Sie das fragen, was ich mich schon beim 
Lesen dieser Fragen gefragt habe, nämlich: Lesen Sie ei-
gentlich Zeitungen? Verfolgen Sie die Diskussion im Ple-
num? Oder lassen Sie sich vielleicht aus den Ausschüssen 
berichten? Was haben Sie während der Tempelhof-
Kampagne gemacht, außer Ihre komischen Plakate hoch-
zuhalten und Ihre Aufkleber am Dienstwagen herumzu-
fahren? – Da hat es nämlich eine sehr ausführliche Debat-
te über genau die Fragen gegeben, die Sie hier aufgelistet 
haben. Es hat zu allem Antworten von der Flughafenge-
sellschaft gegeben, vom Regierenden Bürgermeister, vom 
Senat, übrigens auch von den Koalitionsfraktionen, aber 
das interessiert Sie wahrscheinlich weniger. Insofern – 
was sollte diese Große Anfrage? Es ist relativ eindeutig: 
Sie sind ein schlechter Verlierer. Sie wollen durch die 

Hintertür die Tempelhof-Debatte wieder aufmachen. Das, 
Herr Pflüger, ist nun wirklich nicht nur von gestern, son-
dern von vorgestern.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Deshalb: Fragen sind zulässig, aber man merkt die Ab-
sicht und ist verstimmt. Es werden falsche Behauptungen 
aufgestellt, die auch durch ständiges Wiederholen nicht 
richtiger werden. Bitte nehmen Sie doch einmal ernst, was 
Ihnen dann geantwortet wird! Wiederholen Sie nicht ein-
fach gebetsmühlenartig Ihre Behauptungen, ohne dass Sie 
dafür einen Beleg haben! 
 
Ansonsten wird nämlich genau das passieren, was Sie 
nicht wollen, dass man Ihnen nämlich das Schlechtreden 
des BBI-Projekts unterstellt. Genau das passiert, so wie 
Sie das machen. Was jetzt schon wieder anklang: Was 
passiert denn mit dem Flughafen Tegel? Was ist mit dem 
Nutzen für Berlin aus dem BBI? Da erzählen Sie etwas 
über die Bereiche entlang der A 113. Herr Pflüger, Sie 
haben es nicht verstanden! Der BBI ist für ganz Berlin 
und für die ganze Region wichtig und eine Chance für die 
Wirtschaftskraft der Region – und nicht nur für Treptow-
Köpenick und Adlershof, auch für Tegel, auch für Froh-
nau, auch für Oranienburg und für alle anderen Bereiche. 
Nehmen Sie das einmal zur Kenntnis!  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

Ganz absurd wird es, wenn Sie dann auch noch sagen: 
Was gibt es denn für einen wirtschaftlichen Ausgleich für 
Nordberlin? – Da sehe ich ja jetzt schon die Wärmeton-
nen auf der Straße in Frohnau und Hermsdorf, wo die 
Leute alle betteln müssen, weil der Flughafen Tegel weg-
zieht. Das ist doch absurd, Herr Pflüger! Wo kommen wir 
denn da hin, wenn wir mit solchen Szenarien arbeiten?  

[Zuruf von Andreas Gram (CDU)] 

– Ja, ich weiß, die Reinickendorfer CDU war schon im-
mer für die Offenhaltung von Tegel. Das fördert das Pro-
jekt BBI auch nicht besonders. Herr Heide klatscht, sehen 
Sie, erwischt! Aber wenn Herr Pflüger sagt, er ist für BBI, 
das hat Nutzen für die ganze Region, dann ist es nicht nur 
kleinkariert, sondern auch ein bisschen dümmlich, einen 
wirtschaftlichen Ausgleich für Frohnau und Hermsdorf zu 
fordern. Das muss man hier einfach einmal festhalten.  

[Beifall bei der SPD –  
Vereinzelter Beifall bei der Linksfraktion] 

Sie betreiben ein verzweifeltes Suchen nach Problemen 
und Luftnummern, wo Sie dann ankündigen, wie man das 
alles lösen kann. Und zur Dresdner Bahn von mir nur den 
Hinweis, dass es CDU-Mitglieder des Deutschen Bundes-
tags aus dem Haushaltsausschuss waren, die in Zweifel 
gezogen haben, ob aus den Privatisierungserlösen Gelder 
an die Bahn gehen sollen, geschweige denn an die Länder 
für die Projekte, die Sie gerade genannt haben. Dafür 
können wir gern kämpfen, aber Herr Pflüger, das ist eine 
Ihrer berüchtigten Luftnummern. Dabei wird nicht viel 
herauskommen.  
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Sie skandalisieren ganz normale Vorgänge: Man wisse 
nicht genau, die Finanzierung, da gibt es eine Ausschrei-
bung, und wer weiß und überhaupt. – Es ist bei Unter-
nehmen einer solchen Größenordnung ganz normal, dass 
es auch einmal an bestimmten Stellen Probleme gibt, dass 
es Fragen, Unwägbarkeiten gibt.  

[Christoph Meyer (FDP): Bei so einem Senat!] 

Die kann man auch nicht bis ins Letzte auflisten. Deshalb, 
Herr Pflüger, muss ich dabei bleiben: Sie versuchen, das 
hier schlechtzureden. Dieser Senat aber hat es unter der 
Führung von Klaus Wowereit geschafft, BBI überhaupt 
realisierungsfähig zu machen. Das haben wir gemeinsam 
mit Ihnen in der Regierung nämlich nicht geschafft – lei-
der.  

[Beifall bei der SPD] 

Der Regierende Bürgermeister Eberhard Diepgen hat die-
ses Projekt in den Sand gesetzt, und zwar gleich zweimal: 
einmal vor Gericht, und einmal bei der Frage der Finan-
zierung. Dieser Senat, von SPD und Linken gestellt, hat 
es geschafft, das Projekt auf die Spur zu bringen und rea-
lisierungsfähig zu machen. Und genau das lassen wir von 
Ihnen nicht schlechtreden.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 
Sie können viele große Reden führen – der Regierende 
Bürgermeister hat das ausreichend klargestellt. Sie wer-
den weiterhin sagen, was sein könnte und was sein würde. 
Die Wahrheit liegt, wie so oft, auf dem Platz – hier auf 
dem Flugplatz. Aktuell haben wohl die meisten mehr In-
teresse daran, was auf dem Fußballplatz passiert, mehr 
jedenfalls als an Ihren Trockenflugübungen. Deshalb ma-
che ich hier Schluss und widme meine restliche Redezeit 
dem spanischen Fußballteam. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Kollege Gaebler! – Das Wort für die 
Grünen hat nunmehr der Kollege Otto. – Bitte schön, Herr 
Otto, Sie haben das Wort. 
 

Andreas Otto (Grüne): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man konnte es 
ahnen, dass es sich bei dieser Großen Anfrage der CDU-
Fraktion um eine Tempelhof-Nachlese handeln wird. Sie 
haben gefragt: Ist die Flughafenpolitik des Senats noch 
bedarfsgerecht? Das unterstellt erstens, dass sie das ir-
gendwann einmal gewesen ist, und zweitens, dass irgend-
jemand weiß, welchen Bedarf es gibt. 
 
Die Grünen stellen sich immer die Frage: Was ist 
zukunftsfähig? Das ist die Frage. Wo geht es hin, und was 
ist die langfristige Perspektive? Darum geht es, und das 
müssen wir hier diskutieren. 

[Beifall bei den Grünen] 

Sie wissen, dass die Umweltauswirkungen des Flugver-
kehrs nicht gering sind – CO2-Ausstoß, Luftverschmut-
zung und vieles andere ist bekannt. Trotzdem kann es 
sinnvoll sein, das in einer Debatte immer noch einmal zu 
nennen. 
 
Wenn ich in der letzten Woche gelesen habe, dass die 
CDU sich jetzt noch stärker als Umweltpartei präsentieren 
will – Sie haben einen Leitantrag für Ihren Parteitag for-
muliert,  

[Kurt Wansner (CDU): Das ist doch schön!] 

der lautet: Bewahrung der Schöpfung – Klima-, Umwelt- 
und Verbraucherschutz, das ist der Antrag für den Partei-
tag, den man nachlesen kann –, meine ich, haben Sie hier 
in Berlin ein kleines Problem. Sie haben sich mit dem 
Tempelhof-Thema etwas für Ihre Kampagne ausgesucht, 
das dort gerade nicht hineinpasst. Das ist das Schwierige. 
Wenn ich die CDU wäre – man soll ja mit Ratschlägen 
immer etwas vorsichtig sein, ich versuche es dennoch –, 
würde ich von den Flughafenthemen erst einmal die Fin-
ger lassen und versuchen, andere, bei den Umweltaspek-
ten erfolgsträchtigere zu suchen. 

[Beifall bei den Grünen] 

Wir haben – das kann man der Anfrage und dem hier Ge-
sagten entnehmen – über kurz oder lang die Debatte über 
Tegel. Das wird vielleicht so ähnlich sein wie bei Tem-
pelhof. Ich hoffe das nicht, sondern ich hoffe, dass wir da 
– so wie die Vereinbarungen getroffen und Beschlüsse 
gefasst worden sind – ganz planmäßig zu einer Schlie-
ßung von Tegel kommen werden. 
 
Ich bin Abgeordneter aus Pankow. Sie wissen, da haben 
50 000 Leute bei dem Volksentscheid gegen Ihr Ansinnen 
gestimmt, weil sie wissen, dass es um Tegel geht, weil die 
Einflugschneise über Pankow geht und weil sie das nicht 
wollen, weil sie sagen: wir wollen innerstädtisch eine Le-
bensqualität haben. Da stört uns der Flugverkehr. Deswe-
gen wollen wir BBI, obwohl wir wissen, dass auch da 
Menschen von dem Lärm behelligt werden, aber wir wol-
len das, weil es weniger sind. Deswegen wollen wir das in 
der Stadt, in den dicht bebauten Gebieten von Pankow, 
Reinickendorf und Spandau nicht haben. Das bitte ich Sie 
zu bedenken. Machen Sie nicht den Fehler noch einmal 
und versuchen abermals, so eine Kampagne zur Offenhal-
tung von Flughäfen, die nicht benötigt werden! 

[Beifall bei den Grünen, der SPD und der Linksfraktion] 

Sie haben den Regierenden Bürgermeister gefragt, was 
seine Prognosen sind, wie er die Entwicklung des Flug-
wesens in Berlin und Brandenburg beurteilt. Er hat – das 
ist interessant – gesagt, dass es um etwa 1,3 Millionen 
Passagiere im Jahr 2008 gegenüber 2007 zunehmen wird. 
Das sind 6 Prozent. Das ist schon ein deutlich geringeres 
Wachstum als in den Jahren zuvor. Nun mag man sagen, 
das ist eine konservative Schätzung. Ich weiß das nicht, 
aber es wird deutlich – davon bin ich überzeugt, und das 
sollten Sie auch überlegen –, dass das Wachstum des 
Flugverkehrs, des traditionellen Flugverkehrs seinem 
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Ende entgegen geht. Das ist etwas, was sich jeder überle-
gen muss. 
 
Wenn wir auf den Ölpreis schauen, der ist in der Debatte 
schon verschiedentlich thematisiert worden, so steht er 
heute auf 134 Dollar. Vor zwölf Monaten stand er auf 
67 Dollar, das heißt, bei der Hälfte. Der Kerosinpreis hat 
sich im Jahr 2007 um 60 Prozent erhöht. Die fossilen 
Brennstoffe gehen zu Ende, schneller als manche denken. 
Viele von Ihnen werden die Peak-Oil-Theorie kennen. Es 
ist umstritten, ob dieses besondere Jahr schon 2006 war 
oder ob es 2008 ist oder 2010 sein wird. Aber allen, die 
die Wirtschaftsseiten der Zeitung verfolgen, ist klar: 
Wenn die Nachfrage steigt und ein Gut knapper wird, 
dann gehen die Preise nach oben. Das ist eine Binsen-
weisheit. Ob die nun jedes Jahr um 10, 20, 30 oder 
50 Prozent steigen, das können wir hier beobachten, aber 
es wird so kommen, und es wird sich insbesondere auch 
auf den Flugverkehr auswirken. 
 
Eine starke Steigerung der Zahl der Flugbewegungen 
auch hier in Berlin ist unwahrscheinlich. Laut Flughafen-
gesellschaft ist es internationaler Trend, dass die Flugge-
sellschaften Flüge abbauen, dass sie eventuell überlegen, 
mit größeren Maschinen zu fliegen, aber im Großen und 
Ganzen glaube ich, dass wir den Wachstumsglauben in 
diesem Bereich etwas erschüttern müssen. Schauen Sie 
auf United Airlines, die in diesen Tagen 1 000 Piloten 
entlassen. Das ist ein ziemlich großer Schlag. Schauen Sie 
auf Air Berlin. Air Berlin geht bei den Langstreckenflü-
gen nach unten, geht bei den kürzeren Strecken nach un-
ten. Das Wirtschaftsergebnis von Air Berlin – Sie werden 
die Hauptversammlung vielleicht verfolgt haben – sieht 
auch nicht sehr gut aus. Das alles sind Indizien dafür – 
das denke ich mir nicht aus, sondern Sie können es den 
einschlägigen Veröffentlichungen entnehmen –, dass es 
nicht weiter nach oben geht mit dem traditionellen Luft-
verkehr, sondern eher in die andere Richtung. 
 
Unter diesen Aspekten fragen wir uns: Wie viele Flugbe-
wegungen wird es geben? – Da kann ich Ihnen sagen: Wir 
halten die Zahl, die im Planfeststellungsbeschluss für BBI 
steht, nämlich maximal 360 000, für sehr viel. Die ist viel 
zu groß. Die wird auf keinen Fall ausgeschöpft. Da brau-
chen Sie überhaupt keine Angst zu haben und keine Panik 
zu verbreiten. 

[Beifall bei den Grünen] 

Ich habe das für Sie vielleicht ein bisschen zu schwarz 
gemalt, aber was wird passieren, wenn die Leute weniger 
fliegen? – Wenn Sie sich die Statistik ansehen, haben wir 
von den ca. 20 Millionen Passagieren in Berlin ungefähr 
8 Millionen, die im Inland fliegen. Die müssen das alle 
nicht. Die können – davon sind wir überzeugt – das auch 
mit der Bahn abwickeln. Das ist eine Form, die vielleicht 
ein bisschen länger dauert und für manche unbequemer 
ist, aber es wird dahin gehen. Wir müssen uns darum 
kümmern, dass die Bahn in der Lage ist, das aufzufangen.  

[Beifall bei den Grünen] 

Es gibt im Augenblick eine ganze Menge Veröffentli-
chungen, in denen man zum Beispiel lesen kann: Wenn 
nur jeder vierte Geschäftsreisende auf die Reise verzichtet 
und es per Videokonferenz erledigt – ich weiß, es gibt da-
für viele Gegenargumente, aber man wird dorthin kom-
men müssen –, dann können wir viele Millionen Tonnen 
CO2-Emission im Flugverkehr einsparen, denn darum 
geht es. Es ist eigentlich ein Umweltthema, über das wir 
hier sprechen. Das steht für uns im Vordergrund. 

[Beifall bei den Grünen] 

Ich will noch einmal konkret zum BBI-Projekt kommen. 
Auch wir sind darüber verwundert, dass man zunächst 
einen sechsspurigen Autobahnanschluss baut, aber dass 
überhaupt keine vernünftige Bahnanbindung existiert. 
Herr Pflüger und Herr Wowereit, Sie haben schon darüber 
gesprochen, was man da tun kann und wer sich wo ein-
setzt. Ich will einmal einen konkreten Vorschlag hinsicht-
lich der Finanzierung einbringen. Wir sind sehr skeptisch 
hinsichtlich Ihres Vorhabens A 100, liebe Senatorin, lie-
ber Herr Wowereit. Wir wollen das nicht! Wir halten es 
für unnötig, eine zusätzliche Autobahnstrecke in der Stadt 
zu bauen. Versuchen Sie in Ihren Verhandlungen, dieses 
Geld umzuwidmen! Das ist nicht einfach. Da muss man 
sich anstrengen, aber wenn Sie und Herr Pflüger das 
gemeinsam angehen, ist das den Versuch wert. 

[Beifall bei den Grünen] 

Wenn man schon einen neuen Großflughafen in Betrieb 
nimmt, muss man sich auch über die Auswirkungen dort 
vor Ort Gedanken machen. Wir sind sehr in Sorge, dass 
dort – insbesondere, was das Nachtflugverbot anbelangt – 
etwas schiefgehen könnte. Wir hatten in den letzten Jah-
ren in Tegel große Schwierigkeiten einzudämmen, dass 
Maschinen auch nach dem Ende der Tagflugzeit noch dort 
landen. Da müssen wir etwas tun. Wir sind sehr beunru-
higt darüber, dass das Land Brandenburg und auch die 
Flughafengesellschaft nicht den nötigen Elan an den Tag 
legen. 
 
Das Nachflugverbot ist also besonders wichtig, und auch 
sonst fragen wir uns: Ist es ernst gemeint, dass wir die 
Auswirkungen für die Anwohner, die es in Schönefeld 
gibt, minimal halten wollen? Ist es ernst gemeint, dass das 
ein Flughafengebäude sein wird, das modernsten Ansprü-
chen genügen soll? Ist es möglich – das haben wir im 
Bauausschuss diskutiert –, dass man dort wenigstens eine 
Solaranlage auf dem Dach hat? – Das ist etwas Symboli-
sches angesichts der Umweltverschmutzung durch den 
Flugverkehr, aber es ist etwas. Darüber haben wir noch 
nichts gehört. All dies sind Dinge, die Sie machen müs-
sen. Da fordern wir den Senat und erwarten einiges.  
 
Ich möchte eines wiederholen: Hören Sie auf mit der 
Schlacht um Tegel, die vielleicht schon irgendwo im Hin-
terkopf schwelt! Lassen Sie uns BBI fertigbauen! Küm-
mern Sie sich mit darum, dass nicht so viel geflogen wird! 
Machen Sie mit bei unserem Projekt, die Auswirkungen 
durch eine Abgabe zu minimieren! – Wir haben einen Be-
schluss über „Klimaneutral fliegen!“ gefasst. All das sind 
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Dinge, die man sofort machen kann. Darum geht es. Aber 
hören Sie auf mit solchen Debatten von gestern! – Danke! 

[Beifall bei den Grünen – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

 

Präsident Walter Momper: 
Das Wort hat nunmehr Frau Matuschek. – Bitte schön! 

[Ah! und Oh! von der CDU] 

 

Jutta Matuschek (Linksfraktion): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vielen Dank 
für die Begrüßung! – Habe ich ein Glück: Ich wollte glatt 
eine Wette eingehen, dass Herr Pflüger heute nicht noch 
einmal über Tempelhof reden wird, aber diese Wette hätte 
ich verloren.  
 
Die Tempelhof-Debatte hat Berlin geschadet. Sie hat dem 
Projekt BBI geschadet.  

[Klaus-Peter von Lüdeke (FDP):  
Sie haben BBI geschadet!] 

Da können Sie reden, wie Sie wollen: Es war ein Schaden 
für das Projekt, und das, was Sie heute mit der Großen 
Anfrage abfahren, und die gesamten Vorwürfe, die Sie 
immer wieder in den Raum stellen, schaden dem Projekt 
BBI. Da können Sie Ihren Satz: „Wir unterstützen BBI!“ 
gern als Monstranz vor sich hertragen. Das ist nicht rich-
tig. Sie schaden dem Projekt.  

[Beifall bei der SPD und der Linksfraktion – 
Uwe Goetze (CDU): Worin soll  

der Schaden bestehen? – 
Andreas Statzkowski (CDU): Sie schaden BBI!] 

Dann noch einmal zum Erbe von Herrn Diepgen: Das Er-
be haben wir aus gutem Grunde ausgeschlagen. Das Erbe 
von Herrn Diepgen hätte nämlich im Klartext bedeutet: 
Das Ding wäre längst verscherbelt – mit einer staatlichen 
Garantie für Superrendite. Da hätten Sie auch gar nicht 
mehr mitreden können, ob das Modul XY heute, morgen 
oder übermorgen gebaut wird. Das wäre dann die alleini-
ge Entscheidung des privaten Eigentümers gewesen – ein-
schließlich der Entscheidung über die Verfahren, wie ge-
baut wird etc. Das Land Berlin und die anderen Gesell-
schafter hätten die Garantien zu erbringen, zu zahlen und 
immer wieder zu zahlen. Das wäre das Erbe von Eberhard 
Diepgen gewesen. Gott sei Dank haben wir es ausge-
schlagen!  
 
Was ist der eigentliche Grund, weswegen Sie ein solches 
Brimborium veranstalten? – Sie können es einfach nicht 
ertragen, dass dieser rot-rote Senat und der Regierende 
Bürgermeister Wowereit als Aufsichtsratsvorsitzender 
dieses Projekt erst einmal auf die Füße gestellt und dann 
auch noch – ich bleibe bei Ihrem Bild – auf die richtige 
Schiene gestellt haben.  

[Oh! von der CDU] 

Dass es dann auch noch läuft, und zwar ohne Skandale, 
das können Sie einfach nicht verknusen. Deswegen den-
ken Sie sich Skandale aus und belästigen uns mit solchen 
Debatten.  

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD – 
Zurufe von der CDU und der FDP] 

Herr Pflüger! Dann stehen Sie hier wie Pittiplatsch der 
Kluge und rufen: Mannomannomann, ich habe aber eine 
Frage! – Sie haben aber nicht ein einziges Aufklärungs-
bedürfnis, denn alle Fragen – Herr Gaebler sagte es schon 
– sind schon x-mal gestellt und genauso oft beantwortet 
worden. Sie wollen diese Antworten gar nicht hören, weil 
Sie an Ihren selbstgemachten Prophezeiungen und an Ih-
rer Angstmache festhalten. Das stellen Sie in den öffentli-
chen Raum. Damit verunsichern Sie Investoren, Interes-
senten und übrigens auch Banken, mit denen man gerade 
in Verhandlungen steht.  

[Zurufe von der CDU] 

Sie signalisieren damit eine Unsicherheit bei diesem Pro-
jekt, die es in Wirklichkeit nicht gibt und auch nicht ge-
ben sollte. Das ist ein Schädigen des Projekts BBI, und 
das betreiben Sie.  
 
Nun wollen wir doch einmal die einzelnen Vorwürfe 
durchgehen!  

[Ah! bei der CDU] 

Der erste Vorwurf: Sie behaupten, die Kapazität von BBI 
sei zu gering.  

[Michael Dietmann (CDU): Das war eine Frage!] 

Die ursprüngliche Planung von Herrn Diepgen sah vor, 
dass es 2015 30 Millionen Passagiere pro Jahr und dann 
irgendwann einmal 60 Millionen Passagiere geben solle. 
Das ist für Sie der Maßstab. Dass BBI bei der Eröffnung 
im Jahr 2011 25 Millionen Passagieren haben wird – mit 
einer planfestgestellten Erweiterungsoption für 
45 Millionen Passagiere pro Jahr –, ignorieren Sie. Diese 
Kapazität reicht völlig aus, und zwar auf Jahrzehnte hin-
aus, selbst wenn sich der Luftverkehr weiter rasant entwi-
ckelt. Herr Otto hat allerdings recht: Diese rasanten Stei-
gerungsraten wird es in Zukunft ohnehin nicht mehr ge-
ben.  

[Andreas Gram (CDU): Sie reden den Raum leer!] 

Die dort hergestellte Kapazität wird eine ausreichende 
und bedarfsgerechte sein.  
 
Vorwurf Nr. 2, den Sie ständig in den Raum stellen, lau-
tet, die Kapazität der Berliner Flughäfen würde während 
der Bauphase nicht ausreichen. Das ist ebenfalls Unsinn, 
denn Schönefeld hat – obwohl es bis Dezember letzten 
Jahres zwei Start- und Landebahnen hatte – nur eine be-
trieben. Die Start- und Landebahn Nord stand nur noch 
für den Fall einer Havarie zur Verfügung. An der Anzahl 
der Start- und Landebahnen während der Bauphase ändert 
sich also faktisch gar nicht so viel.  
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Der größere Unsinn, den Sie erzählen, ist allerdings, dass 
die Anpassungen in Tegel nicht nötig seien, weil man das 
alles in Tempelhof machen könne. Deshalb sage ich Ih-
nen: Wir freuen uns sehr, dass es ab September eine Di-
rektverbindung nach China geben wird. Nun wollen Sie 
mir aber allen Ernstes erzählen, dass der Airbus 330 aus 
China dann in Tempelhof landen soll. Das ist doch wohl 
Unsinn.  

[Gelächter bei der Linksfraktion und der SPD – 
Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion):  

Von Bruchlandungen versteht er etwas!] 

Dann kommen die Sicherheitsauflagen hinzu. Deswegen 
wird in Tegel angepasst. Und es kommt hinzu, dass in 
Tegel Umsteigeverkehr stattfinden wird. Tegel ist ein 
Flughafen, der nicht für Umsteigeverkehre gebaut worden 
ist. Man muss dort selbstverständlich bauliche Kapazitä-
ten anbieten, damit die Fluggäste, die dort ankommen und 
umsteigen, nicht erst auschecken und dann wieder einche-
cken müssen.  

[Andreas Gram (CDU): Und  
dann wieder auschecken!] 

Das wäre doch Unsinn. Also benötigt man entsprechende 
bauliche Kapazitäten, die einen Umsteigeverkehr über-
haupt erst ermöglichen. Das ist gut für Tegel, gut für den 
Flugverkehr in Berlin und gut für Berlin, aber schlecht für 
Ihre Argumentation.  

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Oh! von der CDU] 

Dann haben Sie sich noch etwas ganz Feines ausgedacht: 
Ihre Frage 9 – Schönefeld würde im Notfall zusammen-
brechen, wenn dort irgendetwas passiert! Ich habe mich 
gewundert, dass Sie nicht an einen Tornado gedacht ha-
ben.  

[Andreas Gram (CDU): Meinen Sie  
das Kampfflugzeug?] 

Sie haben in Ihrer Rede dann auf den schlechten Beton 
Bezug genommen. Es ist wirklich witzig, was Sie an Ar-
gumenten herbeiziehen. Aber Sie möchten in Ihrer schrift-
lich vorgelegten Großen Anfrage, dass diese Betriebsan-
weisung NOT auch noch veröffentlicht wird. Ich sehe 
jetzt einmal zum Innensenator hinüber.  

[Kurt Wansner (CDU): Ihr bester Freund!] 

Diese Betriebsanweisung ist aus gutem Grund nicht zur 
Veröffentlichung vorgesehen. Fragen Sie bitte einmal bei 
Herrn Schäuble nach, der sonst in jedem Wohnzimmer 
auf der Suche nach möglichen Terroristen herumspioniert, 
was er dazu sagen würde, wenn eine solche Katastro-
phennotfallregelung an Flughäfen, die seit dem 11. Sep-
tember, wie Sie wissen, eine besonderes Ziel von Terro-
rismusaktivitäten darstellen, veröffentlicht würde! Fragen 
Sie Herrn Schäuble, ich bin auf seine Antwort gespannt!  

[Zurufe von der CDU] 

Ich kann sie Ihnen allerdings auch sagen: Die Notfallrege-
lungen sind klar. Sie sind für alle, die es betrifft, klar.  
 

Sie haben auch gar nicht mitbekommen, dass es auch im-
mer wieder einmal verschiedene Havarieübungen in 
Schönefeld gibt, die aus gutem Grund nicht immer in der 
Zeitung vorher angekündigt werden. Sie wollen das aber 
veröffentlichen und meinen, wenn das veröffentlicht wä-
re, wäre Ihr Aufklärungsbedürfnis bedient. So ein Unsinn! 

[Beifall bei der Linksfraktion – 
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Zur Finanzierung hat Herr Wowereit schon einiges ge-
sagt, und deshalb möchte ich mich sehr kurz halten:  

[Beifall von Dr. Manuel Heide (CDU) – 
Zurufe von der CDU: Danke!] 

Alle notwendigen Beschlüsse, die zur Finanzierung zu 
treffen waren, sind in Transparenz und Offenheit im Ab-
geordnetenhaus gefällt worden – einschließlich der Erb-
lastbeseitigung Baufeld Ost und einschließlich der Infor-
mationen über die Grundstruktur der Brückenfinanzie-
rung, auch der Haushaltsaufstellung, der Anteile der Ge-
sellschafter etc. Die Brückenfinanzierung steht, und alles 
Weitere wird verhandelt.  
 
Ich komme noch einmal darauf zurück: Wenn Verhand-
lungen mit Banken geführt werden, geht es auch um 
hochsensible Daten, wie dieses Projekt zu realisieren ist 
und welche Risiken einzuplanen und einzupreisen sind.  
 
Nun kommen wir wieder zu Ihnen. Sie belasten die Ver-
handlungen mit den Banken in einem sehr schwierigen 
Finanzierungsumfeld. Sie schädigen das Projekt.  
 
Nun komme ich zum letzten Vorwurf, die Ausschreibung 
sei in den Sand gesetzt. Dabei halte ich mich ganz kurz. 
Ich sehe, dass das Licht schon blinkt. An diesem Projekt 
sind bislang 29 Ausschreibungen erfolgreich, ordentlich, 
solide, vergeben und abgewickelt worden mit einem Auf-
tragsvolumen von über einer Milliarde €. Es sind nicht 
eine, zwei, drei oder sieben Ausschreibungen gewesen. 
Das muss man anerkennen. Stattdessen wird immer be-
hauptet, Ausschreibungen seien in den Sand gesetzt wor-
den. Das ist nicht richtig. Es gab 29 Vergaben ohne Skan-
dale, ohne rechtliche Auseinandersetzungen, ohne Verga-
berechtsstreit. Das muss erst einmal nachgemacht werden. 
Ich zolle Respekt vor den Leistungen der FBS-Leute, die 
das bewerkstelligt haben. 

[Beifall bei der Linksfraktion und der SPD] 

Weitere neun Ausschreibungen sind im Gange. Das läuft 
im Zeit- und Finanzierungsplan. Das ist eine zu un-
terstreichende Leistung. Es ist im Kosten- und Finanzie-
rungsplan. Das Projekt befindet sich im Zeitplan. Nächste 
Woche wird der Rohbau des unterirdischen Bahnhofs, 
Herr Pflüger, nicht unterirdischer Flughafen, übergeben 
werden. Der Terminal wird gebaut. Es passiert sehr viel 
und erfolgreich. Diesen Weg gehen wir weiter. 
 

Präsident Walter Momper: 
Würden Sie bitte zum Schluss kommen, Frau Kollegin? 
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[Beifall bei der CDU und der FDP – Unruhe] 

 

Jutta Matuschek (Linksfraktion): 

Herr Pflüger, ich gebe Ihnen einen Hinweis mit. Hören 
Sie auf, das Projekt schlecht zu reden! Hören Sie auf, wei-
ter Unsicherheit zu verbreiten! Damit schädigen Sie das 
Projekt und sich selbst. Das bekommen Sie jedoch selbst 
schon gar nicht mehr mit. 

[Beifall bei der Linksfraktion] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Frau Kollegin Matuschek! – Jetzt hat für 
die Fraktion der FDP der Kollege von Lüdeke das Wort. – 
Darf ich, bevor Herr von Lüdeke spricht, einmal darum 
bitten, dass diejenigen, die unruhig sind, vorübergehend 
den Saal verlassen, um sich zu beruhigen. Alle anderen 
bitte ich, den Rednern zuzuhören. – Bitte, Herr von Lüde-
ke, Sie haben das Wort. 
 

Klaus-Peter von Lüdeke (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident! – Meine Damen und Her-
ren! Auch für die FDP möchte ich an dieser Stelle noch 
einmal das Bekenntnis zu BBI abgeben. Ich muss es aus-
drücklich wiederholen. Wir brauchen die Belehrung von 
Frau Matuschek nicht. Wir haben immer zu BBI gestan-
den und tun es auch weiterhin. 

[Beifall bei der FDP– 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Die Große Anfrage der CDU zur Flughafenpolitik des Se-
nats, ob die Politik am Bedarf vorbeigeht, ist nicht so 
ganz unberechtigt. Das haben wir hier im Lauf der Zeit 
gemerkt. Wir haben die Frage in der Vergangenheit auch 
schon häufiger gestellt. Wir werden sie auch in Zukunft 
noch häufiger stellen müssen. Die Angelegenheit ist noch 
nicht abgeschlossen. 
 
Nun rüste ich an dieser Stelle ein wenig ab. Wir sind auch 
alle in Eile. Ich habe hier eine ganze Menge Polemik auf 
dem Zettel, verkneife sie mir jedoch. Allerdings muss ich 
auch sagen, dass ihr Vortrag mehr der von Schnatterin-
chen war, wenn Frau Matuschek Herrn Pflüger als Pit-
tiplatsch bezeichnet. 

[Beifall und Heiterkeit bei der FDP und der CDU] 

Er hat sehr gereizt, die Polemik, die ich vorher aus mei-
nem Vortrag herausgestrichen habe, doch wieder zu akti-
vieren. Damit sei es getan. Auch wir akzeptieren natürlich 
den Volksentscheid zum Flughafen Tempelhof. An der 
Stelle muss ich das noch einmal betonen. Wir akzeptieren 
das Ergebnis ohne Einschränkungen, wenngleich wir es 
bedauern, dass 530 000 Bürger für Tempelhof votiert ha-
ben und damit das Quorum nicht erreicht wurde. Als 
FDP-Fraktion sind wir guter Hoffnung, dass sich die Leu-
te lange an diese Entscheidung erinnern werden. Wir 
werden dafür sorgen, dass bei der nächsten Wahl das in 

Erinnerung bleibt. Soviel möchte ich jetzt hier zum Flug-
hafen Tempelhof bemerken. 

[Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Nun lassen Sie die Kapazitätsprobleme, die möglicher-
weise bestehen können – das haben meine Vorredner 
teilweise schon eingestanden – außer Acht. Wir sind si-
cher, dass Sie bei allen Mahnungen der Fachwelt am 
31. Oktober diesen Flughafen Tempelhof schließen wer-
den, egal, was passiert. Wir nehmen das zur Kenntnis und 
hin. Wenn es zu Kapazitätsproblemen kommt, werden wir 
Sie immer wieder darauf aufmerksam machen, warum das 
der Fall ist. 

[Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Ich rüste hier ab und kürze ein wenig. Wir sehen die Ka-
pazitätsprobleme in der Weise nicht unbedingt. Lediglich 
in der Bauphase kann es schwierig werden. Deshalb wäre 
die Offenhaltung Tempelhofs nicht so uninteressant. 
Probleme könnten in der Bauphase entstehen, danach 
nicht mehr. Die dort über die zwei unabhängig voneinan-
der verlaufenden Startbahnen aufgebaute Gesamtkapazität 
ist so gewaltig, dass wir nicht glauben, wie es bei vollem 
Betrieb in irgendeiner Weise, zumindest die Bahnen 
betreffend, zu Problemen kommen kann.  
 
Wir haben gestern eine Stichprobe machen lassen, wie es 
derzeit bei Berliner Flugsystemen aussieht. Zu den tages-
starken Zeiten zwischen 6.00 Uhr und 9.00 Uhr gibt es 52 
Slots, zu den Zeiten 17.00 Uhr bis 20.00 Uhr 32 Slots. 
BBI wird maximal 84 Slots pro Stunde schaffen. Daran 
sehen Sie, welchen großen Puffer es dort gibt. Selbst 
wenn noch 10 Prozent hinzukommen, ist das mit Sicher-
heit kein Problem. 
 
Ich komme nun zu dem gesamten Bereich Prognosen. Das 
ist ein schwieriges Feld. Ich nehme einmal eine Zahl, das 
Passagieraufkommen 2008. Selbst von der ICAT, die in 
den Prognosen gerade im Vorfeld des Volksentscheides 
nicht zurückhaltend war, wird von 22 Millio-
nen Passagieren in diesem Jahr ausgegangen. Auch diese 
gehen davon aus, dass der bisherige dramatische Anstieg 
ins Stocken gerät und abflacht, sodass wir guter Dinge 
sind, dass die aufgebauten Kapazitäten durchaus von BBI 
bewältigt werden können. 
 
Die Vorredner sind auch auf Tegel und die dort ausgebau-
ten Kapazitäten eingegangen. Ich möchte das nicht weiter 
betonen. Es ist immer wieder erstaunlich, was dieser 
Flughafen Tegel heute schafft, der von vornherein mit ei-
ner Kapazität errichtet wurde, die nicht einmal bei der 
Hälfte dessen, was er heute leistet, liegt. Wir können alle 
glücklich sein, dass wir ihn haben, wenn ihn auch BBI 
irgendwann ersetzen wird. 

[Beifall bei der FDP] 

Ich möchte noch eine Anmerkung machen, die uns am 
Herzen liegt. Es geht hierbei um die Finanzierung. Der 
Regierende Bürgermeister sagt auch heute nichts Kon-
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kretes dazu. Bei unserem Besuch in Schönefeld, den Kol-
legen bereits angesprochen haben, wurde uns immerhin 
gesagt, dass in zwei Wochen im Hauptausschuss darüber 
gesprochen wird. Wir sind sehr gespannt. Es wird auch 
Zeit, dieses Thema im Hauptausschuss zu behandeln. Vor 
allem warten wir ganz gespannt auf das Finanzierungs-
konzept. Besonders interessiert uns dabei die Frage, wie 
groß das Engagement der IBB in diesem Zusammenhang 
sei muss. Das scheint doch wohl das Hauptproblem zu 
sein.  

[Beifall bei der FDP] 

Wir hätten heute gern noch andere Fragen gestellt. Wir 
merken auch, dass die CDU in ihrer Großen Anfrage nicht 
ganz konsistent war. So hätten wir Fragen die Bahnanbin-
dung betreffend gestellt und wie Sie überhaupt den ÖPNV 
anbinden wollen. Wie steht es mit dem Parkplatzangebot 
in BBI? Dazu wurde uns jüngst bei unserem Besuch in 
Schönefeld großartig erklärt, BBI würde einmalig für 
Deutschland einen Modal Split von 50:50 erreichen. Wir 
sind sehr skeptisch, ob das erreicht wird, bei dem, was Sie 
zurzeit an ÖPNV-Anbindung leisten. Ob die Bevölkerung 
das so akzeptiert, ist sicherlich fraglich. 

[Beifall bei der FDP] 

Abschließend möchte ich noch einmal auf die Prognosen 
zurückkommen. In diesem Bereich scheint sich einer sehr 
gut auszukennen. Das ist immerhin ein Fachmann und 
wieder ein SPD-Verkehrsminister, Herr Tiefensee. Er 
möchte den Luftverkehr mit einem neuen Verkehrskon-
zept vorantreiben und sagte in der „Berliner Morgenpost“ 
am 23. Juni, also vor wenigen Tagen: 

Der Flughafen Frankfurt ist der größte Hub-Flug-
hafen und wird ausgebaut. Dies unterstütze ich und 
ebenso den Ausbau des anderen Drehkreuzes Mün-
chen. 

Nur mal ganz am Rande: BBI erwähnt der Bundesver-
kehrsminister mit keiner Silbe. Seine Prognose – darauf 
möchte ich hinaus – für die Entwicklung der Fluggastzah-
len in Deutschland lautet: Die Zahl der Fluggäste wird 
sich 2020 gegenüber 2000 mit ca. 300 Millionen mehr als 
verdoppelt haben. Was würde das für BBI bedeuten? – 
2000 hatte das Gesamtsystem BBI etwa 13,7 Millionen 
Passagiere. Das hieße 2020 für BBI 27,4 Millionen. Das 
heißt also, bei Ihrem Terminal, das Sie vorhaben, würde 
es schon knirsch. Nicht bei den Start- und Landebahnen, 
aber bei Ihrem Terminal knirscht es dann gewaltig. 

[Unruhe] 

Wäre ich Pessimist, dann würde ich jetzt sagen, dass es 
mit Prognosen in volkswirtschaftlich turbulenten Zeiten 
ohnehin so eine Sache ist. Bei anhaltendem Anstieg der 
Rohölpreise – meine Vorredner sind schon darauf einge-
gangen – könnte die Frage erlaubt sein, wer sich wohl 
2020 überhaupt noch Flugreisen wird leisten können. 
Flugreisegesellschaften sind bereits heute dabei, ihre An-
gebotspaletten gewaltig zusammenzustreichen, nicht nur 
bei Deutschland- und EU-Flügen, sondern auch bei Inter-
kontinentalflügen.  

[Unruhe] 

Und Sie werden 2020 behaupten, Sie hätten in weiser 
Voraussicht alle Prognosen der Fachwelt ignoriert. So 
schlau seien Sie schon 2008 gewesen. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der FDP – 
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Kollege von Lüdeke! – Nunmehr hat 
der Fraktionsvorsitzende Dr. Pflüger das Wort mit einer 
Redezeit von bis zu zehn Minuten. – Bitte schön, Herr 
Dr. Pflüger, Sie haben das Wort! 
 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU): 

Ich wollte in den nächsten zehn bis fünfzehn Minuten 
noch einmal auf alle diese Themen eingehen. 

[Gelächter bei der Linksfraktion und den Grünen] 

Nein, im Ernst, ich will in dieser Debatte nur Folgendes 
zu Protokoll geben: Wir als CDU-Fraktion werden uns 
auch von Herrn Gaebler, Frau Matuschek und allen mög-
lichen Leuten, die hier mit persönlichen Diffamierungen 
arbeiten, unsere Freude an BBI nicht verderben lassen. 

[Beifall bei der CDU und der FDP –  
Dr. Wolfgang Albers (Linksfraktion): Das kommt  

reichlich spät!] 

Zweitens werden wir jeden Versuch abwehren, unser En-
gagement für Tempelhof als ein Engagement gegen BBI 
darzustellen. Das ist absurd. Wir sind von Anfang an auch 
die Partei von BBI gewesen. 

[Beifall bei der CDU – Bravo! von der CDU – 
Vereinzelter Beifall bei der FDP] 

Drittens, Frau Matuschek: Die Zeiten sind glücklicher-
weise in Deutschland vorbei, wo Ihre Partei das Urteil 
darüber fällen konnte, ob eine kritische Sachfrage ein 
Staatsverrat ist. Wir werden uns das Wort als Opposition 
nicht verbieten lassen und auch in Zukunft kritische Fra-
gen stellen. 

[Beifall bei der CDU – Bravo! von der CDU – 
Vereinzelter Beifall bei der FDP] 

 

Präsident Walter Momper: 
Danke schön, Herr Dr. Pflüger! – Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Die Große Anfrage ist damit be-
gründet, beantwortet und besprochen.  
 
Die Große Anfrage unter dem Tagesordnungspunkt 10 
war Priorität der Fraktion der FDP unter der lfd. Nr. 4 b. 
Die lfd. Nrn. 11 und 12 stehen als vertagt auf der Kon-
sensliste. Die lfd. Nrn. 13 und 14 stehen ebenfalls auf der 
Konsensliste. 
 
Ich rufe auf 
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lfd. Nr. 15: 
Beschlussempfehlung 

Stellungnahme des Senats zum Bericht der  
Berliner Beauftragten für Datenschutz und  
Informationsfreiheit für das Jahr 2006 
Beschlussempfehlung InnSichO Drs 16/1472 
Vorlage – zur Kenntnisnahme – Drs 16/0772 

Dieser Tagesordnungspunkt ist ebenfalls vertagt. 
 
Die lfd. Nrn. 16 bis 19 stehen auf der Konsensliste.  
 
Die 

lfd. Nr. 20: 
Beschlussempfehlung 

Berlin attraktiver für einkommensschwache  
Berliner/-innen! 
Beschlussempfehlung IntArbBSoz Drs 16/1519 
Antrag der Grünen Drs 16/1301 – neu – 

ist vertagt. 
 
Die lfd. Nr. 21 steht auf unserer Konsensliste. 
 
Jetzt komme ich zur 

lfd. Nr. 22: 
a) Beschlussempfehlung 

Veränderte Lebensbedingungen erfordern die  
Förderung der Tagespflege! 
Beschlussempfehlung BildJugFam Drs 16/1521 
Antrag der FDP Drs 16/0253 

b) Beschlussempfehlung 

Transparenz in der Perspektive der  
Kindertagespflege 
Beschlussempfehlung BildJugFam Drs 16/1522 
Antrag der FDP Drs 16/1203 

c) Beschlussempfehlung 

Tagesgroßpflegestellen in Berlin erhalten 
Beschlussempfehlung BildJugFam Drs 16/1524 
Antrag der FDP Drs 16/1249 

d) Dringliche Beschlussempfehlungen 

Tagesgroßpflegestellen in Berlin erhalten und  
ausbauen 
Beschlussempfehlungen BildJugFam und Haupt  
Drs 16/1574 
Antrag der CDU Drs 16/0243 

Der Dringlichkeit der zuletzt genannten Beschlussemp-
fehlungen wird offensichtlich nicht widersprochen. 
 
Ein Beratung ist nicht mehr vorgesehen. Zu allen vier An-
trägen empfehlen die Ausschüsse jeweils die Ablehnung, 
und zwar gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen 

und beim Tagesgroßpflegestellenantrag der FDP bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen. Ich lasse nun also 
abstimmen, zuerst über die Drucksache 16/0253, Stich-
wort „Förderung der Tagespflege“. Wer dem zustimmt, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind FDP, 
Bündnis 90/Die Grünen und die CDU. Die Gegenstim-
men! – Das sind die beiden Regierungsfraktionen. Letzte-
res war die Mehrheit. Dann ist der Antrag abgelehnt. Ent-
haltungen sehe ich nicht. 
 
Dann komme ich zur Drucksache 16/1203, Stichwort 
„Perspektiven der Kindertagespflege“. Wer dem seine 
Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind Bündnis 90/Die Grünen, CDU 
und FDP. – Danke schön! – Die Gegenprobe! – Das sind 
die beiden Regierungsfraktionen. Letzteres war die Mehr-
heit. Dann ist der Antrag abgelehnt. Enthaltungen sehe ich 
nicht. 
 
Dann komme ich zur Drucksache 16/1249, Stichwort 
„Tagesgroßpflegestellen“, dem Antrag der FDP. Wer dem 
seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die FDP und die CDU. Die Ge-
genstimmen! – Das sind die SPD und die Linke. Letzteres 
war die Mehrheit. Dann ist der Antrag abgelehnt. Bündnis 
90/Die Grünen enthalten sich der Stimme. 
 
Dann komme ich zur Drucksache 16/0243, Stichwort  
ebenfalls „Tagesgroßpflegestellen“, Antrag der CDU. 
Wer dem seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind FDP, CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen. Die Gegenprobe! – Das sind die 
beiden Regierungsfraktionen. Letzteres war die Mehrheit. 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
 
Die lfd. Nrn. 23 bis 25 sind durch unsere Konsensliste er-
ledigt. 
 
Ich komme zur 

lfd. Nr. 26: 
Beschlussempfehlung 

Mehr Wohlstand durch Wettbewerb (VIII):  
EU-Dienstleistungsrichtlinie zügig umsetzen –  
einheitlichen Ansprechpartner einsetzen 
Beschlussempfehlung WiTechFrau Drs 16/1540 
Antrag der FDP Drs 16/1159 

Dazu wurden die Reden zu Protokoll gegeben. 
 

Henner Schmidt (FDP) [zu Protokoll gegeben]: 

Es ist zwar schon spät, aber das Thema ist es wirklich 
wert, auch jetzt noch debattiert zu werden. Bei der Um-
setzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie handelt es sich 
nämlich um alles andere als um einen Formalismus. Es 
handelt sich um eine Maßnahme, die substanziell in die 
Verwaltungsabläufe in Berlin eingreifen wird. Und es 
handelt sich um eine Maßnahme, die die Wirt-
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schaftsfreundlichkeit unser Stadt deutlich erhöhen kann 
und damit allen Bürgern und Unternehmen nutzt. 
 
Um was geht es? Welche Chancen bieten sich für Berlin? 
Erste Chance: Für alle Fragen, die die Verwaltung betref-
fen, soll es in Berlin für alle Unternehmen nur einen ein-
zigen Ansprechpartner geben – unabhängig davon, wel-
che Senatsverwaltungen, welche Behörden, welche Be-
zirke fachlich zuständig sind. Zweite Chance: Der Stand 
der Genehmigungsverfahren wird zentral verfolgt – das 
schafft neue Transparenz darüber, welche Verwaltungen 
blockieren und welche sich wirklich als Dienstleister 
empfinden. Dritte Chance: Wenn das Verfahren zu lange 
dauert, ist der Antrag automatisch erledigt, das sorgt für 
schnelle Entscheidungen. Wer bisher für Genehmigungen 
durch die Verwaltungen der Bezirke tingeln musste oder 
das ständige Hin und Her zwischen Senatsverwaltungen 
und Bezirken am eigenen Leibe erlebt hat, der weiß: Das 
ist eine Revolution in der Berliner Verwaltung! Diese Re-
volution gilt nicht nur für ausländische Unternehmen. Der 
Einheitliche Ansprechpartner steht nämlich auch für die 
Berliner Unternehmen bereit.  
 
Der Senat hat dies erkannt und will es so umsetzen. Das 
ist durchaus lobenswert. Auch alle Berliner Unternehmen 
bekommen so vereinfachten Zugang zu Genehmigungen. 
Auch für alle Berliner Unternehmen müssen Anträge in 
einer vorgegebenen Zeit bearbeitet werden. Was meinen 
Sie, was für ein Ansturm losbricht, wenn die Berliner Un-
ternehmen dies verstanden haben? Wie viel unternehmeri-
scher Elan kann dadurch ausgelöst werden! Wie viel Frust 
wird so abgebaut! 
 
Die Umsetzung ist aber leider kompliziert: Schwierige 
Abstimmungsfragen zwischen den Bezirken und Senats-
verwaltungen und ein neuartiges Zusammenwirken der 
IT-Systeme sind unabdingbare Voraussetzungen für den 
Erfolg. Das heißt: Viele Probleme, die bisher in der Ver-
waltungsreform nicht gelöst wurden, müssen jetzt schnell 
behoben werden. Jetzt kommt richtig Druck auf diese 
Fragen, und das ist gut so. 
 
Deshalb ist es ganz wesentlich, die genaue Ausgestaltung 
des Einheitlichen Ansprechpartners zu diskutieren. We-
sentliche Frage dabei ist: Wer soll es denn tun? Das Land 
Berlin? Die Kammern? Oder Private? – Aus Sicht der 
FDP-Fraktion braucht Dienstleistung privates Engage-
ment. Wir glauben nicht, dass Landesbehörden sich wirk-
lich zu echten serviceorientierten Dienstleistern umschu-
len lassen. Die Kammern kommen für uns als FDP hier 
nicht in Frage. Sie haben aufgrund der Pflichtmitglied-
schaft eine besondere Pflicht, sich auf enge Kernaufgaben 
zu begrenzen. Zudem ist nicht sichergestellt, dass die 
Kammern externe Firmen völlig gleich mit ihren eigenen 
Mitgliedern behandeln. Die Kammern sind ja gerade Ver-
treter der Berliner Wirtschaft, nicht Externer. Deshalb 
kämen sie in einen Interessenkonflikt. Deshalb gilt: Ohne 
Private mit Dienstleistungserfahrung geht es hier nicht.  
 

Wenn der Senat denkt, es ginge hier um eine reine Ver-
waltungsfrage, verpasst er wesentliche Chancen für die 
Wirtschaft unserer Stadt. Deshalb muss eine Lösung ge-
funden werden, die die Verwaltungserfahrung der Lan-
desbehörden und die Dienstleistungseinstellung Privater 
zusammenbringt. Viele Auskunfts- und Betreuungsdienst-
leistungen, um die es hier geht, sind nicht hoheitlich und 
können von Privaten erledigt werden. Mit unserem Antrag 
wollen wir die Tür für die Einbeziehung privater 
Dienstleister offenhalten, wir wollen die bestmögliche 
Dienstleistung für unsere Berliner Unternehmen und alle 
Unternehmen, die hierher kommen wollen. Nutzen wir 
also die große Chance, die uns die EU-Dienstleistungs-
richtlinie bietet, und machen wir das Beste für Berlin dar-
aus! Stimmen Sie unserem Antrag zu! 
 

Oliver Scholz (CDU) [zu Protokoll gegeben]: 

Es ist inzwischen gängige Praxis, dass Initiativen und An-
träge der Opposition vonnöten sind, um den Senat in Sa-
chen Europa auf Trab zu bringen. Nicht nur das skandalö-
se Abstimmungsverhalten Berlins im Bundesrat zum EU-
Reformvertrag zeigt, dass der rot-rote Senat nicht willens 
und in der Lage ist, unsere Stadt für Europa fit zu ma-
chen. Im Gegenteil – das Verhalten des Senats bei euro-
papolitischen Fragen spült Wasser auf die Mühlen der Eu-
ropa-Skeptiker und schürt in der Öffentlichkeit die so oft 
beklagte Politikverdrossenheit.  
 
Die CDU-Fraktion stimmt dem Antrag der FDP zur zügi-
gen Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie aus-
drücklich zu. Und wir fordern den Senat auf, die von der 
EU gesetzte Frist nicht bis zum letzten Tag auszureizen. 
Wir erwarten, dass unverzüglich mit den Vorbereitungen 
begonnen wird und die notwendigen Rahmenbedingungen 
nicht wie so oft im letzten Moment mit der sprichwörtli-
chen heißen Nadel gestrickt werden.  
 
Herrn Senator Wolf rufe ich zu: Orientieren Sie sich bei 
der Einsetzung eines Einheitlichen Ansprechpartners für 
die Erbringer und Empfänger von Dienstleistungen nicht 
an Ihrer zahnlosen sogenannten One-Stop-Agency! Was 
die Stadt braucht, ist eine Institution, die in der Lage ist, 
ihren „Kunden“ auch tatsächlich die erwartete Unterstüt-
zung zu geben. Und weil Sie, Herr Senator, es selbst of-
fenbar nicht können, empfehle ich Ihnen, den vorliegen-
den Antrag aufmerksam zu lesen und bei der Umsetzung 
vor allem die Zusammenarbeit mit kompetenten Partnern, 
beispielsweise den Kammern und Verbänden, zu suchen.  
 
Einen Aspekt aus dem Sieben-Punkte-Papier möchte ich 
besonders herausgreifen, einen Punkt, bei dem die CDU-
Fraktion noch mehr Handlungsbedarf sieht, als es der 
FDP-Antrag beschreibt. Wir meinen, der Senat sollte 
nicht nur auf eine Koordination mit dem Land Branden-
burg achten. Mehr noch: Berlin muss gemeinsam mit 
Brandenburg am organisatorischen und inhaltlichen Rah-
men für die Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie ar-
beiten. Leider spüren wir oft genug, dass der Senat so a-
giert, als befände sich unsere Stadt unter einer Käseglo-
cke. Es ist höchste Zeit, dass Wowereit und Co. begreifen: 
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Berlin ist mit der EU-Erweiterung in diesem Jahrzehnt in 
die Mitte der Europäischen Union gerückt. Es gilt, die da-
durch entstehenden Chancen zu nutzen. Herr Wowereit! 
Krempeln Sie die Ärmel hoch und machen Sie Berlin in 
jeglicher Hinsicht fit für Europa! Wenn Sie und Ihre Se-
natsmannschaft nur ein Zehntel des Kampfgeistes der 
Deutschen Nationalmannschaft haben, sollte dies gelin-
gen.  
 

Stefan Liebich (Linksfraktion) [zu Protokoll gegeben]: 

Wir werden hier – wie in den Ausschüssen – den Antrag 
ablehnen, weil zum Teil Selbstverständlichkeiten bean-
tragt wurden, an denen der Senat, wie bei einem diesbe-
züglichen Besprechungspunkt deutlich wurde, bereits ar-
beitet und weil wir den durch die Dienstleistungsrichtlinie 
vorgeschriebenen Einheitlichen Ansprechpartner nicht auf 
den Markt werfen und befristen wollen, sondern diese 
Aufgabe in öffentlicher Hand und in Kooperation mit der 
IHK umsetzen wollen. 
 
Der DGB hat uns jedoch in einem Schreiben gebeten, 
wiewohl er das auch von Berlin geplante bundesweit ge-
meinsame Vorgehen begrüßt, die DLR politisch zu wür-
digen. Diese Gelegenheit will ich hier gern nutzen: Als 
die Dienstleistungsrichtlinie, die ursprünglich vom EU-
Kommissar Bolkestein vorgeschlagen wurde, 2006 durch 
den Kampf der Gewerkschaften, NGOs und auch linker 
Parteien wie unserer nachgebessert werden musste, wurde 
auch erreicht, dass „nicht wirtschaftliche Dienstleistungen 
von allgemeinem Interesse“ ausgenommen seien. Viele 
waren dann zufrieden, so die SPD, die diese DLR sodann 
unterstützte, aber auch der Widerstand der Gewerkschaf-
ten war nicht mehr erkennbar. Wir – Die Linke – waren 
weiter dagegen, und ich will Ihnen auch sagen warum: In 
Artikel 1 (3) heißt es nunmehr:  

Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mit-
gliedstaaten, im Einklang mit dem Gemeinschafts-
recht festzulegen, welche Leistungen sie als von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erachten, 
wie diese Dienstleistungen unter Beachtung der 
Vorschriften über staatliche Beihilfen organisiert 
und finanziert werden sollten und welchen spezifi-
schen Verpflichtungen sie unterliegen sollten. 

Klingt gut, oder? – Und noch besser: 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie über die Nie-
derlassungsfreiheit und die Dienstleistungsfreiheit 
sollten nur insoweit Anwendung finden, als die 
betreffenden Tätigkeiten dem Wettbewerb offen 
stehen, so dass sie die Mitgliedstaaten weder ver-
pflichten, Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse zu liberalisieren, noch öf-
fentliche Einrichtungen, die solche Dienstleistun-
gen anbieten, zu privatisieren, noch bestehende 
Monopole für andere Tätigkeiten oder bestimmte 
Vertriebsdienste abzuschaffen. 

Wunderbar, da konnte man den Kampf ja wirklich been-
den! Das Problem ist nur, dass es keine klare Definition 

gab, was das heißt. Dies bleibt nämlich den Mitgliedsstaa-
ten überlassen.  
 
Unser Interesse ist dabei klar: eine möglichst breite Aus-
legung dieser Formulierung. Da treffen wir uns mit den 
Intentionen der DGB-Gewerkschaften, so z. B. der IG 
Metall und Verdi, die eine exakte Abgrenzung von 
Dienstleistungen im wirtschaftlichen Interesse im allge-
meinen und im allgemein wirtschaftlichen Interesse ver-
langen, um die weitere Aushöhlung der Daseinsvorsorge 
durch die Hintertür zu verhindern. 
 
Der Städtebund stellt jedoch fest:  

Eine rechtssichere Definition der Begriffe „wirt-
schaftliche“ bzw. „nicht wirtschaftliche“ Dienst-
leistungen durch europäisches Recht fehlt. Der 
Kompromisstext räumt zwar den Mitgliedsstaaten 
die Hoheit bei Definition nicht wirtschaftlicher 
Leistungen der Daseinsvorsorge nach nationalem 
Recht ein. Daraus kann aber nicht gefolgert wer-
den, dass eine derartige Definition rechtssicher ist, 
zumal jede Dienstleistung nach wirtschaftlichen 
Kriterien messbar ist. Damit stehen große Bereiche 
öffentlicher Dienstleistungen letztlich wieder auf 
dem Prüfstand der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes. 

Und auf den EuGH als Instanz zu setzen, die den bisher 
nicht klar definierten Bereich in unserem Sinne auslegt, 
scheint nach dem Urteil gegen Niedersachsen in Sachen 
„Rüffert“ nicht aussichtsreich zu sein.  
 
Es bleibt daher die Herausforderung, erstens und vor al-
lem im Mitgliedsstaat Deutschland zu entsprechenden 
Klarstellungen zu kommen. Der Bundestag und die Bun-
desregierung sind hier gefordert. Noch wichtiger ist es 
aber, dass auch im Europäischen Parlament auf eine Klar-
stellung hingewirkt wird, damit nicht ein europäischer 
Wettbewerb der schlechtestmöglichen Interpretation ein-
setzt.  
 
Und auch wenn ein einzelnes Bundesland – ich sage nur 
Vergabegesetz – auf europäischer Ebene nur sehr wenig 
zählt, muss auch Berlin aktiv bleiben. In Berlin setzen wir 
uns daher auch dafür ein, dass die Gewerkschaften an der 
Umsetzung beteiligt werden. Der Senat hat dies bei der 
Besetzung der Entscheidungsinstanz auch absichern kön-
nen. Dies alles ist natürlich nicht das Problem der FDP. 
Sie will mehr Markt, mehr Private, mehr Ausschreibun-
gen, und dem stimmen wir natürlich nicht zu! – Vielen 
Dank! 
 

Thomas Birk (Grüne) [zu Protokoll gegeben]: 

Alles wartet gespannt darauf, wer heute Abend der Geg-
ner von Deutschland im Finale wird, da kann die Span-
nung darüber, wie die EU-Dienstleistungsrichtlinie in 
Berlin umgesetzt wird, wohl kaum mithalten. 
 
Was ist das Problem: Ab Januar 2010 muss es in allen 
EU-Staaten, also auch in den Bundesländern, einheitliche 
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Ansprechpartner für interessierte Dienstleistungsunter-
nehmen aus dem In- und Ausland geben. Den Unterneh-
men müssen onlinegestützt mehrsprachige Informationen 
über die Genehmigungsvoraussetzungen und -bestim-
mungen zur Verfügung gestellt werden, und das in einfa-
cher und verständlicher Weise. Was sich so leicht anhört, 
ist gerade bezogen auf Berlin und seine Verwaltungs-
struktur ein kompliziertes Unterfangen.  
 
Parallel dazu plant die Bundesregierung die Einführung 
einer Telefonnummer 115, wo alle Bürgerinnen und Bür-
ger ihre Anliegen an die Verwaltung loswerden können 
und auch onlineunterstützt möglichst viele dieser Anlie-
gen ohne Weiterleitung an eine weitere Ebene durch Call-
center direkt erledigt werden sollen. 
 
Die bisherigen Beratungen in den Ausschüssen zu diesen 
beiden Anliegen haben gezeigt, dass es zur Umsetzung 
mehr Fragen als Antworten gibt. Im Moment gehen die 
Beamtinnen und Beamten ein umfangreiches Prüfraster 
zur Normenprüfung durch, bisher geht man davon aus, 
dass nicht viele Gesetze und Verordnungen geändert wer-
den müssen, um diese einheitlichen Ansprechpartner zu 
verwirklichen. 
 
Das mag sein, dann müssen sie aber mindestens die Praxis 
ändern. Ein Beispiel: Die bezirkliche Wirtschaftsförde-
rung ist vor zwei Jahren gesetzlich gestärkt worden, und 
bekam damit eine Lotsenfunktion für Unternehmen bei 
wichtigen Vorhaben übertragen. Sie soll anderen Ämtern 
Fristen bei Genehmigungsvorgängen setzen können und 
diese Fristen überwachen. Dies wäre ja für die Beschrei-
bung von Genehmigungsverfahren für ausländische 
Investoren nicht unerheblich. Die Praxis sieht aber leider 
so aus, dass die Bezirke mangels Personal und z. T. auch, 
weil man den internen Ärger nicht möchte, diese gesetzli-
che Neuerung nicht umsetzen. Wir haben wiederholt auf 
dieses Problem hingewiesen, aber getan hat sich bisher 
wenig. Noch immer ist nach außen nicht recht zu vermit-
teln, wie die Kompetenzabgrenzung zwischen Berlin 
Partner, der ZAK und den Bezirken verläuft. Von den 
Abgrenzungen zum Land Brandenburg trotz Buiseness 
Location Center in einer gemeinsamen Wirtschaftsregion 
ganz zu schweigen.  
 
Nun zum FDP-Antrag: Sie fordern die Ausschreibung des 
einheitlichen Ansprechpartners, und das auch noch auf 
fünf Jahre befristet. Gleichzeitig betonen Sie immer wie-
der, Sie hätten ausdrücklich nicht die IHK im Auge. Wir 
können diesem Antrag nicht folgen. Es gibt immer noch 
berechtigte Vorbehalte gegen die Dienstleistungsrichtlinie 
und ihre Folgen. Es gilt weiterhin darauf hinzuwirken, 
dass die Mindeststandards bei Entgelten, Arbeitsbedin-
gungen und Arbeitszeiten gewahrt werden. Außerdem 
müssen unverzichtbare Standards beim Umwelt- und 
Verbraucherschutz beachtet werden. 
 
Auch deswegen meinen wir, dass der einheitliche An-
sprechpartner eine hoheitliche Aufgabe bleiben muss. In-
sofern verfolgen wir durchaus kritisch, wer bei der Um-

setzung eigentlich das Sagen hat, das IT-Dienstleistungs-
zentrum, die zahlreichen Firmen, die sich da reihenweise 
scheinbar unentgeltlich anbieten, oder der Senat. Da wer-
den wir kritisch dranbleiben. Wir werden auch darauf 
achten, dass das Vorhaben auf Open-Source-Basis ver-
wirklicht wird. 
 
Aber ums so mehr lehnen wir hier eine Ausschreibung der 
Gesamtaufgabe ab, weil es obendrein nur zu Doppelarbei-
ten führen würde, da der Senat als Zulieferer der zahlrei-
chen Informationen trotzdem tätig werden müsste. Au-
ßerdem sehen wir schon Datenschutzprobleme genug, die 
sich bei einer Übertragung auf Private noch verschärfen 
würden. Deswegen lehnen wir den FDP-Antrag ab. 
 

Vizepräsident Dr. Uwe Lehmann-Brauns: 
Der Ausschuss empfiehlt mehrheitlich gegen CDU und 
FDP die Ablehnung des Antrags der FDP. Wer dem An-
trag zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. – Das sind FDP und CDU. Die Gegenprobe! – 
Das sind die beiden Regierungsfraktionen und Bünd-
nis 90. Letzteres war die Mehrheit. Dann ist der Antrag 
abgelehnt. Enthaltungen sehe ich nicht. 
 
Ich komme dann zur 

lfd. Nr. 26 A: 
a) Dringliche Beschlussempfehlung 

Vermögensgeschäft Nr. 5/2008 des  
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte 
Beschlussempfehlung Haupt Drs 16/1575 
Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß  
§ 38 Abs. 1 GO Abghs 

b) Dringliche Beschlussempfehlung 

Vermögensgeschäft Nr. 12/2008 des  
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte 
Beschlussempfehlung Haupt Drs 16/1576 
Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß  
§ 38 Abs. 1 GO Abghs 

Der Dringlichkeit wird offenbar nicht widersprochen. 
 
Ein Beratung ist nicht vorgesehen. Zu beiden Vermö-
gensgeschäften empfiehlt der Hauptausschuss jeweils ein-
stimmig die Annahme. Ich lasse einzeln abstimmen, zu-
nächst über das Vermögensgeschäft Nr. 5 auf Drucksa-
che 16/1575. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Die Gegenpro-
be! – Enthaltungen? – Dann ist das einstimmig. 
 
Dann stimmen wir über das Vermögensgeschäft Nr. 12 
auf Drucksache 16/1576 ab. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Auch das sind wieder alle 
Fraktionen. Gegenstimmen? – sehe ich nicht. Enthaltun-
gen? – auch nicht. Dann ist auch das einstimmig so ange-
nommen. 
 
Ich komme zur 
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lfd. Nr. 27: 
Zusammenstellung 

Vorlagen – zur Kenntnisnahme –  
gemäß Artikel 64 Abs. 3 VvB 
Drs 16/1553 

Dazu liegt mir an Überweisungswünschen von FDP und 
CDU die lfd. Nr. 3 – das ist die VO-Nr. 16/109, Bauge-
bührenordnung – an den Ausschuss für Bauen und Woh-
nen vor. Weitere Überweisungswünsche höre ich nicht. 
Dann hat das Haus von den übrigen Verordnungen 
Kenntnis genommen. 
 
Ich komme zur 

lfd. Nr. 28: 
Antrag 

Universitätsmedizingesetz umgehend novellieren 
Antrag der FDP Drs 16/1541 

Das ist heute vertagt. 
 
Die lfd. Nrn. 29 und 30 stehen auf der Konsensliste. Die 
lfd. Nr. 31 war Priorität der CDU unter dem Tagesord-
nungspunkt 4 d. Die lfd. Nrn. 32 bis 38 finden Sie wieder 
auf der Konsensliste. 
 
Nun bleibt mir eins, nämlich den Kollegen Peter Stadt-
müller, der es fast 20 Jahre lang im Berliner Landespar-
lament als Pressesprecher der SPD-Fraktion ausgehalten 
hat, zu verabschieden. – Lieber Peter Stadtmüller! Herzli-
chen Dank! Ich glaube, dass man von Ihnen als Presse-
sprecher sagen kann, dass Sie bei den Journalisten – das 
ist schwer genug – einigermaßen anerkannt waren und bei 
den anderen Fraktionen auch. Das schaffen nur wenige. 
Alles Gute für den wohlverdienten Ruhestand! Danke für 
die Berlin und uns allen im Parlament geleistete Arbeit! 

[Beifall] 

Das war unsere heutige Tagesordnung. Die 33. Sitzung 
findet am Donnerstag, den 10. Juli um 13 Uhr statt. Den-
ken Sie daran, dass der Fußball erst um 20.45 Uhr be-
ginnt! Fahren Sie langsam und sicher nach Hause! Alles 
Gute für den Heimweg! – Die Sitzung ist geschlossen. 

[Schluss der Sitzung: 20.11 Uhr] 
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Anlage 1 
 

Liste der Dringlichkeiten 
 
Zu lfd. Nr. 7 (Priorität TOP 4 c): Dringliche II. Lesung 

Gesetz über ein Berliner  
Beamtenversorgungsgesetz 
Beschlussempfehlungen InnSichO und Haupt  
Drs 16/1573 
Antrag der SPD und der Linksfraktion Drs 16/1313 

mit Änderungen angenommen 

Fachausschuss: mehrheitlich gegen CDU 

Hauptausschuss: einstimmig bei Enth. CDU 

Lfd. Nr. 22 d: Dringliche Beschlussempfehlungen 

Tagesgroßpflegestellen in Berlin erhalten und  
ausbauen 
Beschlussempfehlungen BildJugFam und Haupt  
Drs 16/1574 
Antrag der CDU Drs 16/0243 

mehrheitlich gegen CDU, Grüne und FDP auch in 
neuer Fassung abgelehnt 

Lfd. Nr. 26 A a: Dringliche Beschlussempfehlung 

Vermögensgeschäft Nr. 5/2008 des  
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte 
Beschlussempfehlung Haupt Drs 16/1575 
Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß  
§ 38 Abs. 1 GO Abghs 

einstimmig angenommen 

Lfd. Nr. 26 A b: Dringliche Beschlussempfehlung 

Vermögensgeschäft Nr. 12/2008 des  
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte 
Beschlussempfehlung Haupt Drs 16/1576 
Vorlage – zur Beschlussfassung – gemäß  
§ 38 Abs. 1 GO Abghs 

einstimmig angenommen 

Lfd. Nr. 37 A: Dringlicher Antrag 

Staatsopernsaal funktionsgerecht sanieren! 
Antrag der Grünen Drs 16/1569 

keine Beratung 

an Kult 
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Konsensliste 
 
 
Der Ältestenrat empfiehlt, nachstehende Tagesordnungspunkte  ohne Aussprache   wie folgt zu behandeln: 
 
Lfd. Nr. 8: I. Lesung 

Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung 
Antrag der CDU Drs 16/1544 

an Haupt 

Lfd. Nr. 11: Große Anfrage 

Zukunft der Deutschlandhalle 
Große Anfrage der CDU Drs 16/1554 

vertagt 

Lfd. Nr. 12: Große Anfrage 

Sanierung des ICC auf solider Basis durchführen 
Große Anfrage der CDU Drs 16/1555 

vertagt 

Lfd. Nr. 13: Große Anfrage 

Klarheit über notwendige Schulsanierungen –  
Sanierungsstau an den einzelnen Berliner Schulen  
beziffern! 
Große Anfrage der FDP Drs 16/1556 

Die Fraktion der FDP beantragt die schriftliche Be-
antwortung. 

Lfd. Nr. 14: Beschlussempfehlungen 

Transparente Kosten- und Vergabestrukturen bei  
der Sanierung von Denkmälern und Kunstwerken  
durch Dritte 
Beschlussempfehlungen StadtVerk und Haupt  
Drs 16/1231 
Antrag der Grünen Drs 16/0223 

mehrheitlich in neuer Fassung angenommen 

Fachausschuss: gegen Grüne 

Hauptausschuss: gegen Grüne  
bei Enth. CDU und FDP 

Lfd. Nr. 16: Beschlussempfehlung 

Höchste Zeit für einen Boy’s Day in Berlin 
Beschlussempfehlung BildJugFam Drs 16/1469 
Antrag der FDP Drs 16/1201 

mehrheitlich gegen CDU und FDP abgelehnt 

Lfd. Nr. 17: Beschlussempfehlung 

Damit Vision Zero keine Vision bleibt:  
10 Schritte zu einem sicheren Straßenverkehr 
Beschlussempfehlung StadtVerk Drs 16/1512 
Antrag der Grünen Drs 16/1261 

mehrheitlich gegen Grüne bei Enth. FDP abgelehnt 

Lfd. Nr. 18: Beschlussempfehlung 

Projekt 17 Deutsche Einheit zum Ausbau der  
Wasserwege qualifiziert abschließen 
Beschlussempfehlung StadtVerk Drs 16/1513 
Antrag der Grünen Drs 16/0933 

vertagt 

Lfd. Nr. 19: Beschlussempfehlung 

Bundesverfassungsgerichtsurteil für weitere  
Qualifizierung der Arbeit der Jobcenter nutzen 
Beschlussempfehlung IntArbBSoz Drs 16/1518 
Antrag der CDU Drs 16/1408 

mehrheitlich gegen CDU mit neuer Überschrift und in 
neuer Fassung angenommen 

Lfd. Nr. 21: Beschlussempfehlung 

Mehr Chancen durch Teilhabe (VI):  
bessere Vermittlungschancen für arbeitslose  
Berlinerinnen und Berliner! 
Beschlussempfehlung IntArbBSoz Drs 16/1520 
Antrag der FDP Drs 16/1374 

mehrheitlich gegen FDP bei Enth. CDU abgelehnt 

Lfd. Nr. 23: Beschlussempfehlung 

Einsetzung eines/einer Sektenbeauftragten in der  
Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und  
Forschung 
Beschlussempfehlung BildJugFam Drs 16/1523 
Antrag der SPD und der Linksfraktion Drs 16/1247 

einstimmig bei Enth. CDU und Grüne mit neuer  
Überschrift und in neuer Fassung angenommen 

Lfd. Nr. 24: Beschlussempfehlung 

Änderung des § 39 der Bautechnischen  
Prüfungsverordnung (BauPrüfVO) 
Beschlussempfehlung BauWohn Drs 16/1525 
Antrag der CDU Drs 16/1209 

einstimmig für erledigt erklärt 

Lfd. Nr. 25 a: Beschlussempfehlungen 

Ein Aktionsprogramm für Berlins  
Kreativwirtschaft I – Finanzierung der  
Kreativwirtschaft – 
Beschlussempfehlungen WiTechFrau und Haupt  
Drs 16/1532 
Antrag der Grünen Drs 16/0890 

vertagt 
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Lfd. Nr. 25 b: Beschlussempfehlungen 

Ein Aktionsprogramm für Berlins  
Kreativwirtschaft II – Mikrokreditfonds – 
Beschlussempfehlungen WiTechFrau und Haupt  
Drs 16/1533 
Antrag der Grünen Drs 16/0891 

vertagt 

Lfd. Nr. 25 c: Beschlussempfehlungen 

Ein Aktionsprogramm für Berlins  
Kreativwirtschaft III – ein Kulturkataster  
für Berlin – 
Beschlussempfehlungen WiTechFrau und Haupt  
Drs 16/1534 
Antrag der Grünen Drs 16/0892 

vertagt 

Lfd. Nr. 25 d: Beschlussempfehlungen 

Ein Aktionsprogramm für Berlins  
Kreativwirtschaft IV – Raum für Kreative  
sichern – 
Beschlussempfehlungen WiTechFrau und Haupt  
Drs 16/1535 
Antrag der Grünen Drs 16/0893 

vertagt 

Lfd. Nr. 25 e: Beschlussempfehlungen 

Ein Aktionsprogramm für Berlins  
Kreativwirtschaft V – Eroberungsräume  
für Kreative – 
Beschlussempfehlungen WiTechFrau und Haupt  
Drs 16/1536 
Antrag der Grünen Drs 16/0894 

vertagt 

Lfd. Nr. 29: Antrag 

Brachflächenkataster für Zwischennutzungen in  
Berlin einrichten 
Antrag der FDP Drs 16/1542 

an StadtVerk 

Lfd. Nr. 30: Antrag 

Mehr Chancen durch Teilhabe (VII):  
mehr Barrierefreiheit für hörbehinderte und  
hörgeschädigte Menschen! 
Antrag der FDP Drs 16/1543 

an IntArbBSoz 

Lfd. Nr. 32 a: Antrag 

Berufsordnung für professionelle Pflegekräfte  
im Land Berlin erlassen 
Antrag der CDU Drs 16/1546 

an IntArbBSoz 

Lfd. Nr. 32 b: Antrag 

Einrichtung einer Landespflegekammer prüfen 
Antrag der CDU Drs 16/1547 

an IntArbBSoz 

Lfd. Nr. 33: Antrag 

Schichtenwasserproblematik endlich angehen –  
Arbeitsgruppe einsetzen 
Antrag der CDU Drs 16/1548 

an BauWohn 

Lfd. Nr. 34: Antrag 

Berliner Verwaltung schrittweise auf  
Open-Source-Software umstellen – „Berliner  
Gutachten“ anfertigen! 
Antrag der CDU Drs 16/1549 

an VerwRefKIT 

Lfd. Nr. 35: Antrag 

Missmanagement des Senates beenden –  
Landesamt für Bürger- und  
Ordnungsangelegenheiten an den  
Qualitätsstandard der Bezirke anpassen! 
Antrag der CDU Drs 16/1550 

an InnSichO (f), VerwRefKIT und Haupt 

Lfd. Nr. 36: Antrag 

Online-Auskunft für Pensionsansprüche beim  
Landesverwaltungsamt ermöglichen! 
Antrag der CDU Drs 16/1551 

an VerwRefKIT 

Lfd. Nr. 37: Antrag 

Elektronischer Rechtsverkehr und elektronische  
Aktenführung zügig bei allen Berliner Gerichten  
einführen! 
Antrag der CDU Drs 16/1552 

an VerwRefKIT (f), Recht und Haupt 

Lfd. Nr. 37 A: Dringlicher Antrag 

Staatsopernsaal funktionsgerecht sanieren! 
Antrag der Grünen Drs 16/1569 

an Kult 

Lfd. Nr. 38: Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Aufgabe der öffentlichen Sportfläche – „Sportplatz 
Pfeilstraße“ – im Bezirk und Ortsteil Pankow  
wegen Vermarktung für Wohnungsbauzwecke  
und für Investitionen im Sportanlagenbestand.  
Verfahren gemäß § 7 Abs. 2 Sportförderungsgesetz 
Vorlage – zur Beschlussfassung – Drs 16/1528 

an StadtVerk (f), Sport und Haupt 
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Anlage 3 
 

Beschlüsse des Abgeordnetenhauses 
 

Transparente Kosten- und Vergabestrukturen bei  
der Sanierung von Denkmälern und Kunstwerken  
durch Dritte 

Das Abgeordnetenhaus begrüßt, dass es in den vergange-
nen Jahren gelungen ist, die Sanierung wichtiger Bau-
denkmäler in der Stadt durch Erlöse aus Werbeeinnahmen 
zu finanzieren. Bürgerschaftliches und privates Engage-
ment leisten einen wichtigen Beitrag zum Erhalt unseres 
kulturellen Erbes. 
 
Das Abgeordnetenhaus wünscht die Fortsetzung dieses 
Engagements und erwartet, dass projektbezogen zwischen 
dem Senat und dem Abgeordnetenhaus bzw. dem jeweils 
zuständigen Bezirksamt und der Bezirksverordnetenver-
sammlung einerseits und den privaten Trägern anderer-
seits vertraglich Transparenz über die Werbeeinnahmen 
und das Vergabeverfahren für den Eigentümer des Bau-
denkmales gesichert wird. 
 
Die Auswahl möglicher Sponsoren hat nach objektiven 
Kriterien zu erfolgen. Es ist eine möglichst breite Streu-
ung durch Ansprache potenzieller Interessenten anzustre-
ben, um die Chancengleichheit konkurrierender Sponso-
ren zu gewährleisten. 
 

Zukunft der Jobcenter  
Der Senat wird aufgefordert, sich in den laufenden Bund-
Länder-Verhandlungen dafür einzusetzen, dass bei der 
Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 20. Dezember 2007 über die verfassungswidrige Or-
ganisationsform der Arbeitsgemeinschaften und der damit 
verbundenen Neuordnung der Jobcenter folgende inhaltli-
che Schwerpunkte gesetzt werden:  
 

1. Die Umsetzung eines an den Interessen der Bürgerin-
nen und Bürger orientierten Organisationsmodells 
muss wichtigstes Ziel der Neuordnung sein. Kundin-
nen und Kunden sollen Leistungen aus einer Hand er-
halten. Dazu bedarf es transparenter Strukturen und 
klarer Zuschreibungen von Verantwortung. 

2. Finanzpolitische Verschiebungen im Zuge der Neuor-
ganisation zum Nachteil Berlins sind auszuschließen. 

3. Es ist sicherzustellen, dass Land und Kommune die 
aktive Arbeitsmarktpolitik mitgestalten können. Es 
muss gewährleistet sein, dass in der Agentur für Ar-
beit dezentral entschieden und den Bedingungen vor 
Ort entgegengekommen werden kann, um die indivi-
duelle und passgenaue Betreuung der Langzeitarbeits-
losen sicherzustellen. 

4. Der gesetzliche Änderungsbedarf im SGB II ist 
grundsätzlich zu klären. Dabei geht es zum Beispiel 
um die gesetzliche Vereinfachung der Prüfung der 

Hilfebedürftigkeit. Hier sind auch im Sinne einer Ar-
beitsintegration, durch die auch die Kosten der Unter-
kunft verringert werden, Möglichkeiten zur besseren 
Verzahnung von arbeitsmarktlichen und sozialintegra-
tiven Leistungen zu prüfen. 

5. Um Informations- und damit in der Regel erhebliche 
Zeitverluste zu vermeiden, ist die gemeinsame Nut-
zung von IT-Systemen und personengebundenen Da-
ten notwendig unter voller Berücksichtigung aller da-
tenschutzrechtlichen Vorgaben. 

6. Die in den Jobcentern Beschäftigten brauchen Klarheit 
über ihre weiteren Beschäftigungsmöglichkeiten, die 
Einsatzgebiete, die Trägerschaft der Jobcenter und 
wer Arbeitgeber ist. 

7. Die Bedingungen der weiteren gemeinsamen Nutzung 
von Liegenschaften durch die Agentur für Arbeit und 
die Kommune sind zu klären. 

8. Es ist eine bundeseinheitliche Leistungsstatistik in 
Verbindung mit der Arbeitsmarktstatistik zu erstellen, 
die die Beschäftigungssituation Langzeitarbeitsloser 
realitätstüchtig abbildet. Der Zugang von Alg-II-
Empfangenden zu überregionaler bzw. bundesweiter 
Vermittlung ist zu erhalten. 

9. Die den Trägervertretungen zugeordneten Entschei-
dungen sollen auch künftig vor Ort beeinflusst werden 
können. Das gilt auch für organisatorische Maßnah-
men für die Verbesserung der Kundenzufriedenheit 
wie Öffnungstage und Öffnungszeiten, Regelung der 
telefonischen und E-Mail-Erreichbarkeit. 

10. Die Ergebnisse der Evaluation der Experimentierklau-
sel nach § 6c SGB II sollen bei der Neuordnung 
berücksichtigt werden. 

Der Senat wird aufgefordert, über seine Aktivitäten in 
diesen Fragen laufend zu berichten. 
 

Einsetzung eines/einer Sektenbeauftragten in der  
Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und  
Forschung 

Der Senat wird aufgefordert, in der Senatsverwaltung für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung eine Leitstelle als 
Anlauf- und Beratungsstelle für Fragen zu Sekten und 
konfliktträchtigen Anbietern auf dem Psycho- und 
Lebenshilfemarkt einzurichten. 
 

Vermögensgeschäft Nr. 5/2008 des  
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte 

1. Der Bestellung eines Erbbaurechts an einer insgesamt 
ca. 130 ha großen Grundstücksfläche zugunsten der 
Tierpark Berlin-Friedrichsfelde GmbH zu den im Erb-
baurechtsvertrag vom 28. Dezember 2007 zur Urkun-
denrolle Nr. F 660/2007 des Notars Frank Fürstenberg 
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in Berlin vom Liegenschaftsfonds vereinbarten Be-
dingungen wird zugestimmt. 

2. Der Übertragung des Schlosses Friedrichsfelde mit 
dem barocken Nordparterre in das Treuhandvermögen 
des Liegenschaftsfonds und Erweiterung des Erbbau-
rechts der Tierpark Berlin-Friedrichsfelde GmbH auf 
das Schlossgrundstück wird mit der Maßgabe der 
Nutzung des Schlosses für die Zwecke der Tierpark 
Berlin-Friedrichsfelde GmbH sowie in eigener Ver-
antwortung und in Abstimmung mit der Senatskanzlei 
– Kulturelle Angelegenheiten – für kulturelle Veran-
staltungen und der Finanzierung aller damit verbunde-
nen Kosten durch das Land Berlin zugestimmt. 

 

Vermögensgeschäft Nr. 12/2008 des  
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte 

Das Abgeordnetenhaus von Berlin beschließt die Ent-
nahme des nachfolgend genannten Grundstückes aus dem 
Sondervermögen Immobilien des Landes Berlin (SILB) 
zum Zwecke des Verkaufs durch die Liegenschaftsfonds 
Berlin GmbH & Co. KG. Die Entnahme aus dem SILB 
erfolgt zum Zeitpunkt des Termins des Eigentumsüber-
gangs auf den Käufer des Grundstückes. 
 
Liegenschaft:  Albertinenstr. 6 
Bezirk Berlin:  Pankow 
Flurstück:  58 
Grundstücksgröße: 5 484 m2 
Flurstück:  59 
Grundstücksgröße: 107 m2 
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